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246. Sitzung 

Bonn, den 13. November 1986 

Beginn: 8.00 Uhr 

Vizepräsident Frau Renger: Die Sitzung ist eröff-
net. 

Meine Damen und Herren, ich rufe Zusatzpunkt 1 
der Tagesordnung auf: 

Aktuelle Stunde 
Amtsführung des Bundeskanzlers im Zu-
sammenhang mit seinem „Newsweek"-In-
terview 

Die Fraktion der SPD hat gemäß Nr. 1 c der An-
lage 5 unserer Geschäftsordnung eine Aktuelle 
Stunde zu dem erwähnten Thema verlangt. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Ab-
geordnete Dr. Schmude. 

(Reddemann [CDU/CSU]: Einer von zehn 
anwesenden Sozialdemokraten! — Gegen

-

ruf von der SPD: Er kann noch nicht ein

-

mal zählen!) 

Dr. Schmude (SPD): Frau Präsident! Sehr geehrte 
Damen und Herren! Die Bedeutung des taktlosen 
Fehlgriffs des Bundeskanzlers gegenüber der So-
wjetunion ist hier vor einer Woche behandelt wor-
den. Dazu ist heute nur nachzutragen, daß hoffent-
lich auch diese Aussprache die Ablehnung der 
Denkweise und des Verhaltens des Bundeskanzlers 
durch die große Mehrheit der Bürger unseres Lan-
des bekräftigen wird. 

(Seiters [CDU/CSU]: In Hamburg! — Wei

-

tere Zurufe von der CDU/CSU) 

— Ich finde es interessant, daß Sie das Hamburger 
Wahlergebnis als Bestätigung von Denkweisen und 
Verhalten des Bundeskanzlers in dieser Sache wür-
digen. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Wir werden das noch nacharbeiten. — Hoffentlich 
läßt sich auch dazu beitragen, daß der angerichtete 
Schaden für die deutsch-sowjetischen Beziehungen 
begrenzt bleibt. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Der von 
euch angerichtete Schaden!) 

Heute stehen andere Gesichtspunkte im Vorder-
grund, z. B. die in dem Interview sichtbar gewor-

dene unangemessene Amtsführung des Bundes-
kanzlers und sein Umgang mit dem Bundestag. Es 
können doch nur Unverfrorenheit und Geringschät-
zung des Parlaments sein, auf deren Grundlage 
man uns zumutet, die Sache einfach auf sich beru-
hen zu lassen. 

Der Bundeskanzler hat am 6. November 1986 hier 
wörtlich ausgeführt: 

Das Interview in „Newsweek" gibt in der ent-
sprechenden Passage Sinn und Inhalt des ein-
einhalbstündigen Gesprächs nicht korrekt 
wieder. Dabei ist der falsche Eindruck ver-
mittelt worden, ich hätte Generalsekretär Gor-
batschow persönlich mit Goebbels vergleichen 
wollen. Das war nicht meine Absicht. 

(Ströbele [GRÜNE]: Das war eine Lüge!) 

Wer bereit war, ihm das zu glauben, sah sich 
schon wenige Stunden später getäuscht. Das von 
den Rundfunkanstalten mit Hilfe des Tonbandes 
gesendete Interview-Gespräch des Bundeskanzlers 
mit dem „Newsweek"-Redakteuren hat eindeutig 
bewiesen, daß die Wiedergabe der Äußerung des 
Bundeskanzlers in „Newsweek" nicht nur korrekt 
war; der akustische Eindruck der Häme und der 
gezielten Absicht, mit der der Bundeskanzler sei-
nen abwegigen Vergleich angestellt hat, gibt noch 
mehr Anlaß zur Bestürzung als der veröffentlichte 
Text. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Behauptung des Bundeskanzlers, er sei un-
korrekt zitiert worden, sein Versuch, durch Vor-
würfe an andere vom eigenen Fehlverhalten abzu-
lenken, beides hat den Tag der Bundestagsdebatte 
nicht überdauert. 

Nicht der von „Newsweek" erweckte Eindruck, 
sondern der vom Bundeskanzler mit seiner hier ge-
haltenen Rede vermittelte Eindruck hat sich als 
falsch herausgestellt. Wir haben keinen Anlaß, 
daran zu zweifeln, daß ihm diese Unrichtigkeit auch 
bewußt gewesen ist. Was diese beiden Feststellun-
gen in der Konsequenz bedeuten, ist klar. 

(Beifall bei der SPD) 



18960 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 246. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 13. November 1986 

Dr. Schmude 
Nicht Distanzierung vom entstandenen Eindruck, 

sondern Distanzierung von den eigenen Äußerun-
gen war angezeigt, 

(Zustimmung bei der SPD) 

und zur Sache war klarzustellen, daß und warum 
der Bundeskanzler seine Interview-Aussage nicht 
aufrechterhält. Darauf warten wir bis heute vergeb-
lich. Ist es Sturheit, die die Klarheit verhindert? Ist 
es die Einbildung, ein starker Mann der Politik 
dürfe keinen Fehler zugeben? Tatsächlich ist doch 
uneinsichtige Verdrängung kein Ausdruck von 
Stärke, sondern von Schwäche und Unsicherheit. 

(Beifall bei der SPD — Klein [München] 
[CDU/CSU]: Das merkt man bei euch!) 

Oder spielt die Absicht eine Rolle, nicht durch 
Rücknahme der Äußerungen, wie sie gedruckt und 
gesprochen worden sind, diejenigen zu verprellen, 
auf deren Beifall der Bundeskanzler am rechten 
Rand der Union und darüber hinaus rechnen durf-
te? Unser freidemokratischer Kollege Schäfer hat 
dazu am 6. November eine kennzeichnende Äuße-
rung eines Unionsabgeordneten im Europaparla-
ment vorgetragen. Rücksichtnahme auf diesen Ab-
geordneten und auf andere kann das Verhalten des 
Bundeskanzlers erklären; gerechtfertigt wird es da-
durch nicht, sondern es erscheint nur noch schlim-
mer. 

Wir fordern hier jene deutliche Klarstellung des 
Bundeskanzlers, die allein die Bereinigung bringen 
kann. Diese ist nach seiner Rede vor einer Woche 
auch gegenüber dem Bundestag geboten. Indem wir 
darauf drängen, Herr Bundeskanzler, helfen wir Ih-
nen übrigens gegen Ihre gefährlichsten Gegner: ge-
gen Überheblichkeit, Dickfelligkeit und Übermut. 

(Beifall bei der SPD — Reddemann [CDU/

-

CSU]: Schmude, war das alles? — Weitere 
Zurufe von der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Dr. Dregger. 

Dr. Dregger (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Bei großzügiger Auslegung 
kann man ja vielleicht Verständnis dafür haben, 
daß Herr Kollege Vogel mangels anderer Masse in 
„Newsweek" mit lautem Getöse breit eingestiegen 
ist. Peinlich ist nur, Herr Kollege Vogel, daß Sie von 
diesem Thema jetzt nicht wieder herunterkommen, 
jedenfalls nicht mit Anstand und nicht rechtzeitig. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 
und der FDP) 

Das ist zunächst peinlich für Sie selbst. Man fragt 
sich, welche Interessen Sie eigentlich wahrneh-
men. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Wessen In-
teressen! — Weitere Zurufe von der CDU/

-

CSU) 

Nach Ihrer eigenen Erklärung soll es ja heute nicht 
um die deutschen oder die sowjetischen Interessen, 
sondern um die „Newsweek"-Interessen gehen, 
meine Damen und Herren, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aha!) 

um die armen „Newsweek"-Redakteure. Hans-Jo-
chen Vogel, Schutzpatron aller Mühseligen und Be-
ladenen, von Gorbatschow bis „Newsweek". 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, es ist auch peinlich 
für die Partei des Herrn Vogel. Nach ihren nun 
wirklich schlimmen Wahldebakeln in Bayern und 
in Hamburg sollte sie wissen, 

(Gansel [SPD]: Der Stahlhelm kommt 
hoch!) 

daß auch Oppositionspolitik konstruktiv sein muß, 
wenn sie Erfolg haben soll. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Sie darf vor allem nicht destruktiv sein, vor allem in 
der Außenpolitik nicht. 

(Gansel [SPD]: Der Gully öffnet sich, der 
Stahlhelm kommt hoch!) 

Und schließlich ist Ihr Verhalten, meine Damen 
und Herren, auch peinlich für das Parlament. Müs-
sen die Bürger nicht den Eindruck bekommen, hier 
werde absurdes Theater gespielt, wenn ein ausge-
laugtes — man muß schon sagen: ausgelutschtes — 
Thema immer weiter beredet wird? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, meine Fraktion will 
gute Beziehungen zur Sowjetunion, 

(Widerspruch bei der SPD) 

und die Sowjetunion will auch gute Beziehungen zu 
uns. Sie hat das „Newsweek"-Thema j a nun wirk-
lich zögerlich und erst dann aufgegriffen, nachdem 
die SPD es zum Wahlkampfthema gemacht hatte. 

(Beifall bei der CDU/CSU und des Abg. 
Ronneburger [FDP]) 

Was soll denn die Sowjetunion nun eigentlich ma-
chen, soll sie den Wahlkampf der SPD unterstüt-
zen? Das lohnt sich doch nicht. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Sie weiß doch selbst, daß die SPD in ihrer jetzigen 
Verfassung nicht gewählt werden kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Oder soll sie nun schweigen, während sich die SPD 
zu ihren Gunsten erregt? Auch das ist schwierig. 

(Gansel [SPD]: Sie Waldheim-Zwerg!) 

Herr Kollege Vogel, es ist peinlich. 

Meine Damen und Herren, es gibt viele gute An-
sätze zu vertieften Beziehungen mit der Sowjet-
union. Sie können offenbar nicht von denen wahr-
genommen werden, die sich aufspielen, als ob sie 
sowjetischer seien als die Sowjetunion, und das ist 
doch in Ihrer Polemik und in der Sache der Fall. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie können nicht fruchtbar gemacht werden von 
denen, bei denen die Sowjets nicht genau wissen, ob 
es ihnen angenehm ist, wenn sie als Genossen oder 
nicht als Genossen bezeichnet werden. 
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Dr. Dregger 
Die Sowjets wissen bei uns, woran sie sind: Wir 

sind kalkulierbar. Wir vertreten auch handfeste In-
teressen, und zwar die deutschen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir nehmen diese deutschen Interessen genauso 
nachdrücklich wahr, wie die Sowjetunion die sowje-
tischen Interessen wahrnimmt. 

(Gansel [SPD]: Man muß sehen, wie Sie 
grinsen! Man müßte im Protokoll Ihr Ge

-

sicht sehen können, wenn Sie von deut

-

schen Interessen reden!) 

Je weniger aufgeregt, je sachbezogener wir es tun, 
um so besser für die Sowjetunion und für uns. Wir 
werden uns durch Sie daran nicht hindern lassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Dr. Müller (Bremen). 

Dr. Müller (Bremen) (GRÜNE): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Losgegangen ist das 
Ganze j a mit dem unsäglichen Wort von der „Gnade 
der späten Geburt". Dann kam die Waldheim-Unter-
stützung. Dann kam in Deutschland die schlimme 
Debatte über die kausale Verknüpfung der Verbre-
chen Stalins mit den Verbrechen Hitlers, eine De-
batte, die nach dem Motto gelaufen ist: Wenn man 
die Nationalsozialisten und die nationalsozialisti-
schen Verbrechen nur mit genügend Kriminellem 
vergleicht, dann wird sich das schon relativieren. 
Danach ist diese Debatte gelaufen. 

(Zuruf des Abg. Reddemann [CDU/CSU]) 

Und dann, Herr Bundeskanzler, wesentlich 
schlimmer und noch falscher: 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sind Sie!) 

der Goebbels-Gorbatschow-Vergleich. 

(Reddemann [CDU/CSU]: He!) 

Was wird damit denn eigentlich ausgesagt? Damit 
wird ausgesagt: 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Der kriegt einen 
Lenin-Orden!) 

Was Herr Goebbels getan hat — er hat das deutsche 
Volk aufgehetzt, hinter sich versammelt, um eine 
verbrecherische kriminelle Politik durchzuführen —, 
wird auf diese Art und Weise relativiert. Das ist der 
innenpolitische Aspekt Ihres Vergleichs und dieses 
„Newsweek"-Interviews. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ihre Auslegung 
ist das!) 

Wenn man sich das Zitat in „Newsweek" einmal 
genauer anschaut, was denn da eigentlich gesagt 
worden ist, und wenn man das Gelächter, das dort 
im Protokoll vermerkt wird, mit interpretiert, dann 
kann man sich eines Eindrucks nicht erwehren, 
Herr Bundeskanzler: Im Grunde genommen sind 
Sie von denen, die Sie da miteinander verglichen 
haben, fasziniert. 

(Lachen bei der CDU/CSU und der FDP) 

Im Grunde genommen sind Sie davon fasziniert. 
Das kommt in diesem „Newsweek"-Zitat zum Aus-
druck. Fasziniert hat Sie das Totalitäre. Fasziniert 
hat Sie das Totalitäre an beiden. Das ist der wirkli-
che Vorwurf, den man Ihnen in dieser Debatte ma-
chen soll. 

(Lachen bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich finde es nicht richtig, daß Sie darüber la-
chen. — Das Schlimme, Herr Bundeskanzler, ist 
doch Ihr Verhältnis zur deutschen Geschichte, 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Über 
Sie kann man nur lachen!) 

ein Verhältnis zur deutschen Geschichte, das über-
haupt nicht erkannt hat, was da eigentlich gesche-
hen ist. 

(Beifall des Abg. Vogel [München] [GRÜNE]) 

Was Sie mit diesem Vergleich wollten, war doch 
wieder einmal nichts anders als eine Rechts-Links-
Gleichsetzung. Das ist einmal wieder eine Verhöh-
nung der Opfer, die in den nationalsozialistischen 
KZs als Linke umgebracht wurden. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU und der 
FDP — Klein [München] [CDU/CSU]: Und 

im Gulag!) 

— Eine Verhöhung der Opfer! 

(Zuruf von der CDU/CSU: Billig!) 

Und dann, Herr Bundeskanzler, das unrühmliche 
Ende dieser Affäre: der Versuch einer Bewältigung. 
„Newsweek" erzählen Sie, mit dem Gorbatschow

-

Vergleich hätten Sie die Sache — ich zitiere wört-
lich — „auf den Punkt gebracht". Das sagen Sie 
dort. Hier im Bundestag in der letzten Woche er-
zählt uns der Kanzler, das sei alles nicht so gemeint 
gewesen. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Ja! — Heiterkeit 
bei der CDU/CSU und der FDP) 

Bei „Newsweek", Herr Bundeskanzler, machen Sie 
den Brandstifter. Hier versuchen Sie, als Bieder-
mann davonzukommen. Das ist die Art und Weise, 
wie Sie versucht haben, sich zu verteidigen. Aber 
auch das paßt zu Ihrem Geschichtsverständnis, und 
das paßt zu dieser gesamten Affäre. Das paßt auch 
zu der Art von Vergangenheitsbewältigung, die die 
CDU versucht, daß Sie hier im Bundestag nicht nur 
ein bißchen geschwindelt haben, 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

sondern uns, den Bundestag, belogen haben. 

(Unruhe bei der CDU/CSU und der FDP) 

Sie haben uns, den Bundestag, belogen, daß sich die 
Balken gebogen haben. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Unglaub
-

lich, was Sie da verzapfen! — Anhaltende 
Unruhe bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Konstruktion dort oben, diesen Balken dort 
oben sollte man seit diesem Tag und in Zukunft 
„Helmut-Kohl-Balken" nennen. Denn das ist es, was 
Sie hier gemacht haben: Sie haben das Parlament 
belogen, um aus dieser Affäre herauszukommen. 
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Dr. Müller (Bremen) 
Danke schön. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Dr. Stark 
[Nürtingen] [CDU/CSU]: Sie sind ein Lüm

-

mel!) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Bundesminister Dr. Schäuble. 

Dr. Schäuble, Bundesminister für besondere Auf-
gaben, Chef des Bundeskanzleramtes: Frau Präsi-
dentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Wir führen hier heute vormittag nicht eine Debatte 
über die deutsch-sowjetischen Beziehungen, 

(Ströbele [GRÜNE]: Sondern über einen 
Lügner!) 

sondern ganz offensichtlich über die innenpoliti-
schen Absichten der Opposition. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Ströbele [GRÜNE]: Ein Lügner ist das!) 

Der Sachverhalt, meine Damen und Herren, ist 
klar. 

(Ströbele [GRÜNE]: Der Kanzler ist ein 
Lügner, wenn Sie es hören wollen! — Klein 
[München] [CDU/CSU]: Ströbele ist ein 

Gangster, wenn Sie es hören wollen!) 

Der Wortlaut dessen, was der Bundeskanzler — — 

(Unruhe  bei der CDU/CSU und der FDP — 
Gegenrufe von der CDU/CSU und der FDP 
— Ströbele [GRÜNE]: Das wird man doch 
noch sagen dürfen! — Dr. Stark [Nürtin-
gen] [CDU/CSU]: Der Terrorist sagt: Der 
Kanzler ist ein Lügner! — Vogel [Mün-
chen] [GRÜNE]: Herr Stark hat Herrn 
Ströbele als Terroristen bezeichnet! — An-
haltende allgemeine Unruhe — Dr. Vogel 
[SPD]: Lassen Sie den Redner sprechen!) 

— Vielen Dank, Herr Kollege Vogel. 

Der Wortlaut dessen, was der Bundeskanzler ge-
sagt hat, ist bekannt, und der Wortlaut des Inter-
views, das daraus gefertigt wurde, auch. 

Der Bundeskanzler hat in der vergangenen Wo-
che klargestellt, daß er den Vergleich, der ihm un-
terstellt wird, nicht ziehen wollte, 

(Ströbele [GRÜNE]: Der Wortlaut ist an

-

ders!) 

und daß es ihm fern lag, Generalsekretär Gorba-
tschow zu beleidigen. Er hat bedauert, daß ein ande-
rer Eindruck entstehen konnte, 

(Verheugen [SPD]: Mußte!) 

und er hat sich davon distanziert. Das alles, meine 
Damen und Herren, ist bekannt, und es ist klar. 
Damit muß die Sache erledigt sein. 

Herr Vogel selbst hat in der vergangenen Woche 
gesagt, daß kein Anlaß bestehe, die außenpolitische 
Diskussion fortzusetzen. 

(Dr. Vogel [SPD]: Richtig!) 

Wenn Sie nun doch diese Debatte heute führen, 
dann kann es kaum Ihre angeblich so tiefe Sorge 

um die deutsch-sowjetischen Beziehungen sein, die 
Sie dazu veranlaßt. 

(Zuruf von der SPD: Die Sorge um die deut

-

sche Geschichte!) 

Was es auch immer sein mag, weshalb Sie dennoch 
diese Aktuelle Stunde beantragt haben: Neu im 
Sinne von „aktuell" ist wenig, leider nicht einmal 
die Erkenntnis, daß Sie unbelehrbar sind und daß 
Sie Dementis und klarstellende Distanzierungen 
einfach nicht zur Kenntnis nehmen wollen. 

(Zurufe von der SPD) 

Leider ist auch die Erkenntnis nicht neu, daß Sie 
in der Wahrnehmung der sowjetischen Interessen 
so empfindsam sind, 

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Ehmke 
[Bonn] [SPD]) 

daß manche schon fragen, Herr Kollege Ehmke, ob 
Sie damit nicht die Sowjetunion zwingen, nicht we-
niger empfindsam zu sein als die deutsche Sozialde-
mokratie. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, Sie sollten aufpassen, 
daß nicht der Eindruck entsteht, Sie wollten der 
Sowjetunion die Stichworte geben, 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Das macht doch 
der Kanzler! — Weitere Zurufe von der 

SPD) 

oder Sie wollten unsere östlichen Partner zu einem 
unseren deutschen Interessen nicht förderlichen 
Verhalten provozieren, 

(Dr. Vogel [SPD]: Von wem stammt denn 
eigentlich das Interview?) 

um damit, Herr Vogel, Ihr innenpolitisches Süpp-
chen zu kochen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Lieber Herr Vogel, gerade haben Sie noch lie-
benswürdigerweise darum gebeten, daß man den 
Redner reden lasse. Wenn Sie diese Aufforderung 
auch an sich selber richteten, wäre es noch besser. 

(Dr. Vogel [SPD]: Sie sind gut zu verstehen!) 

— Vielen Dank! Das ist wahr, ich bin auch sehr klar. 

(Dr. Vogel [SPD]: Das ist auch bemerkens

-

wert, daß Sie klar sind!) 

Aber die Sorge, daß Sie damit Ihr innenpolitisches 
Süppchen kochen, ist leider auch nicht neu. Ich will 
Ihnen vier Beispiele nennen: In der Diskussion um 
unsere Bedrohung durch sowjetische Mittelstrek-
kenraketen haben Sie die Gleichgewichtspolitik des 
westlichen Bündnisses damit konterkariert, daß Sie 
gegen eine Nachrüstung waren ohne gleichzeitig 
eine Verschrottung der sowjetischen Raketen zu 
fordern. Wir können heute beweisen, daß Sie sowje-
tische Interessen besser wahrnehmen als die So-
wjetunion selbst. Das ist das Problem. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Dies ist die Spra-
che der deutschen Rechtsradikalen seit 
dem vorigen Jahrhundert! Das ist Goebbels 
Sprache! — Weitere Zurufe von der SPD) 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 246. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 13. November 1986 	18963 

Bundesminister Dr. Schäuble 
— Es ist schon sehr bemerkenswert, wie Sie reagie-
ren. Wir werden das noch ein bißchen fortsetzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich werde Ihnen, weil Sie so reagieren, alle vier Bei-
spiele nicht ersparen. Wir können inzwischen be-
weisen, daß unsere Politik eine realistische Chance 
bietet, daß die sowjetischen Raketen, die uns bedro-
hen, verschrottet werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich nenne den zweiten Punkt: Sie haben das Be-
streben der Bundesregierung, weltweit chemische 
Waffen zu ächten, dadurch konterkariert, 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: So ein 
Quatsch!) 

daß Sie mit den kommunistischen Parteien der 
DDR und der Tschechoslowakei vertragsähnliche 
Abschlüsse getätigt haben, die dazu dienen sollen, 
chemiewaffenfreie Zonen in Europa zu schaffen. 
Als ob es schon ausreichte, wenn bei uns keine che-
mischen Waffen gelagert wären, 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Ihr habt doch 
neue bestellt!) 

und als ob es nicht wichtig wäre, daß wir nicht von 
chemischen Waffen bedroht werden! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Drittens erwähne ich die Diskussion um mensch-
liche Erleichterungen im geteilten Deutschland. Ist 
etwa Herr Lafontaine, SPD-Ministerpräsident an 
der Saar, den deutschen Interessen nicht dadurch 
in den Rücken gefallen, daß er in der DDR öffent-
lich gefordert hat, die Bundesrepublik Deutschland 
müsse in Grundsatzfragen der deutschen Teilung 
von ihrem Standpunkt abgehen, etwa in der Frage 
der einen deutschen Staatsangehörigkeit, damit es 
zu menschlichen Erleichterungen im geteilten 
Deutschland komme? 

(Dr. Vogel [SPD]: Das stimmt doch gar 
nicht!) 

— Aber dies hat er gesagt, Herr Kollege Vogel; wir 
haben es alle im deutschen Fernsehen gehört. Das 
heißt doch wohl, daß er in Wahrheit den Generalse-
kretär Honecker aufgefordert hat, so lange mensch-
liche Erleichterungen nicht zu gewähren, wie wir in 
den Grundsatzfragen nicht den östlichen Stand-
punkt in der deutschen Frage übernehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Ehmke [Bonn] [SPD]: Sie lügen wie der 

Kanzler!) 

Dazu passen dann viertens Berichte, Herr Kol-
lege Ehmke, daß Herr Falin schon im Frühjahr die-
ses Jahres deutschen Gesprächspartnern gesagt 
hat, die deutsche Sozialdemokratie wolle nicht, daß 
Generalsekretär Honecker vor der Bundestagswahl 
einen Besuch in der Bundesrepublik Deutschland 
mache. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Pfui! — Uner

-

hört!) 

Volker Rühe hat Sie, Herr Kollege Ehmke, j a schon 
in der vergangenen Woche mit ihrer Äußerung zi-
tiert, 

(Zuruf des Abg. Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]) 

daß ein Gipfel der Supermächte vor der Bundes-
tagswahl der SPD nicht ins Konzept passe. Meine 
Damen und Herren von der SPD, deutschen Inter-
essen dienen Sie mit diesem Verhalten nicht! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

In der Demokratie ist der Wettstreit zwischen 
den politischen Parteien notwendig, aber auch der 
politische Wettkampf darf nicht schranken- und zü-
gellos werden. 

(Zuruf von der SPD: Sagen Sie das einmal 
Herrn Kohl! — Bindig [SPD]: Fassen Sie 
sich einmal an die eigene Nase! — Frau Dr. 
Timm [SPD]: Ja, sagen Sie das Ihrem 

Kanzler!) 

Wir sollten darum wetteifern, wer die Interessen 
der Deutschen besser wahrnimmt, aber wir sollten 
nicht die Kugel unseres innenpolitischen Wett-
streits über die sowjetischen Bande spielen, 

(Dr. Müller [Bremen] [GRÜNE]: Von Bil- 
lard versteht er auch nichts!) 

und Sie sollten auch nicht empfindlicher als die 
Sowjetunion selbst sein. 

(Bindig [SPD]: Solch ein Niveauverfall!) 

Ich habe eine Aufstellung verleumderischer Be-
leidigungen führender Repräsentanten der Bun-
desrepublik Deutschland durch offiziöse Organe 
der Sowjetunion. Da ich gegen Vergeltung und Auf-
rechnung bin, trage ich das alles nicht vor, zumal 
der Bundeskanzler auch nicht Gleiches mit 
Gleichem vergelten wollte. 

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

Aber Sie in der Opposition, die Sie so bewegt sind, 
müßten gelegentlich noch erklären, warum Sie ge-
gen solche Anwürfe gegen führende Repräsentan-
ten der Bundesrepublik Deutschland so lange ge-
schwiegen haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Als der frühere Bundeskanzler Schmidt aus 
Israel auf eine schwer erträgliche Weise angegrif-
fen wurde, war es der damalige Oppositionsführer 
Helmut Kohl, 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

der vor dem Deutschen Bundestag den Bundes-
kanzler Schmidt gegen diese Angriffe in Schutz ge-
nommen hat. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Das war 
eben kein Vogel! — Gegenrufe von der 

SPD) 

Sie, meine Damen und Herren von der Opposition, 

(Dr. Vogél [SPD]: Von wem stammt denn 
das Interview?) 
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Bundesminister Dr. Schäuble 
Sie, Herr Kollege Vogel, können nicht nur nicht 
regieren, sondern müssen auch erst noch lernen, 
was verantwortungsbewußte Opposition erfordert. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP) 

Aber vielleicht liegt Ihre mangelnde Unterschei-
dungs- und Urteilsfähigkeit auch darin begründet, 
daß Sie selbst beim Austeilen nicht so zimperlich 
sind. 

(Bindig [SPD]: Hochmut kommt vor dem 
Fall!) 

Sie haben ohne jede Hemmung führende Politiker 
der Union in die Nähe der Sozialdemokraten ge-
rückt. 

(Lachen bei der SPD — Dr. Vogel [SPD]: 
Eine unerhörte Beleidigung!) 

— In die Nähe der Nationalsozialisten! 

(Unruhe bei der SPD) 

— Meine verehrten Damen und Herren, wie muß es 
um die SPD bestellt sein, wenn ein so harmloser 
Versprecher Ihnen schon eine so befreiende Freude 
bereitet. 

(Dr. Vogel [SPD]: Der harmlose Schäuble! 
— Verheugen [SPD]: Was Sie sagen woll

-

ten, war nicht harmlos!) 

Aber ich finde, daß es doch schön ist, wenn Sie wie-
der einmal Grund zur Freude haben, wo es Ihnen 
doch im Moment nicht so furchtbar gut geht. 

Ich sage es also noch einmal, und ich hoffe, daß 
ich mich nicht verspreche: Sie haben ohne jede 
Hemmung führende Politiker der Union in die 
Nähe der Nationalsozialisten gerückt. 

(Verheugen [SPD]: Ja, das ist es! Und das 
ist harmlos?) 

— Ja, das können wir stundenlang zitieren. Das ist 
in der Tat überhaupt nicht harmlos, 

(Dr. Soell [SPD]: Kohl hat sich doch mit 
Hitler verglichen! Er sagt, er habe mehr 

Wähler gehabt!) 

und Sie haben sich davon bis heute nicht distan-
ziert. Ihre angebliche Betroffenheit über sowjeti-
sche Betroffenheit wird doch unglaubwürdig, wenn 
man sieht, wie Sie diese absichtsvollen Entgleisun-
gen bis in die jüngste Zeit hinein fortsetzen. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Bis ins Parlament 
hinein!) 

Sie werden damit allerdings nicht glaubwürdiger 
werden, wenn Sie nicht anfangen, die Maßstäbe, die 
Sie an andere anlegen, auch an sich selbst anzule-
gen. 

Herr Kollege Vogel, die Gewerkschaft der Polizei 
hat in diesen Tagen einen neuen Vorsitzenden ge-
wählt 

(Dr. Vogel [SPD]: Ein guter Mann!) 

— ja,  das ist wahr —, weil sie mit den unerträgli-
chen Ausführungen ihres früheren Vorsitzend en 

auf einem großen Gewerkschaftskongreß nicht 
mehr identifiziert werden wollte. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Nehmen Sie sich 
daran einmal ein Beispiel!) 

Aber, Herr Kollege Vogel, es fehlt noch immer eine 
Erklärung des Distanzierens und des Bedauerns 
von Ihnen dazu, daß Sie zu diesem unsäglichen Ver-
gleich auf diesem Gewerkschaftskongreß applau-
diert haben sollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Da der Vorsitzende der Synode der Evangeli-

schen Kirche in Deutschland diese Aktuelle Stunde 
begründet hat: Lieber Herr Schmude, ich will Ihnen 
doch zum Ende mit Matthäus 7 antworten. Da heißt 
es: 

1. Richtet nicht, damit ihr nicht gerichtet wer-
det! 
2. Denn wie ihr richtet, so werdet ihr gerichtet 
werden, 

(Zurufe von der SPD) 

— Sie werden doch wenigstens diese Sätze in Ruhe 
anhören können — 

und nach dem Maß, mit dem ihr meßt und 
zuteilt, wird euch zugeteilt werden. 
3. Warum siehst du den Splitter im Auge deines 
Bruders, aber den Balken in deinem Auge be-
merkst du nicht? 
4. Wie kannst du zu deinem Bruder sagen: Laß 
mich den Splitter aus deinem Auge herauszie-
hen! — und dabei steckt in deinem Auge ein 
Balken? 
5. Du Heuchler! Zieh zuerst den Balken aus dei-
nem Auge, dann kannst du versuchen, den 
Splitter aus dem Auge deines Bruders heraus-
zuziehen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 
und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, ich darf darauf aufmerksam machen, daß 
der Herr Bundesminister die zehn Minuten Rede-
zeit überschritten hat. 

(Seiters [CDU/CSU]: Das haben die schon 
so gemerkt, glaube ich!) 

— Ich denke, ich sollte das mitteilen. Das weiß der, 
der zuhört, nicht ohne weiteres. 

(Abg. Vogel [München] [GRÜNE] begibt 
sich zum Präsidium) 

— Sie beantragen die Eröffnung der Aussprache. 

Die Fraktion DIE GRÜNEN hat die Aussprache 
beantragt. Dann schließen wir die Aktuelle Stunde 
und beginnen mit der Aussprache. 

Wir fahren in der Reihenfolge der Wortmeldun-
gen fort. Das Wort hat Frau Abgeordnete Simonis. 

Frau Simonis (SPD): Frau Präsident! Meine Da-
men und Herren! Nachdem man Herrn Schäuble 
zugehört hat, kommt man auf ein deutsches Sprich-
wort: „Wie der Herr,  so's  Gescherr!" 

(Lachen bei der CDU/CSU) 
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Frau Simonis 
Der Kanzler schwindelt, außerhalb des Plenums 
würde man sagen, er lügt, und der Kanzleramtsmi-
nister sagt auch nicht die Wahrheit, 

(Bohl [CDU/CSU]: Sie waren auch schon 
mal besser! — Zuruf von der CDU/CSU: 
Kennen Sie auch ein russisches Sprich

-

wort?) 

weder die politische noch die, die eigentlich Anlaß 
dieser Diskussion war. Es geht nicht um die 
deutsch-russischen Beziehungen, es geht um ein In-
terview, das der Kanzler „Newsweek" gegeben hat 
und das in der Zwischenzeit weltweit Schlagzeile 
gemacht hat. 

Man ist es ja bis an die Schmerzgrenze gewohnt, 
daß der promovierte Historiker Helmut Kohl in 
schönster Stammtischmentalität seine Weltan-
schauung um sich verbreitet. Schwadronierend 
über Aussehen und Einkaufsgewohnheiten der 
Frau des Kremlführers, Parallelen ziehend, wo 
keine sind und keine gezogen werden dürfen, setzt 
der Bundeskanzler seine Duftmarken peinlichster 
geschichtlicher und politischer Entgleisungen fort. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Der Moskau-Korrespondent der „Basler Zeitung" 
entsetzt sich über die „widerlichen" Äußerungen 
des Bundeskanzlers und konstatiert: 

Mit seinem mißglückten Versuch, große Politik 
zu machen, hat der deutsche Kanzler unmäßig 
viel politisches Kapital verspielt. 

Der Mann scheint den Kanzler nicht zu kennen. 
Ausgestattet mit der „Gnade der späten Geburt", die 
er ausgerechnet in Israel entdeckt, freut sich dieser 
Kanzler auch noch, daß er von mehr Deutschen 
gewählt wurde als Hitler, und ein Mann, der mehr 
Stimmen als Hitler bekommen hat, kann es sich 
auch leisten, seinen Gast Ronald Reagan, den Präsi-
denten der Vereinigten Staaten, ausgerechnet über 
SS-Gräber in Bitburg stolpern zu lassen. 

(Lebhafte Pfui-Rufe von der CDU/CSU — 
Klein  [München] [CDU/CSU]: Schämen Sie 

sich!) 

Ein Bundeskanzler, dessen Intimus Bergsdorf, Ab-
teilungsleiter im Bundespresseamt, zur Rettung sei-
nes Chefs den Vergleich zwischen Goebbels und 
Gorbatschow auch noch für ein Kompliment halten 
darf, kann natürlich bei Vertriebenenverbänden, 
die gerade wieder einmal Schlesien annektieren 
wollen, auftreten, ohne daß er die Gelegenheit 
nutzt, geradezurücken, zu widersprechen und Scha-
den zu begrenzen. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: „Versöhnen 
statt spalten"!) 

Sie, Herr Bundeskanzler, hatten wirklich keinen 
Blackout, Sie glaubten sich in einer persönlichen 
Sternstunde zu befinden, Sie konnten sich das La-
chen über Ihre gelungenen Vergleiche nicht ver-
kneifen; man hört richtig, wie Sie sich selbst auf die 
Schulter klopfen. Ich bin kein Narr, so sagen Sie. 
Und weiter sagen Sie: Die Frau Gorbatschow — die 
Sprache allein schmerzt schon — ist eine attraktive 
Frau, die reist nach Paris und kauft sich natürlich 

Kleider in Paris. — Und wieder etwas weiter: Der — 
damit meinen Sie Gorbatschow — war nie in Kali-
fornien, nie in Hollywood, aber er versteht was von 
Public Relations. — Wie schön, schließe ich daraus, 
daß dann wenigstens Ronald Reagan in Hollywood 
und in Kalifornien war. 

Der innenpolitische Trümmerhaufen, den Sie mit 
Ihrer Laberei und Taktiererei angerichtet haben, ist 
schlimm. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Sie sind 
peinlich, Frau Kollegin!) 

Sie präsentieren sich als Schwadroneur, dessen po-
litische Sensibilität und geistige Disziplin dem Ka-
sino-Ton eines k. u. k. Offiziers um Mitternacht ver-
flixt ähnelt. Der Regierungssprecher, der Erfinder 
der Pressezensur in der Bundesrepublik, 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Was sagen 
Sie da?) 

ist zwar imstande, aus der Zahl der Veröffentlichun-
gen im Ausland den Eindruck herzuleiten, es habe 
sich um einen Erfolg gehandelt, dennoch wird auch 
er den verheerenden Eindruck, den die Flunkerei 
des Bundeskanzlers hier vor dem deutschen Parla-
ment hervorgerufen hat, nicht aus der Welt schaf-
fen. 

(Reddemann [CDU/CSU]: Wie kann man 
nur einen anderen so hassen, wie Sie das 

jetzt tun?) 

Deutsche Staatsmänner, von Konrad Adenauer 
über Ludwig Erhard, von Brandt bis Schmidt, ha-
ben sich bemüht, das Ansehen Deutschlands von 
den Spuren seiner blutigen und grauenerregenden 
Geschichte zu befreien. Ihre Entgleisungen, die Sie 
sich permanent leisten, haben aber genau jene häß-
lichen Spuren wieder sichtbar gemacht. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Zurufe von der CDU/CSU) 

Der simple Satz „Ein Mann, ein Wort" hat bei 
Ihnen wirklich keine Bedeutung, erstens weil Sie 
sowieso stets in Wortkaskaden antworten und zwei-
tens weil der Satz „Ich entschuldige mich, ich habe 
geirrt", Ihnen wohl nie über die Lippen kommen 
wird. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Ich habe den Ein

-

druck, Sie mögen Herrn Kohl nicht!) 

Schuld haben die anderen: die „Presseheinis" -- das 
ist dann ja wohl der Ost im Presse- und Informa-
tionsamt —, die Journalisten und überhaupt der 
Rest der Welt. Richtig ist, daß der Pressesprecher 
im vorauseilenden Gehorsam das Maß der Instinkt-
losigkeit noch erhöht hat; aber es wäre falsch, aus 
diesem Zauberlehrling etwa gar den Meister ma-
chen zu wollen. 

Angesehene Historiker wie Martin Broszat war-
nen vor der Geschichtsklitterei, 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Ein widerlicher 
Haß! So werden Sie die Ergebnisse von 
Hamburg nicht ändern! — Weitere Zurufe 

von der CDU/CSU) 
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Frau Simonis 
die sich, losgetreten vom Fraktionsvorsitzenden der 
CDU, bis hin zum Bundeskanzler bei uns in der 
Bundesrepublik breitmacht. Sie warnen davor, den 
Bürgern in der Bundesrepublik den selbstkriti-
schen Umgang mit ihrer Geschichte wegzuschwa-
dronieren, der ihnen überhaupt erst die Stellung in 
den Staaten der westlichen Demokratie erlaubt. 

Herr Bundeskanzler, Sie haben 18 Semester lang 
Geschichte studiert. Das sind einige Semester 
mehr, als die konservativen Bildungspolitiker Ihrer 
Parteien heute als Regelstudium bis zur Promotion 
einem jungen Geschichtswissenschaftler zugeste-
hen wollen. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Bei Ihnen hat man das Gefühl, es waren ein paar 
Semester zu wenig. Sie beteuern stets, die deutsche 
Geschichte gelernt zu haben. Gelernt haben Sie 
vielleicht, begriffen haben Sie nichts. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Klein (München). 

Klein (München) (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Manchmal trägt auch in 
der Politik eine nüchterne Analyse nur zeitlicher 
Abläufe zur Erhellung von Sachverhalten bei. Die 
„Newsweek"-Ausgabe mit dem Kanzlerinterview 
trug das Datum vom 27. Oktober, aber schon am 
24. Oktober lag die erste Stellungnahme des SPD

-

Fraktionsvorsitzenden vor. Die erste sowjetische 
Reaktion, die Vorsprache von Botschafter Kwi-
zinski bei Kanzleramtsminister Schäuble, erfolgte 
erst 6 Tage später. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 
In jenen sechs Tagen und in den folgenden 13 Ta-

gen öffnete die SPD ihre Propagandaschleusen. Al-
lein vom Kollegen Vogel liegen mir fünf schriftlich 
verbreitete Einlassungen mit zusammen etwa 2 300 
Wörtern vor: 

(Dr. Vogel [SPD]: Haben Sie die gezählt?) 
Anfeindungen, Unterstellungen, Herabsetzungen 
des deutschen Bundeskanzlers 

(Dr. Vogel [SPD]: Unglaublich! — Weitere 
Zurufe von der SPD) 

und die ständig wiederholte Behauptung schwerer 
Belastung der deutsch-sowjetischen Beziehungen. 
Selbst wenn ich Informationen nicht glauben will, 
daß die sowjetische Botschaft von der SPD ange-
regt wurde zu reagieren, bleibt doch unabweisbar, 
Herr Kollege Vogel, daß sich die Sozialdemokraten 
einmal mehr sowjetischer gebärdeten als die So-
wjets. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Moskau hat da weit gelassener reagiert. Es hat — 

auch das wirkte noch wie eine gezwungene Wahl-
kampfgeste zugunsten der SPD — einen prominen-
ten Besucher aus der Bundesrepublik Deutschland 
ausgeladen, zwei andere unmittelbar danach aber 
empfangen. Botschafter Kwizinski hat die Distan-

zierung des Bundeskanzlers von dem nicht beab-
sichtigten Eindruck gewürdigt und von einer „Epi-
sode" gesprochen. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Da war der Vogel 
enttäuscht!) 

Außenminister Schewardnadse hat sich nur auf Be-
fragen in einer Pressekonferenz zu dem Vorgang 
geäußert. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Fragen Sie doch 
mal den Außenminister!) 

Sie aber, meine Damen und Herren von der SPD, 
heizen unentwegt weiter. Merken Sie denn nicht, 
was Sie anrichten? 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Die wollen das 
anrichten!) 

Spüren Sie keine Verantwortung dafür, daß Ihre 
rhetorische Beschützerrolle gegenüber einem tota-
litären Staat die Fragen nach dem GULag, nach 
Afghanistan, nach den psychiatrischen Kliniken ge-
radezu zwangsläufig provoziert? Und das in einer 
Phase des West-Ost-Dialogs, in der zum erstenmal 
die ernsthafte Hoffnung besteht, auch über das 
steile Gefälle bei den Menschenrechten verhandeln 
zu können! 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Das hätten Sie Ih

-

rem Kanzler einmal sagen müssen! — Wei

-

tere Zurufe von der SPD) 

— Sagen Sie jetzt bitte nicht, das sei durch das 
Kanzler-Interview ausgelöst worden. Das ist objek-
tiv unwahr. Denn hätten Sie nicht eine Bemerkung 
zum Vergleich hochstilisiert und mit beleidigenden 
Inhalten unterlegt, 

(Lachen bei der SPD) 

würde wohl kaum jemand Anstoß daran genommen 
haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ihre Spekulation auf Wahlhilfe aus Moskau — ich 
weiß sehr genau, wovon ich spreche — wird nicht 
aufgehen. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Das lohnt sich 
nicht!) 

Die Sowjets sind Realisten, und Gorbatschow will, 
weil er Frieden und Zusammenarbeit für seinen 
Staat so nötig braucht wie alle anderen Staaten der 
Welt, offenkundig mit dem Westen ins reine kom-
men. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Johnny zwingt 
schon wieder einmal die Sowjetunion in 

die Knie!) 

Da wirkt eine solch schäbig kleinkarierte Aktion, 
wie sie heute von Ihnen noch einmal inszeniert 
wurde, nur störend. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Je mehr Sie sich bemühen, die GRÜNEN links zu 
überholen und sich ihrer destruktiven Diktion an-
zupassen, desto sicherer vertreiben Sie sich Ihre 
Wähler. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
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Klein (München) 
In der Presse wurde bereits die Frage aufgeworfen: 
Wie gut muß diese Bundesregierung sein, daß den 
Genossen keine anderen Argumente einfallen! Ich 
füge angesichts der heutigen, an den wirklichen In-
teressen und Bedürfnissen der Deutschen vorbeige-
henden Einlassungen der SPD hinzu: Reichen Ih-
nen ein Absinken auf 27,5 % in Bayern und ein 
Rückgang um 10 % in Hamburg immer noch nicht 
aus? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Dr. Müller (Bremen). 

(Bohl [CDU/CSU]: Der hat doch schon alles 
gesagt!) 

Dr. Müller (Bremen) (GRÜNE): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! In dem Interview waren 
ja noch andere Vergleiche. Es ist ja offensichtlich 
eine Zeit, wo diese Art von polemischen Ver-
gleichen die politische Kultur kaputtmachen. Ich 
meine den Vergleich von Reykjavik mit dem Mün-
chener Treffen von 1938. Auch dies war unsäglich. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Das ist die gei

-

stige Erneuerung!) 

Es muß doch eins klar sein: daß in Reykjavik 
zumindest von der Sowjetunion der Versuch ge-
macht worden ist, Schritte zu einer Verständigung 
zu schaffen. Ich glaube, das wird teilweise sogar von 
Ihnen so gewürdigt. Und dann machen Sie einen 
Vergleich mit dem Münchener Treffen von 1938, das 
zu einem Zeitpunkt stattgefunden hat, wo von sei-
ten der Nationalsozialisten der Krieg bereits ge-
plant gewesen ist! Dieser Vergleich ist noch ge-
schmackloser als der Vergleich Goebbels mit Gor-
batschow, denn das macht eigentlich klar, welches 
Verständnis Sie von sowjetischer Politik haben. 
Aber es macht auch deutlich, daß Sie gar nicht in 
der Lage und bereit sind, in irgendeiner Art und 
Weise einen Ausgleich der Interessen herbeizufüh-
ren. Denn wenn Sie so einen Vergleich benutzen, 
bedeutet das, daß Sie von nichts anderem als davon 
ausgehen können, daß die Sowjetunion kriegslü-
stern wartet, die Bundesrepublik oder andere Län-
der zu überfallen. Wenn Sie von dieser Position aus-
gehen, ist allerdings die Zeit für Verhandlungen 
nicht gegeben. 

Noch ein Weiteres. Hier im Saal wird gesagt, das 
sei alles nicht so gemeint gewesen, während drau-
ßen CDU-Bundestagsabgeordnete nichts Besseres 
zu tun haben, als dieses Zitat, so wie es in „News-
week" steht, zu rechtfertigen. Staatssekretär 
Dr. Hennig beispielsweise sagt auf einer Wahlver-
anstaltung — nachzulesen in dem Haller Kreisblatt, 
in der „Neuen Westfälischen" vom 10. November —, 
das sei nicht schlimm gewesen. Er rechtfertigt das 
also. Während hier im Hohen Hause immer so 
schön gesagt wird: Das war nicht so gemeint, haben 
wir unten weiterhin eine Politik entlang der 
Stammtischlinie. Das ist das, was Sie betreiben. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Zitieren Sie 
doch einmal korrekt! Unterstellen Sie hier 

nicht wieder!) 

Das heißt, Sie versuchen, Stimmung zu machen. Sie 
versuchen, auf diese Art und Weise rechts abzusah-
nen, um Wahlen gewinnen zu können. „Der Spiegel" 
nennt das zu Recht den Waldheim-Effekt. 

Auch das war j a dadurch eingeleitet worden, daß 
der Bundeskanzler nichts Besseres zu tun hatte, als 
in den österreichischen Wahlkampf einzugreifen 
und Herrn Waldheim zu loben. Die Situation von 
Herrn Waldheim dürfte Ihnen bekannt sein. Die all-
gemeine internationale Isolation von Herrn Wald-
heim danach ist deutlich geworden. Die gleiche Iso-
lation werden Sie natürlich auch für sich erreichen. 
Das ist natürlich nicht nur ein innenpolitischer 
Schaden, das ist auch ein außenpolitischer Schaden, 
der langfristig von Ihnen zu verantworten ist. 

Danke schön. 
(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Mischnick. 

Mischnick (FDP): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Der Bundeskanzler 
hat mehrfach Erklärungen zu dem „Newsweek"

-

Interview abgegeben: vor der Presse, vor dem Deut-
schen Bundestag, damit vor dem höchsten Souverän. 

(Ströbele [GRÜNE]: Aber die waren falsch, 
die waren erlogen!) 

Wer die Erklärungen, die hier in der letzten Sitzung 
abgegeben worden sind, praktisch als nicht gegeben 
betrachtet, sagt damit, daß für ihn eine Erklärung 
vor dem Deutschen Bundestag nicht von der Bedeu-
tung ist, die eine Erklärung vor diesem höchsten 
Organ in einer parlamentarischen Demokratie nun 
einmal haben sollte. 

(Verheugen [SPD]: Aber die Erklärung war 
falsch!) 

— Diese Erklärung war nicht falsch; denn der Bun-
deskanzler hat ausdrücklich sein Bedauern über 
den ganzen Vorgang zum Ausdruck gebracht. Da-
durch, daß er sein Bedauern zum Ausdruck ge-
bracht hat, ist klargeworden, daß die Voraussetzun-
gen für das, was Sie hier erneut versuchen, gar 
nicht mehr gegeben sind. 

In meiner Heimat Dresden würde man sagen: Sie 
„meeren" darin herum, weil Sie innenpolitisch ein 
Süppchen kochen wollen, nachdem Sie selbst fest-
gestellt haben, daß die Dinge außenpolitisch eigent-
lich erledigt sind. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Sprechen Sie für 
den Außenminister?) 

Wenn man dieser Meinung ist, muß man sich aber 
darüber im klaren sein, daß das ständige neue Auf-
wärmen auch dazu führen kann, daß das außenpoli-
tisch wieder zu einem Thema wird, was nach unse-
rer gemeinsamen Überzeugung erledigt gewesen 
ist. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Wenn Sie damit nun innenpolitisch versuchen, 
eine Show zu inszenieren, zeigt das natürlich, daß 
Sie offensichtlich sehr wenige Punkte haben, mit 
denen Sie sich sachlich auseinandersetzen können. 
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Mischnick 
Wenn einzelne Redner von Wortkaskaden, vom 

Fehlen einer Klarstellung usw. geredet haben, muß 
ich Ihnen sagen, meine verehrten Kolleginnen und 
Kollegen von der SPD: In vergleichbaren Fällen ha-
ben Sie früher darüber geklagt, daß man, obgleich 
man Dinge, die nicht gut waren, in Ordnung ge-
bracht hatte, nachgekartet hat. Wenn Sie jetzt mei-
nen, mit Nachkarten unserer Sache zu dienen, 
Schaden abzuwenden, damit etwas Positives zu lei-
sten, dann bedaure ich das sehr. Das Gegenteil ist 
der Fall. Wir werden uns an dieser Inszenierung 
nicht beteiligen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Verheugen. 

Verheugen (SPD): Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Kollege Mischnick, man kann sich 
auch auf die Art und Weise distanzieren, wie Sie 
das gerade getan haben. Wir haben das wohl be-
merkt. 

Mindestens so schlimm — vielleicht noch schlim-
mer — als die Formulierungen des Bundeskanzlers 
in dem Interview selber war die Art und Weise, wie 
der dem Bundeskanzler unterstellte Chef des Pres-
se- und Informationsamtes, Staatssekretär Ost, die 
Affäre gegenüber der Öffentlichkeit dargestellt hat. 
Der Regierungssprecher hat seine Aufgabe nämlich 
nicht darin gesehen zu informieren, sondern er hat 
— übrigens in wenig gekonnter Form — versucht, 
zu vertuschen, zu beschönigen und irrezuführen. 

Zuerst hat er so getan, als wäre alles überhaupt 
nicht wahr. Er hat jede Belastung der deutsch-
sowjetischen Beziehungen bestritten und gesagt, er 
sehe keine Notwendigkeit für eine Entschuldigung 
des Kanzlers. „Newsweek" habe — das war seine 
ständige Rede — das Interview verzerrt wiederge-
geben. Wenn es wirklich so gewesen wäre, müßte 
die Bundesregierung dem Staatssekretär das Ge-
halt kürzen; denn jeder, der die Arbeitsweise ameri-
kanischer Nachrichtenmagazine und ähnlicher in-
ternationaler Magazine kennt, weiß, daß sie den 
allergrößten Wert auf die Authentizität ihrer Inter-
views legen. Daß „Newsweek" einen nicht autori-
sierten Text abdrucken würde, ist schlechterdings 
unvorstellbar. 

(Reddemann [CDU/CSU]: Jetzt wirbt die 
SPD schon für „Newsweek"!) 

Wenn der Regierungssprecher den Text nicht auto-
risiert hat, muß man fragen, was der Mann eigent-
lich tut. Wenn er ihn aber autorisiert hat, woran es 
wohl keinen Zweifel mehr gibt, 

(Zuruf von der SPD: So ist es!) 

hat er die deutsche und internationale Öffentlich-
keit vorsätzlich und wiederholt getäuscht. 

(Beifall bei der SPD) 

Außer an der richtigen Stelle hat er ja auch überall 
nach Schuldigen gesucht, zuerst bei Journalisten 

natürlich, schließlich sogar beim Dolmetscher des 
Auswärtigen Amtes. 

(Dr. Müller [Bremen] [GRÜNE]: Immer die 
Kleinen, die hängen sollen!) 

Um auch das auf den Punkt zu bringen: Der Re-
gierungssprecher ist selber einmal Journalist gewe-
sen. 

(Zuruf von der SPD: Was?) 

Wenn er noch einen Funken journalistisches Ehrge-
fühl im Leibe hätte, würde er sich längst bei den in 
ihrer beruflichen Ehre herabgesetzten amerikani-
schen Journalisten entschuldigt haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Ja,  ja,  die haben sich nämlich anständig verhalten. 
Die haben den Originaltext in einer schonenden 
Form redigiert. Das muß man sagen. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Müller [Bre

-

men] [GRÜNE]: Sehr richtig!) 

Aber der Regierungssprecher hat sie mit seinem 
beharrlichen Rufmord ja gezwungen, die ganze 
Peinlichkeit zu offenbaren, um nicht zu sagen: zu 
enthüllen, 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Jetzt hetzt 
auch noch die Amis auf!) 

und das unsägliche Gespräch in seinem Originalton 
darzulegen. Aber das kommt natürlich davon, wenn 
man in Wahrheit gar keinen Regierungssprecher 
will, sondern einen Hof- und Hochjubler. 

(Beifall bei der SPD) 

Dieser Staatssekretär für Desinformation, wie wir 
ihn jetzt nennen müssen, hat damit wieder einmal 
bewiesen, wes Geistes Kind er ist; 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Welche 
Sprache!) 

denn die Sache hat Methode. Unter Herrn Ost ist 
das zu Objektivität verpflichtete Presse- und Infor-
mationsamt der Bundesregierung zu einer Zentral-
stelle für Volksverdummung und Propaganda her-
untergekommen. 

(Beifall bei der SPD — Klein [München] 
[CDU/CSU]: Verräterische Sprache, Herr 

Verheugen!) 

— Erzählen Sie mir nichts über Sprache! Wir reden 
hier über Sprache, Herr Kollege Klein. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Aber Ihre 
ist verräterisch!) 

Was betroffen macht, ist der unglaubliche Dilet-
tantismus mitten in der Regierungszentrale. Von 
einem Regierungssprecher muß erwartet werden, 
daß er die außenpolitischen Wirkungen von Kanz-
lerinterviews beurteilen kann. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Sie bevorzu

-

gen professionelle Desinformation!) 

Was verunglückte Interviews in der deutschen Ge-
schichte außenpolitisch angerichtet haben, ist be-
kannt. Da läßt Wilhelm II. schön grüßen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 
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Verheugen 
Und denselben Geist haben wir hier heute morgen 
schon einmal erlebt, 

(Bohl [CDU/CSU]: Das glauben Sie selbst 
nicht, was Sie da sagen!) 

in dem wieder einmal versucht worden ist, die alte 
Geschichte von den vaterlandslosen Gesellen aufzu-
wärmen. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Herr Verheu

-

gen, übernehmen Sie sich nicht!) 

— Ich bin sehr dankbar für Ihre Fürsorge. Ich weiß 
aber schon selber, was ich mache. 

Wir finden hier nicht nur Unfähigkeit, wir finden 
ein Zerrbild von der wahren Aufgabe eines Regie-
rungssprechers. Wenn man an Leute wie Karl-Gün-
ther von Hase oder Rüdiger von Wechmar und de-
ren Amtsverständnis denkt, kann man richtig me-
lancholisch werden. 

(Sehr wahr! bei der SPD) 

Der jetzige Regierungssprecher jedenfalls hat als 
erster in diesem Amt die Grenze zwischen Regie-
rungsarbeit und Parteipropaganda bis zur Un-
kenntlichkeit verwischt. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/

-

CSU: Was würde Bölling dazu sagen?) 

Sein Amtsverständnis paßt zu dem des Bundes-
kanzlers. Der eine redet daher, was ihm gerade in 
den Sinn kommt, und für den anderen ist auch der 
unverdaulichste Gedankenbrei des Bundeskanzlers 
noch eine Götterspeise. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD  — 
Dr.  Müller [Bremen] [GRÜNE]: Wackelpud

-

ding heißt das! — Seiters [CDU/CSU]: Es 
gibt auch rote Grütze!) 

Meine Damen und Herren, die politische Demo-
kratie offenbart sich in der Art und Weise der Kom-
munikation zwischen den Regierenden und der Öf-
fentlichkeit. Deshalb reden wir hier über mehr als 
eine der üblichen Pannen der Bundesregierung, an 
die wir uns schon gewöhnt haben. Wir reden dar-
über, wie von der Spitze der Regierung her das 
Kernstück des demokratischen Prozesses, die In-
formation der Öffentlichkeit, zur bloßen Manipula-
tion und Zweckpropaganda herabgewürdigt wird. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Reden Sie 
jetzt über Bölling?) 

Dieses Verständnis von politischer Öffentlichkeits-
arbeit ist nicht hinnehmbar, weil es Unabhängig-
keit des Urteils, Sachbezogenheit und kritische 
Wertungen nicht mehr toleriert. 

Und wir wissen doch aus vielen Äußerungen und 
den merkwürdigen Entscheidungen in diesem Pres-
seamt, daß der jetzige Regierungssprecher unab-
hängigen Journalismus als eine Gefahr begreift. 

(Bohl [CDU/CSU]: Ihr Pressesprecher ist 
doch weggelaufen!) 

Seine Sorge gilt nicht der Pluralität der Meinungen, 
sondern sein Sinnen und Trachten richtet sich auf 
Gleichschaltung. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Wo ist der Cle

-

ment eigentlich? — Bohl [CDU/CSU]: Re

-

den Sie doch mal von Ihrem Pressespre

-

cher und nicht von unserem!) 

Sonst hätte er nicht sagen können, mit deutschen 
Journalisten habe er bessere Erfahrungen gemacht 
als mit „Newsweek", womit er doch deutschen Jour-
nalisten unterstellt, daß sie sich selbst zensieren 
und schon von sich aus nichts drucken, was dem 
Kanzler Ärger machen könnte, 

(Zuruf von der SPD: Das ist wahr!) 

auch dann, wenn die politische Kompetenz des Re-
gierungssprechers nicht ausreicht, um zu erkennen, 
welches außenpolitische Porzellan gerade wieder 
zerschlagen wird. 

(Beifall bei der SPD) 

Was wir in den letzten Wochen erlebt haben, war  — 
um  auf der Vergleichsebene des Regierungschefs 
zu bleiben — ein Ost-Feldzug ganz eigener Art. 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Aus der Geschichte wissen wir, daß noch keiner 
einen solchen gewonnen hat. Am Ende stand immer 
der ruhmlose Rückzug. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Dr. Vogel. 

Dr. Vogel (SPD): Frau Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Heute geht es nicht um 
die außenpolitischen Wirkungen des Kanzlerinter-
views. Die sind in der letzten Woche am Donnerstag 
ausführlich erörtert worden. Dieser Aspekt ist für 
uns zunächst erledigt. Wir haben das bereits in der 
letzten Woche erklärt. Heute geht es um die innen-
politischen Aspekte dieser Entgleisung. Diese in-
nenpolitischen Aspekte konnten in der letzten Wo-
che schon deswegen gar nicht abschließend erörtert 
werden, weil der genaue Wortlaut des Interviews 
erst nach Abschluß der Debatte bekanntgeworden 
ist. Zu dieser innenpolitischen Würdigung stelle ich 
fest: 

Erstens. Der Bundeskanzler der Bundesrepublik 
Deutschland hat am 6. November hier von diesem 
Pult aus vor dem Deutschen Bundestag die Un-
wahrheit gesagt. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/

-

CSU: Das ist unglaublich! — Klein [Mün

-

chen] [CDU/CSU]: Entweder sind Sie zu 
unintelligent oder böswillig!) 

Er hat behauptet, die „Newsweek"-Redakteure hät-
ten in dem veröffentlichten Text einen falschen 
Eindruck von dem vermittelt, was er gesagt habe. 
Das Gegenteil ist richtig. Ausweislich des Tonban-
des hat er den ersten Mann einer Weltmacht und 
den Propagandachef Hitlers in zwei unmittelbar 
aufeinanderfolgenden Sätzen und — weil Sie neuer-
dings die Worte zählen — in einem Abstand von 
wenigen Worten nebeneinandergestellt und hinzu- 
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gefügt, er wollte damit „die Dinge auf den Punkt 
bringen". 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD sowie 
des Abg. Dr. Müller [Bremen] [GRÜNE]  — 
Klein  [München] [CDU/CSU]: Das hat er 

nie bestritten!) 

Der veröffentlichte Text gibt das exakt wieder. 
Wenn man dem Text einen Vorwurf machen will, 
dann den, daß er eigentlich zu zurückhaltend wie-
dergibt, was tatsächlich gesagt worden ist, und den 
entscheidenden Satz, mit der Nennung der beiden 
Namen wolle der Bundeskanzler die Dinge auf den 
Punkt bringen, nicht veröffentlicht hat. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. 
Dr. Müller [Bremen] [GRÜNE]) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wer 
bewußt das Gegenteil der Wahrheit sagt, der lügt. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Das tun Sie 
im Moment! — Dr. Müller [Bremen] 
[GRÜNE]: Wo ist der Lügner überhaupt?) 

Es ist schlimm, wenn ein Bundeskanzler überhaupt 
lügt. Wenn er das Parlament belügt, mißachtet er 
das zu seiner Kontrolle berufene Verfassungsorgan 
und verstößt damit gegen die Verfassung. Das ist 
der Kern der heutigen Auseinandersetzung. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN — Klein [München] [CDU/

-

CSU]: Herr Vogel, das ist unglaublich!) 

Zweitens. Der Bundeskanzler hat nicht nur die 
Unwahrheit gesagt; er hat sich vielmehr in einer 
Art und Weise und auf einem Niveau geäußert, 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Schäbiger 
geht es nicht! Billiger geht es nicht!) 

die eines Bundeskanzlers unwürdig ist. Das gilt ins-
besondere auch für die taktlosen Bemerkungen 
über die Ehefrau des führenden Mannes einer Welt-
macht 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Was war 
denn da taktlos?) 

und für die ebenso peinliche Anspielung auf den 
früheren Beruf des amerikanischen Präsidenten als 
Filmschauspieler. Denn das steckt doch in dem 
Wort Hollywood und in dem Wort Kalifornien. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wer 
das Tonband hört — unser Volk hatte j a Gelegen-
heit, im Fernsehen oder im Rundfunk den Original-
ton des Sprechers zu hören — und nicht weiß, wer 
da spricht, wer nicht weiß, wessen Gelächter da zu 
hören ist, der käme doch gar nicht auf den Gedan-
ken, daß es sich dabei um die Äußerungen des Re-
gierungschefs eines Sechzigmillionenvolkes 

(Beifall bei der SPD) 

gegenüber einer Wochenzeitung von internationa-
lem Rang handelt. Er würde wohl eher an eine 
schlechte Kabarettszene oder eine Stammtischun-
terhaltung zu weit fortgeschrittener Stunde denken. 
Das und nicht unsere Kritik hat die Reputation un

-

seres Bundeskanzlers und seines Amtes nachhaltig 
beschädigt. 

(Beifall bei der SPD) 

Hier liegt nicht Verletzung durch die Opposition, 
sondern Selbstverstümmelung eines Bundeskanz-
lers vor. 

(Beifall bei der SPD — Jung [Lörrach] 
[CDU/CSU]: So ein gerupfter Vogel!) 

Drittens. Der Bundeskanzler hat den Schaden, 
den er durch seine verbalen Entgleisungen ange-
richtet hat, durch sein anschließendes Verhalten 
noch vermehrt, und zwar nicht nur deshalb, weil er 
die politische Verantwortung für die teils plumpen, 
teils schäbigen, in jedem Fall aber dilettantischen 
Winkelzüge des unsäglichen Herrn Ost trägt, eines 
Herrn, der fortgesetzt seine dienstlichen Aufgaben 
mit denen eines Parteisprechers vermengt und der 
im übrigen wegen erwiesener beruflicher Unfähig-
keit aus diesem Amt entfernt werden sollte, wenn 
es keinen anderen Grund gibt. 

(Beifall bei der SPD) 

Der Bundeskanzler hat den Schaden auch deshalb 
vermehrt, weil er selbst von seinem eigenen Versa-
gen durch unwahre Vorwürfe abzulenken versucht 
hat. Unwürdig bis kläglich sind aber auch seine 
eigenen Verteidigungsversuche und die seiner 
Freunde, insbesondere die, die wir heute gehört ha-
ben. 

Herr Kollege Dregger hat gefragt, wessen Inter-
essen wir eigentlich vertreten. Das will ich Ihnen 
gern sagen: Wir vertreten die Interessen der Deut-
schen, die nicht wollen, daß ein Bundeskanzler so 
verantwortungslos daherredet. 

(Dr. Czaja [CDU/CSU]: 25%!) 

Die vertreten wir. Wir vertreten die Interessen der 
Wählerinnen und Wähler, die nicht wollen, daß das 
Parlament angelogen wird. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Die Interessen vertreten wir. Es ist Ihren Gehirn-
windungen vorbehalten, diese Interessenvertretung 
für unser Volk als kommunistisch zu diffamieren. 
Eine erbärmliche Logik, Herr Kollege Dregger! 

(Beifall bei der SPD — Klein [München] 
[CDU/CSU]: Als prosowjetisch!) 

Dieser Schreier in der ersten Reihe, dessen Name 
dem deutschen Volk deswegen allmählich zum Be-
griff wird, Herr Klein, der große Schreier, hat ge-
sagt, ich sei der erste gewesen, der sich in einem 
Interview beziehungsweise in einer Pressemeldung 
zu dem Vorgang geäußert habe. Herr Klein hat es 
aber wohlweislich unterlassen, den Wortlaut mei-
ner Äußerung bekanntzugeben. Sie hat gelautet: 

Ich weigere mich zu glauben, daß ein deutscher 
Bundeskanzler so etwas gesagt hat. 

(Beifall bei der SPD) 

Dies sei sicher eine Fälschung. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 
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— Sie kennen Ihren Bundeskanzler besser. Sie hät-
ten sich nicht geweigert, das zu glauben. Das will 
ich gerne einräumen. 

(Beifall bei der SPD) 

Im übrigen war für die, die hier gut zugehört 
haben, hochinteressant, wie die FDP mit „bewaffne-
ter Neutralität" ihre Meinung zum Ausdruck ge-
bracht hat. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD) 

Sie wissen ganz genau, Herr Kollege Mischnick, wie 
das Gespräch in Wien abgelaufen ist. Deswegen ha-
ben Sie zu Recht kein Wort der Verteidigung für 
diesen Fauxpas des Bundeskanzlers gefunden. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Nehmen Sie 
doch mal Stellung zu Ihren Bitten an die 

Sowjets, Wahlhilfe zu leisten!) 

Nein, die Wahrheit ist: Der Bundeskanzler hat sich 
würdelos verhalten. Er hat nichts getan, um sein 
Ansehen wiederherzustellen. Dazu wäre es erfor-
derlich, daß er für den Rest seiner Amtszeit dem 
Parlament mit dem Respekt begegnet, auf den das 
Parlament Anspruch hat. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Reden Sie 
doch einmal über Ihre Sowjetaktionen!) 

— Ach, Sie sind ein so ermüdender Schreier, Herr 
Klein. Sie waren früher einmal ein anständiger 
Mensch, als Sie Pressesprecher der Olympia-Bau-
gesellschaft in München waren. Da waren Sie ein 
anständiger Mensch. 

(Stockhausen [CDU/CSU]: Das war der Vo

-

gel früher auch! — Klein [München] [CDU/

-

CSU]: Da waren Sie noch einer!) 

Die lange Zugehörigkeit zur engeren Umgebung 
von Herrn Kohl hat Sie völlig verändert. 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Der Bundeskanzler möge sich künftig bei seinen 
Äußerungen die Selbstdisziplin und die Mäßigung 
auferlegen, die er seinem hohen Amt schuldet. 

Die Tatsache — das sage ich jetzt mit großer 
Ruhe —, 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Jetzt kommt be

-

stimmt eine Sauerei!) 

daß der Bundeskanzler ausgerechnet in dieser De-
batte schweigt und sich vorzeitig von dieser Debatte 
entfernt, 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Das war richtig! 
— Pfeffermann [CDU/CSU]: Da hat er 

recht gehabt!) 

obwohl der nächste Termin des Bundeskanzlers 
erst um 10 Uhr ansteht, und er diesen Termin in 
Haltern mit dem Hubschrauber innerhalb von 
25 Minuten erreichen kann, zeigt, daß damit nicht 
zu rechnen ist. Ein Bundeskanzler, der in einer sol-
chen Diskussion schweigt und sich ohne Grund vor-
zeitig entfernt, 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Er hat nicht ge

-

schwiegen, er hat vorige Woche geredet!) 

der zeigt, welche Geringschätzung, nein, welche 
Verachtung er diesem deutschen Parlament entge-
genbringt. 

(Beifall bei der SPD — Jung [Lörrach] 
[CDU/CSU]: Und das hat er jetzt in großer 

Ruhe gesagt!) 

Damit ist noch klarer geworden, was dieser Bundes-
kanzler unter der geistig-moralischen Wende in der 
Politik versteht, und welche geistig-moralischen 
Zerstörungen wir zu erwarten hätten, wenn dieser 
Mann weitere vier Jahre das Amt wahrnehmen 
würde. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/

-

CSU: Unmäßig!) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, mir liegt das Wortprotokoll vor. Wegen eini-
ger sehr persönlicher und direkter Beleidigungen 
des Bundeskanzlers erteile ich Ihnen einen Ord-
nungsruf, Herr Abgeordneter Ströbele. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Das war ein 
Knastvokabular!) 

Das Wort hat der Abgeordnete Seiters. 

Seiters (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Ich möchte nach der Rede des 
SPD-Fraktionsvorsitzenden Vogel zunächst sagen: 
Ich halte es für undenkbar, daß sich in Großbritan-
nien, in Italien, in Frankreich oder in den Vereinig-
ten Staaten von Amerika eine Opposition zunächst 
über viele Wochen in einer solchen — ich greife Ihr 
Wort auf — „unsäglichen Weise" als Stichwortgeber 
für Moskau betätigt, anschließend ständig Öl ins 
Feuer gießt, Erklärungen des Regierungschefs hier 
im Parlament nicht zur Kenntnis nimmt, 

(Zurufe von der SPD) 

mit persönlichen Verunglimpfungen fortfährt und 
— wie unser Fraktionsvorsitzender zu Recht darge-
stellt hat; eigentlich hätte man die Aktuelle Stunde 
schon nach seiner Rede beenden können — 

(Dr.  Vogel [SPD]: Das könnte euch so pas

-

sen!) 

ein völlig ausdiskutiertes Thema bis zum Überdruß 
hin- und herwendet. Sie glauben doch nicht im 
Ernst, daß Sie mit dieser Aktuellen Stunde sich 
selbst, diesem Parlament oder unseren Interessen 
gedient haben. Das können Sie doch schlichtweg 
nicht glauben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Aber es sagt doch eine Menge über den desolaten 
Zustand der SPD aus, daß Sie auch nach dem fürch-
terlichen Wahldebakel von Hamburg überhaupt 
nicht begreifen, daß Ihnen die Fortsetzung dieser 
Kampagne und die fortgesetzte Herabsetzung des 
politischen Gegners überhaupt nichts nützt. 

(Frau Dr. Timm [SPD]: Wer setzt denn wen 
herab? — Dr. Vogel [SPD]: Reden Sie über 

Geißler?) 

und daß Sie ja nur von Ihren innerparteilichen Pro

-

blemen ablenken wollen, über die im Augenblick in 
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der deutschen Presselandschaft von morgens bis 
abends berichtet wird. 

Es ist ja manisch, Herr Fraktionsvorsitzender Vo-
gel, es ist doch wirklich manisch. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Und peinlich!) 

Ich will einmal sagen: Sie sind für mich die verkör-
perte Selbstgerechtigkeit und der personifizierte er-
hobene Zeigefinger. Auch das muß man hier einmal 
sagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Vogel [SPD]: Das paßt Ihnen nicht!) 

Ich kann den Bundeskanzler ja nur dazu beglück-
wünschen, daß er sich Ihre Rede nicht mehr ange-
hört hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Das ist ja doch wohl nicht zu glauben. Das ist Ihre 
Vorstellung von Parlamentarismus: Der Fraktions-
vorsitzende der SPD meldet sich zu Wort, zitiert alle 
Leute hierher und erteilt Rügen und Zensuren. Also 
mir wird Hans-Jürgen Wischnewski immer sympa-
thischer. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zuruf von der SPD: Kommen Sie doch mal 

zur Sache!) 

Er hat nämlich schon 1985 erklärt, daß er nicht 
mehr bereit ist, sich Ihre oberlehrerhaften Manie

-

ren gefallen zu lassen. Wir tun das erst recht nicht. 

Jetzt sage ich noch etwas anderes. 

(Dr. Vogel [SPD]: Zur Sache sollten Sie re

-

den!) 

Sie haben ja die Diskussion herausgefordert. Ich 
halte es für einen unglaublichen und an Selbstge-
rechtigkeit und scheinheiliger Entrüstung über-
haupt nicht mehr zu überbietenden Vorgang, wenn 
sich heute ausgerechnet Sozialdemokraten als 
Nachhilfelehrer in internationalen Umgangsformen 
aufspielen. Wir haben nicht vergessen, Herr Vogel, 
daß vor anderthalb Jahren der freigewählte Präsi-
dent der Vereinigten Staaten, der höchste Reprä-
sentant des Landes, dem wir Deutschen nicht zu-
letzt die Überwindung der Nazibarbarei zu verdan-
ken haben, von führenden Politikern der SPD hier 
in der Bundesrepublik Deutschland auf das Übelste 
beschimpft wurde. Das rufen wir einmal in die Erin-
nerung zurück. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zuruf von der SPD: Von Herrn Kohl oder 

von wem?) 

Ich habe von Ihnen und von Herrn Brandt kein 
Wort der Entschuldigung und des Bedauerns ge-
hört, 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Nein, das 
gibt es nur für Bolschewiken!) 

als Oskar Lafontaine damals mit Blick auf die Ver-
einigten Staaten behauptete, dort würden schlim-
mere Verbrechen vorbereitet als in Auschwitz. 

(Frau Pack [CDU/CSU]: Pfui!) 

Ich habe von Ihnen keine Klarstellung und keine 
Entschuldigung gehört, als Lafontaine mit Blick auf 
die Vereinigten Staaten von der Vor- und Hinter-
hofmentalität der Großmächte sprach, die sie von 
Verbrechen zu Verbrechen stolpern läßt. Ich habe 
keine Klarstellung, kein Bedauern und keine Ent-
schuldigung gehört, als der „Vorwärts" die Gegen-
demonstration gegen Reagan in Neustadt mit der 
Schlagzeile „Kriegstreiberei muß ein Ende haben" 
ankündigte. In der offiziellen Einladung des SPD

-

Parteivorstands zu dieser Veranstaltung gab es 
kein Wort der Entschuldigung, später kein Wort der 
Klarstellung. Der amerikanische Präsident wurde 
wörtlich als „Kriegstreiber, rücksichtsloser Macht-
politiker und Verursacher des Elends in der Dritten 
Welt" beschimpft. Die Arroganz und Überheblich-
keit deutscher Sozialdemokraten kannte keine 
Grenzen mehr, als Sie erklärten — das muß man 
sich doch einmal anhören —, es sei eine Mißach-
tung demokratischer Traditionen in Deutschland, 
wenn der amerikanische Präsident auf dem Ham-
bacher Schloß spreche. 

(Klein [München] [CDU/CSU] [zur SPD]: 
Das ist Ihr wahres Gesicht! — Dr. Vogel 

[SPD]: Was hat das mit Kohl zu tun?) 

Es gab keine Klarstellung und keine Entschuldi-
gung. 

Herr Vogel, Sie haben im Gegenteil damals in 
einem Pressegespräch die Frage verneint — die 
Zeit ist schnellebig, und hin und wieder muß man 
auch einmal wieder etwas in die Erinnerung ru-
fen —, ob Ihre Partei wie bei Reagan auch bei ei-
nem Besuch des sowjetischen Parteichefs Gorba-
tschow als Organisator einer Gegendemonstration 
auftreten würde. Dies alles heißt für mich: Sie brin-
gen dem Mann an der Spitze der totalitären Sowjet-
union mehr Respekt entgegen als dem Präsidenten 
des demokratischen Amerika, unseres stärksten 
Verbündeten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten West-
phal? — Nein. 

Seiters (CDU/CSU): Was Sie 1985 und 1986 betrie-
ben haben, waren amtiamerikanische Ausfälle. 
Heute ist es Beflissenheit gegenüber der Sowjet-
union. 

In innenpolitischer Hinsicht will ich nur noch sa-
gen: Ihre Unfähigkeit, die Klarstellung des Bundes-
kanzlers in diesem Hause 

(Dr. Vogel [SPD]: Die war unwahr!) 

zur Kenntnis zu nehmen und zu akzeptieren, wird 
nur noch — ich sage das mit einem Satz, um auch 
die Selbstgerechtigkeit Ihrer Seite noch einmal in 
Erinnerung zu rufen — von der Unanständigkeit 
übertroffen, den Generalsekretär der größten demo-
kratischen Partei der Bundesrepublik Deutschland 
mit Goebbels zu vergleichen, ohne die Kraft aufzu-
bringen, sich dafür zu entschuldigen. 

Ich will noch etwas anderes sagen. Weil Sie 
freundlicherweise eine Ausuferung dieser Debatte 
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1 beantragt haben, will ich noch etwas anderes los-

werden. Ich habe ein, wie ich finde, sehr treffendes 
Zitat in einer deutschen Zeitung gefunden. Da steht 
unter der Überschrift „Die größte Panne", Herr Vo-
gel: 

Die Sturheit, mit der die SPD sich weigert, aus 
Schaden klug zu werden, ist enorm. Was geht 
eigentlich in den Köpfen sozialdemokratischer 
Politiker vor, wenn sie nach dem Hamburger 
Wahldebakel in aller Öffentlichkeit trotzig tö-
nen, jetzt werde man sich eben den Kanzler so 
richtig vorknöpfen? 

(Dr. Vogel [SPD]: Ja und? Ist das verboten? 
Steht der unter Naturschutz?) 

Je wütender die Opposition auf Kohl eindrischt, 
je ungenierter sie aus Mücken Elefanten 
macht, 

(Dr. Vogel [SPD]: Mücke Kohl! Kohl als 
Mücke!) 

desto mehr vermittelt sie der Wählerschaft den 
Eindruck, mit ihrem Latein am Ende zu sein. 

Genau das ist der Punkt, der auch zu dieser Aktu-
ellen Stunde geführt hat: Sie sind mit Ihrem Latein 
am Ende. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Jede Woche eine neue Strategie, jede Woche — das 
kriegen wir ja noch — ein neuer Wahlkampfmana-
ger. Ihre Strategie richtet sich einmal auf die Au-
ßenpolitik, mit der Sie im westlichen Bündnis völlig 
isoliert sind, auch unter Ihren sozialistischen 
Freunden, wo sich Ihre ganzen Untergangsthesen 
als falsch erwiesen haben, einmal auf die Wirt

-schaftspolitik. Es war ja geradezu eine Drohung, 
daß Sie uns mit Ihren steuerpolitischen und wirt-
schaftspolitischen Vorschlägen kommen wollten. 
Das sind doch die alten sozialistischen Rezepte, die 
wir alle kennen: mehr Staat, mehr Schulden, mehr 
Steuern, mehr Abgaben. Das hatten wir schon. Ihre 
Partei ist verbunden mit den Begriffen Massenar-
beitslosigkeit, Inflation und Staatsverschuldung. 

Und dann wollen Sie und die Gewerkschaften — 
wie letzte Woche geschehen — die Montan-Mitbe-
stimmung in den Mittelpunkt stellen, 

(Zurufe von der SPD) 

obwohl seit 30 Jahren in der Bundesrepublik 
Deutschland niemand dem Gedanken der Mitbe-
stimmung mehr geschadet hat als die sozialdemo-
kratischen Parteifunktionäre und die Gewerk-
schaftsbosse bei der Neuen Heimat! 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP — Zurufe von der SPD) 

Ich gebe Ihnen einen guten Rat: Verrennen Sie 
sich nicht in Ihrem blinden Kampf gegen einen 
erfolgreichen Kanzler und eine erfolgreiche Regie-
rung. Machen Sie, Herr Vogel, Ihre Schularbeiten in 
der Opposition. 

(Dr. Vogel [SPD]: Danke schön!)  

Klopfen Sie sich hin und wieder auch einmal an die 
eigene Brust, 

(Dr. Vogel [SPD]: So wie Sie!) 

und zeigen Sie nicht immer mit dem Zeigefinger 
auf andere Leute. Wir werden uns jedenfalls über-
haupt nicht beeindrucken lassen. Das kann doch 
auch nicht Ihr Eindruck sein von dieser mißglück-
ten Attacke in dieser Aktuellen Stunde. Sie ist wirk-
lich mißglückt, überflüssig, absurd, töricht und 
dumm, kann ich nur sagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Deswegen sage ich: Diese Aktuelle Stunde hilft 
uns, dem deutschen Bürger klarzumachen, worauf 
es in den kommenden Wochen ankommt: Rück-
wärts mit der SPD in die Krisen der 70er Jahre oder 
vorwärts mit der CDU in eine sichere Zukunft! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Ich schließe die Aussprache. 

Bevor wir zum nächsten Tagesordnungspunkt 
kommen, erteile ich dem Abgeordneten Dr. Stark 
einen Ordnungsruf für seine Bezeichnung „Terro-
rist" gegenüber dem Abgeordneten Ströbele. 

(Vorsitz: Präsident Dr. Jenninger) 

Präsident Dr. Jenninger: Wir fahren in der Tages-
ordnung fort. Zunächst darf ich einige amtliche 
Mitteilungen verlesen. 

Am 11. November 1986 hat der Abgeordnete 
Paintner seinen 60. Geburtstag gefeiert. Ich darf 
ihm im Namen des Hauses die besten Wünsche 
übermitteln. 

(Beifall) 

Interfraktionell ist vereinbart worden, die ver-
bundene Tagesordnung zu erweitern. Die Punkte 
sind in der Ihnen vorliegenden Zusatzpunktliste 
aufgeführt: 

1. Aktuelle Stunde 
Amtsführung des Bundeskanzlers im Zusammenhang 
mit seinem Newsweek-Interview 

2. Erste Beratung des von der Bundesregierung eingebrach-
ten Entwurfs eines Gesetzes zur Einheitlichen Europäi-
schen Akte 
— Drucksachen 10/6392, 10/6418 

3. Beratung des Elften Berichts und der Empfehlung der 
Europa-Kommission zur der Unterrichtung durch das Eu-
ropäische Parlament 
— Drucksache 10/1423 — 

Entwurf eines Vertrages zur Gründung der Europäischen 
Union 
— Drucksache 10/5271 —

4. Beratung des Zwölften Berichts und der Empfehlung der 
Europa-Kommission zur Ratifizierung der Einheitlichen 
Europäischen Akte 
— Drucksache 10/6226 —

5. Beratung der Unterrichtung durch das Europäische Par-
lament 
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Entschließung zur Europäischen Union und der Einheitli-
chen Akte 
— Drucksache 10/5436 — 

6. Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 
Einheitliche Europäische Akte 
— Drucksache 10/6414 — 

7. Abgabe einer Erklärung der Bundesregierung 

„Entscheidungen und Maßnahmen von Bund und Län-
dern nach dem Großbrand bei der Firma Sandoz/Basel 
und daraus resultierende Konsequenzen" 

8. Erste Beratung des von der Bundesregierung eingebrach-
ten Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des Artikels 2 
des Vierten Gesetzes zur Änderung der Bundesärzteord-
nung und zur Änderung der Bundesärzteordnung, des 
Gesetzes über die Ausübung der Zahnheilkunde und der 
Reichsversicherungsordnung 
— Drucksache 10/6394 — 

9. Erste Beratung des von der Fraktion der SPD einge-
brachten Entwurfs eines Gesetzes zur Errichtung einer 
Stiftung „Entschädigung für NS-Unrecht" 
— Drucksache 10/6415 — 

10. Aktuelle Stunde 

Haltung der Bundesregierung zur Verlängerung des Um-
rüstungszeitraums für das Kohlekraftwerk Ibbenbüren 

Dabei soll gleichzeitig, soweit erforderlich, von der 
Frist für den Beginn der Beratung abgewichen wer-
den. 

Weiterhin haben die Fraktionen vereinbart, 
Punkt 8 der Tagesordnung abzusetzen. 

Die Punkte 6 bis 27 und Zusatzpunkt 8, die ohne 
Debatte vorgesehen sind, sollen vor Punkt 4 der 
Tagesordnung aufgerufen werden. 

Des weiteren soll Punkt 33 — „Bericht der Bun-
desregierung über den Stand der Reform des Aus-
wärtigen Dienstes" — als letzter Punkt der heuti-
gen Tagesordnung beraten werden. Sind Sie damit 
einverstanden? — Ich höre keinen Widerspruch. 
Dann ist so beschlossen. 

Ich rufe die Zusatzpunkte 2 bis 6 der Tagesord-
nung auf: 

2. Erste Beratung des von der Bundesregierung eingebrach-
ten Entwurfs eines Gesetzes zur Einheitlichen Europäi-
schen Akte 
— Drucksachen 10/6392, 10/6418 — 
Überweisungsvorschlag: 
Auswärtiger Ausschuß (federführend) 
Rechtsausschuß 
Finanzausschuß 
Ausschuß für Wirtschaft 
Haushaltsausschuß 

3. Beratung des Elften Berichts und der Empfehlung der 
Europa-Kommission zu der Unterrichtung durch das Eu-
ropäische Parlament 
— Drucksache 10/1423 — 

Entwurf eines Vertrages zur Gründung der Europäischen 
Union 
— Drucksache 10/5271 — 
Überweisungsvorschlag: 
Auswärtiger Ausschuß (federführend) 
Haushaltsausschuß 

4. Beratung des Zwölften Berichts und der Empfehlung der 
Europa-Kommission zur Ratifizierung der Einheitlichen 
Europäischen Akte 
— Drucksache 10/6226 —  

Überweisungsvorschlag: 
Auswärtiger Ausschuß (federführend) 
Haushaltsausschuß 

5. Beratung der Unterrichtung durch das Europäische Par-
lament 

Entschließung zur Europäischen Union und der Einheitli-
chen Akte 
— Drucksache 10/5436 — 

Überweisungsvorschlag: 
Auswärtiger Ausschuß (federführend) 
Haushaltsausschuß 

6. Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 
Einheitliche Europäische Akte 
— Drucksache 10/6414 — 
Übe rweisungsvorschlag: 
Auswärtiger Ausschuß (federführend) 
Rechtsausschuß 
Finanzausschuß 
Ausschuß für Wirtschaft 
Haushaltsausschuß 

Meine Damen und Herren, interfraktionell sind 
eine gemeinsame Beratung dieser Zusatztagesord-
nungspunkte und ein Beitrag bis zu zehn Minuten 
für jede Fraktion vereinbart worden. — Ich sehe 
keinen Widerspruch. Dann ist so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache und erteile dem Herrn 
Bundesminister des Auswärtigen das Wort. 

Genscher, Bundesminister des Auswärtigen: Herr 
Präsident! Meine sehr verehrten Damen! Meine 
Herren! Der Deutsche Bundestag behandelt heute 
in erster Lesung das Vertragsgesetz zur Einheitli-
chen Europäischen Akte. Parallel zu unseren Bera-
tungen laufen die Ratifizierungsverfahren in den 
Parlamenten der anderen Mitgliedstaaten der Eu-
ropäischen Gemeinschaft. Dänemark, Belgien, Lu-
xemburg und das Vereinigte Königreich haben 
schon ratifiziert. 

Die Bundesregierung zweifelt nicht an der Ent-
schlossenheit aller anderen EG-Partner, noch in 
diesem Jahr die Voraussetzungen dafür zu schaf-
fen, daß die Europäische Akte zum 1. Januar 1987 in 
Kraft treten kann. Ich bitte deshalb das Hohe Haus, 
durch eine zügige parlamentarische Behandlung 
des Vertragsgesetzes sicherzustellen, daß die Euro-
päische Akte auch bei uns noch in dieser Legisla-
turperiode ratifiziert werden kann. 

Die integrations- und außenpolitische Bedeutung 
der Europäische Akte kann nicht hoch genug einge-
schätzt werden. Viele Anläufe in den letzten 30 Jah-
ren haben zu diesem Reformwerk geführt, das der 
wirtschaftlichen und politischen Einigung unserer 
Gemeinschaft neuen Auftrieb gibt. Dabei will ich 
nicht verschweigen, daß wir uns in mancher Bezie-
hung ein weitergehendes, besseres Ergebnis ge-
wünscht hätten. Aber das Bessere war schon immer 
der Feind des Guten. In dem gewiß langwierigen 
und mühsamen Prozeß der europäischen Integra-
tion konnten die zweiten und dritten Schritte noch 
nie vor dem ersten getan werden. Deshalb kann ich 
mich auch der pessimistischen Einschätzung in 
dem Entschließungsantrag der Opposition nicht an-
schließen. 

Die Europäische Akte ist ein wichtiger Zwischen-
schritt auf dem Weg zur Europäischen Union. Es 
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geht darum, die innere und äußere Handlungsfähig-
keit der Gemeinschaft zu stärken. Der politische 
Einfluß der Gemeinschaft in der Welt muß der wirt-
schaftlichen und der kulturellen Bedeutung Euro-
pas entsprechen. Die Gemeinschaft muß sich neben 
den USA und Japan als dynamischer Wirtschafts-
raum als ein großer und freier Binnenmarkt und als 
Pionier der Spitzentechnologie bewähren. Nur so 
kann Europa seiner Verantwortung für die Erhal-
tung weltpolitischer und weltwirtschaftlicher Stabi-
lität gerecht werden. 

Diesem Ziel soll uns die Europäische Akte mit 
ihren Vorschriften über den Binnenmarkt, über die 
Zusammenarbeit in der Wirtschafts- und Wäh-
rungspolitik, über die Technologiegemeinschaft und 
über die Verbesserung der Entscheidungsverfahren 
im Rat und in der Beteiligung des Europäischen 
Parlaments näherbringen. 

Wir wissen: Aus einem großen und freien Binnen-
markt und einer vertieften Währungszusammen-
arbeit ergeben sich für uns als dem wirtschaftlich 
stärksten Partner in der Gemeinschaft Chancen 
und Herausforderungen. 

Die Bundesregierung begrüßt, daß die Europäi-
sche Akte der Forschungs- und Technologiepolitik 
der Gemeinschaft und dem Umweltschutz eine ge-
meinsame rechtliche Grundlage gibt. Eine zu-
kunftsorientierte Technologiegemeinschaft sichert 
die europäische Wettbewerbsfähigkeit am Welt-
markt. Die Gemeinschaft hat nunmehr klare Ziel-
setzungen und die notwendigen Instrumente erhal-
ten. In gleichem Maße haben wir uns um die neuen 
Vertragsbestimmungen zum Umweltschutz be-
müht. Umweltpolitik muß auch als Gemeinschafts-
aufgabe für grenzüberschreitende Maßnahmen ver-
standen werden. Die Notwendigkeit solcher Maß-
nahmen hat sich in diesen Tagen erneut drama-
tisch bestätigt. 

Auch die institutionelle Reform der Gemein-
schaft haben wir entscheidend mitgeprägt. Das gilt 
vor allem für die künftigen Mitwirkungsrechte des 
Europäischen Parlaments. Die Erweiterung der 
Rechte des Parlaments war ein Kernpunkt der Re-
formdiskussion. Gerade hier blieb das Ergebnis hin-
ter unseren Vorstellungen und Vorschlägen zurück. 
In dieser Frage wäre jedoch eine Politik des Alles-
oder-Nichts völlig verfehlt gewesen. Die Europäi-
sche Akte bietet dem Europäischen Parlament grö-
ßere Möglichkeiten der Einflußnahme und damit 
eine qualitativ stärkere demokratische Rolle. Die 
Bundesregierung wird weiter dafür eintreten, daß 
dem Europäischen Parlament im Zuge der Entwick-
lung zur Europäischen Union die vollen demokrati-
schen Funktionen übertragen werden. Nur so ist die 
Gemeinschaft auch gegenüber ihren Bürgern 
glaubwürdig. 

(Beifall der Abg. Frau Dr. Hellwig [CDU/

-

CSU]) 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, die 
Europäische Politische Zusammenarbeit hat sich 
zu einem zentralen Instrument außenpolitischer In-
teressenwahrung und europäischer Integration ent-
wickelt. Heute ist die Gemeinschaft auch außenpoli-

tisch eine von der Staatenwelt anerkannte Realität. 
In wachsendem Maße zeigt die Gemeinschaft Fä-
higkeit und Willen, ihrer politischen Verantwortung 
gerecht zu werden und die Entwicklung in Europa 
und in der Welt mitzugestalten. Die Europäische 
Akte verankert die Zusammenarbeit in der Außen-
politik zum erstenmal völkerrechtlich; sie stärkt Ar-
beitsweise und Wirkung. 

Am 1. Januar 1987 nimmt das Sekretariat zur Un-
terstützung der Präsidentschaft in der Europäi-
schen Politischen Zusammenarbeit seine Arbeit in 
Brüssel auf. Das gegenseitige Vertrauen aus 15jäh-
riger enger Kooperation wird damit eindrucksvoll 
bekräftigt. Das ist ein wichtiger Schritt in Richtung 
auf eine Europäische Union mit einer wirklich ge-
meinsamen europäischen Außenpolitik. 

Die Vertragsparteien stellen fest, daß zur außen-
politischen Identität Europas auch die engere Zu-
sammenarbeit in Fragen der europäischen Sicher-
heit beitragen kann. Sie sind zu einer stärkeren 
Koordinierung ihrer Standpunkte zu den politi-
schen und wirtschaftlichen Aspekten der Sicherheit 
bereit. Das sind weitgehende völkerrechtliche Ver-
pflichtungen, mit denen wir Europäer unseren Wil-
len zur Europäischen Union dokumentieren. 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, der 
Bundesrat hat in seiner Stellungnahme vom 16. Mai 
vorgeschlagen, das Ratifikationsgesetz um eine Re-
gelung des Länderbeteiligungsverfahrens zu ergän-
zen. Er hat seine Zustimmung zu dem Gesetz davon 
abhängig gemacht, daß die gewünschte Regelung 
eingefügt wird. Damit wurde die schwierige Frage 
der Länderbeteiligung, die Bund und Länder seit 
den Verträgen zur Gründung der Europäischen Ge-
meinschaften nicht abschließend lösen konnten mit 
dem Ratifikationsverfahren verbunden. Die Bun-
desregierung hat aus ihrer Sicht bisher alles getan, 
um die Länder in Angelegenheiten der Europäi-
schen Gemeinschaft frühzeitig und umfassend zu 
unterrichten und zu beteiligen. Dennoch hat sie die 
Wünsche des Bundesrats aufgegriffen und sich um 
Lösungen bemüht, die gleichermaßen die Interes-
sen des Bundes und der Länder berücksichtigen. 

Europapolitik betrifft in immer stärkerem Maße 
die Belange und Zuständigkeiten auch der Länder. 
Es ist deshalb verständlich, daß die Länder Verfah-
ren vorschlagen, mit denen sie in allen europapoliti-
schen Fragen, die sie betreffen, zu gemeinsamen 
Auffassungen finden und diese in die Willensbil-
dung der Bundesregierung rechtzeitig einbringen 
können. Allerdings darf ein solches Verfahren die 
verfassungsmäßig garantierte außenpolitische 
Handlungsfähigkeit der Bundesregierung nicht be-
einträchtigen. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Die Bundesregierung muß in der Lage sein, die Ent-
scheidungen in der Gemeinschaft rasch und wirk-
sam mitzugestalten. 

Die von der Bundesregierung vorgeschlagenen 
Formulierungen bieten eine Grundlage, auf der 
Bund und Länder im Gesamtinteresse der Bundes-
republik Deutschland konstruktiv und verantwor- 
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tungsbewußt zusammenarbeiten und die Ziele der 
Einheitlichen Europäischen Akte gemeinsam ver-
wirklichen können. 

Mit dem Inkrafttreten der Europäischen Akte er-
reicht die Europäische Gemeinschaft eine neue 
Etappe, aber noch keinen Endpunkt auf dem Weg 
zur Europäischen Union. Dies ist das gemeinsame 
Ziel aller im Bundestag vertretenen Parteien. 

Ich appelliere an Sie, mit großer Mehrheit dafür 
einzutreten, daß wir hier in der Bundesrepubik 
Deutschland unseren Beitrag zur Erreichung dieses 
Etappenziels auf dem Weg zur Europäischen Union 
leisten können. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU so

-

wie des Abg. Dr. Vogel [SPD]) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Brück. 

Brück (SPD): Herr Präsident. Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Herr Bundesaußenmini-
ster, Sie haben in einer Rede in der Universität 
Würzburg am 26. August dieses Jahres gesagt: „Die 
Europäische Akte liegt jetzt den nationalen Parla-
menten zur Ratifizierung vor. Wie die nationalen 
Parlamente damit umgehen — das ist, für jeder-
mann sichtbar, ein Test auf die Glaubwürdigkeit 
europäischer Politik." 

Dies ist ein guter, ein schöner Satz, Herr Bundes-
außenminister — bis auf eine kleine Unschärfe. 

Am 26. August dieses Jahres lag die Europäische 
Akte nicht allen nationalen Parlamenten zur Ratifi-
zierung vor. Sie lag nicht dem Deutschen Bundes-
tag vor. Sie liegt ihm erst jetzt, heute morgen vor. 

Aber ich stimme Bundesaußenminister Genscher 
zu, wenn er das Ratifikationsverfahren für die Eu-
ropäische Akte als einen Test für die Glaubwürdig-
keit europäischer Politik bezeichnet. 

Diesen Test hat die Bundesregierung nicht be-
standen. 

Wie die Bundesregierung die Ratifizierung der 
Einheitlichen Europäischen Akte behandelt hat, ist 
skandalös. Und ein Skandal ist es auch, was man 
dem Deutschen Bundestag zumutet. 

Die Beratung des Ratifikationsgesetzes findet 
nur wenige Wochen vor dem Ende der Legislaturpe-
riode statt, also unter einem fast unerträglichen 
Zeitdruck. 

Ich bin gespannt, welche Lösung man im Älte-
stenrat findet, um den Ausschüssen des Deutschen 
Bundestages die Gelegenheit zu geben, wenigstens 
einmal dieses Ratifikationsgesetz zu beraten, und 
dabei zugleich die Fristen einhalten zu können, die 
notwendig sind, um das Gesetz vor Ende des Jahres 
auch noch im Bundesrat zu behandeln. 

Die Regierung hätte Zeit genug gehabt, das Ge-
setz früher zuzuleiten, damit eine gründliche, der 
Bedeutung des Themas angemessene Beratung im 
Plenum und in den Ausschüssen des Deutschen 
Bundestages möglich gewesen wäre. 

Hier noch einmal die Daten: 

Die Einheitliche Europäische Akte wurde von der 
Bundesrepublik am 17. Februar dieses Jahres un-
terzeichnet. 

Am 16. Mai gab es den ersten Durchgang im Bun-
desrat. 

Noch vor der Sommerpause, so hat man bei der 
Bundesregierung immer wieder getönt, sollte es die 
Gegenäußerung geben. Aber da gab es ja dann die 
Probleme mit dem Männerfreund des Bundeskanz-
lers in Bayern. 

(Zuruf der Abg. Frau Dr. Hellwig [CDU/

-

CSU]) 

Und so zögerte man und zögerte man, bis der 
Bundeskanzler dann wohl merkte, daß man das 
Problem nicht durch Aussitzen regeln kann. 

So liegt uns eben erst heute morgen die Gegenäu-
ßerung der Bundesregierung zu den Wünschen des 
Bundesrats vor. 

Die Behandlung des Deutschen Bundestages bei 
dieser Ratifikation ist in eine Reihe zu stellen mit 
der Behandlung des Europäischen Parlaments in 
dieser Einheitlichen Europäischen Akte. 

(Beifall der Abg. Frau Dr. Timm [SPD]) 

Die Stärkung der Rolle des Europäischen Parla-
ments im gemeinschaftlichen Entscheidungsprozeß 
wäre die wichtige Aufgabe gewesen, die man mit 
der Einheitlichen Europäischen Akte hätte regeln 
müssen. Die Parlamente der Mitgliedstaaten haben 
im Lauf der letzten 30 Jahre Entscheidungsbefug-
nisse an den Rat verloren, ohne daß das Europäi-
sche Parlament entsprechende Befugnisse erhalten 
hat. 

Dies entspricht nicht den Prinzipien der parla-
mentarischen Demokratie. Europapolitik darf nicht 
immer mehr zu einer Sache von Bürokratien, 
gleichgültig, ob in Bonn oder in Brüssel, degenerie-
ren. 

Deshalb müssen wir uns im Deutschen Bundes-
tag, Frau Kollegin, durchaus auch Gedanken dar-
über machen, wie wir als Parlamentarier die euro-
papolitischen Aktivitäten der Bundesregierung 
stärker beobachten und kontrollieren können, ohne 
zugleich — dies füge ich deutlich hinzu — die Hand-
lungsfähigkeit der Bundesrepublik Deutschland auf 
europäischer Ebene zu gefährden. 

Wir, die Sozialdemokraten, haben zur ersten Be-
ratung des Ratifikationsgesetzes einen Antrag ein-
gebracht, in den wir Formulierungen eingebaut ha-
ben, die als Präambel dem Ratifikationsgesetz vor-
ausgestellt werden können. 

Wir hoffen, daß wir die Unterstützung der ande-
ren Fraktionen des Deutschen Bundestages haben 
werden, wenn es darum geht, deutlich zu machen, 
daß sich der fortschreitende Zusammenschluß der 
Staaten der Europäischen Gemeinschaft an demo-
kratischen Prinzipien zu orientieren hat. 

Meine Damen und Herren, auch in den anderen 
Punkten ist die Einheitliche Europäische Akte nicht 
das große Reformwerk, als das sie uns angekündigt 
worden ist. Sie bleibt weit hinter allen Erwartungen 
zurück. Wir alle hatten große Hoffnungen an diese 
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Einheitliche Europäische Akte geknüpft, den ersten 
großen Versuch, die Römischen Verträge den heuti-
gen Gegebenheiten anzupassen. Aber wir wurden 
enttäuscht. Die Vorschläge der Einheitlichen Euro-
päischen Akte sind unbefriedigend und weit vom 
Ziel der Europäischen Union entfernt, die zu ver-
wirklichen sich die Staats- und Regierungschefs der 
Europäischen Gemeinschaft wiederholt feierlich 
verpflichtet haben, allen voran Bundeskanzler Kohl 
und Sie, Herr Bundesaußenminister Genscher. 

Was die Einheitliche Europäische Akte betrifft, 
könnte sich das Wort des ersten Bundeskanzlers 
der Bundesrepublik Deutschland bewahrheiten: 
Richtige Gelegenheiten zu versäumen ist gefähr-
lich; sie kehren selten wieder. 

Trotz zahlreicher Bedenken und trotz der Enttäu-
schung über die geringe Weiterentwicklung der Eu-
ropäischen Gemeinschaft werden wir Sozialdemo-
kraten dem Ratifizierungsgesetz zustimmen, weil 
wir auch die kleinste Chance für die Weiterentwick-
lung der Gemeinschaft nutzen wollen. Es wäre 
falsch, wenn ich hier das Sprichwort von dem Spat-
zen in der Hand zitierte, der einem lieber ist als die 
Taube auf dem Dach. Denn — um im Bild zu blei-
ben — wenn die Differenz zwischen dem, was uns 
jetzt vorliegt, und dem, was immer wieder in Sonn-
tagsreden gefordert wird, nicht größer wäre als die 
Differenz in der Größe zwischen einem Spatzen 
und einer Taube, dann wäre ich j a schon glücklich. 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage der Abgeordneten 
Frau Dr. Hellwig? — Bitte sehr, Frau Abgeordnete. 

Frau Dr. Hellwig (CDU/CSU): Herr Abgeordneter, 
gilt Ihre Zustimmung ohne Einschränkung auch für 
die Länder im Bundesrat? 

(Wolfgramm [Göttingen] [FDP]: Sehr inter

-

essant!) 

Brück (SPD): Zuerst einmal sprechen wir, Frau 
Kollegin Hellwig, hier im Deutschen Bundestag. Ich 
habe gesagt, daß die sozialdemokratische Bundes-
tagsfraktion dem zustimmen wird. Wie sich die so-
zialdemokratisch geführten Länder entscheiden 
werden, das werden sie entscheiden, wenn sie das, 
was die Bundesregierung erst jetzt vorgelegt hat  — 
das  ist ja erst gestern beschlossen worden —, ge-
prüft haben. 

Leider ist die Einheitliche Europäische Akte nur 
der kleinstmögliche Schritt auf dem Weg zur Euro-
päischen Union. Wir Sozialdemokraten werden das 
Ziel Europäische Union mit allem Nachdruck wei-
terverfolgen. Die deutsche Sozialdemokratie war in 
ihrer langen Geschichte immer der Zusammenar-
beit zwischen den Nationen verpflichtet. Sie hat 
stets daran festgehalten, daß nur durch die Zusam-
menarbeit der Völker die Zukunft unseres Konti-
nents gesichert werden kann. 

Die Vereinigten Staaten von Europa, schon im 
Heidelberger Programm unserer Partei von 1925 
gefordert, bleiben unser Ziel. Sie müssen unser Ziel 
bleiben, wenn sich Europa in dieser Welt politisch 
und wirtschaftlich behaupten will. 

Schönen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordneter Dr. Pfennig. 

Dr. Pfennig (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Kolleginnen und Kollegen! Wenn wir erst heute mit 
der Ratifizierung der Akte im Deutschen Bundes-
tag beginnen können, ist dies ein erneuter Beweis 
für die alte Erkenntnis Robert Schumans, daß eine 
lebensfähige und starke Europäische Gemeinschaft 
nur systematisch, nur schrittweise und nur Stück 
für Stück verwirklicht werden kann. 

Die Initiative des Europäischen Parlaments, an 
dessen Vertragsentwurf zur Gründung der Europäi-
schen Union ich mitgearbeitet habe, war der ent-
scheidende Anstoß zur Erarbeitung der Europäi-
schen Akte. Die Europäische Union ist seit jeher 
Ziel des mit den Gemeinschaftsverträgen eingelei-
teten Integrationsprozesses, und an diesen Verträ-
gen haben viele Europäer mitgearbeitet, auch viele, 
die in diesem Haus als Mitglieder einen Platz ha-
ben oder gelegentlich in anderer Funktion an Sit-
zungen teilnehmen. 

Trotz zahlreicher Erklärungen der Staats- und 
Regierungschefs wird mit der Akte das Ziel „Euro-
päische Union" immer noch nicht erreicht, aber wir 
kommen ihm ein Stück näher. Das Europäische 
Parlament wollte mit seinem Vertragsentwurf zu 
einer umfassenden Integration kommen. Die Ge-
meinschaft ist in der politischen Wirklichkeit, wie 
sie es eigentlich immer getan hat, einen Mittelweg 
gegangen: Sie hat das Ziel, die Europäische Union, 
festgeschrieben, die Elemente allerdings nur unvoll-
ständig beschrieben. 

Immerhin sind jetzt die Europäische Politische 
Zusammenarbeit, die Verwirklichung des freien 
Binnenmarktes, die erweiterten Mitwirkungsrechte 
des Europäischen Parlaments, die monetäre Dimen-
sion, die Förderung des wirtschaftlichen und sozia-
len Zusammenhalts sowie die Bereiche Forschung, 
Technologie und Umweltschutz vertraglich abgesi-
chert. Die Europäische Union als Endzustand der 
Gemeinschaft ist jetzt vertraglich ausdrücklich an-
erkanntes Ziel aller Mitgliedstaaten, und die Ge-
meinschaft versteht sich erstmalig als etwas Größe-
res als eine bloße Wirtschaftsgemeinschaft. Das ist 
schon eine entscheidende Zäsur. 

Es ist eben ein Unterschied, ob z. B. eine Umwelt-
schutzgesetzgebung nur deswegen existiert, weil 
man Wettbewerbsverzerrungen vermeiden will, 
oder ob die Gemeinschaft deswegen tätig wird, weil 
umfassender Umweltschutz mit hohem Standard 
bei gemeinschaftsweiter Bedeutung ihre Aufgabe 
ist. 

Nicht zu übersehen ist auch, daß durch die 
Präambel der Europäischen Akte erstmalig vertrag-
lich die Grundwerte der Gemeinschaft festgeschrie-
ben werden: Demokratie, Menschen- und Grund-
rechte, Freiheit, Gleichheit und soziale Gerechtig-
keit. Auch das ist ein wichtiger Unterschied zum 
bisherigen Zustand. 
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Schließlich ist die Erwähnung des Europäischen 

Parlaments als eines unerläßlichen Ausdrucksmit-
tels der demokratischen Völker Europas zumindest 
ein Hinweis darauf, daß die Gemeinschaft selbst bei 
der Vertretung der Bevölkerung in Zukunft nach 
den gleichen demokratischen Prinzipien verfahren 
soll, nach denen in den Mitgliedstaaten verfahren 
wird. 

(Zustimmung der Abg. Frau Dr. Hellwig 
[CDU/CSU]) 

Die angestrebte Europäische Union ist damit 
nicht mehr nur eine Vision, sie ist aber auch — im 
Gegensatz zu den Wünschen des Europäischen Par-
laments — noch keine Realität. Das mindere Ergeb-
nis in der Europäischen Akte beruht darauf, daß 
eben nur eine Mehrheit der Mitgliedstaaten zu wei-
tergehenden Schritten bereit war, nicht aber eine 
Minderheit, bestehend aus Großbritannien und vor 
allem aus Dänemark und Griechenland. 

Wir können aus zwei Gründen mit diesem Ergeb-
nis nicht zufrieden sein: Die Europäische Union als 
Ziel der Einigung ist nach wie vor nur unzurei-
chend beschrieben, und dasselbe gilt von der Ge-
waltenteilung, d. h. von den Wegen der Konfliktlö-
sung zwischen und in den Gemeinschaftsorganen. 
Beide Probleme bedürfen der Lösung, wenn man zu 
einer Europäischen Union kommen will. 

Die Europäische Akte zeigt zwar, daß die Ge-
meinschaft und die zukünftige Union sich an dem 
im westlichen Europa im Laufe der Aufklärung ent-
standenen Bild vom Staat als freiheitlicher Demo-
kratie orientiert, am gemeinsamen politischen Erbe 
der in Europa und in den USA entstandenen Demo-
kratien, deren Basis die Überzeugung war und ist, 
daß jeder Mensch unverletzliche und unveräußerli-
che Grundrechte hat. 

Die Europäische Akte zeugt auch davon, daß sich 
zusätzlich zu den klassischen Werten der Demokra-
tie als neuer politischer Wert der Gedanke des Zu-
sammenschlusses endgültig durchgesetzt hat: Ver-
zicht auf bewaffneten Angriff zwischen den Mit-
gliedstaaten und Frieden zwischen ihnen ist Zweck 
der Gemeinschaft. Der Zusammenschluß ist mit der 
Überzeugung verbunden, in einer Europäischen 
Union zukünftig die gemeinsamen Werte zu ver-
wirklichen, in allen Mitgliedstaaten annähernd ver-
gleichbare Lebensverhältnisse zu schaffen und die 
Gemeinschaft nach dem Prinzip der Subsidiarität 
arbeiten zu lassen. Dieses Beispiel des Zusammen-
lebens auf Grund vereinbarter politischer Prinzi-
pien übt neben dem wirtschaftlichen und sozialen 
Wohlstand der Gemeinschaft allerstärkste Anzie-
hungskraft auch auf unsere östlichen Nachbarn in 
Europa aus. 

Das Fehlen eines Grundrechtskatalogs der Ge-
meinschaft neben den nationalen Grundrechtsga-
rantien, und das Fehlen einer echten Gewaltentei-
lung zwischen Gemeinschaft und Mitgliedstaaten 
einerseits, zwischen Europäischem Parlament und 
Rat andererseits sind allerdings auch Hinweise, daß 
die Mitgliedstaaten zu einer wirklich föderalen 
Ordnung der Gemeinschaft noch nicht bereit sind. 
Das hat die Debatte über die Europäische Akte und 
die Rechte des Europäischen Parlaments am deut-

lichsten in Dänemark gezeigt. Es zeigt sich aber 
auch in der Akte selbst deutlich, die z. B. in den 
Bereichen Wirtschafts-, Währungs-, Außen- und Si-
cherheitspolitik zwar eine Koordinierung der jewei-
ligen nationalen Politik — übrigens ohne Einbezie-
hung der Verteidigungspolitik — vorsieht, aber 
eben der Gemeinschaft als solcher keine primäre 
Entscheidungsbefugnis und schon gar nicht dem 
Europäischen Parlament ein Mitentscheidungs-
recht einräumt. 

Wir sollten dabei nicht stehenbleiben. Die Fort-
entwicklung der Gemeinschaft liegt in unserem ur-
eigenen Interesse — wirtschaftlich, sozial, kulturell 
und allgemein-politisch. Oder glaubt etwa jemand, 
daß wir ohne Hilfe und Zustimmung unserer west-
europäischen Nachbarn jemals zu einer Wiederver-
einigung kommen werden? Dies schließt die Dis-
kussion darüber natürlich nicht aus, wie wir in der 
Gemeinschaft unsere Interessen am besten vertre-
ten. Diese Diskussion muß auch zwischen Bund und 
Ländern geführt werden. Die Institutionalisierung 
dieses Dialogs im Ratifizierungsgesetz ist ein be-
merkenswerter Vorgang, der einen Interessenaus-
gleich zwischen Bund und Ländern bei der deut-
schen EG-Politik herbeiführen kann. Die Debatte 
um diesen Interessenausgleich darf jedoch nicht 
den Blick für die europapolitischen Notwendigkei-
ten selbst verstellen. Hier sollte man sich vor fal-
schen Tönen hüten. Ist es beispielsweise richtig, 
wenn der Ministerpräsident des Landes Nordrhein-
Westfalen, Herr Rau, in Brüssel bei der Eröffnung 
des Büros seines Landes erklärt, man tue nichts 
anderes als zahlreiche US- und kanadische Bundes-
staaten, oder liegt hier nicht eigentlich eine 
schlimme Verwechselung von nordamerikanischer 
außenpolitischer Interessenvertretung und deut-
scher EG-Innenpolitik vor? Sind die Bundesländer 
nicht auch Teil der EG? 

(Zurufe von der SPD) 

— Herr Kollege Vogel, ich glaube, wir sollten diesen 
Ausrutscher des Ministerpräsidenten lieber schnell 
vergessen. 

Die Bundesländer sind innerhalb der Gemein-
schaft auch für deutsche Interessen verantwortlich. 
Sie haben nach der deutschen Verfassung starke 
eigene Rechte. Insofern ist die Bundesrepublik in 
der Gemeinschaft trotz vergleichbarer Momente in 
Spanien und Belgien ein einzigartiger Fall. Wir soll-
ten deshalb unsere Föderalismuserfahrung für den 
Aufbau der Gemeinschaft einbringen und zeigen, 
wie ein vernünftiger Abgleich zwischen Gesamtin-
teressen sowie mitgliedstaatlichen Rechten und In-
teressen erfolgen kann. Die Gemeinschaft bedarf 
solchen Beispiels. Ich möchte Ihnen das an drei tat-
sächlichen Ereignissen zeigen, bei denen nur die 
Namen verändert sind. Sie zeigen die Schwierigkei-
ten, mit denen EG-Mitgliedstaatsangehörige noch 
heute wegen des Fehlens von EG-Regelungen zu 
kämpfen haben. 

Wenn der britische Staatsangehörige Hunt, ver-
heiratet mit einer Belgierin, beschäftigt und mit 
Wohnsitz in Brüssel, morgens mit dem Auto seiner 
Frau fährt, sie dagegen mit seinem noch in England 
zugelassenen Wagen fährt und in eine Polizeikon- 
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trolle gerät, dann wird der Wagen beschlagnahmt, 
die Frau inhaftiert wegen unbefugten Fahrens ei-
nes ausländischen Fahrzeuges und das steuerliche 
und verkehrsrechtliche Vergehen bestraft. 

Wenn Herr Müller, Französischlehrer in einem 
deutschen Bundesland, wegen Versetzung seiner 
Frau zum Zolldienst in einem anderen Bundesland, 
dort die Einstellung als Französischlehrer errei-
chen will, muß er sich entgegenhalten lassen, ihm 
fehle ein Staatsexamen dafür und deshalb könne er 
nicht Französischlehrer sein. Herr Müller ist übri-
gens Franzose. 

Oder wer gar als Frisör von einem Mitgliedstaat 
in einen anderen wechseln will, ist z. B. auf die 
Ergebnisse des deutsch-französischen Experten-
treffens zur Herstellung der Aquivalenz im Ausbil-
dungsberuf Herren- oder Damenfrisör oder Coif-
feur mixte angewiesen, wo die Experten streiten 
um die Vergleichbarkeit der Ausbildungsanforde-
rungen für klassischen Schnitt, modische Damen-
frisur, Kinderfrisur, freies Färben und Dauerwellen 
und viele solche Ausbildungspunkte. 

(Heiterkeit) 

Ist es da absolut unvernünftig, eine EG-Regelung 
zu verlangen, daß jeder Frisör auf Grund seines 
nationalen Diploms tätig werden kann und den 
Markt entscheiden zu lassen? Bewegen wir uns bei 
diesen Ereignissen nicht in allen EG-Mitgliedstaa-
ten mit einem Beharren auf Kompetenzen weniger 
fortschrittlich als im vorigen Jahrhundert? 

Ich wünsche mir jedenfalls, daß die Bundesregie-
rung wie bisher durchgreifende qualitative Refor-
men der Gemeinschaft anstrebt und der Bundes-
kanzler, nachdem 1985 mit dem Beitritt Spaniens 
und Portugals und der Europäischen Akte ein sehr 
erfolgreiches Jahr für die europäische Integration 
war, auch in Zukunft keinen Zweifel daran läßt, daß 
die Gemeinschaft so schnell wie möglich eine Euro-
päische Union werden muß. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Ich erteile das Wort dem 
Staatsminister für Bundesangelegenheiten, Bevoll-
mächtigtem des Freistaates Bayern beim Bund, 
Herrn Staatsminister Schmidhuber. 

(Mann [GRÜNE]: Jetzt kommen die Lord

-

siegelbewahrer des Föderalismus!) 

Staatsminister Schmidhuber (Bayern): So ist es. 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Der föderative Aufbau der Bundesre-
publik Deutschland ist eines der tragenden und un-
verzichtbaren Grundelemente unseres Staates. 
Nach unserer bundesstaatlichen Verf assungsord-
nung sind die Länder der Bundesrepublik Deutsch-
land nicht dem Bund untergeordnete Verwaltungs-
einheiten, sondern ihm gleichrangige Staaten, die 
mit eigener, nicht vom Bund abgeleiteter Hoheits-
macht ausgestattet sind. Mit der Absicherung die-
ses Gestaltungsprinzips im Grundgesetz und der 
darin geregelten lückenlosen Aufteilung der Kom-
petenzen zwischen Bund und Ländern ist eine fein 
ausgewogene Macht- und Gewaltenteilung entstan-

den, die nicht nur die größere Gemeinschaft stärkt 
und sich in Krisenzeiten stabilisierend auswirkt, 
sondern in besonderem Maße dem Bürger in der 
heutigen Demokratie die Freiheit sichert. 

Für uns Deutsche ist das föderative Prinzip das 
durchgehende Gestaltungsprinzip, seitdem es eine 
deutsche Geschichte gibt. Auch in der fast 40jähri-
gen Verfassungspraxis der Bundesrepublik 
Deutschland hat es sich bestens bewährt. Der Föde-
ralismus ist ein nicht zu ersetzendes, keineswegs 
verzichtbares Architekturelement unseres demo-
kratischen und sozialen Rechtsstaats. Er läßt sich 
nicht von den anderen Strukturelementen der Bun-
desrepublik trennen, ohne daß Schaden an unserer 
freiheitlichen Ordnung entstünde. 

Unter den Verfassungsorganen der Bundesrepu-
blik Deutschland kommt es vor allem dem Bundes-
rat zu, für die Belange des Föderalismus einzutre-
ten. Als Länderkammer obliegt es vor allem ihm, 
darüber zu wachen, daß die Einigung Europas nicht 
die geschichtlich gewachsene föderative Struktur 
unseres Staates aushebelt und damit die staatliche 
Ordnung der Bundesrepublik Deutschland gefähr-
det. 

Das ist die Ausgangslage, auf der der Bundesrat 
auch die Fortentwicklung der Europäischen Ge-
meinschaften beurteilt. Er hat sich stets mit voller 
Überzeugung zur europäischen Integration be-
kannt, weil die Aufrechterhaltung unserer freiheit-
lichen Wirtschafts-, Gesellschafts- und Rechtsord-
nung sowie die Abwehr der anhaltenden Bedro-
hung unserer Sicherheit auf lange Sicht nur mit 
einer gemeinsamen Wirtschafts-, Außen- und Si-
cherheitspolitik im freien Teil Europas möglich ist. 
Das kann aber nicht bedeuten, daß jeder politische 
Vorschlag, wenn er nur mit dem Etikett „Europa" 
versehen wird, kritiklos hingenommen werden 
muß. 

Dementsprechend hat der Bundesrat die Einheit-
liche Europäische Akte als einen geeigneten Schritt 
auf dem Weg der Weiterentwicklung der Europäi-
schen Gemeinschaften zu einer Wirtschafts- und 
Währungsunion und auf weite Sicht zur Errichtung 
einer Europäischen Union begrüßt. Andererseits 
darf man die Gefahr nicht übersehen, daß die ange-
strebten Integrationsfortschritte zu Lasten der Ei-
genstaatlichkeit der Länder und damit der föderati-
ven Ordnung der Bundesrepublik Deutschland ge-
hen. Die Bestimmungen der Einheitlichen Europäi-
schen Akte enthalten „Einbruchstellen" in Aufga-
ben- und Zuständigkeitsbereiche der Länder. Es 
handelt sich dabei vor allem um die Bereiche Um-
weltschutz, Forschung und Förderung der technolo-
gischen Entwicklung. Die Einführung bzw. die Wie-
derherstellung des Prinzips der Mehrheitsentschei-
dungen im EG-Rat könnte zu nachteiligen Auswir-
kungen für die Länder vor allem im Bildungs- und 
Baubereich führen. 

Darüber hinaus soll zur Entlastung des Rates die 
Möglichkeit erweitert werden, Befugnisse zur 
Durchführung der von ihm erlassenen Vorschriften 
auf die Kommission zu übertragen, ohne daß die 
Übertragung dieser Durchführungsbefugnisse nach 
Inhalt, Zweck und Ausmaß festgelegt ist. Auch inso- 
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) weit kann in die Verwaltungskompetenz der Län-

der nach Art. 30 des Grundgesetzes eingegriffen 
werden. 

Daß diese Befürchtungen nicht grundlos sind, be-
weist die Praxis der Europäischen Gemeinschaften 
in den letzten Jahren. 

Auf zahlreichen Gebieten hat die EG Regelungen 
vorgeschlagen oder erlassen, für die sie nach den 
Verträgen von Paris und Rom keinerlei Zuständig-
keit hat. Der Rechtsausschuß des Bundesrates hat 
in der Zeit von Anfang 1976 bis Ende Februar 1986 
in 48 Fällen derartige Kompetenzüberschreitungen 
der EG-Organe festgestellt. Beispielhaft seien ge-
nannt: Richtlinien oder Richtlinienentwürfe für die 
Qualitätsanforderungen an Süßwasser, Erhaltung 
von Vogelarten, Sicherheit von Kinderspielzeug, 
Gleichbehandlung von Männern und Frauen, Pro-
gramme in den Bereichen Umweltschutz, Wissen-
schaft und Technologie, Sicherheit am Arbeitsplatz, 
kulturelle Aktionen. 

In der Zwischenzeit sind weitere EG-Vorschläge 
ohne ausreichende Kompetenzgrundlage vorgelegt 
worden, wie etwa die Entschließung des Rats über 
die Verbrauchererziehung in den Primar- und Se-
kundarschulen oder die Rundfunkrichtlinie. Hier 
handelt es sich um bedeutende Eingriffe in die Kul-
turhoheit der Länder. 

Das Vorgehen der EG-Kommission gegen Maß-
nahmen der Regionalförderung in der Bundesrepu-
blik stößt bei den deutschen  Ländern auf Unver-
ständnis. 

Die Rückwirkungen dieser Entwicklung auf die 
föderative Struktur sind unübersehbar. Die Länder 
verlieren durch die „Europäisierung" von Aufgaben 
und Zuständigkeiten nicht nur Gesetzgebungs- und 
Verwaltungskompetenzen, sondern auch ihre Mit-
wirkungsbefugnisse im Bund, die ihnen über den 
Bundesrat bei der Gesetzgebung und Verwaltung — 
auch im EG-Bereich — national zustehen. 

Der Zielkonflikt zwischen einer weiteren Ver-
dichtung der europäischen Integration und der Ei-
genstaatlichkeit der Länder darf nicht vertuscht 
werden. Er muß mit dem Ziel einer sinnvollen 
Funktionsteilung nach dem Subsidiaritätsprinzip 
ausgetragen werden. 

Die Behandlung des Ratifikationsgesetzes zur 
Einheitlichen Europäischen Akte gibt hierzu Gele-
genheit. 

Der Bundesrat sperrt sich nicht von vornherein 
gegen die Übertragung von Länderzuständigkeiten 
auf die EG. Vielmehr hat er sie immer akzeptiert 
und wird sie auch weiterhin akzeptieren, wenn fol-
gende Grundsätze beachtet werden. 

Erstens. Aufgaben dürfen nur dann auf die EG 
übertragen werden, wenn eine zentrale Aufgaben-
erfüllung durch sie im Interesse der Bürger unab-
weisbar notwendig ist. 

Zweitens. Werden Aufgaben übertragen, so darf 
dies nur durch enumerative Aufzählung, nicht 
durch Generalklauseln geschehen. 

Drittens. Wer Rechte abgeben soll, muß hierzu 
um seine Zustimmung gebeten werden. 

Viertens. Wer Rechte abgegeben hat, soll bei der 
späteren Ausübung dieser Rechte durch die „emp-
fangende" Instanz nach Möglichkeit nicht völlig 
ausgeschlossen werden. Daher gibt es seit jeher 
eine Mitwirkung des Bundesrats bei Bundesangele-
genheiten. 

Von diesen Grundsätzen läßt sich der Bundesrat 
in seiner Stellungnahme vom 16. Mai 1986 leiten. Er 
fordert die Ergänzung des Gesetzes zur Einheitli-
chen Europäischen Akte um einen Art. 1 a. Diese 
Bestimmung sieht eine verstärkte Mitwirkung des 
Bundesrats bei europapolitischen Entscheidungen 
vor. Ihr Kernstück ist die Verpflichtung der Bun-
desregierung, vor ihrer Zustimmung zu Beschlüs-
sen der Europäischen Gemeinschaften bei Vorha-
ben, die ganz oder teilweise in die ausschließliche 
Gesetzeskompetenz der Länder fallen oder deren 
wesentliche Interessen berühren, die Stellung-
nahme des Bundesrates einzuholen; diese Stellung-
nahme bei den Verhandlungen zu berücksichtigen; 
davon nur aus zwingenden außen- und integrations-
politischen Gründen abzuweichen, soweit aus-
schließliche Gesetzgebungskompetenzen der Län-
der berührt sind; im Falle einer Abweichung dem 
Bundesrat die maßgeblichen Gründe mitzuteilen 
und auf Verlangen Vertreter der Länder zu den Ver-
handlungen in den Beratungsgremien der Kommis-
sion und des Rates hinzuzuziehen, soweit dies mög-
lich ist. Einzelheiten sollen in einem Abkommen 
zwischen Bund und Ländern geregelt werden. 

Mit dieser Regelung soll eine Kompensation von 
Kompetenzminderungen der Länder durch Mitwir-
kungsmöglichkeiten des Bundesrates bei EG-Ent-
scheidungen erreicht werden. Diese Forderung ist 
die konsequente Fortführung des Gedankens, daß 
bei zunehmender Integration die Europapolitik der 
Bundesregierung immer weniger Außenpolitik und 
immer mehr Innenpolitik wird. 

Mit diesem Ergänzungsvorschlag sollen die Män-
gel des sogenannten Bundesratsverfahrens nach 
Art. 2 des Ratifizierungsgesetzes zu den Römischen 
Verträgen sowie das mit Briefwechsel zwischen 
dem Bundeskanzler und dem Vorsitzenden der Mi-
nisterpräsidentenkonferenz im Jahre 1979 geschaf-
fene Länderbeteiligungsverfahren korrigiert wer-
den. 

Unbefriedigend am Bundesratsverfahren ist, daß 
die Bundesregierung an die Stellungnahme des 
Bundesrats nicht gebunden ist. Seitens der Bundes-
regierung genügt Kenntnisnahme. Ihr obliegt nicht 
einmal eine Vortragspflicht in Brüssel, auch dann 
nicht, wenn es sich um Länderkompetenz handelt. 
Auch das Länderbeteiligungsverfahren hat zu kei-
ner Verbesserung geführt. Ein eindrucksvoller Be-
weis für seine Untauglichkeit ist das Zustandekom-
men der Einheitlichen Europäischen Akte selbst: In 
keiner Phase der Vertragsverhandlungen hatten 
die Länder eine Chance, die Texte im Wortlaut ein-
gehend zu prüfen, geschweige denn zu einer ge-
meinsamen Meinungsbildung zu gelangen und ihre 
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Auffassung in die Verhandlungen einfließen zu las-
sen. 

(Mann [GRÜNEJ: Sie haben Ihre Auffas

-

sung schon eingebracht!) 

Der Bundesrat mißt der Verbesserung und der 
gesetzlichen Verankerung seiner Mitwirkungsmög-
lichkeiten in EG-Angelegenheiten eine so große po-
litische Bedeutung bei, daß er von der Erfüllung die-
ser Forderung die Zustimmung zur Ratifizierung 
der Einheitlichen Europäischen Akte abhängig 
macht. 

Die Vorschläge des Bundesrats sind nicht auf 
eine „Nebenaußenpolitik" der Länder gerichtet, wie 
immer wieder behauptet wird. Vielmehr befaßt sich 
der vorgeschlagene Art. 1 a allein mit der inner-
staatlichen Mitwirkung von Entscheidungen der 
Bundesrepublik. Daß die Vertretung nach außen in 
den Gremien der Europäischen Gemeinschaften 
der Bundesregierung obliegt, wird in keiner Weise 
bestritten. Es geht nicht um die Mitwirkungsrechte 
des Bundesrats nach EG-Recht, sondern einzig und 
allein um die innerstaatliche Möglichkeit, an den 
Entscheidungen der Bundesregierung mitzuwir-
ken. 

Es trifft auch nicht zu, daß die Bundesregierung 
durch Art. 1 a stringent an die Stellungnahme des 
Bundesrats gebunden werde. 

Von einer stringenten Bindung der Bundesregie-
rung kann keine Rede sein. Sie hat immer das 
letzte Wort. Selbst in den Angelegenheiten, die in 
den ausschließlichen Gesetzgebungsbereich der 
Länder fallen, kann die Bundesregierung von der 
Stellungnahme des Bundesrats aus zwingenden au-
ßen- oder integrationspolitischen Gründen abwei-
chen. 

Die Regelung des Art. 1 a ist daher in keiner 
Weise mit der dänischen Institution eines Markt-
ordnungsausschusses zu vergleichen, wobei ande-
rerseits wohl kaum jemand ernsthaft die Behaup-
tung aufstellen wird, die dänische Regelung ver-
stoße gegen den EG-Vertrag. Die vom Bundesrat 
beschlossene Beteiligungsregelung räumt daher 
den Ländern kein Vetorecht ein. Dagegen dürfte sie 
einen heilsamen Zwang auf die Bundesregierung 
ausüben, sich mit dem Länderwillen auseinander-
zusetzen. Handlungsfähigkeit und Handlungsfrei-
heit des Bundes bleiben in vollem Umfang ge-
wahrt. 

Die Beteiligungsregelung des Art. 1 a ist daher al-
lein nach innerstaatlichem Recht zu beurteilen. Da-
bei bedarf es zunächst einer grundsätzlichen Klar-
stellung: Es ist nicht richtig, daß — wie z. B. die 
Europa-Kommission des Bundestages feststellt — 
die  Bundesregierung zur alleinigen außen- und eu-
roparechtlichen Vertretung befugt und verpflichtet 
sei und daß sie diesen Anspruch nicht mit einem im 
Grundgesetz dafür nicht vorgesehenen Bundesor-
gan teilen dürfe. Diese Aussage verkennt zum einen 
— wie bereits ausgeführt —, daß es sich bei Art. 1 a 
nur um eine innerstaatliche Mitwirkung handelt. 
Zum anderen wird aber auch unterstellt, daß die 
Pflege der Beziehungen zu auswärtigen Staaten al-
lein Sache der Bundesregierung sei. Ein genaues 

Studium des Art. 32 Abs. 1 des Grundgesetzes wird 
Ihnen aber zeigen, daß dort nicht von „Bundesregie-
rung", sondern vom „Bund" die Rede ist. Es gibt im 
Grundgesetz keine Bestimmung, wonach allein der 
Bundesregierung die innerstaatliche Willensbil-
dung in EG-Angelegenheiten zukäme. Der Gesetz-
geber ist daher frei, die Mitwirkung des Bundesrats 
in bestimmten Angelegenheiten vorzusehen. 

Unrichtig wäre auch die Annahme, dem Bundes-
rat stünden außerhalb des Gesetzgebungsverfah-
rens Mitwirkungsbefugnisse nur dort zu, wo sie das 
Grundgesetz selbst ausdrücklich vorsehe. Die Fälle, 
in denen der Bundesrat bei der Erledigung von 
Bundesaufgaben mitwirkt, sind im Grundgesetz 
nicht abschließend aufgezählt. In zahlreichen einfa-
chen Bundesgesetzen werden dem Bundesrat Auf-
gaben zugeteilt. Ich weise z. B. auf § 64 Abs. 2 der 
Bundeshaushaltsordnung hin. 

Einer Erweiterung der Befugnisse des Bundes-
rats durch Bundesgesetz stünden nur dann Beden-
ken entgegen, wenn dadurch verfassungsrechtlich 
festgelegte Befugnisse eines anderen Verfassungs-
organs eingeschränkt würden. Das ist aber — wie 
bereits ausgeführt — hier nicht der Fall. 

Erfreulicherweise hat die Bundesregierung in ih-
rer Gegenäußerung zur Stellungnahme des Bundes-
rats dessen Vorstellungen weitgehend unterstützt. 
Heute kann ich feststellen, daß es in diesen zentra-
len Fragen eine gemeinsame Haltung der Bundes-
regierung und des Bundesrats — und damit der 
Länder — gibt. 

Der Bundesrat hält es darüber hinaus wegen der 
Bedeutung der Angelegenheit für den föderalen 
Aufbau der Bundesrepublik für erforderlich, das 
Mitgestaltungsrecht des Bundesrats verfassungs-
rechtlich festzuschreiben. 

Außerdem strebt er eine Änderung des Art. 24 des 
Grundgesetzes dahingehend an, daß die erstmalige 
Übertragung von Kompetenzen auf zwischenstaatli-
che Einrichtungen der Zustimmung des Bundesra-
tes bedarf. Insoweit greift der Bundesrat eine Anre-
gung auf, die bereits die Enquete-Kommission „Ver-
fassungsrecht" erhoben hatte. Es ist kein Geheim-
nis, daß die in Art. 24 Abs. 1 des Grundgesetzes ver-
ankerte Integrationsgewalt des Bundes die offene 
Flanke der bundesstaatlichen Struktur unseres 
Staates darstellt, weil auf diesem Weg die födera-
tive Ordnung des Grundgesetzes verwässert wer-
den kann. 

Um Mißverständnissen vorzubeugen, betone ich 
ausdrücklich, daß die Forderungen des Bundesrates 
keineswegs eine Abkehr von dem Ziel eines in Frie-
den geeinigten Europas bedeutet. Mit unverminder-
tem Nachdruck strebt er die weitere Integration der 
Gemeinschaft und auf weitere Sicht die Europäi-
sche Union an. Für ihn bleibt die Einigung Europas 
der historische Auftrag der europäischen Völker, 
den es mit aller Kraft zu erfüllen gilt. Jedoch hält er 
den Weg zum Zentralstaat für gefährlich. 

Die deutschen Länder wollen — unter Wahrung 
ihrer Eigenstaatlichkeit — mit ungebrochener poli-
tischer Kraft an der Vollendung der europäischen 
Einigung mitwirken. Das ist nicht Kleinstaaterei 
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oder engstirniger Provinzialismus, sondern ein rea-
listisches Konzept für die europäische Integration. 
Sie entspricht der föderalistischen Staatsauffas-
sung des Grundgesetzes. Sie ist aber auch ein Mo-
dell zur Versöhnung des integrationspolitischen Im-
perativs mit den regionalen Besonderheiten in allen 
Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft. 

(Mann [GRÜNE]: Selbst die CSU klatscht 
nicht!) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Auhagen. 

Auhagen (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Auch und gerade für uns GRÜNE 
steht die Notwendigkeit einer engen europäischen 
Zusammenarbeit außer Frage. 

(Beifall des Abg. Mann [GRÜNE]) 

Die Frage ist also nicht, ob wir Europa wollen, son-
dern was für eine Art des Zusammenschlusses und 
der Zusammenarbeit in Europa wir wollen. Hier 
kann ich nur aufgreifen, was der bayerische Staats-
minister gesagt hat: Wir wollen keinen europäi-
schen Zentralstaat, und wir wollen vor allen Dingen 
auch keinen wirtschaftlichen europäischen Zentral-
staat. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Das Kernstück der Europäischen Akte ist die 
Vollendung des Binnenmarktes. Das heißt, bis 1992 
soll erreicht werden: keinerlei wirtschaftliche Bin-
nengrenzen. 

(Mann [GRÜNE]: Was wird aus dem Rein

-

heitsgebot?) 

Was hat dies für wirtschaftliche, soziale, politische 
und ökologische Folgen? 

Erstens. Bezüglich der Harmonisierung der Stan-
dards gibt es angesichts der vielen Ausnahmerege-
lungen die Tendenz zum Pluralismus der Stan-
dards. Der Staatssekretär im Bundeswirtschaftsmi-
nisterium, Schlecht, hat gesagt: Angesichts dieser 
verzwickten Lage mit den vielen Ausnahmerege-
lungen bei den einzelnen Standards sollten wir 
doch lieber die Konkurrenz der Standards einfüh-
ren. Was heißt die Konkurrenz der Standards für 
Produkte? Das bedeutet, daß die einzelnen Regie-
rungen zwar eigene schärfere Standards erlassen 
können, aber angesichts des freien Warenverkehrs, 
wenn die Grenzen weggefallen sind, diese nicht 
mehr durchsetzen können. Dann werden die ökolo-
gisch problematischen, aber billigen Produkte z. B. 
die hohen dänischen Standards einfach unterlau-
fen. Die Folge wird die Nivellierung auf dem unter-
sten Niveau sein. 

(Mann [GRÜNE]: So ist es!) 

Zweitens. Ohne Steuergrenzen wie heute wird es 
einen Druck zur Angleichung der indirekten Steu-
ern geben. Wenn wir in der Bundesrepublik zu dem 
Ergebnis kommen, die Tabaksteuer zu erhöhen, 
weil Rauchen ungesund ist, wird eben kein Kehler 
mehr in Kehl Zigaretten kaufen, sondern dann wer-

den wir vierteljährliche Pilgerfahrten von Rau-
chern über die Grenze nach Straßburg haben. 

(Brück [SPD]: Aber das macht er doch jetzt 
schon!) 

Heute kann sich ein Stuttgarter nicht für ein Vier-
telj ahr mit, was weiß ich, 20 Stangen Zigaretten in 
Frankreich versorgen, sondern davor ist heute noch 
der Zoll. Aber dieser Zoll wird nach der Europäi-
schen Akte wegfallen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ihre Sorgen! — 
Weiterer Zuruf von der CDU/CSU: Rau

-

chen ist unökologisch!) 

Damit wird ein wichtiges Instrument zur ökologi-
schen und sozialen Steuerung aufgegeben. 

Drittens. Die Liberalisierung des Kapitalver-
kehrs ist ein zentrales Ziel der Europäischen Akte. 
Was bedeutet das? Das bedeutet den strukturellen 
Zwang zu verschärfter Austeritätspolitik. 

Erhöht ein Land z. B. die Zinsen, dann wird ein 
Druck auf die Nachbarländer ausgehen, ebenfalls 
die Zinsen zu erhöhen, oder es wird zu drastischen 
Kapitalabflüssen kommen, wie wir es durch die 
Reagansche Politik der letzten Jahre erlebt haben. 
Deutlich wird das in der Mitteilung der Kommis-
sion an den Rat zur Liberalisierung des Kapitalver-
kehrs, die heute ebenfalls behandelt wird: „Die Vor-
schläge, die diese Mitteilung enthält, können für 
einzelne Mitgliedstaaten Schwierigkeiten herbei-
führen, auch wenn sie schließlich für alle segens-
reich sein werden". Weiter heißt es in dieser Mittei-
lung: „Jede dieser Etappen bringt für die Mitglied-
staaten zunehmende Zwänge im Bereich ihrer 
Geld- und Kreditpolitik mit sich ... Die Liberalisie-
rung der Wertpapiertransaktionen eröffnet zudem 
Wahlmöglichkeiten zwischen den Kapitalmärkten 
der Mitgliedstaaten, die dadurch unmittelbar in 
Konkurrenz miteinander gebracht werden."  Aus-
drücklich wird gesagt, „dies wird unvermeidliche 
zahlungsbilanzpolitische Konsequenzen und erfor-
derliche Anpassungen nach sich ziehen." Was heißt 
das? Es wird in drastischem Maße dann Kapital-
flucht eintreten, wenn in einem Mitgliedland eine 
soziale und ökologische Politik betrieben wird. Die 
Entscheidung für den vollendeten Binnenmarkt be-
deutet Stärkung der Marktkräfte des frei fließen-
den Kapitals gegenüber dem gesellschaftlichen 
Einfluß. Das heißt, der gesellschaftliche Einfluß von 
Gewerkschaften, Umweltverbänden und nationaler 
Politik wird reduziert sein. 

Auf der anderen Seite wird aber diese große euro-
päische Einheit eine drastische Reduzierung des 
parlamentarischen Einflusses beinhalten. 

(Beifall des Abg. Mann [GRÜNE]) 

Die Minirechte, die das Europäische Parlament hin-
zugewonnen hat, stehen nämlich in überhaupt kei-
nem Verhältnis zu den Gestaltungsmöglichkeiten 
des Europäischen Rates. Das bedeutet eine Entpar-
lamentarisierung insbesondere der wirtschaftspoli-
tischen und ökologischen Entscheidungen in der ge-
samten Gemeinschaft. 

Bei der CDU und FDP ist mir diese Politik ver-
ständlich. Bei Ihnen, meine Damen und Herren von 
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der SPD, ist sie mir aber unverständlich. Sie for-
dern im Rahmen von „Arbeit und Umwelt" eine 
Energiesteuer, eine indirekte Steuer also. Sie steht 
im absoluten Widerspruch zu den Konsequenzen 
der Vollendung des Binnenmarktes. Ein von uns 
sehr geschätzter Sozialdemokrat, Erhard Eppler, 
hat sehr einleuchtende Gedanken zur Differenzie-
rung der Mehrwertsteuer gebracht. Auch das wäre 
eine Absurdität angesichts der Vollendung des Bin-
nenmarktes, die Sie unterstützen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Sie fordern die Zinssenkung zur Konjunkturan-
kurbelung hier in der Bundesrepublik. Aber gleich-
zeitig unterstützen Sie strukturell eine Lösung, 
nämlich die Vollendung des Binnenmarktes und 
den freien Kapitalverkehr, die gerade solche 
Schritte unmöglich macht. 

Die strukturellen Folgen der Europäischen Akte 
stehen also ganz im Gegensatz zu Ihren binnenwirt-
schaftlichen und sozialen Zielen. 

(Brück [SPD]: Halten Sie die übrigen Euro

-

päer für Vollidioten?) 

Wir GRÜNEN erleben es ständig, daß man ökolo-
gisch wünschenswerte Zielsetzungen mit dem Hin-
weis auf die EG für unrealisierbar erklärt. Ein Bei-
spiel. Auf unsere Anfrage zum Straßenverkehr, in 
der wir fragten, wie die Bundesregierung zur Ein-
führung einer Schwerlastverkehrsabgabe steht — 
ich könnte mir vorstellen, daß auch viele Sozialde-
mokraten diese für vernünftig halten —, bekamen 
wir zur Antwort: Die Einführung einer Schwerlast-
verkehrsabgabe durch die Bundesrepublik 
Deutschland würde den derzeitigen Bemühungen 
um die Schaffung eines europäischen Verkehrs-
marktes und um die Angleichung der Wettbewerbs-
bedingungen zuwiderlaufen. — Also mit Hinweis 
auf Europa wird eine sozial und ökologisch wün-
schenswerte Maßnahme abgeschmettert. Diese Art 
von Erklärung wird sich noch drastisch verstärken, 
wenn diese Europäische Akte, sollte sie Realität 
werden, umgesetzt wird. 

Sie von der SPD stellen einerseits positive ökolo-
gische Forderungen auf und schaffen gleichzeitig 
die strukturellen Fakten, die die Umsetzung Ihrer 
Forderungen ins Reich der Utopie verweisen. Sie 
müssen sich also fragen, was Sie eigentlich wollen. 

Meine Damen und Herren, wir GRÜNEN sind ge-
gen diesen Weg der Verschärfung der wirtschaftli-
chen Sachzwänge gegen ökologische und soziale 
Interessen. Wir sollten nach dreißig Jahren Erfah-
rung von Europavorstellungen der 50er Jahre ab-
rücken, von Vorstellungen, die an Uniformität, tota-
ler Vereinheitlichung und zum Teil leider auch 
Großmachtdenken ausgerichtet waren. Insbeson-
dere wenn der Kollege Pfennig von der Wiederver-
einigung Europas spricht, dann klingt das für uns 
GRÜNE nach einer Renaissance des Großmacht-
denkens auf europäischer Ebene. Stattdessen sind 
wir für ein Europa der solidarischen Kooperation 
auf der Basis eines Mindestmaßes einzelstaatlichen 
Handlungsspielraumes. 

(Beifall bei den GRÜNEN)  

Wir sind für die erreichte europäische Zollunion. 
Statt ideologisch orientierten Verschmelzungsden-
kens brauchen wir in Europa eine engere prakti-
sche Zusammenarbeit zur Bewältigung der großen 
ökologischen und sozialen Probleme. Warum nicht 
zielgerichtete Maßnahmen gegen Arbeitslosigkeit, 
gegen Waldsterben, anstelle dieser Minimaßnah-
men auf EG-Ebene heute? Ich fordere insbesondere 
die Umweltverbände und auch die Gewerkschaften 
auf, dieses vernachlässigte Thema „EG — Integra-
tion und Vollendung des Binnenmarktes" sehr auf-
merksam während der parlamentarischen Behand-
lung zu verfolgen. Was hier nämlich stattfindet, ist 
eine strukturelle Entmachtung ihres Einflusses. 
Wir brauchen eine intensive gesellschaftliche Dis-
kussion über die Folgen dieser Entwicklung. 

Danke schön. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Wolfgramm. 

Wolfgramm (Göttingen) (FDP): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen! Meine Herren! Ich 
habe den Eindruck, wenn es nach den GRÜNEN im 
19. Jahrhundert gegangen wäre — wenn es sie da 
schon gegeben hätte — so wäre noch nicht einmal 
der Listsche Zollverein zustande gebracht worden. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Die Bedenken, die Sie hier vorgetragen haben, 
diese Krümelbedenken, hätten Sie davon abgehal-
ten, damals diesen Verein zu schaffen. 

Dieser Gesetzentwurf, den wir vor uns liegen ha-
ben, ist nach mühsamen Anläufen zustande gekom-
men. Wir haben über 30 Jahre gebraucht mit mehr-
fachen Anläufen von der EVG über die Fouchet

-

Pläne bis zu den leider nicht kodifizierten Tinde-
mans-Beschlüssen —, daß wir zu einer europäi-
schen Union kommen wollen. Nun liegt der erste 
Schritt wirklich vor uns. Ich meine, wir sollten die-
sen ersten Schritt zur politischen Einheit nicht mit 
diesen kleinlichen Bedenken begleiten. Wir haben 
alle eine Menge Wünsche, wie sich Europa umfas-
sender und schneller darstellen sollte. Aber es ist 
nun ein wirklich erster Schritt bei der Schaffung 
dieser Europäischen Union über den europäischen 
Binnenmarkt, über die Technologiegemeinschaft, 
über eine gemeinsame Umweltpolitik, bei der wir 
weiterhin in der Vorreiterrolle bleiben werden. Wir 
werden nachher noch darüber diskutieren. Diese 
Vorreiterrolle wollen wir erhalten. 

(Zustimmung bei der FDP und der CDU/

-

CSU) 

Wir können aber unseren Blick nicht davon abwen-
den, daß wir auch die anderen elf Staaten einbinden 
müssen. Hier schaffen wir eine Plattform, mit der 
wir diese Einbindung möglich machen. 

Wir haben eine Verbesserung der Entscheidungs-
verfahren im Rat und eine entsprechende Verbesse-
rung der Rechte des Parlaments. Ich sage hier ganz 
deutlich, daß mir das für das Europäische Parla-
ment überhaupt nicht ausreicht; denn es ist dabei 
unser korrespondierender Partner. Ich möchte ein 
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I starkes Europäisches Parlament, und ich möchte es 

mit allen Rechten haben. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Wir können das aber nicht mit einem einzigen 
Schritt erreichen. 

Ich möchte einen besonderen Dank an die Bun-
desregierung und an Hans-Dietrich Genscher sa-
gen, 

(Beifall bei der FDP) 

der mit wirklich großer Mühe, mit unermüdlicher 
Zähigkeit. mit Engagement, mit Umsicht und mit 
viel, viel Energie diese Dinge immer wieder vorge-
tragen hat und schließlich zu diesem Ziel gekom-
men ist. Das schließt natürlich auch die Mitarbeiter 
des Auswärtigen Amtes wie all diejenigen, die sich 
dabei beteiligt haben, ein. 

Lieber Kollege Brück, Sie haben hier mehr als 
harsche Worte, unverdiente Worte auch für die Ver-
zögerung gefunden, die Sie hier angeprangert ha-
ben. Sie hätten diese Zeit nutzvoll und verdienstvoll 
verwenden können, um mit Ihren SPD-Minister-
präsidenten zu reden. 

Es gibt einen Briefwechsel zwischen dem frühe-
ren Bundeskanzler Schmidt und dem damaligen 
Vorsitzenden der Ministerpräsidentenkonferenz 
Rau. Dieser Briefwechsel hat ja schon damals Vor-
stellungen der Länder festzuschreiben versucht. Sie 
haben das nachgebessert; vor allen Dingen Ihre 
Leute haben das nachgebessert. Ich weiß nicht, 
warum die Kommunikation zwischen Ihnen so 
schlecht läuft. Man hört in der letzten Zeit: Sie wird 
immer schlechter. Aber das soll uns nicht dazu füh-
ren, Europa daran scheitern zu lassen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Sie haben sich die falsche Adresse ausgesucht, die 
ganz falsche Adresse. Sie hätten sich an die 
Adresse der SPD-Ministerpräsidenten richten müs-
sen und dort versuchen müssen, die Rechte dieses 
Parlaments zu verteidigen. 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Brück? 

Wolfgramm (Göttingen) (FDP): Aber gern, Herr 
Kollege. 

Brück (SPD): Aber, Herr Kollege, wissen Sie nicht, 
daß es doch zum Schluß eben nur noch am Land 
Bayern gehangen hat? 

Wolfgramm (Göttingen) (FDP): Lieber Herr Kolle-
ge, ich darf Ihnen hier einmal das Peter-Prinzip ver-
deutlichen und vielleicht auch einen kleinen Bei-
trag dazu leisten, es weiter bekanntzumachen. Da 
gibt es die berühmte Projektentwicklung in sechs 
Stufen: Erstens Begeisterung, zweitens Zweifel, 
drittens Panik, viertens Suche nach dem Schuldi-
gen, fünftens Bestrafung der Unschuldigen und 
sechstens Belohnung der Nichtbeteiligten. 

(Dr. Vogel [SPD]: Und was sind Sie? Sind 
Sie Nichtbeteiligter?) 

Übrigens erinnert mich das sehr, Herr Kollege Vo-
gel, an eine augenblickliche Entwicklung in Ihrer 
Partei. Ich hoffe, daß sie nicht ganz so weit geht, wie 
ich das hier in diesen sechs Stufen vorgetragen 
habe. 

(Beifall und Heiterkeit bei der FDP und 
der CDU/CSU — Dr. Vogel [SPD]: Was sind 

Sie denn nun? Nichtbeteiligter?) 

— Ich bin hier in dieser Frage, Herr Kollege Vogel, 
nicht etwa Nichtbeteiligter, sondern ich bin sehr 
engagiert dabei, die Rechte dieses Parlaments zu 
wahren. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

So kommen wir gleich dazu: Das Problem liegt 
darin, daß wir hier auch nach der Verfassung — 
Herr  Kollege Schmidhuber, ich habe viel Respekt 
vor dem Föderalismus, ich habe viel Respekt vor 
der Haltung und den Rechten der Länder — fest-
halten müssen, daß es bisher Recht des Bundespar-
laments war, daß es von der Bundesregierung volle 
Verantwortung in europäischen Fragen verlangen 
konnte, volle Verantwortung vor diesem Haus. Da 
muß sich die Bundesregierung rechtfertigen. 

Das, was jetzt möglicherweise geschieht, bedeu-
tet, daß diese Verantwortung in dieser vollen Weise 
dem Parlament gegenüber nicht mehr geschuldet 
wird. Denn wenn wir hier zusätzliche Veränderun-
gen vornehmen, die auch in unsere außenpoliti-
schen Rechte gegenüber der Bundesregierung ein-
greifen, dann haben wir dieses Recht in diesem 
vollen Maße nicht mehr. Es geht also nicht nur um 
Rechte des Bundes in der Form der Bundesregie-
rung gegenüber den Ländern, es geht auch um 
Rechte dieses Parlaments, 

(Beifall der Abg. Frau Dr. Hellwig [CDU/

-

CSU] und des Abg. Voigt [Frankfurt] [SPD] 
— Frau Dr. Hellwig [CDU/CSU]: Endlich 

sagt das mal jemand!) 

die möglicherweise dabei verkürzt werden. Wenn 
ich auf der einen Seite sage, daß ich sehr intensiv 
und sehr deutlich die Rechte des Europäischen Par-
laments gestärkt haben will, dann möchte ich aber 
nicht im Gegenzug die Rechte des Bundesparla-
ments verringert haben. 

(Beifall des Abg. Baum [FDP] und des Abg. 
Voigt [Frankfurt] [SPD]) 

Ich möchte an die Länder appellieren, daß sie 
diese Überlegungen über unsere Rechte mit in ihre 
Überlegungen bei dem Abkommen einbeziehen. Ich 
höre von den geplanten Vertretungen der Länder in 
Brüssel. Ich glaube, es ist nicht im Sinne einer 
gemeinsamen Bundesaußenpolitik, wenn jedes 
Land versucht, sich hier in Brüssel selbst darzustel-
len. Bei den Töpfen, die Brüssel aufgestellt hat, ha-
ben auch wir hin und wieder unsere Bedenken. 
Durch Verordnungen, die sich dem Recht des Parla-
ments und auch dieses Parlaments natürlich im 
einzelnen entziehen, werden dann Verteilungsme-
chanismen in Gang gesetzt, und bürokratische Vor- 
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gänge in Brüssel entsprechen nicht immer dem, 
was Regionen und was einzelne Länder bedürfen. 

(Beifall bei der FDP) 

Wenn die Länder nun auf diese Weise versuchen, 
sich den Zugang unmittelbar zu verschaffen, glaube 
ich nicht, daß das der richtige Weg ist. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Der richtige Weg ist Mitwirkung, Beteiligung, recht-
zeitige — soweit es möglich ist — Information. Das 
ist sicher ein gutes Recht, und das wollen wir stär-
ken. Da glauben wir auch, daß das eine oder andere 
verbesserungsfähig ist. Aber da hat die Bundesre-
gierung, wie wir sehen, j a schon wirklich gute und 
überzeugende Vorschläge gemacht. Ich meine also, 
daß wir hier zu einem guten Kompromiß kommen 
werden. 

Wir haben sicher noch viele Wünsche, und ich 
habe eben den einen besonderen genannt. Der Bun-
desaußenminister selbst hat ja in seiner Rede vor-
hin auch noch einmal darauf aufmerksam gemacht, 
daß er sich dabei die vollen Rechte des Europäi-
schen Parlaments als besonderes Ziel vorstellt. 

Ich möchte hier aber noch einen Punkt anspre-
chen. Wir hatten vor kurzem eine Begegnung der 
deutsch-französischen parlamentarischen Gruppe 
in Paris, zur gleichen Zeit, als der Regierungsgipfel 
in Frankfurt war. Die Begegnungen der beiden 
Weltmächte in den verschiedenen Städten, jetzt zu-
letzt in Reykjavik, zeigen, daß es Möglichkeiten 
gibt, hier zu einem gemeinsamen Ausgleich, zu ei-
ner wirklichen Friedensposition zu kommen. Aber 
sie machen auch sichtbar, daß es da auch Grenzen 
und Gefahren für Europa gibt. 

(Frau Dr. Hellwig [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

Das ist bei dieser Besprechung der französischen 
Kollegen mit uns sehr deutlich geworden. Ich will 
das hier nicht weiter vertiefen. Aber ich meine, daß 
uns auch das besonders anregen muß, Europa so 
schnell wie möglich zu einer festen und damit auch 
starken und einflußreichen Europäischen Union zu 
führen, die unsere Interessen wirklich wahren 
kann. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und bei 
Abgeordneten der SPD) 

Präsident Dr. Jenninger: Meine Damen und Her-
ren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Es wird vorgeschlagen, die Vorlagen auf den 
Drucksachen 10/6392, 10/6226, 10/5436, 10/5271, 
10/6414, 10/6418 und 10/1423 an die in der Liste der 
Zusatztagesordnungspunkte aufgeführten Aus-
schüsse zu überweisen. Die Vorlagen unter den Zu-
satztagesordnungspunkten 2 und 6 sollen lediglich 
zur federführenden Beratung an den Auswärtigen 
Ausschuß und zur Mitberatung an den Rechtsaus-
schuß, den Finanzausschuß, den Ausschuß für Wirt-
schaft und an den Haushaltsausschuß überwiesen 
werden. Gibt es dazu anderweitige Vorschläge? — 
Das ist nicht der Fall. Dann sind die Überweisungen 
so beschlossen. 

Ich rufe nun den Zusatzpunkt 7 der Tagesord-
nung auf: 

Abgabe einer Erklärung der Bundesregie-
rung 
Entscheidungen und Maßnahmen von Bund 
und Ländern nach dem Großbrand bei der 
Firma Sandoz/Basel und daraus resultie-
rende Konsequenzen 

Hierzu liegen Entschließungsanträge der Frak-
tion der SPD sowie der Fraktion DIE GRÜNEN auf 
den Drucksachen 10/6434 und 10/6447 vor. 

Meine Damen und Herren, nach einer Vereinba-
rung im Ältestenrat sind für die Beratung 60 Minu-
ten vorgesehen. — Ich sehe keinen Widerspruch. 
Dann ist so beschlossen. 

Ich erteile dem Herrn Bundesminister für Um-
welt, Naturschutz und Reaktorsicherheit das Wort. 

Dr. Wallmann, Bundesminister für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit: Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen! Meine Herren! Ich 
möchte die Geschehnisse der vergangenen beiden 
Wochen, die getroffenen Maßnahmen und die we-
sentlichen Ergebnisse der gestrigen Umweltmini-
sterkonferenz in Zürich kurz zusammenfassen und 
vortragen. Ich darf darauf hinweisen, daß wir zwei-
mal in allen Einzelheiten den zuständigen Umwelt-
ausschuß des Deutschen Bundestags informiert ha-
ben. Ich möchte zu Beginn auch sagen: Die Bundes-
regierung hat unverzüglich gehandelt. 

Die erste Nachricht über den Ausbruch des Bran-
des hat die Internationale Hauptwarnzentrale 
Mannheim am frühen Morgen des 1. November ge-
gen 3 Uhr erhalten. Es wurde mitgeteilt, es bestehe 
keine Veranlassung, den Alarmplan in Gang zu set-
zen. 

Eine zweite Mitteilung kam um 11 Uhr in das 
Bundesumweltministerium, in diesem Fall über das 
Auswärtige Amt. Es wurde uns mitgeteilt, daß es 
keinen Anlaß zur Besorgnis gebe, daß in Basel be-
reits Entwarnung gegeben worden sei. 

Bereits zehn Minuten später, also um 11.10 Uhr, 
haben wir uns dann über das Lagezentrum des 
Bundesinnenministeriums mit dem Land Baden-
Württemberg in Verbindung gesetzt. Wir haben die 
Verantwortlichen in Baden-Württemberg gebeten, 
dafür zu sorgen, daß der internationale Alarm aus-
gelöst werde. Dieses ist geschehen, meine Damen 
und Herren. 

Ich nenne bei dieser Gelegenheit nur diese weni-
gen Daten und stelle fest: Früher, als wir gehandelt 
haben, konnte gar nicht gehandelt werden. Wir ha-
ben das getan, was in dieser Situation erforderlich 
war, ohne daß wir im einzelnen über Umfang und 
Ausmaß dieses schweren Unglücks und seine Kon-
sequenzen informiert gewesen wären. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Am 3. und 4. November 1986 hat die Internatio-
nale Rheinschutzkommission getagt. Die deutschen 
Vertreter, insbesondere der Delegationsleiter, ha-
ben die Schweiz dringlich gebeten, unverzüglich 
alle möglichen Informationen über Ursache, Ablauf 
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und Auswirkungen des Unfalls zur Verfügung zu 
stellen. 

Am 4. November — inzwischen war es Dienstag 
geworden — wurde uns von der Schweiz mitgeteilt, 
welche chemischen Stoffe in den Rhein gelangt 
sind. Diese Liste umfaßte insgesamt 34 Stoffe. Diese 
Liste — darauf lege ich Wert, meine Damen und 
Herren — wurde sofort über die Alarmstellen auch 
an sämtliche rheinanliegenden Bundesländer mit-
geteilt. 

Ich sage das deswegen, weil vorgestern in einem 
Radiointerview behauptet wurde, daß die Stofflisten 
nicht sofort an die Länder weitergegeben worden 
seien. Diese Behauptung trifft nicht zu. 

Die Bundesländer haben an jenem 4. November 
nicht nur die Stoffliste erhalten, sondern wenige 
Tage später auch, und zwar auf Veranlassung mei-
nes Ministeriums, eine öko-toxikologische Bewer-
tung der dort aufgeführten insgesamt 34 Stoffe 
durch das Umweltbundesamt. 

Am 5. November 1986 fand vormittags eine Sit-
zung des Umweltausschusses des Deutschen Bun-
destags statt, nachmittags eine Amtschefkonferenz 
der Umweltminister. 

Am nächsten Tag, dem 6. November — das war 
der Donnerstag —, fand die Umweltministerkonfe-
renz statt. 

Auf drei Sitzungen bestand Gelegenheit, das 
schwere Brandunglück und seine gravierenden Fol-
gen zu erörtern, Fragen zu stellen oder auch Vorhal-
tungen zu machen. Es hat bei diesen Veranstaltun-
gen keine einzige Wortmeldung gegeben. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Irgendwelche Vorwürfe oder Vorhaltungen sind 
nicht erhoben worden. 

Meine Damen und Herren, am 7. November ha-
ben Mitarbeiter meines Ministeriums den Präsi-
denten des Bundesgesundheitsamts gebeten, den 
betroffenen Bundesländern und zunächst dem 
hauptbetroffenen Bundesland Baden-Württemberg 
Experten und Laborkapazitäten zur Verfügung zu 
stellen. 

Am Samstag, 8. November, gegen 14 Uhr habe ich 
den hessischen Staatsminister für Umwelt, Joseph 
Fischer — er ist der derzeitige Vorsitzende der 
Deutschen Rheinschutzkommission —, dringlich 
aufgefordert, endlich eine Sitzung dieser Kommis-
sion einzuberufen. 

(Vogel [München] [GRÜNE]: Das hat er ja 
gemacht!) 

Herr Fischer — dieses Detail möchte ich Ihnen 
nicht vorenthalten, meine Damen und Herren — 
erklärte später, er sei an einer rechtzeitigen Einbe-
rufung der Deutschen Rheinschutzkommission ge-
hindert gewesen, weil das Lagezentrum der hessi-
schen Landesregierung wegen der Demonstration 
in Hanau blockiert gewesen sei. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 

Montag, 10. November: Die Deutsche Rhein-
schutzkommission tagt hier in Bonn unter Vorsitz  

von Herrn Fischer. Die Vertreter aller Länder, na-
mentlich die Vertreter des nordrhein-westfälischen 
und des hessischen Umweltministeriums, erklären 
ausdrücklich, daß der Informationsfluß vom Bund 
an die betroffenen Länder — so wörtlich — „rei-
bungslos" gewesen sei. 

Am darauffolgenden Tage behauptete Herr Fi-
scher in einem Interview, es habe Schwierigkeiten 
bei der Übermittlung der ihm zur Verfügung ste-
henden Informationen gegeben. Ich überlasse das 
Ihrer Beurteilung. 

Dienstag, der 11. November: Es findet ein Spit-
zengespräch mit dem Verband der Chemischen In-
dustrie auf meine Einladung hin statt. Es wird eine 
Reihe von Sofortmaßnahmen als Konsequenz aus 
den Folgen der Brandkatastrophe bei dem Schwei-
zer Chemieunternehmen Sandoz zugesagt: 

Erstens. Die betrieblichen Alarm- und gefahren-
abwehrpläne werden nochmals überprüft und in je-
dem Fall mit den Katastrophenschutzplänen abge-
stimmt. Ich füge hinzu: Katastrophenschutz ist — 
genau wie der Gewässerschutz — ausschließlich 
Ländersache. 

Zweitens. Alle erforderlichen Sicherheitseinrich-
tungen in den Betrieben, z. B. Sprinkleranlagen, 
Frühwarnsysteme, Rückhaltebecken werden, falls 
nicht vorhanden, vorgesehen. 

Drittens: schnelle und umfassende Information 
der Behörden bei Schadensfällen über Produkte, 
Lagerbestände und Art der Lagerung. Auch dies ist 
notwendig, wie der Unfall in Basel gelehrt hat. 

Weitere Gespräche auf Expertenebene sind ver-
einbart. Der VCI will bis Jahresbeginn einen weite-
ren Maßnahmenkatalog zum Gewässerschutz vorle-
gen. 

Am selben Tage fand übrigens ein Expertenge-
spräch mit Vertretern des schweizerischen Verban-
des der Chemischen Industrie im Bundesumweltmi-
nisterium statt. 

Mittwoch, der 12. November: das Treffen der Um-
weltminister der Rheinanliegerstaaten und des für 
Umweltschutz zuständigen EG-Kommissars Clin-
ton Davis in Zürich. Es wurden alle in Betracht 
kommenden Maßnahmen erörtert, Fragen der Ent-
schädigung wie Vereinbarungen über verbindliche 
Sicherheitsstandards in allen Rheinanliegerstaa-
ten. 

Meine Damen und Herren, wir haben nicht nur 
den Fall Sandoz behandelt, sondern auch den eben-
falls gravierenden Fall der Firma Ciba Geigy, die 
Atrazin in den Rhein geleitet hat. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Unglaublich!) 

Meine Damen und Herren, was dort geschehen ist, 
halten wir für nicht verantwortbar. 

(Beifall bei der CDU/CSU und des Abg. 
Dr. Solms [FDP]) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, nach 
Meinung aller Konferenzteilnehmer war diese Kon-
ferenz erfolgreich. Wir haben uns u. a. auf folgende 
Punkte geeinigt: 
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Erstens. Die Auswirkungen des Störfalls auf dem 

Rhein werden weiter untersucht. Ein verstärktes 
Überwachungsprogramm wird definiert, und ein 
Wiederherstellungsprogramm für den Rhein samt 
Finanzierung wird erarbeitet. 

Zweitens. Chemikalienlager werden inventari-
siert und einer Risikoanalyse unterzogen. Es geht 
dabei auch um bauliche Maßnahmen, z. B. um 
Brandwände, Sprinkleranlagen, Rückhaltebecken 
für Löschwasser, getrennte Lagerung von Stoffen, 
Dislozierung und Mengenbegrenzung bei den Lä-
gern und dergleichen mehr. 

Drittens. Automatische Anlagen sollen die 
Brandfrüherkennung und die sofortige Brandbe-
kämpfung ermöglichen. Bei der Brandbekämpfung 
werden vorsorgliche Pläne erstellt, die bei Lösch-
einsätzen dem Lagergut Rechnung tragen. — Sie 
wissen, es darf nicht unter allen Umständen Wasser 
eingesetzt werden, sondern auch der Einsatz von 
Schaumstoff kann erforderlich sein. Dabei kommt 
es darauf an, daß es sich um solche Stoffe handelt, 
die bei dem Brand nicht etwa chemische Verbin-
dungen herstellen mit der Konsequenz, daß 
schwere Luftverunreinigungen entstehen. — Es 
wird eine Bestandsaufnahme der technischen und 
rechtlichen Regelungen der Rheinanliegerstaaten 
bei Störfällen geben. Unsere Forderung an die 
Schweiz nach Übernahme der sogenannten Seveso

-

Richtlinien der Europäischen Gemeinschaft wird 
von der schweizerischen Regierung geprüft. Wir ha-
ben eine nächste Sitzung für den 19. Dezember in 
Rotterdam vorgesehen. Wir hoffen, daß wir da be-
reits eine Antwort auch gerade in dieser Frage er-
halten. 

Viertens. Die Effizienz des Warn- und Alarm-
plans Rhein wird untersucht. 

Fünftens. Die Schweiz hat unseren Vorhalt aufge-
nommen, daß Atrazin-Einleitungen nicht gestattet 
werden dürfen. 

(Dr. Vogel [SPD]: Ja, sind die bisher gestat

-

tet worden, sind die bisher zulässig gewe

-

sen?) 

Sie wird berichten, ob sie ein Verbot oder jedenfalls 
eine Reduzierung der heute offenbar erlaubten 
Mengen verfügen wird. — Auf meine ausdrückliche 
Frage, Herr Dr. Vogel, wurde mir gesagt, daß dies 
grundsätzlich erlaubt ist. Ich habe mitzuteilen, daß 
es sich um einen Gehalt von 1,2 Milligramm pro 
Liter gehandelt hat. Es ist so gewesen, daß dieses 
Wasser am Samstag, dem 1. November eingeleitet 
worden ist. Es ist behauptet worden, es habe sich 
dabei um 400 Liter gehandelt. Es ist dann in der 
Bundesrepublik gemessen worden, und die Meßer-
gebnisse, Herr Dr. Vogel, haben ein ganz starkes 
Ansteigen gezeigt; dies war insbesondere am 4. und 
5. November festzustellen. Wir messen inzwischen 
immer noch Werte, wenn auch deutlich reduzierte. 

Unsere Fachleute sagen uns: Erstens. Wenn es 
400 Liter mit einem Gehalt von 1,2 Milligramm pro 
Liter gewesen sein sollen, dann können derartig 
hohe Meßergebnisse bei uns unter keinen Umstän-
den erklärt werden. Das heißt mit anderen Worten: 

Entweder eine höhere Konzentration oder deutlich 
mehr Menge. 

Zweitens. Wenn eine Einleitung nur am 1. Novem-
ber stattgefunden haben sollte, dann könnte man, 
so sagen uns die Fachleute, heute überhaupt nichts 
mehr feststellen. Tatsächlich stellen wir immer 
noch Atrazin-Belastungen fest. 

Deswegen unsere dringliche Bitte und unser 
dringlicher Hinweis, daß Regelungen auch in der 
Schweiz vorgesehen werden, 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

die nach Möglichkeit Atrazin-Einleitung überhaupt 
ausschließen — diese Gefahr aber zumindest deut-
lich reduzieren. Bei uns wird Atrazin überhaupt 
nicht produziert. Das darf ich bei der Gelegenheit 
anmerken. — 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Sechstens. Die Delegation der Schweiz ist zu wei-
terführenden Gesprächen bereit, um Fragen der 
Entschädigung einer raschen und sachgerechten 
Lösung zuzuführen. „Sie gibt der bestimmten Hoff-
nung Ausdruck", so die wörtliche Formulierung, daß 
die Fragen des Schadensersatzes und der Wieder-
herstellung des vor dem Unfall bestehenden Zu-
standes des Rheins auf gütlichem Wege erledigt 
werden. — Meine Damen und Herren, ich halte das 
für besonders wichtig, weil insbesondere Private 
und kleine Vereine, die betroffen und geschädigt 
sind, auf diese Weise vor gerichtlichen Auseinan-
dersetzungen mit all den Schwierigkeiten bewahrt 
werden können. — Bei der Beschaffung der hierzu 
notwendigen Unterlagen und Grundlagen wird die 
Internationale Rheinschutzkommission mitwirken. 

Siebtens. Am 19. Dezember 1986 — ich sagte es 
schon — soll das nächste Treffen der Minister statt-
finden. 

Morgen tagt im übrigen die Störfallkommission 
im Bundesumweltministerium. Sie hat von mir den 
Auftrag, das Unglück von Basel noch einmal unter 
dem Gesichtspunkt zu analysieren, ob sich daraus 
neue Erkenntnisse für die Sicherheit unserer eige-
nen Anlagen ergeben. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Ist das erforderlich, meine Damen und Herren, so 
werden wir über freiwillige Vereinbarungen wie 
über die Verschärfung der gesetzlichen Vorschrif-
ten für ein Höchstmaß an Sicherheit sorgen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Eine abschließende Bemerkung, meine Damen 
und Herren: Die EG-Kommission sowie Frankreich 
und die Niederlande haben der Bundesregierung 
für die schnellen und ausgezeichneten Informatio-
nen inzwischen förmlich gedankt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Ich eröffne die Ausspra-
che. Das Wort hat der Minister für Umwelt, Raum-
ordnung und Landwirtschaft des Landes Nord-
rhein-Westfalen, Herr Matthiesen. 
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Minister Matthiesen (Nordrhein-Westfalen): Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Natürlich ist 
der Unfall in Basel in der Dimension der Gefahr 
nicht vergleichbar mit Tschernobyl. Vor solcher 
Dramatisierung sollten wir uns hüten. Aber hüten 
sollten wir uns genauso vor Verharmlosung. Wir 
haben es nicht mit einem üblichen Rhein-Unfall zu 
tun, sondern mit einer Umweltkatastrophe. 

(Beifall bei der SPD) 

Bei der Trinkwasserversorgung sind wir noch mit 
einem blauen Auge davongekommen. 

(Reimann [SPD]: Auch nicht alle!) 

Die Schäden am Öko-System Rhein sind verhee-
rend und werfen uns um Jahre zurück. 

Natürlich ist es richtig und wichtig, jetzt über ein-
getretene materielle Schäden zu reden und den Ver-
ursacher haftbar zu machen. Damit ist der Natur 
aber nicht geholfen. Denn sie ist unbezahlbar. 

(Reimann [SPD]: So ist es!) 

Deshalb muß die Politik viel mehr als bisher der 
Anwalt der Natur sein. Und deshalb darf die mate-
rielle Schadensregulierung nicht der offizielle 
Schlußstrich sein, nach dem Motto: Schaden abge-
hakt, Krise bewältigt. 

(Beifall bei der SPD) 

Denn — das füge ich hinzu — damit ist überhaupt 
nichts bewältigt. Denn Schaden genommen hat 
auch die Glaubwürdigkeit, vor allem der beteiligten 
Industrie. 

(Frau Blunck [SPD]: Richtig!) 

Vor zwei Tagen habe ich in einer Tageszeitung 
eine Anzeige mit der Überschrift „Lieber Fluß" und 
dann mit dem Text entdeckt: „Wir brauchen Dein 
Wasser zum Kühlen. Dabei nutzen wir es so sorgfäl-
tig, daß es in der Regel sauberer zurückfließt, als es 
zu uns kommt." 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Ist das nicht zutref

-

fend? — Dr. Vogel [SPD]: Ein Hohn!) 

Dies ist makaber und eine Zumutung in der heuti-
gen Situation. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Dann muß man gerade der chemischen Industrie, 
wenn man sie vor weiterem Schaden bewahren will, 
die Aufforderung geben, diese Anzeigenserie so 
schnell wie möglich zu stoppen. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Vogel [SPD]: 
Geld für Verhütung verwenden! — Schmid

-

bauer [CDU/CSU]: So ähnlich wie Ihr In

-

terview im „Stern" — Zuruf von der CDU/

-

CSU: So eine billige Polemik!) 

Natürlich müssen Informationssysteme verbes-
sert werden. Natürlich müssen jetzt die Überwa-
chung und die Effektivität der Kontrolle verbessert 
werden. Aber das alles wird nicht annähernd rei-
chen, verlorengegangene Glaubwürdigkeit wieder 
zu gewinnen. Weil mehr und mehr die Akzeptanz 
unserer Industriegesellschaft selbst auf dem Prüf-
stand steht, sind wir gefordert, meine ich, in einer 
großen Kraftanstrengung den ökologischen Umbau  

unserer Industrie und die ökologische Erneuerung 
unserer Industriegesellschaft voranzutreiben. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Das ist nach meiner Überzeugung eine der notwen-
digen Konsequenzen. 

Umweltzerstörung ist kein nationales Problem. 
Umweltzerstörung kennt auch keine nationalen 
Grenzen. In erschreckender Häufigkeit zeigt die Er-
fahrung: Die Irrtümer und Fehler anderer bedrohen 
uns genauso wie unsere eigenen Irrtümer und Feh-
ler, und umgekehrt. Daraus folgt die Begrenztheit 
nationaler Umweltpolitik. Dauerhaften Schutz der 
nicht teilbaren Umwelt werden wir nur in einer 
grenzüberschreitenden Zusammenarbeit gewähr-
leisten können. Wir brauchen in Fragen der Sicher-
heit zum Schutz der Menschen und der Natur eine 
internationale Umweltpartnerschaft. Auch das ist 
für mich eine der notwendigen Konsequenzen. Das 
alles zusammengenommen macht die neue Qualität 
auszufüllender politischer Verantwortung nach die-
ser Katastrophe aus. Natürlich ist vieles, was prak-
tisch notwendig ist, aber darunter bleibt, Teil einer 
sinnvollen Antwort auf die aktuelle Situation. Aber 
es greift zu kurz, wenn wir aus dieser Umweltkata-
strophe nicht wirklich die Lehre ziehen. Die Bürger 
erwarten dies zu Recht von uns. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aber nicht die 
Polemik im „Stern"!) 

Natürlich ist aktuell richtig, wie in NRW schon 
geschehen, ein Bündel konkreter Maßnahmen mit 
der chemischen Industrie zu vereinbaren, z. B. eine 
Sonderaktion für betriebseigene Sicherheitsüber-
prüfung, z. B. vollständige Informationen an die Be-
hörden über Produkte, Lagerbestände sowie Art der 
Lagerung, z. B. detaillierte Gefährdungsabschät-
zung von Produkten und ihrer Wirkung auf die Um-
welt, z. B. Überprüfung aller betrieblichen Alarm-
und Gefahrenabwehrpläne und der Konzepte zur 
Brandbekämpfung. Natürlich ist richtig, so wie wir 
in Nordrhein-Westfalen es jetzt machen, in einer 
Sonderaktion durch die Gewerbeaufsicht alle ge-
fährlichen Anlagen noch einmal auf ihre Sicherheit 
zu überprüfen. Und natürlich ist es richtig, die ge-
setzlichen Grundlagen, die Störfallverordnung und 
anderes, auf ihre Wirksamkeit zu überprüfen. Das 
alles macht Sinn. 

Aber die entscheidende Antwort auf den zuneh-
menden Einsatz chemischer Produkte im täglichen 
Leben und die damit verbundenen Gefahren für 
Mensch und Umwelt einschließlich der bisher zu 
wenig beachteten Folgewirkungen muß eine stär-
ker vorsorgende Chemiepolitik sein. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn wir dazu in der Bundesrepublik Deutschland 
die politische Kraft hätten, dann wären wir ein Bei-
spiel. Wir würden die Ängste und Erfahrungen un-
serer Bürger ernst nehmen, daß wir umdenken und 
auch vieles verändern müssen, wenn wir heute und 
morgen sicher leben wollen. 

Wir werden Unfälle nie ganz ausschließen kön-
nen, besonders nicht in modernen Industriegesell-
schaften. Das erwarten auch nur die wenigsten Bür- 
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ger. Alle Bürger erwarten aber zu Recht, daß wir 
vorbeugen, soweit es überhaupt nur menschenmög-
lich ist, und daß wir in eingetretenen Krisensitua-
tionen abgestimmte, schnelle und wirksame Schutz-
maßnahmen treffen. 

Vieles muß in diesem Zusammenhang kritisch 
hinterfragt werden. Die unverantwortliche Haltung 
eines international tätigen Chemiekonzerns gehört 
an den Pranger. Ich füge aber hinzu, meine Damen 
und Herren: Im Kern ähnliches Verhalten hat es 
wiederholt auch bei uns im eigenen Lande gegeben. 
Vertuschen, Verschweigen, Verniedlichen 

(Zuruf von der SPD: So ist es!) 

und bruchstückhafte Information auch bei uns 

(Dr. Vogel [SPD]: Wegtauchen!) 

sind nicht nur hinderlich für die Arbeit der Behör-
den, sondern vor allem unverantwortlich gegenüber 
den Menschen. 

(Beifall bei der SPD) 

Hier muß, weil Appelle, wie die Erfahrung zeigt, 
allein offenbar nicht ausreichen, mit aller Konse-
quenz gesetzgeberisch und mit staatlichem Han-
deln vorgegangen werden. Die immer noch vorhan-
dene Tendenz, teilweise kriminelles Verhalten mit 
Worten wie „Panne", „Versehen" und „Versagen" zu 
umschreiben, muß spätestens nach dieser Umwelt-
katastrophe ein Ende haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, wir in Nordrhein

-

Westfalen sind — wie Sie vielleicht wissen — wie 
kein anderes Bundesland in der Trinkwasserver-
sorgung wesentlich vom Uferfiltrat des Rheins ab-
hängig. Wir decken damit 17 % unseres Gesamtbe-
darfs und versorgen damit über 3 Millionen Men-
schen. Angesichts der nahenden Giftwelle waren 
gerade wir zum Schutz des Trinkwassers auf um-
fassende Informationen und schnelle, exakte und 
toxikologische Bewertungen angewiesen, bevor uns 
die Welle erreichte. Hier haben wir bis zum Eintref-
fen der Welle keine rechtzeitige Hilfestellung bei 
der toxikologischen Bewertung von der Bundesre-
gierung bekommen, obwohl die Bundesregierung 
im Besitz der Stoffliste war 

(Hört! Hört! Bei der SPD) 

und über fachlich kompetente Behörden und Insti-
tute für solche schnellen Bewertungen, wie Bundes-
gesundheitsamt, wie Umweltbundesamt, wie Biolo-
gische Bundesanstalt, wie Bundesanstalt für Ge-
wässerkunde verfügt. 

(Dr. Solms [FDP]: Haben Sie nicht zuge

-

hört?) 

Der Informationsfluß über toxikologische Bewer-
tungen muß, Herr Kollege Wallmann, koordiniert 
und muß verbessert werden. Die bloße Weitergabe 
von Fernschreiben ist keine ausreichende Hilfestel-
lung. Darauf bezieht sich meine Kritik, auch im 
„Stern"-Interview. Wenn man Vorsorgemaßnahmen 
für 3 Millionen Menschen treffen muß, die vom 
Uferfiltrat des Rheins abhängig sind, dann reicht 
uns als Hilfestellung für die Behörden in dem be-
troffenen Land nicht die Weitergabe von Fern-

schreiben, sondern wir brauchen die schnelle toxi-
kologische Bewertung. Das ist das Entscheidende. 

(Beifall bei der SPD) 

Darauf bezieht sich meine Kritik. Ich füge hinzu: 
Wir brauchen die Bewertung, bevor die Welle die 
Landesgrenze erreicht, 

(Beifall bei der SPD) 

und nicht erst zum Zeitpunkt, wo die Welle bereits 
unser Land erreicht hat oder unser Land passiert. 

Deshalb bin ich so sehr darüber enttäuscht, und 
deshalb finde ich auch in diesem Zusammenhang 
die Kritik am Bundesumweltminister richtig, auch 
angesichts der Tatsache, daß er uns am siebten Tag 
ein Fernschreiben mit vielen Fragen schickt, wie 
die internationale Zusammenarbeit verbessert wer-
den könnte oder ob es uns bekannte Gerichtsurteile 
für die Schadensregulierung in ähnlich gelagerten 
Fällen gebe. Er versieht dies dann auch noch mit 
dem Hinweis, daß diese Informationen für die par-
lamentarische Beratung benötigt werden. Ich sage 
noch einmal: In einer Situation, in der es um 
schnelle Vorsorgemaßnahmen zum Schutz von über 
3 Millionen Menschen geht, brauchen wir keine 
Fragen, sondern wir brauchen Antworten für hu-
mantoxikologische Bewertungen der in den Rhein 
eingeleiteten Stoffe. 

(Beifall bei der SPD) 

In diesem Sinne hat die Bundesregierung die 
Auswirkungen des Brandes in Basel zumindest zu-
nächst unterschätzt. 

(Dr. Göhner [CDU/CSU]: Das ist unglaub

-

lich! Wer hat denn den Alarmplan ausge

-

löst?) 

Das ist natürlich ein Alarmzeichen für die Bundes-
länder, wenn die gleiche Bundesregierung zur Be-
wältigung anderer Krisentatbestände mehr Kompe-
tenzen will. 

(Dr. Göhner [CDU/CSU]: Ungeheuerlich!) 

Meine Damen und Herren, wir dürfen nach die-
ser Umweltkatastrophe nicht einfach wieder 
schnell zur Tagesordnung übergehen. Wir müssen 
viele Konsequenzen ziehen. Wir brauchen eine 
deutliche Kurskorrektur hin zu einer stärker vor-
sorgenden Umweltpolitik. Wir brauchen nach mei-
ner Überzeugung eine Verbesserung der internatio-
nalen und der nationalen Meldewege zur Früher-
kennung von Alarmfällen. Wir brauchen verbindli-
che Vereinbarungen darüber, daß kurzfristig hu-
man- und ökotoxikologische Daten mit Gefärdungs-
abschätzungen für Trinkwasser und Ökosystem zur 
Verfügung gestellt werden. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der SPD) 

Ich füge hinzu: Wir brauchen eine Aktualisierung 
des Chemikaliengesetzes unter Einbeziehung der 
über 90 000 Altstoffe. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir brauchen eine Weiterentwicklung der Gefahr-
stoffverordnung mit Prüfung der Frage, ob nicht 
auch — zumindest in wenigen begründeten Aus-
nahmefällen und Einzelfällen — Verbots- und Er- 
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Minister Matthiesen (Nordrhein-Westfalen) 
satzstoffregelungen mit Übergangsbestimmungen 
getroffen werden müssen. Wir brauchen schließlich 
für Unfälle, die Bundes- und Landesgrenzen über-
greifen, ein leistungsfähiges Krisenmanagement. 

Meine Damen und Herren, nach den Erfahrun-
gen mit zwei Katastrophen des letzten Jahres müs-
sen wir erkennen, daß wir unsere natürlichen Le-
bensgrundlagen nicht ohne ökologische Erneue-
rung der Industriegesellschaft sichern können. Ich 
sage, unsere Industriegesellschaft wird eine Zu-
kunft haben, nicht obwohl, sondern weil und soweit 
sie sich Umweltschutz leistet, und dies sollte eine 
der zentralen Konsequenzen aus dieser Umweltka-
tastrophe sein. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Baum. 

Baum (FDP): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich bin schon etwas erstaunt darüber, daß 
Sie, Herr Matthiesen, das alles nicht vorher gesagt 
haben, wenn es so wichtig ist. Sie sind doch für die 
Wasserfragen zuständig; die Länder haben j a dem 
Bund die Wasserkompetenz nicht gegeben. Daß der 
Vollzug des Wasserrechts, der in Ihrer Hand liegt, 
solche Schwierigkeiten macht, müssen Sie eben 
vorher artikulieren. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Warum immer erst dann, wenn etwas passiert ist? 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Was soll das 
denn?) 

— Ja, man hat hier doch den Eindruck gehabt, als 
wäre Herr Matthiesen gestern ins Amt gekommen! 

(Zustimmung bei der FDP und der CDU/

-

CSU) 

Warum hat er diese schweren Fehler und Schwä-
chen nicht vorher artikuliert? 

(Zurufe von der SPD) 

Meine Damen und Herren, es ist geradezu eine Ge-
ste der Hilflosigkeit, jetzt eine kleinliche Pannen-
diskussion zu führen! 

Das Parlament hat keine Informationsdefizite ge-
habt. Wir haben am 5. November getagt, und wir 
sind von den Beamten umfassend informiert wor-
den. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Was?) 

— Wir sind nach dem damaligen Stand umfassend 
informiert worden! Wir haben keine Informations-
defizite. Sie haben — wir haben uns darüber in zwei 
Sitzungen vergewissert, gestern noch einmal — al-
les an Informationen bekommen, was der Bund 
hatte. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Er hatte ja 
nichts!) 

Sie können dem Bund überhaupt nicht vorwerfen, 
daß er die Gefahr unterschätzt oder Informationen 
nicht weitergegeben hätte. Sie können allenfalls 
und Sie müssen der Schweiz vorwerfen, daß sie 
Informationen nicht rechtzeitig gegeben hat. Die 

Beamten von Bund und Ländern — auch Ihre eige-
nen, Herr Matthiesen — muß ich hier in Schutz 
nehmen; sie haben korrekt, umsichtig und rechtzei-
tig gehandelt. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Widerspruch bei der SPD) 

Über die Ziele, die Sie, Herr Kollege Matthiesen, 
formuliert haben, können wir uns sicher sehr 
schnell verständigen. Wir leben mit Gefahren, die 
uns immer wieder erst dann bewußt werden, wenn 
etwas passiert. Wir verdrängen sie geradezu. 

(Sehr richtig! bei der SPD — Reimann 
[SPD]: Und ihr tragt dazu bei!) 

— Die Verdrängung besteht doch darin, daß heute 
ein Landesminister auftritt und Dinge fordert, über 
die er vorher wochen- und monatelang geschwiegen 
hat. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Das ist doch 
gar nicht wahr!) 

Wenn die Wasserversorgung Nordrhein-Westfalens 
so gefährdet ist, hätte hier ein offenes Wort vorher 
gutgetan, nicht erst jetzt! 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Wir leben also mit Gefahren, die wir immer wie-
der verdrängen, und wir müssen in der Tat Schritt 
für Schritt zu einer Umstrukturierung unserer Wirt-
schaft hin zu umweltverträglichen Produktionswei-
sen und zu umweltverträglichen Produkten kom-
men. 

Hier, in diesem konkreten Fall, hat es ein Verhal-
ten der Schweizer Firmen und möglicherweise auch 
der Behörden gegeben, das wir nicht hinnehmen 
können. Das darf sich nicht wiederholen! Es war die 
Schweizer Seite, die die Gefahr unterschätzt hat. Es 
muß die Frage gestellt werden, ob die Lagerung bei 
Sandoz überhaupt rechtmäßig gewesen ist. Es muß 
kritisiert werden, daß die Schweiz Informationen, 
die wir dringend gebraucht hätten, um die Gefahr 
einzuschätzen, nicht rechtzeitig gegeben hat. So 
verhält sich ein Oberlieger nicht gegenüber einem 
betroffenen Unterlieger. Hier muß in internationa-
len Verhandlungen für die Zukunft Sicherheit ge-
schaffen werden. Das darf sich nicht wiederholen. 

Der Kollege Wallmann hat hier eine Reihe von 
Schlußfolgerungen aufgeführt, denen ich sehr zu-
stimme. Es sind Forderungen, die wir schon in der 
letzten Woche aufgestellt haben und die wir jetzt 
realisieren müssen: 

Erstens. Die Effizienz des Warn- und Alarmplans 
für den Rhein ist zu überprüfen. Wir müssen sicher-
stellen, daß die Angaben über die in die Gewässer 
gelangten Schadstoffe präziser erfolgen, damit uns 
rechtzeitig eine Bewertung möglich ist. 

Zweitens. Die sicherheitstechnischen Anforde-
rungen an die Beschaffenheit und den Betrieb von 
Lagern für Chemikalien, auch im Handel, müssen 
national und international verbessert werden. Das 
heißt, es geht nicht nur um die großen Chemiekon-
zerne, es geht auch um die kleinen Lager von Pflan-
zenschutzmitteln etwa bei landwirtschaftlichen Ge-
nossenschaften. Es muß verhindert werden, daß in 
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Baum 
solchen Fällen Löschwasser in die Gewässer ge-
langt. 

Ich möchte gerne für meine Fraktion wissen, 
Herr Kollege Wallmann, was denn auf Grund der 
Störfallverordnung von 1980 — diese Bestandsauf-
nahme ist notwendig — nun tatsächlich im Länder-
vollzug geschehen ist; denn dort haben wir solche 
Vorkehrungen vorgesehen, also vor sechs Jahren. 
Jetzt muß eine Bestandsaufnahme erfolgen. 

Es sollte ein Informationsaustausch über alle am 
Rhein gelagerten gefährlichen Stoffe auch über die 
Grenzen hinweg erfolgen. Wirkung und Langzeit-
wirkung solcher Stoffe sind sonst schwer einzu-
schätzen. Wir brauchen also ein Kataster über diese 
Chemikalien, das wir in einem Schadensfall abru-
fen können, um schnell reagieren zu können. 

Die Schweiz sollte, wie Sie das auch gesagt ha-
ben, Herr Wallmann, veranlaßt werden, Regelungen 
zu treffen, die der deutschen Störfallverordnung 
aus dem Jahre 1980 entsprechen. Damals haben wir 
auf Seveso reagiert. Die Schweiz sollte das auch 
tun; ich möchte ihr das dringend empfehlen. Es ist 
richtig, daß die deutsche Störfallverordnung insbe-
sondere im Hinblick auf ihre Stofflisten zu überprü-
fen ist. 

Wir müssen ein internationales Haftungsabkom-
men anstreben. Es ist erfreulich, daß sich die 
Schweiz prinzipiell zu ihrer Haftung bekannt hat. 
Wir müssen Katastrophenschutzübungen noch häu-
figer als bisher auch grenzüberschreitend durch-
führen. 

Auch ich begrüße die Bereitschaft der deutschen 
chemischen Industrie, hier mitzuwirken. Wir sollten 
jedes Angebot der Industrie, selbst für Sicherheit 
zu sorgen, wirklich begrüßen. Hier kommen Maß-
nahmen in Gang, die manchmal sehr viel schneller 
funktionieren und schneller greifen als unsere 
staatlichen Instrumentarien. Das schließt aber 
nicht aus, daß wir auch im Bereich der Gesetzge-
bung uns z. B. das Umweltchemikaliengesetz in der 
nächsten Legislaturperiode erneut vornehmen. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Sie haben 
doch erst unseren Antrag abgelehnt!) 

— Weil wir das für die nächste Legislaturperiode 
vorhaben. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Drei Wochen!) 

Wir, meine Fraktion, haben fest erklärt — auch zu 
einzelnen Punkten des Chemikaliengesetzes —, daß 
wir uns das in der nächsten Legislaturperiode vor-
nehmen. Allerdings ist es blanke Illusion, 90 000 Alt-
stoffe auf ihre Gefährlichkeit überprüfen zu kön-
nen. Das ist nicht möglich, und damit weichen Sie 
den eigentlichen Gefahren aus. 

Ich stelle also fest, es hat einen sehr ernsthaften 
Schadensfall gegeben. Es wäre noch schlimmer ge-
worden, wenn es beispielsweise geregnet hätte. Ich 
stimme Ihnen zu, es ist eine Katastrophe. Die Fol-
gen für das Ökosystem Rhein sind nicht absehbar; 
wir müssen eine Bestandsaufnahme machen. Das 
verlangt die Bevölkerung. 

Ich möchte Ihnen sagen, Herr Matthiesen, Sie 
haben als Minister in Nordrhein-Westfalen mich als 
Verbraucher von Wasser in Köln sehr sachlich in-
formiert. Um so erstaunter bin ich, daß Sie jetzt 
dem Umweltminister des Bundes in einem Inter-
view des „Stern" Dinge vorwerfen, die so nicht stim-
men. Er hat alles getan, was er tun konnte. Warum 
begeben wir uns über einen solchen Schadensfall in 
eine kleinliche unbegründete Pannendiskussion? 
Die Bevölkerung erwartet von uns, daß wir den 
Schaden begrenzen und alles tun, damit ein solcher 
Schaden nicht erneut eintritt. Das können nur 
Bund und Länder gemeinsam, und das sollten wir 
jetzt tun. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Hönes. 

Frau Hönes (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Erneut hat sich gezeigt, welch ver-
heerende Folgen ein Unfall in der chemischen 
Großindustrie hat. Das ökologische System Rhein 
ist vernichtet, die Trinkwasserversorgung von Mil-
lionen von Menschen ist gefährdet, Langzeitschä-
den für Rhein, angrenzende Grundwasservorkom-
men und das Leben in der Nordsee sind zu befürch-
ten. Wenn die Kollegen und Kolleginnen der ande-
ren Parteien außer dem Ruf nach besseren interna-
tionalen Warn- und Alarmplänen, eindeutigen Haf-
tungsregelungen und besserem technischen Um-
weltschutz keine Konsequenzen aus dieser Kata-
strophe ziehen, dann tun sie damit eines: 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Jetzt reden Sie 
wider besseres Wissen!) 

Sie erhalten das Bild des beherrschbaren und kal-
kulierbaren Risikos chemische Industrie weiterhin 
aufrecht. Schauen Sie sich Ihren Entschließungsan-
trag an! Der spricht deutliche Worte. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Dazu kommen 
wir gleich!) 

Sie leugnen damit, daß die chemische Industrie auf 
Grund tausender hochgiftiger Produkte und einer 
Vielzahl riskanter Produktionsverfahren ein unab-
schätzbares Risiko in sich birgt, und Sie leugnen, 
daß die Chemie Tag für Tag die Umwelt und die 
Gesundheit der Menschen beeinträchtigt. 

Wer wie die Sozialdemokraten und Umweltmini-
ster Wallmann auf die Regelung der Haftungsfrage 
drängt, der sollte auch dazusetzen, daß nur ein ver-
schwindend kleiner Bruchteil des Schadens durch 
Geld zu ersetzen ist. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wer jetzt über das Ausmaß des Schadens entsetzt 
ist, der von tausend Tonnen Pestiziden angerichtet 
wird, der sollte auch bedenken, daß jährlich 30 000 
Tonnen davon mit der allergrößten Selbstverständ-
lichkeit der Anwender und ganz legal auf Wiesen, 
Felder und Wälder versprüht werden. 

(Frau Blunck [SPD]: Da haben Sozialdemo

-

kraten aber gute Karten!) 
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Frau Hönes 
Pestizide finden sich schon lange in vielen Grund-
wasservorkommen, in Flüssen und wohl auch im 
Trinkwasser. 

Der Rhein hatte 1985 im jährlichen Mittel einen 
Athrazingehalt von 0,1 mµ-Gramm pro Liter. Wer 
jetzt entschuldigend anführt, daß Ausmaß der Kata-
strophe sei nicht abzusehen gewesen, da es zu einer 
Vervielfachung der Giftwirkung der einzelnen Pe-
stizide durch die anderen Gifte gekommen ist, der 
sei daran erinnert, daß der Bevölkerung schon 
lange eine Vielzahl verschiedener Gifte in der Nah-
rung und im Trinkwasser zugemutet wird. 

Die Katastrophe von Basel und das Wissen um 
die alltägliche Vergiftung sollte Anlaß genug sein, 
endlich die bisherige Chemiepolitik in Frage zu 
stellen und auch die Handlungsweise der deutschen 
chemischen Industrie kritisch zu überprüfen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Denn Basel steht auch für Umweltkriminalität. 
Wenn eine Firma wie die Sandoz AG in Basel lieber 
die Versicherung wechselt, um ein paar 100 000 
Franken zu sparen, statt die notwendigen Sicher-
heitsvorkehrungen zu treffen, die diesen Brand 
oder zumindest das Abfließen der Gifte in den 
Rhein vielleicht hätten verhindern können, dann ist 
das verbrecherisch. 

(Vogel [München] [GRÜNE]: Das ist 
marktwirtschaftlich!) 

Nichts anderes als ein Verbrechen ist es, wenn an-
dere Firmen, wie vermutlich die Ciba Geigy, die 
Gunst der Stunde nutzen und ihren Dreck noch hin-
terherschicken. Mit weiteren Nachahmern muß 
gerechnet werden. Hier teilen wir ausnahmsweise 
die Einschätzung von Herrn Minister Weiser. Auch 
die BASF begeht gewohnheitsmäßig Umweltver-
brechen, indem sie regelmäßig Athrazin und 
Metaxachlor in den Rhein leitet. 

Die chemische Industrie hat oft genug bewiesen, 
daß sie keine Skrupel kennt und sich lediglich ih-
rem Profitdenken verpflichtet fühlt, so wenn es um 
den Export nicht zugelassener Pestizide in die 
Dritte Welt geht, wenn es darum geht, ein Medika-
ment sofort vom Markt zu nehmen, wenn der Firma 
bedenkliche Nebenwirkungen bekanntwerden, 
wenn es um Arbeitsschutz geht: ich erinnere an 
Venylchlorid. Aus diesen Gründen lehnen wir es ab, 
wenn sich Umweltminister Wallmann und die Ver-
treter des Verbandes der chemischen Industrie im 
kleinen Kreise treffen, um die Konsequenzen von 
Basel mit dem Ziel zu erörtern, eine freiwillige Ver-
einbarung zum Schutz der Umwelt zu treffen. Die 
Frage, welche Konsequenzen nötig sind, ist öffent-
lich zu diskutieren. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Darum fordern wir Umweltminister Wallmann 
nochmals auf, zu den Gesprächen mit den VCI auch 
Vertreter der Fraktionen und der Umweltverbände 
einzuladen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Als Sofortmaßnahmen zur Abwendung weiterer 
Gefährdungen und flankierend zum Umbau der 
Chemie fordern die GRÜNEN im Bundestag er-

stens die Bildung einer Entgiftungskommission. 
Ihre Aufgabe soll es sein, aufzuzeigen, auf welche 
Produkte auf Grund ihrer Gefährlichkeit verzichtet 
werden muß, auf welche Produkte zur Ressourcen-
schonung verzichtet werden sollte, wie notwendige 
Produktionsbereiche umweltverträglich gestaltet 
werden könnten und wie eine sanfte Chemie zu för-
dern ist. Die Entgiftungskommission ist ein erster 
Schritt zur Umorientierung der heutigen Chemie 
hin zu umweltschonenden Produkten und Produkti-
onsverfahren. 

Zweitens. Die Zulassung aller auf dem Markt be-
findlicher Pestizide ist zu überprüfen; denn die Ka-
tastrophe von Basel hat belegt, daß das Gefähr-
dungspotential dieser Stoffe weit unterschätzt 
wurde. 

Drittens. Pestizide, die auf Grund ihrer belegten 
Gefährlichkeit in der Bundesrepublik nicht zugelas-
sen sind, dürfen ab sofort auch nicht mehr produ-
ziert, gelagert und exportiert werden. 

Viertens. Die Störfallverordnung, die Gefahrstoff-
verordnung, und die Gefahrgutverordnung sind 
dem tatsächlichen Gefährdungspotential der chemi-
schen Produktion und der Produkte anzupassen. 
Die Grenzwerte für Pestizide im Trinkwasser sind 
sofort in Kraft zu setzen und nicht erst in drei Jah-
ren, wie es die Trinkwasserverordnung vorsieht. 
Wir halten das nach der massiven Vergiftung des 
Rheins und angrenzender Grundwasserleiter für 
unverantwortlich. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Diesen dringend notwendigen Maßnahmen ha-
ben die Sozialdemokraten gestern im Umweltaus-
schuß nicht zugestimmt. Deshalb kann ich die Rede 
von Herrn Minister Matthiesen nicht ernst nehmen. 
Wir appellieren an alle kritischen Experten, ihr Wis-
sen und ihren Sachverstand zur Entgiftung unserer 
Industriegesellschaft einzusetzen. Die Offentlich-
keit muß über die immanenten Risiken der Chemie 
endlich offen und ehrlich aufgeklärt werden. Die 
Medien sollten ihre Verantwortung erkennen und 
den kritischen Dialog mit der chemischen Industrie 
nicht scheuen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Laufs. 

Dr. Laufs (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Was durch die Firma 
Sandoz in Basel in der Nacht zum 1. November und 
in den Tagen darauf im Rhein geschehen ist, hat 
uns, die wir seit langen Jahren für den Umwelt-
schutz arbeiten, schwer getroffen. 

(Ströbele [GRÜNE]: Mein Gott, daß ich 
nicht lache! — Frau Hönes [GRÜNE]: Für 

die Industrie arbeiten!) 

Da haben wir mit großen Anstrengungen und ho-
hen Kosten über Jahre hinweg den Gewässerschutz 
vorangetrieben. 

(Zuruf von den GRÜNEN: A ber nicht der 
Herr Weiser!) 
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Dr. Laufs 
Die Wassergüte des Rheins konnte über weite 
Strecken um zwei Klassen gesteigert, sein Sauer-
stoffgehalt in den letzten zehn Jahren verdoppelt 
werden. Wir waren auf dem besten Weg, wieder zu 
natürlichen Verhältnissen im Rhein mit einer Viel-
falt von Fauna und Flora zu kommen. Ich teile die 
Erbitterung all der Angler und Naturschützer, die in 
mühsamer Arbeit Aale, Lachse, Zander oder Krebse 
wieder im Rhein heimisch gemacht haben und 
heute diesen natürlichen neuen Reichtum plötzlich 
vernichtet oder bedroht sehen. 

Der angerichtete Umweltschaden ist groß. Wenn 
aber der SPD-Vorsitzende Willy Brandt den Ver-
gleich zur Umweltkatastrophe von Bhopal mit meh-
reren tausenden Toten zieht, so ist das blanker Zy-
nismus, Panikmache, verantwortungslose Verunsi-
cherung der Bürger. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Herr Hauff spricht vom Tschernobyl der chemi-
schen Industrie. Das ist ein absolut unpassender 
Vergleich. Die SPD hat auf ihrem Nürnberger 
Parteitag festgestellt: „Der Glaube an die Be-
herrschbarkeit der Technik ist seit den Katastro-
phen von Seveso, Harrisburg, Bhopal und Tscherno-
byl erschüttert." Sie fügt nun Basel hinzu. Sie ver-
stärkt jene hysterische Stimmung, die zum Aus-
stieg aus der modernen Industriegesellschaft 
drängt. Sie begünstigt die „grüne" Bewegung und 
gefährdet letztlich wertvolle Arbeitsplätze. 

Wir werden um unserer Zukunft willen die Her-
ausforderung moderner Wissenschaft annehmen 
und moderne Technik nutzen, aber zugleich deren 
Risiken begrenzen. Die Zukunft wird den Erzeug-
nissen und Produktionsverfahren gehören, die 
nicht nur leistungsfähig und wirtschaftlich, sondern 
vor allem auch umweltverträglich und mit ihren 
technischen Risiken beherrschbar sind. Wir stehen 
vor einer neuen Phase der Modernisierung unserer 
Industrie. Umweltverträglichkeit und Risikominde-
rung sind unsere Ziele. Viele Probleme können da-
bei nicht im nationalen Alleingang gelöst werden. 
Was nützen Gewässerschutz und Störfallvorsorge 
am Rhein, wenn sie auf ein Ufer beschränkt blei-
ben? 

Ein entscheidendes Tätigkeitsfeld unserer Politik 
der Risikominderung und des Umweltschutzes wird 
deshalb noch stärker als bisher die internationale 
Bühne sein. Der internationale Warn- und Alarm-
plan Rhein hat immerhin auf deutscher Seite funk-
tioniert. Seine Auslösung wurde wenige Stunden 
nach dem Unglück vom Bundesumweltminister ver-
anlaßt, nicht von den schweizerischen Behörden, 
die fast zwei Tage lang das Ausmaß der Katastro-
phe falsch einschätzten. Wir verdanken also dem 
entschlossenen Handeln des Bundesumweltmini-
sters und des baden-württembergischen Umweltmi-
nisters, daß die Bevölkerung, die betroffenen Be-
hörden, die Wasserwirtschaft und Industrie sofort 
gewarnt werden konnten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Mit einer Fülle von Aktivitäten wurde von uns ver

-

sucht, Aufklärung über den Umfang des Unglücks 

zu erhalten und die gewonnenen Informationen an 
alle betroffenen Stellen weiterzugeben. 

(Vorsitz : Vizepräsident Westphal) 

Alle erforderlichen Vorsorgemaßnahmen konnten 
rechtzeitig getroffen werden. Gesundheitsschäden 
konnten verhindert werden. 

In zwei ausführlichen Berichten der Bundesre-
gierung vor dem Umweltausschuß am 5. und 11. No-
vember 1986 hat sich klar ergeben: Die Bundesre-
gierung und die betroffenen Bundesländer haben 
unverzüglich und sachgerecht gehandelt. Sie ver-
dienen keine Kritik, sondern unseren ausdrückli-
chen Dank. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Das Unglück ist insoweit ganz anders verlaufen 
als das an Saar und Mosel, als Minister Leinen erst 
drei Tage nach dem großen Fischsterben aufwach-
te, um Maßnahmen zum Schutz nichtsahnender 
Ausflügler und Sportfischer zu ergreifen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Dabei hatte die Umweltkatastrophe an der Saar 
ihre Ursache in Deutschland und nicht im Ausland 
wie jetzt am Rhein. 

Basel ist keine deutsche Stadt. Es ist grotesk, wie 
SPD und GRÜNE den Bundesumweltminister für 
fehlende und schleppend eingehende Informatio-
nen aus der Schweiz verantwortlich machen wollen. 
Was die rot-grünen Umweltminister Fischer und 
Matthiesen dieser Tage im WDR-„Morgenmagazin" 
bzw. im „Stern" behauptet haben, ist unglaublich. 
Es lohnt sich eigentlich nicht, auf diese Ablen-
kungsmanöver und Nebenkriegsschauplätzen ein-
zugehen. 

Herr Landesminister Matthiesen, Sie haben dem 
„Stern" ein Interview gegeben und wörtlich ausge-
führt: 

Bundesumweltminister Wallmann hat uns 
nicht geholfen, weder hat er uns Bewertungen 
an die Hand gegeben noch sonst was. 

Herr Minister Matthiesen, das ist die glatte Un-
wahrheit. Ihre eigenen Beamten haben im Umwelt-
ausschuß das Gegenteil bestätigt. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Unglaublich! 
— Schäfer [Offenburg] [SPD]: Das ist nicht 

wahr!) 

Es ist eben nicht richtig, daß Sie nur ein langes 
Fernschreiben eine Woche nach dem Brand er-
reicht hat, das nur Fragen an die Bundesländer ent-
halten habe. 

Die erregte Diskussion z. B. um die Biologische 
Bundesanstalt ist überhaupt nicht zu verstehen. Da-
ten der Biologischen Bundesanstalt werden benö-
tigt zur besseren Beurteilung der ökologischen Fol-
geschäden. Für die zu treffenden Schnellmaßnah-
men wie die Warnung der Wasserwerke, Vorberei-
tung und Durchführung von Rheinwasseruntersu-
chungen und Beobachtungen der Auswirkungen 
auf biozönose des Rheins waren sie nicht erforder-
lich. 
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und Trinkwasserversorgung gefährlich sind, ist all-
gemein bekannt, hoffentlich auch im Lande Nord-
rhein-Westfalen. 

Die ersten Stoffdossiers sind durch das Umwelt-
bundesamt am 8. November 1986 den Ländern über-
mittelt worden. Die Biologische Bundesanstalt hat 
noch weitere Stoffdossiers in Bearbeitung. Über die 
in den Rhein gelangten Stoffe waren die Länder 
schon am 4. November 1986 durch die von der 
Schweiz bereitgestellte Lagerliste für die durchzu-
führenden Schnellmaßnahmen ausreichend infor-
miert. Die ganze Aufregung der SPD über die Biolo-
gische Bundesanstalt ist also künstlich und sachlich 
nicht begründet. 

Jetzt geht es darum, Art und Ausmaß der Schä-
den festzustellen. Hier ist solide wissenschaftliche 
Analyse gefragt. Voreilige Beurteilungen und pseu-
dowissenschaftliche Schnellschüsse sind unseriös. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Dazu zählen wir auch die unpräzisen, schnellen 
Schlußfolgerungen, die im heute vorgelegten Ent-
schließungsantrag der SPD enthalten sind. Wir wer-
den diesen Antrag ablehnen. Wir werden noch Gele-
genheit haben, präzisere Schlußfolgerungen zu er-
arbeiten, 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Ja, ja!) 

die dann tragfähiger sind als das, was Sie jetzt so 
schnell vorgelegt haben. 

Das genaue Ausmaß der ökologischen Zerstörung 
wird erst im Laufe der Zeit erfaßbar sein. Die La-
gerhaltung bei dem schweizerischen Unternehmen, 
die dort fehlenden Sicherheitsvorkehrungen, die 
Brandursache, die Verseuchung des Rheins bei der 
Brandbekämpfung und in den Tagen danach sowie 
die gleichzeitig erfolgten Gifteinleitungen an ande-
rer Stelle müssen rückhaltlos untersucht und sorg-
fältig analysiert werden. Ein derartiges Unglück 
mit derartigen Folgen darf sich nicht wiederholen. 

Was werden wir weiter tun? Wir werden — wie in 
der Vergangenheit bei ähnlichen Ereignissen — 
auch diesen Großbrand zum Anlaß der Überprü-
fung deutscher Anlagen auf sicherheitstechnische 
Schwachstellen hin nehmen. Wir begrüßen die vom 
Verband der Chemischen Industrie dem Bundesum-
weltminister zugesagte Kooperation. Die Chemie 
wird ihre Produktpalette noch einmal sorgfätig auf 
Risiken bei der Lagerung, dem Transport und im 
Falle eines Brandes untersuchen, und die Sicher-
heitseinrichtungen überprüfen müssen. 

An erster Stelle kommt es aber darauf an, daß wir 
mit der Schweiz und Frankreich und selbstver-
ständlich dem Verursacher, der Firma Sandoz, so 
bald wie möglich einen Plan erarbeiten, um die ein-
getretenen Schäden zu beseitigen und das Ökosy-
stem Rhein wieder in den Zustand wie vor dem 
Unfall zu bringen. Wir können die geschädigte Na-
tur nicht einfach sich selbst überlassen und auf ihre 
Regenerierungskraft bauen. Hier muß massiv und 
mit allen Möglichkeiten der Technik und Biologie 
die Revitalisierung ins Werk gesetzt werden. 

Meine Damen und Herren, wie die genaue Scha-
denbilanz auch immer sein mag, Kapitulation oder 
Resignation wären fehl am Platze. Wer in den Par-
lamenten oder in den Verwaltungen und Betrieben 
für den Umweltschutz Verantwortung trägt, darf 
sich nicht entmutigen lassen. Als Umweltschützer 
bin ich Optimist. Unser Einsatz für eine lebens-
werte Umwelt und für einen lebenden Rhein wird 
weitergehen. 

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Zu einer kurzen Interven-
tion hat Herr Landesminister Matthiesen noch ein-
mal das Wort erbeten. 

(Fellner [CDU/CSU]: Zuerst reden sie Un

-

sinn, und dann müssen sie es korrigieren! 
— Beckmann [FDP]: Wir sind hier doch 

nicht in Düsseldorf!) 

Minister Matthiesen (Nordrhein-Westfalen): Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Es geht hier 
in der Tat nicht um kleinkarierte Kritik, was die 
formalen Vorgänge anbetrifft. Ich wäre mißverstan-
den worden, wenn Sie mich so deuteten. Mir geht es 
um einen anderen Zusammenhang, und den will ich 
hier noch einmal kurz verdeutlichen. 

Es geht um Länder, die hinsichtlich ihrer Trink-
wasserversorgung unterschiedlich betroffen sind. 
Nordrhein-Westfalen — und ich bin Ihnen, Herr 
Baum, sehr dankbar für Ihre positive Bemerkung 
— ist das am meisten betroffene Land — mit über 
3 Millionen Menschen, die ihr Trinkwasser aus 
Rheinuferfiltrat beziehen. Nun rechte und streite 
ich nicht mit dem Herrn Kollegen Wallmann dar-
über, welches Fernschreiben er wann weitergege-
ben hat. Da konzediere ich ihm durchaus Korrekt-
heit. Das ist auch gar nicht meine Kritik. 

(Dr. Göhner [CDU/CSU]: Im Interview ha

-

ben Sie das glatte Gegenteil behauptet! — 
Wolfram  [Recklinghausen] [SPD]: Das ist 

nicht wahr! Hören Sie doch zu!) 

— Das ist nicht meine Kritik. Meine Kritik ist, daß 
ein Land, das so betroffen ist, rechtzeitig im Besitz 
der toxikologischen Bewertungen sein muß; 

(Beifall bei der SPD) 

denn nur darauf aufbauend können wir im Land 
überhaupt in der Lage sein, die entsprechenden 
Maßnahmen zu bewerten und zu ergreifen. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Haben Sie nicht die 
notwendigen Vorsorgemaßnahmen treffen 

können?) 

— Nun will ich Ihnen, Herr Abgeordneter, den Ab-
lauf schildern. Ich sage es ja nicht, um billig nach-
zukarten, sondern ich sage das, damit wir gemein-
sam daraus die Konsequenzen ziehen. 

Die Stoffliste ist am 4. November um 4.50 Uhr 
beim Herrn Bundesminister von Basel eingetroffen. 
Am 4. November um 10.55 Uhr ist sie bei uns einge-
troffen. Am 7. November um 22.44 Uhr waren wir im 
Besitz der Toxizitätsdaten von Sandoz. Am 8. No- 
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vember um 18.40 Uhr waren wir im Besitz der Toxi-
zitätsbewegungen des Umweltbundesamtes. 

Die Zwischenphase war aber für uns entschei-
dend; denn mittlerweile war die Welle da, und wir 
mußten Vorsorgemaßnahmen hinsichtlich des 
Schließens der Brunnen veranlassen. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Diese haben Sie 
doch treffen können!) 

Deshalb bleibe ich bei meiner Kritik, daß die Liefe-
rung der Toxizitätsdaten viel zu spät geschah 

(Beifall bei der SPD) 

und daß wir daraus für künftige Fälle die Konse-
quenz ziehen müssen, daß die humantoxikologi-
schen Bewertungen durch die entsprechend ausge-
statteten Bundesbehörden stärker koordiniert und 
in solchen Krisenfällen erheblich schneller den 
handelnden Landesbehörden zur Verfügung ge-
stellt werden — zum Schutz der Gesundheit unse-
rer Bürger. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Göhner [CDU/

-

CSU]: Unglaublich!) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Schäfer (Offenburg). 

Schäfer (Offenburg) (SPD): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Im Zusammen-
hang mit der Brandkatastrophe im Chemiekonzern 
Sandoz in Basel stellen sich drei Fragen: die Fragen 
nach der Information, nach dem Schaden und nach 
den Schlußfolgerungen. 

Die Informationspolitik will ich kurz abhandeln. 
Tatsache ist: Zunächst einmal war Bundesumwelt-
minister Wallmann sieben Tage lang weggetaucht. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Das ist doch unver

-

schämt! Glatte Unwahrheit!) 

Als er sich am Freitag vergangener Woche — acht 
Tage nach der Katastrophe — im deutschen Fern-
sehen äußerte, ist der Wirrwarr in der Bundesregie-
rung deutlich geworden: Wallmann bedankt sich bei 
der Schweiz für die frühzeitigen umfassenden In-
formationen. Zur gleichen Zeit erklärt der Regie-
rungssprecher Ost einige hundert Meter davon ent-
fernt, die Schweizer Behörden hätten nicht recht-
zeitig informiert. 

Zweiter Punkt. Wir werfen der Regierung vor, 
daß sie sich nicht aktiv um Informationen bemüht 
hat. Bereits am 4. November, vier Tage nach der 
Katastrophe, hat uns der Verband der Chemischen 
Industrie eine Stoffliste vorgelegt. Sie haben sich 
nicht um Information vor Ort bemüht. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Die offizielle Stoff
-

liste war viel früher da!) 

Sie haben im Ministerium — wie Sie im Ausschuß 
erklärt haben — nach Telexnummern gesucht, statt 
jemanden nach Basel zu schicken, um die notwendi-
gen Informationen zu besorgen. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Das ist ja lächer

-

lich, was Sie hier vortragen!) 

Zum Schaden will ich nur unterstreichen, was 
alle Redner gesagt haben. Das Schadensausmaß ist 
viel, viel größer als bislang angenommen. Auf ab-
sehbare Zeit ist das Ökosystem Rhein tot. Nach 
dem, was man zum gegenwärtigen Zeitpunkt sagen 
kann, bestehen keine Gefährdungen für die Ge-
sundheit der Menschen. Niemand kann aber mit 
Sicherheit ausschließen, daß sich nicht durch Anrei-
cherung von Quecksilber in der Nahrungskette 
Langzeitgesundheitsschäden für den Menschen 
einstellen. 

Ich will noch etwas zu den Schlußfolgerungen sa-
gen. Alles, was heute hier an unmittelbaren Schluß-
folgerungen vorgetragen worden ist, ist richtig: bes-
sere wechselseitige Information, bessere Warn- und 
Alarmpläne, bessere Abstimmung grenzüberschrei-
tender Planung. Aber das alles reicht nicht aus. Wir 
müssen erkennen und zur Kenntnis nehmen, daß 
die chemische Industrie — das ging in der Debatte 
zum Teil unter, vor allem bei Ihnen, Herr Laufs — 
eine risikoreiche Produktion darstellt. Wir müssen 
zur Kenntnis nehmen, daß es unsere Aufgabe sein 
muß — hier liegt eine Chance für Umwelt und 
Volkswirtschaft —, die chemische Industrie gefahr-
loser zu gestalten. Deswegen — hier waren Sie un-
redlich, Frau Kollegin Hönes — haben wir bereits 
im März dieses Jahres unser Konzept für eine um-
weltverträgliche und gesundheitsverträgliche Che-
miepolitik vorgelegt, 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Deshalb haben Sie 
gestern unseren Anträgen nicht zuge

-

stimmt!) 

das eine vorsorgende Chemiepolitik konkretisiert. 
Sie von den Koalitionsfraktionen haben wenige 
Tage vor Sandoz genau diesen Antrag abgelehnt. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir Sozialdemokraten wollen unsere Volkswirt-
schaft ökologisch umbauen, ökologisch erneuern. 
Das liegt im Interesse der chemischen Industrie, 
der Industriegesellschaft Bundesrepublik wie auch 
im Interesse der Arbeitsplätze. Denn die chemische 
Industrie wird auch morgen noch die Nase vorne 
haben, die möglichst umweltverträglich und gefahr-
los ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Deswegen ist es die wichtigste Aufgabe, meine Da-
men und Herren, eine vorsorgende Chemiepolitik 
umzusetzen. 

Lassen Sie mich eine Schlußbemerkung machen. 
Sie, Herr Bundesumweltminister Wallmann, und 
Sie, Herr Laufs, haben sich darüber erregt, haben 
es als zynisch bezeichnet, daß Sozialdemokraten 
Parallelen zwischen Bhopal, Seveso und Sandoz 
hergestellt haben. Sie wissen wie wir: Es gibt diese 
Parallelen. Bei allen drei großen Umweltkatastro-
phen handelt es sich um große Chemiekonzerne mit 
einem Riesengewinn in Millionenhöhe jährlich. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Das ist doch hier 
nicht der Punkt!) 

Nach allem, was wir wissen, ist in den drei Fällen 
die notwendige Verbesserung der Sicherheitsvor

-

kehrungen, die Optimierung der Sicherheitstechnik 
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insgesamt zugunsten der Gewinnmaximierung ver-
nachlässigt worden. Überlegungen zur betriebli-
chen Rendite waren in allen drei Fällen wichtiger 
als entsprechende Sicherheitsvorkehrungen. Wenn 
Sie es mir nicht glauben, fragen Sie doch einmal 
Herrn Wallmann. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Laufs [CDU/

-

CSU]: Jetzt kommt diese Platte!) 

Bei den bösen Kommunisten in Tschernobyl konnte 
Herr Wallmann noch sagen, sie hätten schlampig 
gearbeitet. Bei den Schweizern, als er am 10. No-
vember 1986 vor die Bundespressekonferenz ging, 
also zehn Tage nach der Katastrophe, hat Wall-
mann schlichtweg den Betrieb der Schweizer Be-
hörden für illegal erklärt. Auf gestrige Nachfragen, 
lieber Herr Kollege Wallmann, woher Sie eigentlich 
Ihr Urteil nehmen, sagte Ihr Staatssekretär Wag-
ner, es gebe ein Fernschreiben der schweizerischen 
Bundesregierung an das Auswärtige Amt. Dies ist 
eine Fehlinformation. So haben Sie gearbeitet. 

Wir erleben jetzt wieder eine gewisse Beschwich-
tigungsstrategie. Herr Wallmann wird gefragt: 
Kann so etwas auch in der Bundesrepublik passie-
ren? Dann antwortet er am 11. November nachge-
rade klassisch: „Man muß auch das Undenkbare 
immer noch versuchen zu bedenken." Damit soll ein 
Bürger etwas anfangen. Frage: Kann es bei uns pas-
sieren? Antwort: Man muß auch das Undenkbare 
immer noch bedenken. 

Lassen Sie mich zum Schluß auf eine schlimme 
Anzeigenserie hinweisen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist zu hoch 
für Sie!) 

Herr Matthiesen hat schon darauf hingewiesen. Am 
7. November 1986 war in Anzeigen der chemischen 
Industrie in mehreren Wochenzeitschriften —
150 000 Fische sind bereits verendet — zu lesen: 

Lieber Fisch, es wird dir guttun, daß die chemi-
sche Industrie die organische Belastung der 
Gewässer in den letzten 20 Jahren um mehr als 
90 % gesenkt hat. 

So die chemische Industrie. 

Herr Kollege Wallmann, termingerecht zu dieser 
Debatte finden wir in einer Illustrierten folgende 
Anzeige, heute am 13. November: 

Lieber Rhein, wir haben wesentlich dazu beige-
tragen, daß dein Sauerstoffgehalt heute höher 
als in den 50er Jahren ist. Ganz im Sinne unse-
rer Umweltleitlinien. 

So die chemische Industrie. Wenn Sie sich schon 
über Zynismus aufregen wollen, dann nicht über 
Vergleiche mit Bhopal, lieber Herr Wallmann. Viel-
mehr wäre jetzt ein Wort angebracht, daß es maka-
ber ist, was der Verband der chemischen Industrie 
unseren Bürgern zumutet. 

(Beifall bei der SPD) 

Hier wird menschenverachtende Propaganda be-
trieben; hier werden Sorgen und Nöte von Bürgern 
verharmlost. 

(Beckmann (FDP): Das gehört zum Groß

-

angriff der SPD auf die chemische Indu

-

strie!) 

— Herr Beckmann, ich kann ja verstehen, daß Sie 
das trifft. Eines will ich noch sagen: Ich habe nur 
verlangt, daß Herr Wallmann oder auch Sie sich von 
diesen Anzeigen distanzieren. Statt dessen erklärt 
Herr Wallmann, als die Anzeigen schon vorlagen: 
Er will wie bisher in seiner Chemiepolitik aus-
schließlich auf freiwillige Vereinbarungen mit den 
Vertretern dieser Branche setzen. — Da kann ich 
nur sagen: Eine solche Politik, Herr Wallmann, 
kann unserer Umwelt nicht guttun. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat Herr 
Schmidbauer. 

Schmidbauer (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Ich verstehe ja 
Ihre Hektik, aber ich verstehe nicht, daß wir eine 
Öko-Katastrophe des Rheins dazu nutzen, im Deut-
schen Bundestag billige Polemik fortzusetzen, die 
Sie j a bereits in den Medien vollzogen haben, ohne 
daß Sie irgendwelche Ergebnisse hatten, die in der 
Zwischenzeit nun vorliegen. Auch Herr Matthiesen 
versuchte heute in moderatem Ton davon abzulen-
ken, daß er im „Stern" nach dem Motto ausgeführt 
hat: Dieser Bundesumweltminister hat uns nicht 
geholfen und hat uns überhaupt nichts an die Hand 
gegeben. — Heute hörte es sich ganz anders an. Es 
geht nicht an, daß Sie einerseits außerhalb des 
Deutschen Bundestages billige Polemik betreiben 
und dann hierherkommen und so tun, als ob zu dif-
ferenzieren wäre und als ob es andere Argumente 
gäbe. 

Herr Kollege Schäfer, was Sie heute fortgesetzt 
haben, das hörten wir ja schon in den letzten Aus-
schußsitzungen: maßlose Vorwürfe, die völlig unbe-
rechtigt sind, die jede Sachkenntnis vermissen las-
sen. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

Wichtig ist — und das ist ja gerade ausgeführt wor-
den —: Der Bundesumweltminister hat wenige 
Stunden nach dem Unfall die Auslösung des inter-
nationalen Alarmplans auf deutscher Seite veran-
laßt, lange bevor die Schweiz in diesem Zusammen-
hang tätig geworden ist. Die deutsche Warnzentrale 
in Mannheim hat bereits am 1. und am 2. November 
mehrfach in Basel rückgefragt, aber keine Antwort 
erhalten. Wir haben diesen Alarm ausgelöst. Das 
Bundesumweltministerium hat bei der Sitzung der 
Internationalen Rheinschutzkommission am 3. und 
4. November von der Schweizer Regierung umfas-
sende und unverzügliche Informationen gefordert. 

Herr Kollege Schäfer, wie kommen Sie dazu, zu 
behaupten, der Minister sei abgetaucht? 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Weggetaucht, 
nicht abgetaucht!) 
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Schmidbauer 
I Ich frage Sie: Wo waren Sie in den letzten Tagen? 

Wir wissen zwar, daß Sie die Ausschußsitzung ver-
lassen haben, daß Sie — aus welchen Gründen auch 
immer — nicht einmal mehr mitberaten haben. 
Wenn Sie aber heute feststellen, der Umweltmini-
ster sei abgetaucht 

(Zurufe von der SPD: Weggetaucht! — 
Schäfer [Offenburg] [SPD]: Öffentliche Äu

-

ßerung, Tagesthemen, deutsches Fern

-

sehen!) 
— weggetaucht —, so heißt das doch, daß Sie sich 
irgendwo versteckt haben müssen, aber hier nicht 
aufmerksam den Dingen gefolgt sind. 

Wenn Sie gestern abend die Nachrichten gesehen 
haben, dann haben Sie auch gesehen, wie wichtig es 
war, daß dieser Minister in Zürich die Interessen 
der Bundesrepublik Deutschland, die Interessen 
des Rheins wahrgenommen hat 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
und sich nicht darauf verstiegen hat, mit Ihnen in 
eine billige Polemik einzutreten. Das war gut so; 
dafür bedanken wir uns. 

Sie hätten feststellen können, daß der Umweltmi-
nister Baden-Württembergs, Gerhard Weiser, eben 
nicht in die Polemik mit eingetreten ist, sondern 
daß gemessen wurde, daß Bilanz gezogen wurde, 
daß Gespräche mit der Schweiz geführt wurden, um 
möglichst Schaden von dem Ökosystem Rhein ab-
zuwenden. 

Ihre Beiträge haben nicht dazu beigetragen. Ihre 
Beiträge haben zur Verunsicherung beigetragen, 
aber nicht dazu, daß sachliche Gespräche mit der 
Industrie, mit der Schweiz, mit allen Betroffenen 
geführt werden können. 

Herzlichen Dank. 
(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Ent-
schließungsantrag der Fraktion DIE GRÜNEN auf 
Drucksache 10/6434. Die Antragsteller haben ge-
trennte Abstimmung hierzu verlangt. 

Wer stimmt für den Text auf der ersten Seite des 
Entschließungsantrags auf Drucksache 10/6434? Ich 
bitte um das Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? 
-- Enthaltungen? -- Dann ist dieser erste Teil des 
Antrags mit großer Mehrheit abgelehnt. 

Wir kommen zur zweiten Seite des Entschlie-
ßungsantrags. Wer stimmt für Ziffer 1? Ich bitte um 
das Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Ent-
haltungen? — Dann ist Ziffer 1 mit Mehrheit bei 
Enthaltung der SPD-Fraktion abgelehnt. 

Wir kommen zu Ziffer 2. Wer stimmt Ziffer 2 zu? 
— Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Zif-
fer 2 ist mit der gleichen Mehrheit abgelehnt. 

Wir kommen zu Ziffer 3. Wer stimmt Ziffer 3 zu? 
— Wer stimmt dagegen? — Das ist nicht ganz si-
cher. Meine Damen und Herren, es hat keinen Sinn, 

eine Auszählung vorzunehmen. Die Mehrheiten des 
Hauses kennen wir. 

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 
— Wir sind uns wohl einig. Ziffer 3 ist mit Mehrheit 
abgelehnt. 

Wer stimmt Ziffer 4 zu? — Wer stimmt dagegen? 
— Enthaltungen? — Dann ist Ziffer 4 mit großer 
Mehrheit abgelehnt. 

Wir kommen zu Ziffer 5. Wer stimmt Ziffer 5 zu? 
— Wer stimmt dagegen? — Dann ist das mit Mehr-
heit abgelehnt. 

Wir kommen zu Ziffer 6. Wer stimmt Ziffer 6 zu? 
— Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Zif-
fer 6 ist bei Enthaltung der SPD-Fraktion mit Mehr-
heit abgelehnt. 

Damit ist dieser Entschließungsantrag abschlie-
Bend behandelt. 

Wir stimmen jetzt über den Entschließungsan-
trag der Fraktion der SPD auf Drucksache 10/6447 
ab. Wer diesem Entschließungsantrag zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Wer 
stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Bei Enthal-
tung der Fraktion DIE GRÜNEN ist der Antrag mit 
Mehrheit abgelehnt. 

Damit sind wir am Ende dieses Tagesordnungs-
punkts. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 2 auf: 
a) Zweite und dritte Beratung des vom Bundes-

rat eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über das Asylver-
fahren 
— Drucksache 10/1164 — 
Beschlußempfehlung und Bericht des Innen-
ausschusses (4. Ausschuß) 
— Drucksache 10/6416 —
Berichterstatter: 
Abgeordnete Dr. Olderog 
Wartenberg (Berlin) 
Ströbele 
Dr. Hirsch 
(Erste Beratung 67. Sitzung) 

b) Zweite und dritte Beratung des vom Bundes-
rat eingebrachten Entwurfs eines Zweiten 
Gesetzes zur Änderung des Asylverfahrens-
gesetzes 
— Drucksache 10/3678 —
Beschlußempfehlung und Bericht des Innen-
ausschusses (4. Ausschuß) 
— Drucksache 10/6416 — 
Berichterstatter: 
Abgeordnete Dr. Olderog 
Wartenberg (Berlin) 
Ströbele 
Dr. Hirsch 
(Erste Beratung 163. Sitzung) 

Hierzu liegen Entschließungsanträge der Frak-
tion der SPD und der Fraktion DIE GRÜNEN auf 
den Drucksachen 10/6417 und 10/6435 vor. 
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Meine Damen und Herren, im Ältestenrat sind 

eine gemeinsame Beratung der Tagesordnungs-
punkte 2 a und 2 b sowie ein Beitrag bis zu zehn 
Minuten für jede Fraktion vereinbart worden. — 
Dazu sehe ich keinen Widerspruch. Dann ist das so 
beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Ab-
geordnete Olderog. 

Dr. Olderog (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Wir befinden 
uns im Wahlkampf, aber ich will hier keine Wahl-
kampfrede halten. Wir alle wissen und sind uns des-
sen bewußt, daß hinter jeder Zahl der Asylstatistik 
ein menschliches Schicksal steht. Mit dem neuen 
Asylverfahrensrecht wollen wir den wirklich poli-
tisch Verfolgten ein rasches und faires Verfahren 
gewährleisten. 

(Ströbele [GRÜNE]: Das stimmt doch 
nicht!) 

Wir wollen aber gleichzeitig nach außen deutlich 
machen, daß es keinen Sinn hat, aus anderen Grün-
den ins Bundesgebiet zu kommen. 

Es gibt einerseits Erleichterungen für bestimmte 
Flüchtlinge, z. B. bei der Regelung der Sammelun-
terkünfte, bei der Aufenthaltsbegrenzung oder bei 
den Wartezeiten vor Aufnahme einer Arbeitstätig-
keit; andererseits soll z. B. derjenige kein Asylrecht 
mehr erhalten, der erst nachträglich auf dem Ge-
biet der Bundesrepublik Deutschland zum Zwecke 
seiner Anerkennung politische Gründe für das 
Asylrecht schafft. Flüchtlinge, die bereits in Italien, 
Frankreich, Österreich oder in anderen Drittlän-
dern Schutz vor Verfolgung gefunden haben, sollen 
nicht länger das Recht haben, als „Asyltouristen" in 
die Bundesrepublik Deutschland zu kommen. 
Grundsätzlich müssen Asylbewerber in Zukunft 
fünf Jahre warten, bis sie hier arbeiten können. 

Diese und andere leider notwendige Schritte tre-
ten neben eine Reihe administrativer Maßnahmen, 
um unberechtigte Asylbewerber nicht in unser 
Land zu lassen oder rasch in ihre Heimat zurückzu-
führen. 

Meine Damen und Herren, viele fragen: Brau-
chen wir denn nach der Berlin-Regelung, die den 
Flüchtlingsstrom über Berlin enden ließ, neue ge-
setzliche Schritte? Ich antworte: ja. Ende des Jahres 
werden wir trotz Berlin vermutlich über 100 000 
Asylbewerber in der Bundesrepublik Deutschland 
aufgenommen haben. Ich bin sicher: Der Flücht-
lingsdruck aus den Ländern der Dritten Welt wird 
weiter steigen. 

(Ströbele [GRÜNE]: Sie tun alles dafür, daß 
das der Fall ist!) 

Insbesondere finden Schlepper und Schlepperorga-
nisationen — lieber Herr Ströbele, Sie wissen das 
— neue Wege. Nach Aussagen des UNHCR befin-
den sich zwischen 11 und 20 Millionen Menschen 
auf der Flucht. Rund 50 Millionen Menschen haben 
nach unserem Grundgesetz einen möglichen 
Rechtsanspruch auf Asyl: 2,6 Millionen Tamilen aus 
Sri Lanka, viele Millionen Sikhs aus Indien, viele 
Millionen Schwarze aus dem Süden Afrikas, meh- 

rere Millionen Iraner, Äthiopier, Afghanen, meh-
rere 100 000 Palästinenser aus dem Nahen Osten, 
Christen und Jeziden aus der Türkei. 

Es ist meine Überzeugung, daß der Druck von sei-
ten der Dritten Welt weiter steigen wird. 

(Zuruf des Abg. Vogel [München] [GRÜ

-

NE]) 
— Ich greife das auf: Nennt nicht der UNHCR sehr 
bescheidene Flüchtlingszahlen für die Bundesrepu-
blik Deutschland, und hat nicht der Europaabgeord-
nete Heinz-Oskar Vetter die Bundesrepublik aufge-
fordert, noch mehr Flüchtlinge aufzunehmen? 

(Sielaff [SPD]: Und das soll keine Wahlrede 
sein?) 

Zu den Tatsachen: Die Bundesregierung hat 
nachgewiesen, daß wir gegenwärtig 670 000 Flücht-
linge beherbergen — neben den 3,7 Millionen Gast-
arbeitern und ihren Familienangehörigen. Hinzu 
kommt: Die Bundesrepublik Deutschland muß ihre 
Aufnahmefähigkeit für Deutsche aus der DDR, aus 
Ost- und Südosteuropa aufrechterhalten. Sie gehö-
ren als Deutsche zu uns. 1984 kamen über 36 000 
Aussiedler aus Osteuropa sowie fast 41 000 Deut-
sche aus der DDR ins Bundesgebiet. 1985 waren es 
fast 39 000 Aussiedler und 25 000 Deutsche aus der 
DDR: Das sind Zahlen, meine Damen und Herren, 
die leider weitgehend unbekannt sind, aber die Auf-
nahmeproblematik der Bundesrepublik auch ver-
deutlichen. 

(Sielaff [SPD]: So ein Unsinn!) 
Lassen Sie mich etwas zu den Flüchtlingen und 

den Zahlen des UNHCR sagen. 
(Zuruf des Abg. Ströbele [GRÜNE]) 

Von den 723.300 Ausländern, Herr Ströbele, die in 
den zehn Jahren zwischen 1975 und 1984 in Westeu-
ropa Asyl beantragt haben, hat die Bundesrepublik 
370 836, d. h. mehr als 51 % aufgenommen. So der 
UNHCR. In den ersten fünf Monaten dieses Jahres 
kamen rund 60 000 Flüchtlinge nach Westeuropa, 
davon wieder gut 34 000, also 58 %, ins Bundesgebiet. 
So der UNHCR! 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Ströbele? 

Dr. Olderog (CDU/CSU): Wenn das nicht auf 
meine Redezeit angerechnet wird,  ja.  

Ströbele (GRÜNE): Herr Kollege Olderog, mir 
fällt auf, daß Sie auf der einen Seite die Zahlen der 
Bundesregierung und auf der anderen Seite die 
Zahlen des UNHCR nennen. Können Sie dem Ho-
hen Hause die Zahlen des UNHCR in bezug auf die 
Flüchtlinge, die in der Bundesrepublik Aufnahme 
gefunden haben, nennen und sagen, um wieviel 
niedriger diese Zahlen im Vergleich zu den Zahlen 
der Bundesregierung sind? 

Dr. Olderog (CDU/CSU): Es gibt leider keine ein-
heitliche Statistik darüber, wie man die Zahl der 
Flüchtlinge, die sich in den verschiedenen Ländern 
befinden, vergleichen kann. Es gibt einen Dissens 
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zwischen dem Hohen Flüchtlingskommissar und 
uns. Er rechnet die De-facto-Flüchtlinge bei uns 
nicht mit. Das sind für die Bundesrepublik 220 000. 
Deswegen kommt er bei der Berechnung in bezug 
auf die Bundesrepublik zu anderen Zahlen, als sie 
das Bundesinnenministerium vorgelegt hat. Ich bin 
aber der Überzeugung, daß diese 220 000 Flüchtlin-
ge, für die sich der UNHCR ja auch zuständig er-
klärt, natürlich mitgerechnet werden müssen. Hö-
ren Sie bitte einmal zu, damit Sie die Größenord-
nung richtig erkennen. 

1985 haben Belgien 5 357, die Niederlande 5 644, 
die Schweiz 9 703 und Frankreich — eine beachtli-
che Zahl — 28 925 Asylbewerber aufgenommen. 
Aber weit und einsam an der Spitze steht die Bun-
desrepublik Deutschland mit 74 000 Asylbewerbern. 
Das ist weit mehr als das Doppelte von dem, was die 
Franzosen aufnehmen. Wer will angesichts dieser 
Zahlen noch bezweifeln, daß die Bundesrepublik 
mit Abstand die größten Lasten bei der Bewälti-
gung des Flüchtlingsstroms auf sich genommen 
hat? Die Bundesrepublik Deutschland -- das sind 
doch die Fakten — ist für die Flüchtlinge in allen 
Teilen der Welt das attraktivste Land. Und ich bitte 
den UNHCR, dies laut und deutlich anzuerkennen, 
statt unsere Leistungen ständig herunterzuspielen. 

Meine Damen und Herren, mir geht es keines-
wegs vorrangig um die Kosten in Höhe von 2,7 Mil-
liarden DM, die wir in diesem Jahr für die Flücht-
linge aufwenden werden. 

(Dr. Penner [SPD]: Aber sie müssen er

-

wähnt werden!) 

Ich bekenne mich dazu, daß wir als Politiker die 
moralische Pflicht haben, an unsere Bürger zu ap-
pellieren, sich humanitären Pflichten zu stellen. 

(Sielaff [SPD]: Handeln Sie auch mal so!) 

Dies gilt um so mehr, als von den Nazis verfolgte 
Deutsche während der Hitler-Zeit als Flüchtlinge 
Zuflucht gefunden haben. 

Aber wir müssen auch erkennen, daß es für ein so 
kleines und dicht besiedeltes Land wie die Bundes-
republik Deutschland, daß es für unser Volk Gren-
zen dessen gibt, was wir verkraften können, Gren-
zen dessen, was wir unseren Bürgern zumuten kön-
nen, auch Grenzen dessen, was wir an sozialer Inte-
gration leisten können. 

(Sielaff [SPD]: Lesen Sie mal, was die Kir

-

chen sagen!) 

Noch gibt es glücklicherweise keine nennens-
werte Ausländerfeindlichkeit bei uns. Das haben 
die Wahlen, insbesondere auch in Frankfurt, deut-
lich bewiesen. Aber wir wissen aus Umfragen, daß 
— hier gibt es eine beängstigende Steigerung — 
heute doch schon über 70% der Bürger meinen, das 
Asylrecht werde zu großzügig gehandhabt. 

(Ströbele [GRÜNE]: Weil Sie sie aufhet

-

zen!) 

Vor drei Jahren waren es nur 40%. Bedenken wir, 
daß die Ausländerquote bei uns steigt. In einer De

-

mokratie kann eine Regierung in einer so wichtigen 

Frage auf Dauer nicht im Widerspruch zu den Bür-
gern stehen. 

(Sielaff [SPD]: Das bedenken Sie mal bei 
der Rüstungspolitik!) 

Es ist bewundernswürdig, wenn Bürger ihr Leben 
an ethischen und sittlichen Höchstnormen ausrich-
ten und sich in beispielhafter christlicher Haltung 
der Flüchtlinge annehmen. Das christliche Gebot 
der Nächstenliebe gilt auch und gerade für Flücht-
linge, die mit einem besonderen, bitteren Schicksal 
fertig werden müssen. Aber das Matthäus-Evange-
lium ist leider kein Rezeptbuch für die praktische 
Politik. 

(Zurufe von der SPD — Ströbele [GRÜNE]: 
Sie sollten sich schämen!) 

Politiker müssen — ich wiederhole — ihren Bür-
gern moralische Lasten zumuten und immer und 
immer wieder ihre Hilfsbereitschaft einfordern und 
an sie appellieren. 

(Kuhlwein [SPD]: Wo bleibt die Moral der 
CDU? — Weitere Zurufe von der SPD) 

Aber Politiker können in bester Absicht auch zuviel 
des Guten tun und damit genau das Gegenteil des-
sen bewirken, was sie wollen. 

Eine Ausländerpolitik, die auf Dauer unsere Bür-
ger überfordert, muß früher oder später heftige aus-
länderfeindliche Reaktionen hervorrufen. 

(Sielaff [SPD]: Sie schüren das doch!) 

Wir müssen die Angst unserer Bürger ernst neh-
men, die — ob zu Recht oder zu Unrecht — um 
ihren Arbeitsplatz fürchten oder um den Verlust 
der geistigen, kulturellen und ethnischen Identität 
unseres Volkes. 

(Sielaff [SPD]: So ein Unsinn!) 
Warnen müssen uns doch, meine Damen und 

Herren, die Erfahrungen, die in Dänemark gemacht 
worden sind. Bevor die Grenze abgeriegelt wurde, 
hat es Woche für Woche tätliche Auseinanderset-
zungen zwischen Einheimischen und Asylbewer-
bern gegeben. 

(Sielaff [SPD]: Wo war das?) 
Oder hat man nicht in der Schweiz mit der Aktion 
„Für Volk und Heimat", haben nicht ähnlich ausge-
richtete Organisationen in Genf und in Lausanne 
auf geradezu erschreckende Weise Erfolge errun-
gen? 

(Ströbele [GRÜNE]: Hier macht das die 
CSU!) 

War nicht ganz Westeuropa von den Erfolgen Le 
Pens in Frankreich tief betroffen, der nicht nur in 
die Nationalversammlung, sondern vor allem auch 
in Regionalversammlungen mit vielen Mandaten 
einzog? 

(Sielaff [SPD]: Und das nennen Sie Moral? 
— Weitere Zurufe von der SPD) 

Im übrigen, meine Damen und Herren, würde eine 
ausländerfeindliche Stimmung all die Initiativen 
der Hilfsorganisationen ersticken, mit denen sich 
heute Tausende von Bürgern der Asylbewerber hel- 
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fend annehmen. Ich möchte allen hauptamtlichen 
und ehrenamtlichen Kräften im Namen meiner 
Fraktion für ihren oft beispielhaften Einsatz herz-
lich danken. 

(Vogel [München] [GRÜNE]: Heuchler, 
Heuchler, unglaublich!) 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich noch 
etwas zu den Wirtschafts- oder auch Armutsflücht-
lingen sagen. Deren Schicksal ist oft nicht minder 
bitter als das der politisch Verfolgten. 

(Ströbele [GRÜNE]: Aber Sie schicken sie 
zurück!) 

Aber es geht einfach nicht: Wir können die wirt-
schaftliche Not aller Länder dieser Erde nicht über 
das Asylrecht der Bundesrepublik Deutschland lin-
dern. 

Bei Hungersnöten und wirtschaftlichen Pro-
blemen Unterstützung zu geben, ist Aufgabe unse-
rer Entwicklungspolitik. Die Bundesregierung hat 
ihren Beitrag zur Entwicklungshilfe überdurch-
schnittlich gesteigert. 

(Ströbele [GRÜNE]: Sie schafft die Flücht

-

linge! — Gegenruf des Abg. Dr. Bötsch 
[CDU/CSU]) 

Die öffentlichen Entwicklungsleistungen haben 
1985 mit 8,7 Milliarden DM eine Rekordhöhe er-
reicht. Die Bundesrepublik Deutschland leistet 
mehr Entwicklungshilfe als alle Länder des Ost-
blocks, einschließlich der Sowjetunion, zusammen. 

Lassen Sie mich zum Schluß kommen: Das welt-
weite Flüchtlingsproblem kann durch nationale Re-
gelungen nicht gelöst werden. Wir brauchen eine 
Harmonisierung in Europa. Wir brauchen vor allem, 
daß den Bürger- und Menschenrechten auf der 
Welt endlich wieder mehr Geltung verschafft wird. 
Da sitzen nicht nur die Iraner, Äthiopier und an-
dere Länder der Dritten Welt auf der Anklage-
bank. 

(Ströbele [GRÜNE]: Sie schicken denen die 
Waffen!) 

Da ist der hohe Flüchtlingskommissar der Verein-
ten Nationen gebeten, vor der Weltöffentlichkeit vor 
allem eine klare Sprache gegenüber kommunisti-
schen Ländern zu finden, auch gegenüber der So-
wjetunion. 

Vielen Dank, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Wartenberg. 

Wartenberg (Berlin) (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Wenn wir heute am Ende der 
Legislaturperiode über das Asylrecht sprechen, ist 
es auch notwendig, ein Resümee über die Auseinan-
dersetzungen der letzten Monate zu ziehen. 

(Sielaff [SPD]: Sehr richtig!) 

Nicht ohne Bitterkeit ist festzustellen, daß diese 
Diskussion häufig jenseits der Schamgrenze ver-
lief. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich muß besonders führenden Politikern der CDU/

-

CSU vorwerfen, daß sie darauf gesetzt haben, Vor-
urteile zu verstärken, 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

und es bewußt unterlassen haben, die Menschen an 
moralische und ethische Verpflichtungen unserer 
Gesellschaft zu erinnern. 

Allein die Sprache, die in den Sommermonaten 
benutzt wurde, ist erschreckend. „Asylantenflut", 
„Überfremdung", „massenhafter Mißbrauch", 
„Schnorrer", „Asyltouristen" und viele andere Äng-
ste und Haß schürende Begriffe wurden gebraucht. 
Die politische Kultur blieb auf der Strecke. 

(Dr. Penner [SPD]: „Asylantenkeule" 
wurde sogar gesagt!) 

Aber das ist nicht das Hauptproblem. Das Haupt-
problem ist, daß die Betroffenen, die Menschen, um 
die es geht, in eine unhaltbare Situation gekommen 
sind. Auch Sie, Herr Olderog, haben soeben in Ihrer 
Rede wieder Begriffe wie „Asyltourismus" und an-
dere Ausdrücke benutzt, die die Öffentlichkeit im-
mer wieder desinformieren und letzten Endes Vor-
urteile schüren. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Diskussion ist zur Zeit Gott sei Dank etwas 
ruhiger geworden. Dazu haben insbesondere die 
Kirchen und Wohlfahrtsverbände beigetragen, 

(Fellner [CDU/CSU]: Und die Hoffnung, 
daß der Strom abreißt!) 

denen wir dafür wirklich Dank schulden. 

(Beifall bei der SPD) 
Auch die Maßnahmen der DDR haben die Diskus-
sion ruhiger werden lassen. 

(Ströbele [GRÜNE]: Das ist Zynismus!) 

Wesentlichen Raum in der Diskussion nahm die 
Äußerung von CDU/CSU-Politikern ein, die für die 
Abschaffung des Art. 16 des Grundgesetzes plädier-
ten. Es ist eine bewußte Täuschung der Öffentlich-
keit, wenn behauptet wird, daß Art. 16 Ursache des 
Ansteigens der Flüchtlingszahien ist. Wir Sozial-
demokraten stellen noch einmal mit Nachdruck 
fest, daß Art. 16 von unseren Verfassungsvätern aus 
gutem Grund, eben auf Grund der Erfahrungen mit 
der Nazi-Zeit, in unsere Verfassung übernommen 
wurde. Art. 16 war und ist ein Zeichen der Wieder-
begründung der politischen Kultur in Deutschland 
und darf nicht angetastet werden. Wir fordern die 
CDU/CSU und die Bundesregierung nochmals auf, 
die Diskussion um Art. 16 endlich zu beenden. 

Wer über das Asylrecht spricht, muß die Ursa-
chen der Flüchtlingsproblematik auf dieser Welt 
zur Kenntnis nehmen. Kriege, Verfolgung und Hun-
ger sind die eigentlichen Ursachen. Zur Zeit gibt es 
15 Millionen Flüchtlinge auf dieser Welt. Nur 1 Mil-
lion davon hat in Europa Zuflucht gefunden. Die 
meisten Menschen leben in den Nachbarländern 
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der Krisengebiete, also in Entwicklungsländern. 
Diese Länder haben die Hauptlast der Flüchtlings-
bewegungen dieser Welt zu tragen. Dies sollte uns 
immer wieder vor Augen stehen, wenn hier in der 
Bundesrepublik über Restriktionen gegenüber 
Flüchtlingen geredet wird. Jede Restriktion in Eu-
ropa bedeutet eine höhere Last für die Länder der 
Dritten Welt. Wir müssen uns bewußt sein, daß wei-
tere Einschränkungen der Zugangswege nach Eu-
ropa dazu führen, daß Art. 16 vielleicht erhalten 
bleibt, aber nur noch wenige ihn in Anspruch neh-
men können. Dies kann nicht die Lösung der Pro-
bleme sein. 

Lassen Sie mich noch etwas zu dem Begriff des 
Mißbrauchs sagen, der immer wieder in den Mittel-
punkt der Diskussion besonders von Ihnen gestellt 
wird. Die Verwendung des Begriffs Mißbrauch ist 
eine Desinformation der Öffentlichkeit. Gäbe es 
massenhaft Mißbrauch, so hätten wir eigentlich 
überhaupt gar kein Problem; denn dann könnten 
wir mit dem Instrument der offensichtlich unbe-
gründeten Antragstellung den allergrößten Teil der 
Flüchtlinge sofort in die Heimatländer zurückschik-
ken. Die Wirklichkeit ist, daß 30 % der Asylsuchen-
den anerkannt werden und von den restlichen 70 % 
die meisten hierbleiben müssen, 

(Dr. Olderog [CDU/CSU]: Das stimmt doch 
nicht!) 

weil sie als De-facto-Flüchtlinge geduldet werden 
und nicht abgeschoben werden können, weil sie aus 
Krisengebieten kommen. Diese moralische Ver-
pflichtung übernehmen wir. 

(Zuruf des Abg. Dr. Olderog [CDU/CSU]) 

Wenn das von den Zahlen her so ist, dann stimmt 
die These des massenhaften Mißbrauchs einfach 
nicht. Was wir feststellen können, ist also nicht Miß-
brauch, sondern die Tatsache, daß neben den rein 
politisch Verfolgten zunehmend Flüchtlinge her-
kommen, die aus Bürgerkriegssituationen und Kri-
sengebieten kommen, für die im engeren Sinn 
Art. 16 nicht gilt. 

(Abg. Dr. Olderog [CDU/CSU] meldet sich 
zu einer Zwischenfrage) 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie? 

Wartenberg (Berlin) (SPD): Nein. Ich habe nicht so 
viel Zeit. 

Dies setzt einiges voraus, daß man jenseits des 
Art. 16 über eine Flüchtlingskonzeption reden muß. 

Ich möchte einige Punkte aus dem Gesetzestext 
der Regierung herausgreifen. Wesentlich sind meh-
rere verfassungsrechtlich bedenkliche Änderungen. 
Besonders gilt das für die Einschränkung der Nach-
fluchtgründe, der selbstgeschaffenen Nachflucht

-

gründe. Das Bundesverfassungsgericht und das 
Bundesverwaltungsgericht haben in mehreren Ur-
teilen entschieden, daß selbstgeschaffene Nach-
fluchtgründe nicht in jedem Fall auszuschließen 
sind. Die jetzt vorgeschlagenen Regelungen werden 
bald nach Inkrafttreten vom Bundesverfassungsge-
richt überprüft werden müssen. Das bedeutet, alle 

Verfahren müssen ausgesetzt werden. Das wird zu 
einer Verfahrensverlängerung um ein bis zwei 
Jahre führen. Wo bleibt da eigentlich der Anspruch, 
die Verfahren zu beschleunigen. Sie haben hier eine 
kontraproduktive Regelung vorgeschlagen. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: So können Sie bei 
jeder gesetzlichen Regelung argumentie

-

ren! Das ist Unsinn!) 

— Das ist kein Unsinn. In diesem Bereich ist es 
richtig, 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Das ist Quatsch!) 

weil es schon fünf Urteile des Bundesverfassungs-
gerichts gegen Ihre Regelung gibt. 

(Beifall bei der SPD) 

Bei der Zurückweisung von Flüchtlingen, die sich 
drei Monate in einem anderen Land aufgehalten 
haben, stellt sich die Frage: Unter welchen Bedin-
gungen hat sich der Aufenthalt in einem anderen 
Land abgespielt? 

(Broll [CDU/CSU]: Wo sie sicher waren, ha

-

ben wir gesagt!) 

Ich weise besonders auf die Iraner hin, die sich als 
illegale Flüchtlinge in der Türkei aufhalten müssen. 
Bei ihnen kann man wohl nicht sagen, daß sie 
Schutz vor Verfolgung gefunden haben. 

Weiter ergibt sich die Problematik, daß immer 
mehr Asylsuchende in dem Augenblick, in dem sie 
die Grenzen der Bundesrepublik Deutschland über-
schritten haben, ihre Papiere vernichten, 

(Broll [CDU/CSU]: Die fallen doch gar 
nicht unter das Gesetz!) 

damit von den Behörden nicht mehr festgestellt 
werden kann, wo sie sich vorher drei Monate aufge-
halten haben. Insofern ist diese Regelung untaug-
lich. 

(Dr. Olderog [CDU/CSU]: Sie streuen hier 
falsche Informationen aus! Das stimmt 

doch alles nicht, was Sie sagen!) 

Ein wesentlicher Punkt bei der Frage der innen-
politischen Betrachtung der Asylprobleme in der 
Bundesrepublik Deutschland sind die sozialen Fra-
gen. Es hat in der Vergangenheit restriktive Maß-
nahmen gegeben. Diese Maßnahmen haben nicht in 
dem Sinn gewirkt, daß weniger Menschen hierher 
kommen, sondern sie haben die soziale Lage der 
Menschen hier verschlechtert bzw. sie von dem 
Rest der Bevölkerung abgeschreckt. Deswegen leh-
nen wir eine Verlängerung des Arbeitsverbots für 
Asylbewerber auf fünf Jahre ab. Wir beziehen uns 
dort ganz bewußt auf den Bericht der Schäuble

-

Kommission beim Bundeskanzleramt. In diesem 
Bericht ist eindeutig festgelegt worden, daß eine 
Verlängerung des Arbeitsverbots auf fünf Jahre 
dazu führen würde, daß die illegale Beschäftigung 
steigt, die Soziallasten steigen und die Kriminalität 
zunähme. Es ist schon erstaunlich, daß trotz der 
Empfehlung Ihrer eigenen Kommission die Bun- 
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) desregierung jetzt eine so inhumane und sinnlose 

Regelung beschließt. 

(Dr. Olderog [CDU/CSU] meldet sich zu ei

-

ner Zwischenfrage) 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter? 

Wartenberg (Berlin) (SPD): — Nein. — Wir sind 
für eine Verbesserung der Unterbringung der Asyl-
bewerber und meinen, daß insbesondere die Rege-
lungen für Gemeinschaftsunterkünfte überprüft 
werden müssen. Wir meinen, daß Menschen nicht 
länger als ein Jahr in Gemeinschaftsunterkünften 
untergebracht werden dürfen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Wenn diese Menschen nach einem Jahr nicht frei-
willig dort bleiben wollen — es gibt einige gute 
Gemeinschaftsunterkünfte, dagegen kann man 
nichts sagen —, wenn sie dann woanders wohnen 
wollen, sollte man es ihnen gestatten. Gleichzeitig 
muß die Betreuung, insbesondere für Familien in 
Gemeinschaftsunterkünften, verbessert werden. 
Die psychische Verwahrlosung und das Entstehen 
von Aggressivität, die man dort feststellen kann, 
sind katastrophal. 

Das ausländerrechtliche Paket dieses Gesetzes 
muß abgelehnt werden, z. B. die Einschränkung der 
Luftverkehrswege. Das ist eine völlig unpraktikable 
Regelung. Insbesondere betrift sie nur 4 % der Asyl-
suchenden, die auf diesem Wege hierherkommen. 
Eine solche Regelung kann nur im Verbund mit den 
europäischen Ländern weiter diskutiert werden. 

(Dr. Olderog [CDU/CSU]: Was schlagen Sie 
denn vor?) 

Ein nationaler Alleingang ist in diesem Falle sinn-
los. Auch die Fachleute haben dieses in der Anhö-
rung abgelehnt, soweit sie betroffen sind. 

Wir fordern unter diesem Eindruck eine neue 
Konzeption auch der Visaerteilung in den Krisen-
gebieten gemäß den Anforderungen des Art. 16 des 
Grundgesetzes. 

(Dr. Olderog [CDU/CSU]: Was schlagen Sie 
denn vor, wenn die Zahl in die Hundert

-

tausende geht?) 

Wir begrüßen, daß eine Beschleunigung dadurch zu-
stande kommt, daß mehr Stellen im Bundesamt ge-
schaffen werden. Dieses reicht allerdings nicht 
aus. 

Wir haben hier heute für die Sozialdemokraten 
einen Entschließungsantrag vorgelegt, in dem wir 
nicht nur einzelne aktuelle Punkte ansprechen, son-
dern versuchen, eine Konzeption der Flüchtlings-
politik über das Asylrecht hinaus zu entwickeln. Sie 
ist notwendig. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich bitte Sie alle, einmal über folgendes nachzuden-
ken: Wenn wir es nicht schaffen, in diesem Parla-
ment und damit für die Gesellschaft einen Grund-
konsens in Flüchtlingsfragen herzustellen, werden 
wir eine Situation haben, in der die Akzeptanz von 
Flüchtlingen und damit die Lösung der Probleme 

nicht möglich sein wird. Ich bitte Sie herzlich: Fol-
gen Sie unserer Einladung, jenseits des Wahl-
kampfgetöses eine vernünftige Konzeption für die 
Flüchtlingspolitik in der Bundesrepublik Deutsch-
land zu entwickeln. Dieses ist das Gebot der Stun-
de. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Herr Kollege Wartenberg, es wäre alles 
sehr schön, wenn nicht auch in Ihrem Antrag eine 
Menge Wahlkampfgetöse enthalten wäre. Es ist ja 
tatsächlich so, daß es kaum ein Gebiet gibt, das in 
der Öffentlichkeit und in diesem Hause seit Jahren 
derartig kontrovers behandelt wird wie dieses. Wir 
sind immer wieder dazu gebracht und aufgefordert 
worden, die Rechtsmittel zu verkürzen, die Verfah-
ren zu verändern und die persönliche und soziale 
Lage der Flüchtlinge zu verschlechtern, manchmal 
in der kaum verhüllten Intention, weitere Flücht-
linge von der Bundesrepublik abzuschrecken. 

Es ist eine alte Erfahrung, die wir immer wieder 
beiseite geschoben haben, daß häufige Änderungen 
eines Gesetzes nicht zur Beschleunigung beitragen, 
sondern durch die Anpassung der Rechtsprechung 
an die neuen Verhältnisse und Regelungen sowie 
Klärung von Zweifelsfragen häufig für lange Zeit 
die Abwicklung der Verfahren behindern. 

Uns Liberalen ist immer wieder absichtsvoll un-
terstellt worden, wir wollten unser Land zum Scha-
den der eigenen Bevölkerung schrankenlos den 
Flüchtlingen aus aller Herren Länder öffnen, es in 
Humanitätsduselei ausplündern lassen und es der 
Überfremdung — wie man es nennt — ausliefern. 
Das ist natürlich falsch. 

Wir wollen unser Land politischen Flüchtlingen 
offenhalten. Wer wegen seiner politischen Überzeu-
gung, seiner Rasse, seiner Religion oder seiner Her-
kunft verfolgt wird, soll in unserem Land eine Zu-
flucht finden können. 

(Ströbele [GRÜNE]: Wo sollen die herkom

-

men?) 

Wir wollen das Grundrecht auf Asyl erhalten. Wer 
erklärt, daß er politisch Verfolgte aufnehmen und 
sie selbstverständlich nicht ihren Verfolgern auslie-
fern will, braucht die Verfassung nicht zu ändern. 
Denn sie sieht nicht mehr und nicht weniger vor als 
genau das. Wir können und sollten es nicht als eine 
Belastung empfinden, wenn Menschen bei uns Zu-
flucht suchen, die uns für einen demokratischen 
Rechtsstaat halten. Wir können und wollen sie 
darin nicht enttäuschen. 

Diese Bereitschaft bedeutet natürlich nicht, daß 
wir auch jeden bei uns aufnehmen könnten, der 
nicht aus politischen, sondern aus anderen Grün-
den, etwa aus wirtschaftlichen, zu uns kommt. 
Wenn man die vielen Briefe, die man bekommt, und 
die Fragen, die in Versammlungen gestellt werden, 
bewertet, so steckt hinter den meisten die Angst, 
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die Angst um die eigene wirtschaftliche Lage, die 
von den Flüchtlingen beeinträchtigt werden könnte, 
und die Angst vor deren Fremdheit. Daran beteiligt 
sind auch ungelöste Integrationsprobleme, die man 
ja nicht bestreiten kann, Probleme, die schlicht auf 
Ausländer und Flüchtlinge übertragen werden. 
Herr Kollege Wartenberg, die sozialdemokratischen 
Bürgermeister wissen davon ja ein Lied zu singen. 
Die Fronten sind ja nicht so einheitlich, wie Sie es 
hier darstellen zu können geglaubt haben. 

Der Gesetzgeber, der nicht Fremdenhaß erzeugen 
will, kann sich — da folge ich dem Kollegen Olderog 
— nicht nur an der tatsächlichen Aufnahmefähig-
keit orientieren, die, Herr Kollege, weit größer wäre, 
als wir Leistungen erbringen, sondern muß auch 
der begrenzten Aufnahmebereitschaft Rechnung 
tragen. Wir halten es allerdings für eine wesentli-
che Verpflichtung der Bundesregierung, auch durch 
eine sachgerechte Aufklärung der Bevölkerung 
über die begrenzte Zahl der von uns aufgenomme-
nen Flüchtlinge, über die Zahl der weiterreisen-
den oder in ihre Heimatländer zurückkehrenden 
Flüchtlinge und über ihre politische und soziale 
Lage unbegründete Ängste und Vorurteile abzu-
bauen. Darum, Herr Kollege Olderog, sollten wir 
uns vor diesen Phantomzahlen hüten, mit denen die 
Gehirne der Menschen vollgekleistert werden und 
die weit von der Realität abweichen. 

(Zustimmung bei der SPD — Widerspruch 
des Abg. Dr. Olderog [CDU/CSU]) 

Wir wären ja froh, wenn es einheitliche Statistiken 
gäbe und wenn wir nicht nur über die hereinkom-
menden Flüchtlinge, sondern auch über diejenigen, 
die uns wieder verlassen — und sie fahren nicht 
alle mit einem Boot über den Atlantik —, etwas 
exaktere Unterlagen veröffentlichen könnten. 

Wir sind vor allem der Überzeugung, daß ständige 
Gesetzesänderungen dann nichts bringen, wenn 
das geltende Recht nicht ausgeführt wird oder 
wenn die Verwaltung selbst durch pauschale Rege-
lungen und Vereinbarungen die wichtigen Unter-
schiede zwischen politischen und wirtschaftlichen 
Flüchtlingen dadurch verwischt, daß sie Flüchtlinge 
aus bestimmten Bereichen bzw. Ländern auch dann 
nicht zurückschickt, wenn feststeht, daß sie weder 
politische noch zwingende humanitäre Gründe gel-
tend machen können. 

Wenn bisher auf der einen Seite fast 70% der 
abgelehnten Asylbewerber in der Bundesrepublik 
belassen werden, kann man auf der anderen Seite 
in der Tat kaum Regelungen verantworten, die in 
ihrer Wirkung dazu führen, daß politische Flücht-
linge die Bundesrepublik nur schwer erreichen kön-
nen. Das ist ein Widerspruch in sich. Sie wissen, daß 
ich dabei auch die Vereinbarung meine, die seit 
Mitte der 50er Jahre hinsichtlich der pauschalen 
Behandlung der Asylbewerber aus Polen besteht. 

Das Gesetz hält sich nach unserer Überzeugung 
— Herr Kollege Wartenberg, da widerspreche ich 
Ihnen — an die verfassungsmäßigen Grenzen. In 
weiten Teilen zeichnet es im wesentlichen die stän-
dige Rechtsprechung nach, so bei den Nachflucht

-

gründen, beim Ausschluß bestimmter Fluchtgründe  

wie Krieg und Bürgerkrieg und bei einer Reihe an-
derer Fragen. Das Gesetz lehnt vor allen Dingen 
pauschale Wertungen ab und fordert jeweils die 
Prüfung des Einzelfalles. 

Der Gesetzentwurf bringt auch Verbesserungen 
jedenfalls für diejenigen Asylbewerber, die vom 
Bundesamt oder von einem Gericht anerkannt wor-
den sind und die unter Umständen trotzdem noch 
mit einem länger dauernden Verfahren zu kämpfen 
haben. Sie bekommen eine größere Bewegungsfrei-
heit als bisher, sie können leichter als die anderen 
eine Arbeit aufnehmen, sie können aus den Sam-
melunterkünften herauskommen und eine Woh-
nung nehmen, und es ist auch vorgesehen, daß bei 
Einweisungen in Gemeinschaftsunterkünfte ihre 
berechtigten Belange zu wahren sind. 

Ähnliches gilt für die Regelungen hinsichtlich der 
Fluggesellschaften, die internationalen Gepflogen-
heiten nicht widersprechen. Wir wollen nicht, daß 
Fluggesellschaften aus wirtschaftlichen Gründen 
die Sichtvermerksbestimmungen unterlaufen. 

Aber diese Gesetzgebung nützt dann nichts, wenn 
die Gesetze nicht vollzogen werden. Darum begrü-
ßen wir es, daß im kommenden Haushaltsjahr die 
Zahl der Mitarbeiter des Bundesamtes in Zirndorf 
und seiner Außenstellen um nahezu 400 — teilweise 
auf Dauer, teilweise zeitlich begrenzt — erhöht wer-
den soll. Wir erwarten von den Ländern, daß sie die 
bei ihnen zuständigen Ausländerämter und die Ver-
waltungsgerichte personell und sachlich so ausstat-
ten, daß ein vernünftiger und sachgerechter Ver-
waltungsvollzug möglich wird. Es ist nämlich bei 
sachgerechter Ausstattung und Organisation durch-
aus möglich, auch bei relativ hohen Bewerberzah-
len zu erreichen, daß die Masse der Entscheidungen 
in weniger als einem Jahr getroffen wird. 

Wir Deutschen haben eine besondere Verantwor-
tung. Andere europäische Länder verfolgen sehr ge-
nau unsere Gesetzgebung, um sie nachzuahmen. 
Darum muß es dabei bleiben, daß politisch Ver-
folgte unsere Solidarität genießen, daß wir sie auf-
nehmen und daß die Wirtschaftsflüchtlinge, die 
man besser „Armutsflüchtlinge" nennen sollte, je-
denfalls unser Verständnis und unsere Hilfe fin-
den. 

Darum muß man an die eindrucksvollen Ausfüh-
rungen der Denkschrift der Evangelischen Kirche 
vom August dieses Jahres erinnern, wie viele Men-
schen in unserer aufgeklärten Zeit Opfer von unge-
rechten gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und po-
litischen Strukturen geworden sind, die auf der Su-
che nach Nahrung und Unterkunft, Identität und 
Zugehörigkeit um ihr Überleben kämpfen. Es wird 
in dieser Denkschrift eindrucksvoll belegt, daß die 
ganz überwiegende Last dieser Flüchtlingsbewe-
gungen nicht etwa von den Industriestaaten, son-
dern von den Armuts- und Krisengebieten in der 
Dritten Welt getragen wird. Wir müssen daran erin-
nern, daß die von den Zeitungen als Erfolg gemel-
dete geringere Zahl von Flüchtlingen in der Bun-
desrepublik keineswegs bedeutet, daß es deswegen 
in der Welt auch nur einen einzigen Flüchtling we- 
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niger gibt. Vielmehr schieben wir diese Last im Er-
gebnis anderen zu. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Wir sind der Überzeugung, daß die Industriestaa-
ten weit mehr materielle Hilfe zur Bekämpfung der 
Ursachen der Flüchtlingsbewegung leisten müssen 
als bisher, weil wir andernfalls kommenden Gene-
rationen die größten Krisenpotentiale überlassen. 

Ich möchte mit einer persönlichen Bemerkung 
enden, die ich nicht für meine Fraktion, sondern 
nur für mich selbst mache. Der Gesetzentwurf be-
inhaltet auch eine Verlängerung des Arbeitsverbots 
nicht nur für Asylbewerber, sondern auch für ihre 
Familienangehörigen, die Ehepartner und Kinder, 
auf fünf Jahre. Ich anerkenne dankbar, daß wir von 
dieser Regelung Ausbildungsverhältnisse von Kin-
dern zu einem Teil ausgenommen haben. Trotzdem 
verstößt die Gesamtregelung nach meiner Überzeu-
gung gegen die menschliche Würde der von ihr Be-
troffenen, 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

wie das eindringlich in der Enzyklika Laborem 
exercens ausgeführt wird, wir aber auch an vielen 
Schicksalen in den Sammelunterkünften beobach-
ten können und wie es unserer eigenen Lebenser-
fahrung entspricht. Ich halte das Gesetz insgesamt 
für der Lage angemessen und für vertretbar. Meine 
Fraktion wird ihm zustimmen. Ich selbst kann aber 
dieser drastischen Beschränkung der Arbeitser-
laubnis nicht zustimmen, und ich werde mich daher 
bei der Schlußabstimmung zu dem Gesamtgesetz 
der Stimme enthalten. 

(Beifall bei der FDP — Dr. Olderog [CDU/

-

CSU]: Da klatscht ihr noch?!) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Ströbele. 

Ströbele (GRÜNE): Herr Präsident! Verehrte Kol-
leginnen und Kollegen! Liebe Zuschauerinnen und 
Zuschauer! Herr Kollege Hirsch, für Ihre letzte, per-
sönliche Bemerkung bin ich persönlich Ihnen dank-
bar. 

Kaum war der Wahlkampf in Bayern vorbei, 
schon wurde es ruhiger um die Flüchtlinge und die 
Asylfrage. Das Thema hatte offenbar zunächst 
seine Schuldigkeit getan. Hätte es noch eines Be-
weises bedurft, daß ein bedrohliches, etwa ein nicht 
lösbares Problem mit der Unterbringung und Ver-
sorgung der Flüchtlinge gar nicht bestand, sondern 
nur zu Wahlkampfzwecken erfunden wurde, der 
Zeitablauf hat es bewiesen. Der Kollege Hirsch hat 
ja eben auch darauf hingewiesen, daß es selbstver-
ständlich möglich ist, sehr viel mehr Menschen in 
der Bundesrepublik unterzubringen und zu versor-
gen. 

Die Union hat die Menschen, die bei uns Zuflucht 
vor Verfolgung und Not suchen, bedenkenlos zu 
Wahlkampfzwecken und zur Machterhaltung be-
nutzt. Erst wurden Emotionen und Fremdenfeind-
lichkeit losgetreten, um dann entschlossenes Han-
deln und Regierungspotenz durch Verabschiedung  

bürokratischer Asylverfahrensregelungen demon-
strieren zu können. 

Die neuen asylrechtlichen Regelungen, um die es 
hier heute geht, dienen angeblich dazu, das Asylver-
fahren zügiger zu gestalten. Das stimmt ganz ein-
fach nicht, das ist eine Irreführung der Offentlich-
keit. Oder kann mir hier jemand erklären, was die 
Einführung des Arbeitsverbotes von fünf Jahren in 
Art. 2 dieses Gesetzes zur Beschleunigung des Asyl-
verfahrens beitragen kann? Zeigt diese Regelung 
nicht eher, daß mit einer weiteren Verlängerung 
des Asylverfahrens durchaus gerechnet wird? Ist 
diese Regelung nicht ungeheuer zynisch angesichts 
der Tatsache, daß den Flüchtlingen immer vorge-
worfen wird, wieviel sie die Bundesrepublik 
Deutschland kosten, wenn man ihnen gleichzeitig 
verbietet, selbst zu ihrem Lebensunterhalt und ih-
rer Versorgung in der Bundesrepublik beizutra-
gen? 

Oder was bringen die 2 000 DM Strafe für Flugge-
sellschaften, die einen Flüchtling ohne Visum in die 
Bundesrepublik fliegen, für die zügige Abwicklung 
des Asylverfahrens? Oder was soll die Lagerunter-
bringung für die zügige Abwicklung des Asylverfah-
rens bringen? 

(Dr. Olderog [CDU/CSU]: Es geht nicht nur 
um die zügige Abwicklung, sondern darum, 
daß Wirtschaftsflüchtlinge gar nicht zu uns 

kommen!) 

Nein, unter der Bezeichnung „Gesetz zur Ände-
rung des Asylverfahrensgesetzes" verbirgt sich ein 
neues zusätzliches Abschreckungsgesetz nach de-
nen der sozialliberalen Koalition von Anfang der 
80er Jahre. Wieder einmal wollen die Regierung 
und die Koalition mehr tun, um die Flüchtlinge da-
von abzuschrecken, in die Bundesrepublik zu kom-
men, und zwar wieder dadurch, daß die Lebensbe-
dingungen mieser gestaltet werden, möglichst so 
mies, daß sie schlechter als in den Ländern sind, 
aus denen die Flüchtlinge hierher kommen. Die Ge-
setze folgen den alten Regeln der Abschreckung 
und sind so schlimm, daß wir sie so nicht akzeptie-
ren. 

Die Politik der Abschottung funktioniert auch 
nicht; wir haben gehört, daß die letzten Flüchtlings-
zahlen keineswegs zurückgegangen sind. Diese Re-
gelungen sind mit dem Grundgesetz und besonders 
Art. 16 nicht zu vereinbaren. Ich erinnere daran, 
daß Carlo Schmid bei den Beratungen des Parla-
mentarischen Rates zur Asylproblematik und zur 
Einführung dieses Artikels ausdrücklich darauf 
hingewiesen hat, daß jeder, nicht nur jeder Deut-
sche, in der Bundesrepublik das Recht hat zu arbei-
ten und sich eine Wohnung zu suchen, daß das aus 
Art. 2 des Grundgesetzes, dem Grundrecht auf freie 
Entfaltung der Persönlichkeit, für jeden folgt. Da-
von haben Sie sich inzwischen weit entfernt. Das 
Grundrecht auf Asyl ist ausgehöhlt, die faktische 
Inanspruchnahme ist weitgehend unmöglich ge-
macht. 

Sie ist unmöglich gemacht durch die verfassungs-
feindlichen Vereinbarungen mit der DDR, durch die 
Bestrafung der Fluggesellschaften, durch die An-
weisung über die Visaerteilung an die Botschaften. 
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Sicher haben Sie alle von Iranern, die sich in der 

Türkei aufhalten und von denen Familienangehö-
rige schon hier sind, die aus dem Iran flüchten muß-
ten, schon Briefe und Anfragen bekommen, wie 
diese politisch verfolgten Iraner aus der Türkei 
hierher kommen können. Ich frage mich: Was sagen 
Sie denen eigentlich? Sagen Sie denen das, was die 
Kollegin Hamm-Brücher in meiner Anwesenheit 
auf einer Podiumsdiskussion gesagt hat, was auch 
der Kollege Hirsch vertreten hat, wenn ich mich 
recht erinnere, auch der Kollege Olderog bei öffent-
lichen Veranstaltungen? Die haben gesagt: Die kön-
nen j a zur deutschen Vertretung, zur deutschen 
Botschaft oder zum deutschen Konsulat in der Tür-
kei oder im Iran gehen und ganz normal ein Einrei-
sevisum für die Bundesrepublik Deutschland bean-
tragen. Dann kommen die hierher und können Asyl 
beantragen. — Sie wissen genau, obwohl Sie das in 
der Öffentlichkeit so vertreten, daß die Flüchtlinge 
bei den deutschen Vertretungen keine Chance ha-
ben, ein Visum zu bekommen. 

(Dr. Olderog [CDU/CSU]: Das ist in dieser 
Form falsch!) 

Um Sie beim Wort zu nehmen, haben wir hier 
einen Antrag eingebracht, der absichern soll, daß 
das, was Sie in der Öffentlichkeit verkünden, auch 
tatsächlich Wirklichkeit werden könnte, nämlich 
daß die Regierung ihre Auslandsvertretungen, 
die Auslandsvertretungen der Bundesrepublik 
Deutschland anweist, allen Flüchtlingen, die einen 
Sachverhalt vortragen, der einen Asylgrund bein-
haltet, ohne weiteres unbürokratisch und rasch ein 
Visum auszustellen, mit dem sie in die Bundesrepu-
blik Deutschland kommen können. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wir verlangen in einer namentlichen Abstimmung 
Ihre Haltung dazu. Wir werden Sie dann in der 
Öffentlichkeit daran festhalten, wie Sie sich hier im 
Deutschen Bundestag zu dieser Frage gestellt 
haben. 

Inzwischen ist die Fraktion der GRÜNEN die ein-
zige, die das Grundrecht auf Asyl und den liberalen 
Grundsatz des Grundgesetzes wirklich kompromiß-
los verteidigt. Für uns ist das Grundrecht auf Asyl 
unantastbar; aber wir wollen mehr, wir wollen die 
Wiederherstellung dieses Grundrechts. Wir wollen, 
daß die Menschen auch wieder freien Zugang zu 
diesem Grundrecht in der Bundesrepublik Deutsch-
land haben können. Wir verlangen darüber hinaus, 
daß Flüchtlinge, die, weil sie in ihren Herkunftslän-
dern um Leben und Gesundheit fürchten müssen, 
in die Bundesrepublik kommen, hier bleiben kön-
nen und ein Bleiberecht bekommen. Der Kollege 
Hirsch hat darauf hingewiesen, daß es auch heute 
schon so ist, daß zahlreiche Flüchtlinge nicht abge-
schoben werden können, obwohl sie von den Ge-
richten und den Behörden keinen Anspruch auf po-
litisches Asyl zugesprochen bekommen. 

Wir sind der Auffassung, daß es unerträglich ist, 
daß sich diese Menschen — Sie sprechen davon, 
daß das 70 % sind — ohne gesicherten Rechtsstatus 
in der Bundesrepublik aufhalten müssen. Wir ver-
langen für diese Menschen Arbeitsmöglichkeiten, 
Arbeitserlaubnis, Freizügigkeit und einen gesicher-

ten Rechtsstatus in jeder Hinsicht. Wir werden da-
für einen Gesetzentwurf vorlegen. 

Aber wir sehen natürlich angesichts der Entwick-
lung und der neuen Gesetze, die heute zur Verab-
schiedung anstehen, daß das alles nicht genügt. 

Wir meinen unsere Verantwortung ernst nicht 
nur gegenüber unserer eigenen Vergangenheit und 
den Flüchtlingen, die in der Zeit von 1933 bis 1945 
aus Deutschland in viele Länder der Erde fliehen 
mußten, sondern auch unsere Verantwortung für 
das, was in den Herkunftsländern der Flüchtlinge 
heute geschieht. Diese Verantwortung läßt es nicht 
zu, daß wir es hinnehmen können, daß Flüchtlinge 
in der Bundesrepublik Deutschland nicht aufge-
nommen, sondern zurückgeschickt werden, z. B. in 
den Libanon, in Verhältnisse, wo sie um Leben und 
Gesundheit fürchten müssen. Es gibt Beispiele von 
abgeschobenen Flüchtlingen, die im Libanon ver-
schwunden sind, und Beispiele für Flüchtlinge, die 
im Libanon umgekommen sind, nachdem sie aus 
der Bundesrepublik Deutschland abgeschoben wor-
den sind. 

Wir meinen deshalb: Es ist an der Zeit, daß es 
auch in der Bundesrepublik Deutschland — orien-
tiert an dem Beispiel der USA — eine „sanctuary"-
Bewegung gibt, d. h. eine Bewegung, die sich direkt 
an die Seite der Flüchtlinge stellt und ihnen hilft, in 
der Bundesrepublik Deutschland bleiben zu kön-
nen, auch wenn ihnen dieses Recht vorenthalten 
werden soll. 

Wir unterstützen Initiativen wie den Hunger-
streik in Hamburg gegen die Auslieferung von 
Flüchtlingen in den Libanon. Wir unterstützen In-
itiativen wie die der GRÜNEN in Bremen für eine 
Freie Flüchtlingstadt Bremen. Wir unterstützen In-
itiativen wie die in Berlin für eine Fluchtburg Ber-
lin für Flüchtlinge. Wir sind der Auffassung, daß es 
an der Zeit ist, daß wir gemeinsam mit Kirchen und 
anderen Organisationen, die sich wirklich dem 
Schicksal der Flüchtlinge annehmen, die Flücht-
linge vor diesem Staat und vor den Gesetzen, die 
Sie jetzt verabschieden wollen, schützen müssen, 
damit sie in der Bundesrepublik tatsächlich Asyl 
genießen und damit bleiben können, wie es vom 
Grundgesetzgeber vorgesehen ist. 

Deshalb werden wir gegen die Gesetze stimmen. 
Bei der Abstimmung über den Antrag der SPD wer-
den wir uns der Stimme enthalten. Wir rufen dazu 
auf, die Bewegungen in der Bundesrepublik, die 
sich auf die Seite aller Flüchtlinge gestellt haben, in 
vielfältiger Weise zu unterstützen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Parla-
mentarische Staatssekretär im Bundesministerium 
des Innern, Herr Waffenschmidt. 

Dr. Waffenschmidt, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister des Innern: Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Herr Kollege Ströbe-
le, Ihre völlig unbegründeten Angriffe gegen die 
Bundesregierung weise ich mit großem Nachdruck 
zurück, weil sie wirklich nicht den Tatsachen ent-
sprechen. Man muß einmal deutlich sagen: Die 
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Bundesregierung hat in all der Zeit, die Sie ange-
sprochen haben, eines deutlich gemacht: Asyl für 
die tatsächlich politisch Verfolgten, aber kein Asyl-
recht für die, die Mißbrauch mit dem Asylrecht be-
treiben. Das ist unsere Linie. Das muß auch heute 
deutlich gesagt werden. Dem dienen auch die Ge-
setze, die heute hier verabschiedet werden. 

(Dr. Emmerlich [SPD]: Genauso wie bei 
den gewalttätigen Demonstranten!) 

— Wenn Sie Zwischenrufe machen: Die Sozialde-
mokraten stellen j a auch immerhin eine Reihe von 
Bürgermeistern. Fragen Sie doch einmal Ihre Kom-
munalpolitiker, wie die Dinge draußen in den Ge-
meinden aussehen. Dann würden Sie hier nicht so 
wirklichkeitsfremd argumentieren. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: So ist es!) 

Die Zahl der Ausländer, die in diesem Jahr bis 
Ende Oktober bei uns Asyl beantragt haben, beläuft 
sich inzwischen auf 91 000 Personen. Ich möchte 
das einmal in einen Vergleich setzen, um die Grö-
ßenordnung zu verdeutlichen. Dies entspricht fast 
dem Eineinhalbfachen der Zahl der Asylbewerber, 
die 1985 in allen übrigen Mitgliedstaaten der Euro-
päischen Gemeinschaft zusammen um Asyl nach-
gesucht haben. Und es entspricht etwa der Einwoh-
nerzahl von Städten wie Iserlohn oder Trier. 

Wenn wir von den Interessen der Bundesrepublik 
Deutschland und ihrer Bürger sprechen, sollten wir 
bei einem Thema wie diesem, das alle Verantwortli-
chen in unserem Land berührt, in Bund, Ländern 
und in den demokratischen Parteien auch zu ge-
meinsamem Handeln kommen. 

Wir müssen uns doch einmal folgendes vor Augen 
halten: Der Zustrom derjenigen Asylsuchenden, die 
keine Chance auf Anerkennung haben, hat inzwi-
schen rund 80 % der Asylbewerber erreicht. Er hat 
ein Ausmaß angenommen, das zu einer Belastung 
für die Bundesrepublik Deutschland, für viele 
Städte und Gemeinden und auch zur Beunruhigung 
in der Bevölkerung führt. 

Wenn heute das Stichwort Ausländerhaß in die 
Debatte eingeführt wurde, dann möchte ich einmal 
deutlich sagen: Gerade weil wir wollen, daß Auslän-
derhaß in unserem Lande nicht gedeiht, wollen wir 
das Asylrecht für die wirklich Verfolgten schützen, 
aber den Mißbrauch des Asylrechts verhindern. Das 
ist die Zielsetzung, die auch im Interesse eines or-
dentlichen und sachgerechten Umgangs mit diesem 
Aufgabenbereich liegt. 

Wir wollen weiterhin ein Land bleiben, in dem die 
wirklich politisch Verfolgten Zuflucht finden kön-
nen. Aber gerade wenn wir ihnen helfen wollen, 
müssen wir Maßnahmen wie die heutigen ergreifen 
und sicherstellen, daß der Mißbrauch des Asyl-
rechts unterbunden wird. Die Bundesregierung hat 
deshalb begrüßt, daß in dem Spitzengespräch des 
Bundeskanzlers mit den Regierungschefs der Län-
der und den Partei- und Fraktionsvorsitzenden von 
CDU, SPD, CSU und FDP am 25. September 1986 
zwischen den Gesprächsteilnehmern Einigkeit 
darin bestand, alles zu tun, was bei der gegebenen 

Verfassungslage der Eindämmung des unkontrol-
lierten Zustroms dienen kann. 

Die Bundesregierung und die sie tragenden Ko-
alitionsparteien haben dann eine ganze Reihe von 
Maßnahmen in die Wege geleitet. Nach intensiven 
Vorstellungen — auch unserer westlichen Nach-
barn — hat die DDR Maßnahmen gegen eine un-
kontrollierte Einreise über Ost-Berlin getroffen. Wir 
hoffen zuversichtlich, daß hierdurch insgesamt eine 
Entlastung eintritt. Niemand kann aber heute si-
cher sagen, daß damit das Problem des Zustroms in 
die Bundesrepublik Deutschland unter mißbräuch-
licher Berufung auf das Grundrecht auf Asyl dauer-
haft gelöst sein wird. 

Mit den heute zur Abstimmung stehenden Ände-
rungen des Asylverfahrensrechts, des Ausländer-
rechts, des Arbeitserlaubnisrechts ist der Rahmen 
dessen ausgeschöpft, was unter Einhaltung der ent-
sprechenden Bestimmung unseres Grundgesetzes 
noch möglich ist. Mit diesen Maßnahmen sind wir 
aber auch an Grenzen gestoßen. Andere — das ha-
ben wir eben von Herrn Ströbele gehört — werden 
wieder von einer Asylpolitik der Abschreckung 
sprechen. Aber ich frage: Ist den Menschen wirklich 
gedient, wenn sie auf Grund unrealistischer Vor-
stellungen eine Entwurzelung aus ihrem Kultur-
kreis in Kauf nehmen, hier jahrelang Asylverfah-
ren durchmachen und dann, weil die Gründe ein-
fach fehlen, in ihre Heimat zurückkehren müssen? 

Ich nenne noch drei Bereiche, in denen wir nach-
drücklich Maßnahmen ergriffen haben, um Verfah-
ren zu beschleunigen. Die Bundesregierung hat das 
Bundesamt für die Anerkennung ausländischer 
Flüchtlinge personell erheblich verstärkt, um durch 
kürzere Verfahrenszeiten sowohl den Berechtigten 
schneller zu ihrem Asylrecht zu verhelfen als auch 
dem Mißbrauch des Asylrechts Einhalt zu gebieten. 
Eine Verfahrensbeschleunigung läßt sich insge-
samt aber nur dann erreichen, wenn auch die Bun-
desländer in ihren Bereichen — bei den Ausländer-
behörden oder auch bei den Verwaltungsge-
richten — die notwendigen Maßnahmen, die drin-
gend geboten sind, ergreifen. 

(Anhaltende Unruhe) 

Vizepräsident Westphal: Einen Augenblick, Herr 
Parlamentarischer Staatssekretär. Ich möchte Ih-
nen gern ein bißchen mehr Ruhe verschaffen. 

Meine Damen und Herren, auch der letzte Red-
ner einer Debatte hat das Anrecht, gehört zu wer-
den. Ich wäre dankbar, wenn diejenigen, die in den 
Saal kommen, ihren Platz einnehmen und den Saal 
nicht als ein Gesprächsforum benutzen. 

Bitte, fahren Sie fort. 

Dr. Waffenschmidt, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister des Innern: Die Bundesregierung be-
grüßt — das ist von dieser Stelle aus sicherlich noch 
einmal nachdrücklich zu unterstreichen —, daß sich 
die Innenministerkonferenz nunmehr intensiv mit 
dem Fragenkomplex befaßt und Abschiebungshin-
dernisse überprüft, um sie eventuell möglichst 
schnell zu beseitigen. Denn es muß so sein, daß die, 
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die nicht anerkannt worden sind, auch abgeschoben 
werden. 

Zum Schluß will ich noch den europäischen 
Aspekt ansprechen. Europa beginnt, seine Grenzen 
im Innenbereich durchlässiger zu machen, seine 
Rechtsordnungen anzugleichen. Hier ist auch der 
große Bereich des Asylrechts aufgerufen. Die In-
nenminister der EG-Staaten haben das schon am 
20. Oktober 1986 in London vereinbart. Auf dem EG

-

Gipfel am 5. und 6. Dezember 1986 wird von deut-
scher Seite die Asylproblematik eingebracht wer-
den. Noch in diesem Jahr werden sich die Vertrags-
parteien des Abkommens von Schengen, d. h. die 
Bundesrepublik Deutschland, die Benelux-Staaten 
und Frankreich, mit einer Harmonisierung des 
Asylrechts befassen. 

Zusammengefaßt, meine Damen und Herren, 
noch einmal für die Bundesregierung ein klares Ja 
zum Asyl für die, die tatsächlich politisch verfolgt 
sind, ein klares Nein zum Mißbrauch des Asyl-
rechts. Dem dienen auch die heute hier zu verab-
schiedenden Vorlagen. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Einzelberatung und Abstim-
mung über die Punkte 2 a und 2 b der Tagesord-
nung, die Gesetzentwürfe des Bundesrats auf den 
Drucksachen 10/1164 und 10/3678. 

Der Innenausschuß empfiehlt auf Drucksache 
10/6416, diese Gesetzentwürfe in der Ausschußfas-
sung anzunehmen. 

Ich rufe die  Art. 1 bis 6, Einleitung und Über-
schrift in der Ausschußfassung auf. Wer den aufge-
rufenen Vorschriften zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Wer stimmt dage-
gen? — Damit sind die aufgerufenen Vorschriften 
mit Mehrheit angenommen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein und kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetzentwurf als Ganzem zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich, sich zu erheben. — Wer stimmt dage-
gen? — Enthaltungen? — Dann ist der Gesetzent-
wurf als Ganzes mit Mehrheit angenommen. 

Wir kommen dann zunächst zur Abstimmung 
über den Entschließungsantrag der Fraktion der 
SPD auf Drucksache 10/6417. Die sozialdemokrati-
sche Fraktion hat namentliche Abstimmung bean-
tragt. Das Verfahren dazu ist Ihnen bekannt. Wer 
dem Antrag zuzustimmen wünscht, muß mit der Ja

-

Karte entscheiden, umgekehrt verhalten sich dieje-
nigen, die dagegenstimmen, und entsprechend die-
jenigen, die sich der Stimme enthalten. Ich eröffne 
die Abstimmung. — 

Ich weise darauf hin, daß anschließend eine 
zweite namentliche Abstimmung folgen wird. 

Die Schriftführer werden gebeten, im Saal zu 
bleiben und beim Auszählen zu helfen, wenn die 
Abstimmung geschlossen ist. 

Ist noch ein Mitglied des Hauses anwesend, das 
seine Stimme nicht abgegeben hat? — Damit kann 
ich feststellen, daß alle Abstimmungskarten abge-
geben sind, die abgegeben werden sollten. Ich 
schließe die Abstimmung *). Ich bitte die Schriftfüh-
rer, die Urnen auszuwechseln und die gefüllten hin-
auszutragen, damit wir gleich mit der zweiten Ab-
stimmung beginnen können. 

Meine Damen und Herren, wir haben nun über 
den Entschließungsantrag der Fraktion der GRÜ-
NEN auf Drucksache 10/6435 abzustimmen**). Die 
Fraktion der GRÜNEN verlangt hierzu gemäß § 52 
unserer Geschäftsordnung namentliche Abstim-
mung. Das Verfahren ist bekannt. Sind die Urnen 
ausgewechselt? — Es erhebt sich kein Widerspruch. 
Dann ist die Abstimmung eröffnet. 

Denjenigen, die Auskünfte über die weiteren Ver-
fahren haben wollen, möchte ich gerne sagen, daß 
wir im Anschluß an die beiden Abstimmungen eine 
Debatte haben werden, die 45 Minuten dauern soll. 
Dann erfolgt eine Abstimmung zum Gesetzentwurf 
zur Änderung des Grundgesetzes. Damit wird aus 
zeitlichen Gründen eine weitere Abstimmung aus 
dem Fragenkreis derjenigen Tagesordnungspunkte, 
die ohne Debatte behandelt werden, verbunden. 
Dort gibt es einen Antrag der Fraktion DIE GRÜ-
NEN auf namentliche Abstimmung bei einer Ver-
kehrsvorlage. Es kann sein, daß nach der Abstim-
mung über den Gesetzentwurf zur Änderung des 
Grundgesetzes im Rahmen der Abstimmung über 
das Gesetz zur Ausführung der betreffenden 
Grundgesetzbestimmung eine Auszählung im Ham-
melsprung erforderlich ist, wenn von hier oben 
keine klare Mehrheit der Abgeordneten, die dem 
Haus angehören, festgestellt werden kann. Das 
heißt, von etwa 13.15 bis 13.30 Uhr stehen wir vor 
den nächsten zwei namentlichen Abstimmungen. 

Darf ich fragen, ob noch ein Abgeordneter im 
Saal ist, der seine Stimme nicht abgegeben hat?  — 
Kann  ich feststellen, daß wir die Abstimmung 
schließen können? — Dann ist diese geschlos-
sen***). Ich bitte die Schriftführer, mit der Auszäh-
lung zu beginnen. 

Wir hingegen fahren in der Tagesordnung fort. 
Ich rufe Tagesordnungspunkt 3 auf: 

a) Zweite und dritte Beratung des von den Ab-
geordneten Gerster (Mainz), Doss, Frau 
Rönsch, Dr. Geißler, Dr. Dregger, Dr. Waigel 
und der Fraktion der CDU/CSU, 
der Abgeordneten Schäfer (Mainz), Misch-
nick und der Fraktion der FDP, 
der Abgeordneten Tatge, Frau Hönes und der 
Fraktion DIE GRÜNEN sowie 
der Abgeordneten Delorme, Fischer (Ostho

-

fen) und Genossen eingebrachten Entwurfs 

*) Ergebnis und Abstimmungsliste Seite 19009 D 
**) Erklärung zur Abstimmung Anlage 2 

***) Ergebnis und Abstimmungsliste Seite 19011 B 
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eines ... Gesetzes zur Änderung des Grund-
gesetzes (Artikel 29 Abs. 7) 
— Drucksache 10/4264 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des 
Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 
— Drucksache 10/6398 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Gerster (Mainz) 
Dr. Emmerlich 

(Erste Beratung 181. Sitzung) 

b) Zweite und dritte Beratung des von den Ab-
geordneten Gerster (Mainz), Doss, Frau 
Rönsch, Dr. Geißler, Dr. Dregger, Dr. Waigel 
und der Fraktion der CDU/CSU, 
der Abgeordneten Schäfer (Mainz), Misch-
nick und der Fraktion der FDP, 
der Abgeordneten Tatge, Frau Hönes und der 
Fraktion DIE GRÜNEN sowie 
der Abgeordneten Delorme, Fischer (Ostho-
fen) und Genossen eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über das Verfahren bei sonstigen Änderun-
gen des Gebietsbestandes der Länder nach 
Artikel 29 Abs. 7 des Grundgesetzes 
— Drucksache 10/4265 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des 
Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 

— Drucksache 10/6398 —

Berichterstatter: 
Abgeordnete Gerster (Mainz) 
Dr. Emmerlich 

(Erste Beratung 181., 241. Sitzung) 

Meine Damen und Herren, nach einer Vereinba-
rung im Ältestenrat sind für die gemeinsame Bera-
tung der Tagesordnungspunkte 3 a und 3 b 45 Minu-
ten vorgesehen. — Ich sehe dazu keinen Wider-
spruch. Dann ist das so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Ab-
geordnete Gerster. 

Gerster (Mainz) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen, meine Herren! Die 2 000 Jahre alte 
Stadt Mainz lebt seit Anbeginn auf beiden Ufern 
des Rheins. Als die Römer an den Rhein kamen, 
errichteten sie ihr Lager auf beiden Ufern dieses 
Flusses. Das Castellum Mattiacorum auf der rech-
ten Rheinseite gab zugleich dem heutigen Ort Ka-
stel den Namen. 1184 feierte Kaiser Friedrich Bar-
barossa auf dem rechten Rheinufer bei Kostheim 
die glanzvolle Aufnahme seiner Söhne Heinrich 
und Friedrich in den Ritterstand. Geistliche und 
weltliche Fürsten aus ganz Europa kamen zusam-
men, um bei weltlich frohem Zusammensein 

(Mann [GRÜNE]: Mainz alaaf!) 

die geistige europäische Einheit zu feiern. 

Aber Kostheim und Kastel sowie Amöneburg, das 
aus Kastel entstanden ist, feierten nicht nur glückli-

che Zeiten an der Seite von Mainz. Wann immer 
Mainz als Brückenkopf am Rhein Opfer kriegeri-
scher Auseinandersetzungen wurde, traf es die Be-
wohner der rechtsrheinischen Mainzer Vororte ge-
nauso, nicht selten sogar am ärgsten. So auch im 
Zweiten Weltkrieg, als die Innenstadt von Mainz zu 
80% zerstört wurde, in Schutt und Asche lag und die 
neugeschaffene Zonengrenze zugleich die Tren-
nung des linksrheinischen von dem rechtsrheini-
schen Mainz bedeutete. 

Für den Vertreter der rechtsrheinsichen amerika-
nischen Militärregierung hatte der folgende Vor-
gang kaum etwas Problematisches an sich. Viel-
mehr wollte er dem Wiesbadener Oberbürgermei-
ster wohl einen Gefallen tun, als er diesem großzü-
gig verkündete: Ich schenke dir diese drei Orte. Ge-
meint waren Mainz-Amöneburg, Mainz-Kastel und 
Mainz-Kostheim, das von da an verwaltungsmäßig 
von Wiesbaden mitverwaltet wurde. 

Spätestens da waren mit drei weiteren Stadttei-
len 52 % des Stadtgebietes von Mainz auf der rech-
ten Rheinseite von der Stadt abgetrennt, und 
erstmals in 2 000 Jahren war der Rhein nicht mehr 
Bindeglied, sondern Graben mitten durch eine jahr-
hundertelang gewachsene Wohn-, Lebens- und Ge-
staltungseinheit. 

Seit dieser Trennung gab es viele Versuche, die 
durch die Zonengrenze geschaffene willkürliche 
Trennung zu überwinden. Zunächst hieß es, man 
wolle dieses Problem im Rahmen der Länderneu-
gliederung lösen, zu der man aber in der Zeit des 
Wiederaufbaus weder die Kraft noch die Zeit fand. 
Später hieß es, man könne dieses Problem nicht 
lösen, weil dann eine Neugliederung in Gang ge-
setzt würde, die man dann nicht mehr wollte. Also 
scheiterten alle Versuche, das Mainz-Problem zu lö-
sen. 

Heute ist diese Lösung auf der Grundlage der 
beantragten Regelung des Grundgesetzes isoliert 
möglich. Für diese Regelung gibt es zwingende 
Gründe: 

Erstens. Mainz und seine drei rechtsrheinischen 
Vororte bilden seit 2 000 Jahren eine natürliche Le-
benseinheit. 

Zweitens. Diese Einheit bestand auch und gerade 
vor Bildung der Großgemeinden zu Beginn dieses 
Jahrhunderts. Liegt doch der Kern der rechtsrheini-
schen Mainzer Vororte nur 500 Meter, nur durch 
den Rhein getrennt, von der Innenstadt von Mainz 
entfernt, während die Stadt Wiesbaden 12 km ent-
fernt liegt. 

Drittens. Die Bildung von Zonengrenzen 1945 be-
deutete eine willkürliche Trennung einer Kommu-
ne, die Folge der Zoneneinteilung und nicht Absicht 
war. Damals dachte niemand an eine endgültige 
Trennung. 

Viertens. Seit 1945 ist der Wille der ganz überwie-
genden Mehrheit der Bürger für eine Rückgliede-
rung nach Mainz. Das gilt auch und gerade für die 
jüngeren Jahrgänge. Diese Tatsache beweist: Die 
normative Kraft des Faktischen ist schwächer als 
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das ausgeprägte Gerechtigkeitsgefühl selbstbewuß-
ter, mündiger Bürger. 

In dieser Lageeinschätzung gibt es nur eine ge-
rechte und vertretbare Lösung. Der Bund, der für 
Fragen der Umgliederung und Grenzbereinigungen 
zwischen Bundesländern zuständig ist, muß in dem 
Streit zwischen Mainz und Wiesbaden, zwischen 
Rheinland-Pfalz und Hessen eine salomonische 
Entscheidung treffen, 

(Mann [GRÜNE]: Salomo Gerster!) 

nicht für die eine Seite, aber auch nicht für die 
andere Seite. Diese Entscheidung kann nur lauten: 
Laßt die betroffenen Bürger selbst entscheiden, und 
gebt ihnen dafür ein gerechtes und zugleich faires 
Verfahren. 

(Zustimmung des Abg. Schäfer [Mainz] 
[FDP]) 

Diesem Ziel dient die Gesetzesinitiative der Frak-
tionen von CDU/CSU, FDP und GRÜNEN und von 
39 Mitgliedern der SPD-Fraktion, die heute zur Ent-
scheidung ansteht. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Mann? 

Gerster (Mainz) (CDU/CSU): Herr Präsident, ich 
möchte keine Zwischenfragen zulassen, weil die 
Zeit sehr knapp ist. 

Diese Initiative bedeutet eben keine Entschei-
dung für Mainz und Rheinland-Pfalz, da danach die 
Bürger selbst zu entscheiden haben. Also ist dies 
eine Entscheidung ausschließlich zugunsten der 
Bürger, zugunsten des höchsten Souveräns. 

Die Ablehnung dieser Entscheidung dagegen 
wäre eine Entscheidung gegen die Bürger und eine 
einseitige Parteinahme für Wiesbaden und für Hes-
sen, da alles beim alten bliebe und die einseitige 
Willkürentscheidung des Jahres 1945 — damals ge-
gen den Bürgerwillen getroffen, heute gegen den 
Bürgerwillen bestehend — verfestigt würde. 

Ich appelliere daher an die SPD-Fraktion, an die 
Mitglieder einer Partei, die einmal angetreten ist, 
um mehr Demokratie zu wagen: Ist es mehr Demo-
kratie, wenn Sie den Bürgern in den rechtsrheini-
schen Mainzer Vororten das Recht beschneiden, 
ihre eigene Entscheidung, die im Jahre 1945 über-
gangen wurde, wenigstens heute nachzuholen? Die 
Antwort lautet: Nein. 

Ist es mehr Demokratie, wenn die Entscheidung 
eines Besatzungsoffiziers wichtiger wiegt als eine 
freie Entscheidung der Bürger in einer wahlglei-
chen Abstimmung? Die Antwort lautet: Nein. 

Ist es mehr Demokratie, wenn Hessen und Wies-
baden, die AKK-Gemeinden gegen den standhaften, 
dauerhaften, eindeutigen Willen der Bürger behal-
ten wollen? Auch diese Antwort lautet: Nein. 

Ich habe Respekt vor meiner Wiesbadener Kolle-
gin Hannelore Rönsch, die die AKK-Gemeinden als 

Wiesbadener Abgeordnete auch in Zukunft lieber 
bei ihrer Heimatstadt Wiesbaden sähe. 

(Mann [GRÜNE]: Hört! Hört!) 

Frau Rönsch ist aber Demokratin, die den Bürger-
entscheid wichtiger nimmt als eine Notmaßnahme 
eines Besatzungsoffiziers, die zu revidieren längst 
überfällig ist. 

(Lambinus [SPD]: Und alle anderen sind 
keine Demokraten?) 

Daher tritt sie für die Grundgesetzänderung und 
damit für die Entscheidung der Bürger und damit 
für die Demokratie ein. 

Ich empfehle dem hessischen Ministerpräsiden-
ten und dem Wiesbadener Oberbürgermeister Ex-
ner, eine Lehrstunde bei Frau Rönsch zu nehmen. 
In Sachen Demokratie können sie dabei einiges von 
dieser Kollegin lernen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Im übrigen bitte ich alle Einsichtigen um Unter-
stützung für unsere interfraktionelle Initiative. 
Stimmen Sie zu, und lassen Sie die Bürger endlich 
und endgültig über ihre Zugehörigkeit zu Mainz 
oder Wiesbaden entscheiden! Nur auf diesem Wege 
ist eine gerechte Lösung möglich. 

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zuruf von den GRÜNEN: Der heimatpoliti

-

sche Sprecher der CDU!) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren, bevor ich dem nächsten Redner das Wort gebe, 
möchte ich Ihnen gern die von den Schriftführern 
mitgeteilten Ergebnisse der beiden Abstimmungen 
über die Entschließungsanträge mitteilen. Ich 
komme zunächst zum Entschließungsantrag der 
SPD auf Drucksache 10/6417. Bei der Abstimmung 
haben 370 Mitglieder des Hauses ihre Stimme abge-
geben. Es war keine Stimme ungültig. Mit Ja haben 
gestimmt 139, mit Nein 215; 16 Abgeordnete haben 
sich der Stimme enthalten. 

Endgültiges Ergebnis 

Abgegebene Stimmen 368; davon 

ja: 	138 

nein: 	214 

enthalten: 16 
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Vizepräsident Westphal 
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Enthalten 
DIE GRÜNEN 
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Damit ist der Entschließungsantrag der SPD ab-
gelehnt worden. 

Ich komme zum Ergebnis der Abstimmung über 
den Entschließungsantrag der Fraktion DIE GRÜ-
NEN auf Drucksache 10/6435. Es haben 369 Kolle-
gen ihre Stimme abgegeben. Keine Stimme war un-
gültig. Mit Ja haben gestimmt 19 Abgeordnete, mit 
Nein haben 345 Abgeordnete gestimmt; 5 Enthal-
tungen sind abgegeben worden. 

Endgültiges Ergebnis 

Abgegebene Stimmen 369; davon 

j a: 	19 
nein: 	345 

enthalten: 5 

Ja 
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Hedrich 
Freiherr Heereman 

von Zuydtwyck 
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Damit ist auch dieser Entschließungsantrag ab-
gelehnt worden. 

Wir fahren nun in der Debatte fort. Das Wort hat 
der Abgeordnete Dr. Emmerlich. 

Dr. Emmerlich (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Die jetzt zu Wiesba-
den gehörenden Ortsteile Amöneburg, Kastel und 
Kostheim haben bis 1945 zu Mainz gehört. Sie wa-
ren 1907 bzw. 1911 in Mainz eingemeindet worden. 

Die Gebietsabgrenzung zwischen den Bundeslän-
dern ist nach dem Zweiten Weltkrieg weitgehend 
durch die Besatzungsmächte erfolgt. Diese richte-
ten sich bei der Festlegung der Ländergrenzen zu-
nächst einmal nach den Grenzen der Besatzungszo-
nen. Nur drei der Länder, die 1949 die Bundesrepu-
blik bildeten, waren historisch überkommene Ge-
bietseinheiten, 

(Zustimmung bei Abgeordneten der SPD 
und der GRÜNEN) 

nämlich Bayern, Hamburg und Bremen. 

(Vogel [München] [GRÜNE]: Den Bayern 
wurde aber die Pfalz weggenommen!) 

Geschichtliche, kulturelle und wirtschaftliche Zu-
sammenhänge wurden bei der Grenzziehung zwi-
schen den Ländern unmittelbar nach Kriegsschluß 
vielfach nicht beachtet. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, dem 
hatte das Grundgesetz durchaus Rechnung getra-
gen, indem es in Art. 29 in seiner ursprünglichen 
Fassung einen verbindlichen Verfassungsauftrag 
zur Neugliederung des Bundesgebietes unter Be-
rücksichtigung der landsmannschaftlichen Verbun-
denheit, der geschichtlichen und kulturellen Zu-
sammenhänge, der wirtschaftlichen Zweckmäßig-
keit und des sozialen Gefüges enthielt. Die Neuglie-
derung sollte nach Art. 29 Abs. 1 Satz 2 Länder 
schaffen, die nach Größe und Leistungsfähigkeit 
die ihnen obliegenden Aufgaben wirksam zu erfül-
len in der Lage waren. Art. 29 sah zur Durchfüh-
rung der Neugliederung Volksbegehren und Volks-
entscheide vor. Acht Volksbegehren wurden initi-
iert, sechs von ihnen kamen zustande. 

Zur Vorbereitung der Gesamtneugliederung, die 
man damals ins Auge faßte, jedenfalls in weiten 
Kreisen, hatte 1955 eine Kommission unter dem 
Vorsitz des ehemaligen Reichskanzlers Luther ein 
Gutachten erstattet und 1973 eine vom Bundesin

-
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Dr. Emmerlich 
nenminister eingesetzte Kommission unter Vorsitz 
des ehemaligen Staatssekretärs Ernst. 

Einen Abschluß fand die Neugliederungsdiskus-
sion durch das Gesetz vom 23. August 1976, durch 
das mit der 33. Änderung des Grundgesetzes der 
Art. 29 des Grundgesetzes seine jetzige Fassung er-
hielt. Der verbindliche Verfassungsauftrag zur 
Neugliederung wurde beseitigt. Eine Neugliederung 
des Bundesgebietes blieb und bleibt allerdings mög-
lich, jedoch nur unter den in Art. 29 aufgeführten 
materiellen und formellen Voraussetzungen. 

Nach diesen 1976 in Art. 29 festgelegten Voraus-
setzungen ist eine Rückgliederung der ehemaligen 
rechtsrheinischen Mainzer Vororte Amöneburg, 
Kastel und Kostheim nicht erreichbar. Das ist der 
Grund dafür, daß die Antragsteller eine Ergänzung 
des Art. 29 Abs. 7 des Grundgesetzes vorschlagen. 

Die SPD-Bundestagsfraktion hält diesen Vor-
schlag nicht für begründet. 

(Mann [GRÜNE]: In der Mehrheit oder die 
ganze Fraktion?) 

— Wir entscheiden mit Mehrheit; ich weiß nicht, 
wie das bei Ihnen ist, Herr Mann. 

Die 33. Änderung des Grundgesetzes im Jahre 
1976, Herr Mann, hatte den Sinn, das Provisorische 
und Vorläufige, das der gebietlichen Gliederung der 
Bundesrepublik auf Grund ihrer Entstehungsge-
schichte anhaftete, zu beenden. Der auf Grund sei-
ner Geburtswehen labile Bundesstaat sollte stabil 
werden, eine zwar nicht endgültige und zementierte 
Stabilität erhalten, aber doch eine solche, bei der 
durch die Verfassung abschließend festgelegt wird, 
unter welchen Voraussetzungen eine Neugliede-
rung des Bundesgebietes oder eine Veränderung 
von Ländergrenzen möglich ist. 

1976 waren die Forderungen nach einer Rückglie-
derung von Amöneburg, Kastel und Kostheim be-
kannt. Eine Initiative des damaligen Mainzer Bun-
destagsabgeordneten Dr. Hofmann, Grenzänderun-
gen bis zu 50 000 Einwohnern durch Staatsvertrag 
oder durch einfaches Bundesgesetz mit Zustim-
mung des Bundesrates zuzulassen, hatte keinen Er-
folg. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Sie sind 
schlecht unterrichtet! Das war 1969!) 

Es wurde vielmehr entschieden, daß Grenzkorrek-
turen von untergeordneter Bedeutung zwar in ei-
nem vereinfachten Verfahren weiterhin möglich 
sein sollten, jedoch nur dann, wenn in den davon 
betroffenen Gebieten nicht mehr als 10 000 Einwoh-
ner leben. 

Die Grundlagen für diese Entscheidung des Jah-
res 1976 haben sich seit dieser Zeit nicht verändert. 
Es ist infolgedessen nicht angängig, das Grundge-
setz zur Regelung des Einzelfalles Mainz erneut zu 
ändern. 

Dazu besteht auch deshalb kein hinreichender 
Anlaß, weil die Rückgliederung von Amöneburg, 
Kastel und Kostheim nicht aus Gründen einer bes-

seren Gebietsabgrenzung zwischen den Bundeslän-
dern Hessen und Rheinland-Pfalz, sondern aus 
kommunalen Gründen angestrebt wird. 

Es gibt in der Bundesrepublik eine Reihe von Fäl-
len, in denen Wünsche nach einer kommunalen 
Neugliederung deshalb nicht verwirklicht werden 
können, weil die entsprechenden Gebiete anderen 
Ländern zugehören. 

(Schmitt [Wiesbaden] [SPD]: Sehr wahr!) 

Würde der Forderung nach Rückgliederung von 
Amöneburg, Kastel und Kostheim stattgegeben, so 
wäre damit ein Präzedenzfall für die anderen gleich 
oder ähnlich liegenden Fälle geschaffen. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Für welche 
Fälle? Nennen Sie doch einmal ein Bei

-

spiel! Das ist die Unwahrheit!) 

Es ist auch keine innere Rechtfertigung dafür er-
kennbar, daß Grenzkorrekturen nur auf solche 
Fälle beschränkt werden, in denen die Einheit von 
Gemeinden in der Zeit zwischen dem Ende des 
Zweiten Weltkriegs und dem Inkrafttreten des 
Grundgesetzes verlorengegangen ist. Die Einheit 
von Gemeinden ist auch zu anderen Zeiten und aus 
ähnlichen, aber gleiche Wirkungen auslösenden 
Gründen aufgelöst worden, aus Gründen, die folge-
richtig gleichermaßen berücksichtigt werden müß-
ten. 

In jedem Fall, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, wäre damit zu rechnen, daß sich andere auf 
die heute vorgeschlagene Grundgesetzänderung be-
rufen 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Nennen Sie 
einmal einen Fall!) 

und verlangen, auch die Regelung ihrer kommuna-
len Probleme notfalls durch eine weitere Verfas-
sungsänderung zu ermöglichen. 

(Schäfer [Mainz] [FDP]: Wo denn? — Doss 
[CDU/CSU]: Ein vorgeschobenes Argu

-

ment!) 

Einer solchen Entwicklung muß entgegengewirkt 
werden. Sie könnte zu einer unerwünschten Stö-
rung der Beziehungen zwischen den Bundeslän-
dern, zu einem Wiederaufleben der Neugliederungs-
diskussion insgesamt führen und damit die er-
reichte Stabilität der förderativen Struktur der 
Bundesrepublik in Frage stellen. 

Wir haben durchaus Respekt vor dem Wunsch 
nach Rückgliederung der Ortsteile Amöneburg, Ka-
stel und Kostheim. 

(Doss [CDU/CSU]: Dann handeln Sie da

-
nach!) 

Übergeordnete bundespolitische Gesichtspunkte 
sind jedoch so gewichtig, 

(Frau Rönsch [CDU/CSU] und Doss [CDU/

-

CSU]: Parteipolitische Gesichtspunkte!) 

daß sie letztlich den Ausschlag geben müssen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 
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Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Schäfer (Mainz). 

Schäfer (Mainz) (FDP): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Die Rede meines Kollegen Dr. 
Emmerlich war zwar juristisch gesehen ein schöner 
Vortrag, 

(Mann [GRÜNE]: Sehr richtig!) 

eine formalistisch sicher einwandfreie Leistung, 
aber es wäre ehrlicher gewesen, Sie hätten hier 
gesagt, Herr Kollege Emmerlich: Das Land Hessen 
und Ministerpräsident Börner haben uns gebeten, 
hier nicht mitzumachen. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Exakt so ist es!) 

Das ist doch der einzige Hintergrund, den Sie hier 
bitte auch wirklich ehrlich hätten ansprechen sol-
len. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Dr. Emmerlich [SPD]: Ein solche Verdäch

-

tigung sollten Sie sich hier nicht erlauben! 
— Weitere Zurufe von der SPD) 

41 Jahre nach der unsinnigen Teilung meiner Va-
terstadt Mainz, bedingt durch die willkürliche 
Grenzziehung bei der Einrichtung alliierter Besat-
zungszonen nach dem Ende des Zweiten Weltkrie-
ges, 

(Dr. Emmerlich [SPD]: Warum haben Sie 
1976 dagegen gestimmt?) 

unternehmen wir heute den Versuch, über Partei-
grenzen, ideologische Gegensätze und auch über 
Ländergrenzen hinweg ein Stück Bürgerwillen in 
diesem Hohen Haus zu verwirklichen. Wir, die wir 
so oft von der Notwendigkeit der Überwindung der 
deutschen Teilung reden, haben hier Gelegenheit, 
eine kleinere — wenn auch genauso schmerzliche 
— Wunde zu heilen, 

(Zuruf von der SPD: Ach du lieber Gott! — 
Weitere Zurufe von der SPD) 

die der verhängnisvolle Krieg einer Stadt geschla-
gen hat, die in der Mitte der Bundesrepublik liegt, 
die auf eine 2000jährige, große und wechselvolle Ge-
schichte zurückschauen kann, die zu den historisch 
bedeutendsten Gemeinden unseres Landes zählt. 

(Schmitt [Wiesbaden] [SPD]: Dramatisie

-

rung!) 

Die Teilung meiner Vaterstadt Mainz durch die 
simple Anweisung eines amerikanischen Obersten, 
ihre rechtsrheinischen Vororte Kastel, Kostheim 
und Amöneburg Wiesbaden und damit dem späte-
ren Land Hessen zuzuschlagen, wurde von den Bür-
gern links und rechts des Rheines niemals akzep-
tiert. 

(Mann [GRÜNE]: Ist das jetzt Antiameri
-

kanismus, Herr Kollege?) 

Auch der damalige Wiesbadener Oberbürgermei-
ster stellte gegenüber seinem Kollegen in Mainz 
1945 fest, Wiesbaden habe diese Eingemeindung 
nicht erstrebt; infolgedessen sehe man den gegen-
wärtigen Zustand nur als ein Provisorium an. Nun 
richten sich aber Provisorien gerne fest ein — man 

sieht das hier an diesem Hause —, noch dazu, wenn 
sie deutsche Provisorien sind. 

(Beifall des Abg. Mann [GRÜNE]) 

Mittlerweile will Wiesbaden von der alten Treu-
händerschaft nichts mehr wissen und betrachtet 
die rechtsrheinischen Mainzer Vororte als seinen 
eigenen Besitzstand. Groteskerweise spricht der 
heutige Wiesbadener Oberbürgermeister davon, 
daß die Ihnen heute vorliegenden Gesetzentwürfe 
eine willkürliche Veränderung der Landesgrenzen 
seien. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Geschichtsloser 
Geselle!) 

Damit stellt er die Dinge auf den Kopf. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: So ist es!) 

Willkürlich war allein die von den Besatzungsmäch-
ten 1945 geschaffene Grenzziehung. Eine Initiative 
des Deutschen Bundestages, Herr Kollege Emmer-
lich, die den betroffenen Menschen entgegen-
kommt, ist aber alles andere als willkürlich, 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Dr.  Emmerlich [SPD]: Habe ich denn das 

gesagt?) 

um so mehr als wir eine Volksbefragung für sie aus-
drücklich vorsehen, und dies, obwohl sich erst im 
Juli dieses Jahres bei einer Umfrage fast zwei Drit-
tel für die Rückgliederung nach Mainz ausgespro-
chen haben. Gerade in Bonn, das ebenso wie Köln 
seine rechtsrheinischen Vororte hat, wird man ver-
stehen, welch ein Unsinn es wäre, etwa Beuel oder 
Deutz von ihren Mutterstädten zu trennen. Sie sind 
integrale Bestandteile ihrer Städte. 

(Abg. Mann [GRÜNE] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

— Tut mir leid. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter! 

Schäfer (Mainz) (FDP): Nein. Ich bitte um Ent-
schuldigung. Ich habe nur eine sehr kurze Rede-
zeit. 

(Mann [GRÜNE]: Es wird nicht angerech

-

net! Sehr liberal, Herr Kollege!) 

Als solche empfinden sich auch die betroffenen 
Ortsteile Amöneburg, Kostheim und Kastel. 

Es hat in der Vergangenheit nicht an Versuchen 
gefehlt, die Amputation der Stadt Mainz zu korri-
gieren. Schon am 8. September 1945 einigten sich 
die obersten Repräsentanten der Städte Mainz und 
Wiesbaden darüber, daß die bisherigen Ortsbe-
zeichnungen Mainz-Amöneburg, Mainz-Kastel und 
Mainz-Kostheim beibehalten werden sollten. Und 
sie sind es bis heute geblieben. Sogar die Regierung 
des Landes Hessen billigte diese Vereinbarung 
1946. 

(Schmitt [Wiesbaden] [SPD]: Das ist doch 
auch vernünftig!) 

Die von den Mainzern schon immer vertretene 
Auffassung, die mündliche Anordnung eines ameri-
kanischen Offiziers sei rechtsunwirksam, erhielt 
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Schäfer (Mainz) 
Schützenhilfe selbst von dem damaligen Oberbe-
fehlshaber der amerikanischen Streitkräfte, dem 
späteren Präsidenten General Eisenhower, der 
zwar den Rhein definitiv zur Grenze der amerikani-
schen Besatzungszone erklärte, aber darüber hin-
aus bestimmte, daß das deutsche Recht weiterhin 
gelten solle, sofern es nicht ausdrücklich aufgeho-
ben worden sei. 

Im Juli 1948 übergab der damalige Oberbürger-
meister Kraus in Mainz dem rheinland-pfälzischen 
Ministerpräsidenten Altmeier ein Memorandum 
zur AKK-Frage. Altmeier wandte sich daraufhin an 
seinen hessischen Amtskollegen Zinn. Dieser stellte 
sich aber taub. Auch plakative Aktionen wie etwa 
zum 10. Jahrestag der Amputation fruchteten 
nichts. 

Die 1976 vorgenommene Änderung des Art. 29 
des Grundgesetzes, Herr Kollege Emmerlich, war 
leider wiederum auf Mainz nicht anwendbar. 

Die Mainzer Bürger sind der Vertröstungen über-
drüssig. Die in diesem Haus so häufig beschworene 
Gemeinschaft aller Demokraten, 

(Mann [GRÜNE]: Wir beschwören die 
nicht!) 

der so viel schales Pathos anhaftet, hier kann sie 
sich wirklich einmal beweisen. Die Zustimmung zu 
unserem Gesetzentwurf wäre sicher kein Erfolg 
einzelner Parteien, sondern ein Erfolg für alle 
Mainzer Bürger. 

Ich darf an dieser Stelle sagen: Gerade wir Libe-
ralen nehmen die Gelegenheit wahr, denen zu dan-
ken, die seit Jahren in Bürgerinitiativen in Mainz 
sich für die Rückgliederung eingesetzt 

(Mann [GRÜNE]: Man könnte meinen, Sie 
reden in Ihrem Wahlkreis!) 

und seit Jahrzehnten für das gekämpft haben, was 
wir heute hier beschließen können. 

(Schmitt [Wiesbaden] [SPD]: Warum haben 
Sie 1976 zugestimmt?) 

Hier stehen sich also nicht Parteien gegenüber. 
Der Bundestag muß die Frage beantworten, ob er 
dem Wunsch der Mainzer Bürger entsprechen will 
und ihre alten Stadtgrenzen wieder herstellen 
kann. 

(Schmitt [Wiesbaden] [SPD]: Warum haben 
Sie es 1976 nicht getan?) 

Der Bürgerwille darf nicht an der Starrheit födera-
ler Prinzipien in der deutschen Politik scheitern, 
Herr Kollege Schmitt. Das ist doch der Punkt, um 
den es heute geht. Es sind nicht die historischen 
Bande allein, die unser Anliegen rechtfertigen. 
Nach wie vor geht ein Großteil der rechtsrheini-
schen Mainzer Schüler in linksrheinische Schulen. 
Sicher gehen auch einige in die Kasteler Gesamt-
schule. Das finde ich gut. Die Bürger informieren 
sich vornehmlich über die „Mainzer Allgemeine 
Zeitung". Ob Theater, Universität, ob Krankenhaus, 
ob Einkaufszentrum, Mainz wird von den Bürgern 
der AKK-Gemeinden als ihre Stadt angesehen. Ich 
darf vielleicht noch einen Punkt hier nennen, der 
viel wichtiger als all das ist: Der Mainzer Karneval 

ohne die Beteiligung der rechtsrheinischen Vororte 
wäre nahezu undenkbar — was beweist, wohin 
diese Vororte gehören. 

(Mann [GRÜNE]: Helau! — Zurufe von der 
SPD) 

Es sind auch die nach wie vor bestehenden engen 
menschlichen, sozialen, kulturellen und wirtschaft-
lichen Beziehungen, die diese Stadt zusammenhal-
ten. 

Das immer wieder angeführte Argument, lieber 
Herr Kollege Schmitt, Mainz könne der Einstieg in 
eine grundsätzliche Neuordnung des Bundesgebiets 
sein — so auch Herr Emmerlich —, ist unzutref-
fend. 

(Zuruf des Abg. Schmitt [Wiesbaden] 
[SPD]) 

Zunächst ist Mainz die einzige geteilte Stadt im 
Bundesgebiet. 

Es geht auch nicht primär um die Frage einer 
Änderung der Landesgrenzen von Hessen oder 
Rheinland-Pfalz. Bei nüchterner Betrachtung kann 
man in einem Gebietsverlust von 0,05 % und der 
Reduzierung der Bevölkerung Hessens um  1/2% 
doch keine existentielle Gefährdung des Landes 
Hessen erkennen. 

(Zuruf von der SPD: Dann brauchen Sie es 
auch nicht zu machen!) 

Die hessische SPD, die Sorge hat, ihre Landeskin-
der im „schwarzen" Rheinland-Pfalz, wie ich höre, 
Nachteilen auszusetzen, kann ich zudem beruhi-
gen. 

(Zuruf des Abg. Mann [GRÜNE]) 

Zum einen werden wir Liberalen, Herr Kollege 
Mann, im nächsten Landtag für frischen Wind sor-
gen, 

(Lachen bei der SPD und den GRÜNEN) 

zum zweiten hat Herr Scharping (SPD) — vielleicht 
schreien Sie jetzt nicht mehr so laut; er braucht ja 
nach Hamburg und Bayern Ihre Unterstützung 
sehr nachhaltig — schon ein Schattenkabinett vor-
gestellt. Ich weiß nicht, ob Sie darin vorgesehen 
sind. Zum dritten ist Mainz zwar eine — wie es sich 
nennt — „goldige" Stadt, hat aber dennoch einen 
„roten" Oberbürgermeister. 

(Sehr gut! bei der SPD) 

Gemeinsam mit den Christdemokraten — Herr 
Schmitt, so etwas wäre in Wiesbaden gar nicht mög-
lich — hat die Mainzer FDP als Nachfolger von Jok-
kel Fuchs wiederum einen SPD-Kandidaten, Her-
mann-Josef Weyel gewählt. Also, wir sind über un-
seren Schatten gesprungen. Jockel Fuchs hat dar-
aufhin verkündet, daß die politische Öffentlichkeit 
in der Bundesrepublik sehr wohl beachtet hat, wie 
Mainz die Weichen für die Zukunft gestellt hat. 
Jetzt schauen die Mainzer auf den Bundestag und 
auf die SPD-Fraktion, um einmal festzustellen, wie 
sie die Zukunft ihrer Heimatstadt gestalten wer-
den. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
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Schäfer (Mainz) 
Meine Damen und Herren, es ist nicht kleinbür-

gerliche Heimattümelei, die uns heute bewegt. Die 
„Mainzer Allgemeine Zeitung" hat dazu geschrie-
ben: 

Ihr Votum am Donnerstag wird zeigen, ob man 
in Bonn noch ein Gefühl für Bürgernähe hat 
oder ob man dort ein gewichtiges und ernstzu-
nehmendes Anliegen von vielen tausend AKK-
Bewohnern als Provinzposse abtut und aus rein 
parteitaktischen Gründen vom Parlaments-
tisch wischen will. 

Gerade als außenpolitischer Sprecher der FDP 
sage ich Ihnen: Kosmopolitismus der Menschen hat 
seine Wurzeln in der Heimatverbundenheit. Meine 
Fraktion steht geschlossen für diesen Antrag. 

(Zustimmung bei der FDP) 

Ich appelliere an Sie, meine Kollegen von der SPD: 
Machen Sie doch bitte heute das Wahlkampfmotto 
Ihres Kandidaten Rau endlich wahr: Versöhnen 
statt Spalten. 

(Lachen bei der SPD und den GRÜNEN) 

Helfen Sie mit, die unsinnige und ungerechte Spal-
tung einer Stadt mitten in Deutschland zu beenden 
und damit Gegensätze zu versöhnen, die nicht wir, 
sondern ein grausamer Krieg geschaffen hat. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Tatge (GRÜNE). 

Tatge (GRÜNE): Sehr geehrte Damen und Her-
ren! Liebe Kollegen und Kolleginnen! Der so hoff-
nungsvolle Anfang für diese gemeinsame Gesetzes-
initiative quer zu den Parteien scheint nun in den 
letzten Wochen und Monaten immer mehr zu einem 
parteipolitischen Gerangel zu verkommen. Wir, DIE 
GRÜNEN im Bundestag, aber auch unsere Kolle-
ginnen und Kollegen in Mainz wie in Wiesbaden 
halten uns heraus aus dem politischen Gerangel 

(Lachen bei der CDU/CSU und der FDP) 

zu Lasten der AKK-Bevölkerung und der absurden 
Diskussion über die Interpretation des Befragungs-
ergebnisses. 

Deswegen noch einmal klar und deutlich die Fak-
ten: Bei der Befragung, ob die Bewohner der Ge-
meinden Amöneburg, Kastel und Kostheim lieber 
zu Mainz oder zu Wiesbaden gehören wollen, gab es 
eine Wahlbeteiligung von 69,1 %. Man muß darauf 
hinweisen, daß zum einen diese Befragung freiwil-
lig war und zum anderen das Ergebnis der Beteili-
gung höher lag als die Beteiligung bei der letzten 
Kommunalwahl in Mainz und Wiesbaden. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Im Mainzer Vorort Kastel stimmten knapp 60 % für 
die Zugehörigkeit zu Mainz, in dem Vorort Kost-
heim fast 66 % für eine solche Lösung. Der Ort Amö-
neburg sprach sich mehrheitlich dafür aus, nach 
Wiesbaden eingegliedert zu werden. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Schmitt? 

Tatge (GRÜNE): Bitte schön, Herr Abgeordneter. 

SchmItt (Wiesbaden) (SPD): Herr Kollege, ist Ih-
nen bekannt, daß diese Befragung auf Grund einer 
Vereinbarung zwischen der Stadt Mainz und der 
Stadt Wiesbaden erfolgte, daß der Fragenkatalog 
vereinbart wurde, daß vor dem Ergebnis der Befra-
gung beide Städte eine verbindliche Bewertung die-
ser Befragung vereinbart hatten und daß diese Be-
wertung nun dieses Ergebnis gebracht hat, daß sich 
keine Mehrheit der Bürger in AKK für eine Rück-
kehr nach Mainz ausgesprochen hat? Ist Ihnen 
auch die Erklärung in der Mainzer Presse vom 
14./15. bekannt: „Wer bei der Meinungsumfrage 
nicht mitstimmt, votiert für Wiesbaden"? 

Vizepräsident Westphal: Einen Augenblick, Herr 
Kollege. Sie können jetzt doch keine Debatte über 
diese Reform machen! 

Tatge (GRÜNE): Das ist mir alles sehr wohl be-
kannt, Herr Kollege. Ich sage auch gleich noch et-
was dazu. Ihre Interpretation ist falsch, ist rechtlich 
unzulässig und undemokratisch. Aber dazu sage ich 
gleich noch etwas. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Daß der Wiesbadener Oberbürgermeister nun die 

Grundsätze des allgemeinen Wahlrechts auf den 
Kopf stellt, indem er die Wahlberechtigten, die sich 
nicht an der Befragung beteiligt haben, Herr Kol-
lege Schmitt, einfach als Gegner der Rückgliede-
rung an Mainz hinzurechnet, spricht in seiner Pein-
lichkeit für sich selbst. 

(Zuruf von der SPD: War vereinbart!) 
Man muß an dieser Stelle auch die Sozialdemokra-
tie daran erinnern, daß die SPD-Ortsvereine in 
Amöneburg, Kastel und Kostheim sowie auch die 
SPD-Kandidaten zum Wiesbadener Stadtrat vor der 
letzten Kommunalwahl in einem offenen Brief dazu 
erklärt haben — ich zitiere —, „daß die SPD 
beim Vorhandensein parlamentarischer Mehrhei-
ten nach der Kommunalwahl die Bürgerumfrage 
tätigen und den daraus bekundeten Bürgerwillen 
zum Inhalt ihres parlamentarischen Handelns ma-
chen wird". 

(Beckmann [FDP]: Was machen sie jetzt?) 
Meine Damen und Herren von der SPD, was Sie vor 
den Wahlen in Wiesbaden wie in den AKK-Gemein-
den erklärt haben, müssen Sie nach der Wahl — 
jetzt, wo es eine Mehrheit gibt — auch durchfüh-
ren! 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Die Genossen 
sind immer gleich, ob Börner oder an

-

dere!) 
Für die demokratischen Bewegungen in Deutsch-

land hat gerade die Gründung der ersten freien Re-
publik auf deutschem Boden im Jahre 1792, eben 
der Mainzer Republik, eine große Bedeutung. 
Adam Philippe Custine, General der Armeen der 
Republik, erließ folgenden „Aufruf an die gedrückte 
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Tatge 
Menschheit in Deutschland im Namen der Fran-
kenrepublik" — ich zitiere —: 

Eine Nation, welche zuerst allen Völkern das 
Beispiel gegeben hat, zu ihren Rechten zurück-
zukehren, bietet Verbrüderung, bietet Freiheit 
euch an. Euer eigener, unerzwungener Wille 
soll euer Schicksal entscheiden. Selbst dann, 
wenn ihr die Sklaverei den Wohltaten vorzie-
hen würdet, mit welchen die Freiheit euch 
winkt, bleibt es euch überlassen, zu bestimmen, 
welcher Despot euch eure Fesseln zurückgeben 
sollte. 

Meine Damen und Herren, das sollte auch für Sie 
verbindlich sein, wenn die Mehrheit der Bevölke-
rung — was Sie scheinbar ganz negativ beurteilen 
— zurück nach Rheinland-Pfalz, aber vor allem zu-
rück nach Mainz will. 

(Beifall des Abg. Mann [GRÜNE]) 

Der zweite für meine Fraktion wichtige Grund 
war, daß wir als basisdemokratische Partei bei vie-
len Fragen die Abstimmung der Bevölkerung über 
ihre Angelegenheiten, d. h. ein Stück mehr Demo-
kratie, wollen. Die Mainzer wie die Wiesbadener 
GRÜNEN und auch die Bundestagsfraktion begrü-
ßen die durch die Gesetzesänderung im Bundestag 
ermöglichte Volksabstimmung und Volksbefragung 
nach den Prinzipien der geheimen, gleichen und all-
gemeinen Wahl, die meiner Meinung nach ein kla-
res und eindeutiges Ergebnis — wie schon in der 
Befragung aufgezeigt — erbringen wird. 

Dabei ist für uns natürlich klar, daß zu fordern 
ist, daß die ausländischen Mitbürger an dieser Ab-
stimmung beteiligt werden. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Auch fragen wir die CDU, wieso sie in diesem Fall 
für eine Abstimmung plädieren kann, wo sie doch 
in anderen Fällen strikt dagegen ist. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Dies ist für mich ein Widerspruch. 

Erlauben Sie mir, auch noch einmal persönlich zu 
begründen, warum ich mich als einziger pfälzischer 
Abgeordneter meiner Fraktion und als Nichtmain-
zer stark für diesen Gesetzentwurf und seine Reali-
sierung eingesetzt habe. Über die auch von mir für 
wichtig gehaltenen zwei genannten Gründe hinaus 
möchte ich auf einen historischen Zusammenhang 
eingehen: 

Die Gründung der freien Mainzer Republik, aber 
auch in anderen Gebieten des Rheinlandes, im 
Strich zwischen Landau und Bingen, wie es damals 
hieß, die Gründung der freien Republik Bergzabern, 
war eine der Grundbedingungen für die Begrün-
dung einer demokratischen Tradition in Südwest-
deutschland. Diese demokratische Tradition gip-
felte — auf dem Wege über das Aufbegehren des 
Hambacher Festes im Jahre 1832 — in der badisch

-

pfälzischen Revolution im Jahre 1848/49. Rund 
13 000 Pfälzer hatten sich zu einer Revolutions-
truppe zusammengeschlossen und versuchten, die 
demokratischen Errungenschaften in Südwest-

deutschland mit ihrer Gesundheit und ihrem Leben 
zu verteidigen. 

(Beifall bei Abgeordneten der GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Herr Kollege, an ge-
schichtlichen Abhandlungen ist in dem Ihnen zur 
Verfügung stehenden Zeitraum nichts mehr unter-
zubringen. 

Tatge (GRÜNE): Ich komme sofort zum Schluß, 
bitte aber, die Frage des Kollegen Schmitt anzu-
rechnen. 

Vizepräsident Westphal: Dazu hatte ich Ihnen 
schon Zeit gegeben. Sie müssen jetzt einen schönen 
Schlußsatz finden. 

(Heiterkeit und Zustimmung bei der CDU/

-

CSU und der SPD) 

Tatge (GRÜNE): 6 000 zogen über den Rhein nach 
Baden, um dort die Menschen, die in dem gleichen 
Kampf standen, zu unterstützen. Eine gewichtige 
Rolle spielte das 1 000 Mann starke rheinhessische 
Armeecorps, das in vielen Orten in der Pfalz kämpf-
te. Die letzten 40 rheinhessischen Schützen wurden 
am 14. Juni 1849 im Schloßgarten in Kirchheimbo-
landen von den einmarschierenden preußischen 
Truppen blutrünstig gejagt und erschossen. 

Vizepräsident Westphal: Herr Kollege, ich finde es 
nicht nett, daß Sie die Anweisung des Präsidenten 
nicht berücksichtigen. 

Tatge (GRÜNE): Der letzte Satz: Nehmen Sie 
meine Bemühungen als einen späten und kleinen 
Dank der Pfalz an Mainz und Rheinhessen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
Danke schön, Herr Präsident. 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Rönsch. 

Frau Rönsch (Wiesbaden) (CDU/CSU): Herr Präsi-
dent! Meine Herren! Meine Damen! Brücken ver-
binden. Die Theodor-Heuss-Brücke über den Rhein 
bei Stromkilometer 498 verbindet die Wiesbadener 
Vororte Mainz-Amöneburg, Mainz-Kastel und 
Mainz-Kostheim mit der Landeshauptstadt von 
Rheinland-Pfalz, Mainz. Um dieses Kuriosum ver-
stehen zu können, muß man wissen, daß die damals 
dem Regierungsbezirk Rheinhessen angehörenden 
Gemeinden Amöneburg, Kastel und Kostheim am 
19. September 1945 durch Proklamation Nr. 2 der 
amerikanischen Militärregierung dem Land Hes-
sen zugeteilt wurden. Das ehemalige Stadtgebiet 
von Mainz wurde dadurch auf zwei verschiedene 
Bundesländer aufgeteilt, und der Rhein wurde zur 
Trennungslinie zwischen der französischen und der 
amerikanischen Besatzungszone. Die Herzen eines 
Großteils der Bürger in AKK — so die Abkürzung 
für die drei Vororte — schlugen dann immer noch 
für die Vaterstadt Mainz. Mainz war das nahe Ein-
kaufsziel, das man zu Fuß über die Brücke errei-
chen konnte, das Rathaus war nahe, und viele El-
tern schickten verständlicherweise aus Hessen ihre 
Kinder nach Rheinland-Pfalz in die Schule. Je nä- 
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her die Fastnachtskampagne rückte, um so mehr 
fühlten sich die AKKler als echte „Määnzer". Auch 
die sprachliche Verwandtschaft dieser drei Vororte 
mit dem linksrheinischen Mainz ist deutlich festzu-
stellen. 

(Zuruf von der SPD: Daran wird sich nichts 
ändern!) 

Es kam zwar immer mal wieder der Wunsch nach 
einer Rückgliederung auf, aber die Bürger hatten 
sich, Herr Kollege Schmitt, allmählich an den Zu-
stand der Länderneugliederung gewöhnt und wa-
ren eigentlich ganz zufrieden mit Hessen. 

Dann kam aber die Kommunalwahl 1985 in Hes-
sen. Um Stimmen in den drei Stadtteilen einzufan-
gen, versprach der damalige SPD-Oberbürgermei-
sterkandidat — es wurde eben von den GRÜNEN, 
die Ihnen da eine Nachhilfestunde in Demokratie 
gegeben haben, darauf hingewiesen —, die Wiesba-
dener SPD werde die Bürgerumfrage 

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

— meine Damen und Herren Kollegen von der SPD, 
ich würde an dieser Stelle mal zuhören, denn das 
waren Zusagen, die vor der Wahl gegeben wurden 
— über die endgültige Zugehörigkeit von AKK und 
den damit bekundeten Bürgerwillen zum Inhalt ih-
res parlamentarischen Handelns machen. 

(Schmitt [Wiesbaden] [SPD]: Ist auch er

-

folgt!) 

Diese Aussage des dann später gewählten Oberbür-
germeisters stellte sich aber ganz schnell als wahl-
taktische Überlegung heraus, da er sich den Konse-
quenzen, die sich aus diesem Versprechen ergaben, 
in gar keinem Falle stellen wollte. 

Nachdem aber vor der Kommunalwahl dieser er-
ste Schritt durch die SPD getan und die Zusage für 
eine Bürgerbefragung gegeben wurde, sah sich nun 
die CDU/CSU-Fraktion veranlaßt, den zweiten 
Schritt — von Ihnen versprochenen Schritt — zu 
vollziehen. Abgeordnete aller Fraktionen aus Hes-
sen und Rheinland-Pfalz brachten einen Gesetzent-
wurf ein, der eine Lösungsmöglichkeit für die drei 
AKK-Vororte aufzeigte. Danach soll Art. 29 Abs. 7 
des Grundgesetzes dahin geändert werden, daß 
kleinere Änderungen des Gebietsbestandes der 
Länder durch Staatsvertrag der betroffenen Länder 
oder durch Bundesgesetz ermöglicht werden. Ge-
biete, die nicht mehr als 30 000 Einwohner besitzen 
und zwischen dem 8. Mai 1945 und dem Inkrafttre-
ten des Grundgesetzes von der aufnehmenden Ge-
meinde getrennt worden sind, können dann über 
eine Landesgrenze hinweg zurückgegliedert wer-
den. Das gilt nur für die AKK-Gemeinden, auch 
wenn vorhin wider besseres Wissen von der SPD-
Fraktion etwas anderes behauptet wurde. 

Mit diesem Gesetzentwurf hat man die Grund-
lage für die Konsequenzen aus einer Bürgerbefra-
gung geschaffen. Das aber geht nun Teilen der SPD 
zu weit. Aufgeschreckt, daß andere jetzt aus SPD

-

Wahlversprechen Konsequenzen gezogen haben, 
stellten Sie, Herr Kollege Schmitt, dann fest, die 
AKK-Rückgliederung könne nicht im Interesse der 

SPD sein. So einfach ist es. Was nicht im Interesse 
der SPD ist, wird halt einfach nicht gemacht, ob-
wohl es vor der Wahl anders versprochen wurde. 
Der vor der Wahl beschworene Bürgerwille wird 
nach der Wahl aus parteitaktischen Gründen ein-
fach zur Seite geschoben. 

Ich werde heute mit meiner Fraktion dieser Ge-
setzesänderung zustimmen, weil ich den Bürgerwil-
len ernst nehme. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Sollten die Bürger von Amöneburg, Kastel und 
Kostheim sich mehrheitlich für eine Rückgliede-
rung ihrer drei Stadtteile nach Mainz entscheiden, 
so ist durch diese Gesetzesänderung dann auch die 
Möglichkeit dafür gegeben. Wenn Sie, meine Kolle-
gen und Kolleginnen von der SPD-Fraktion, vor der 
Wahl gegebene Versprechen ernst nehmen, 

(Dr. Jobst [CDU/CSU]: Das tun die nicht! — 
Schmitt  [Wiesbaden] [SPD]: Die sind auch 

gehalten worden!) 

so müssen Sie heute mit uns stimmen, auch die 
Konsequenzen daraus ziehen, Herr Schmitt. Wir 
wollen heute von Ihnen durch namentliche Abstim-
mung wissen, für wen von Ihnen ein vor einer Wahl 
gegebenes Wort auch nach der gewonnenen Wahl 
noch Gültigkeit hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich hoffe auch, daß die Kollegen und Kolleginnen 
aus Ihrer Fraktion, die den Gesetzentwurf seiner-
zeit mit unterschrieben haben, heute noch zu ihrer 
Unterschrift stehen, obwohl — und das hörte man 
immer wieder — aus Partei- und Fraktionsspitze 
ordentlich Druck auf diese Kollegen ausgeübt wur-
de. 

(Zurufe von der SPD) 

Ich hoffe, Sie stehen auch heute noch zu Ihrem 
Wort. 

(Erneute Zurufe von der SPD) 

Ihre Aufregung beweist eigentlich nur, daß ich eben 
genau den Nagel auf den Kopf getroffen habe. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von der SPD) 

Für mich ist es eine demokratische Verpflichtung, 
daß gegebene Zusagen auch eingehalten werden. 
Wenn das für Sie nicht gelten sollte, können Sie 
heute anders abstimmen. 

(Lambinus [SPD]: Wie ist das mit Sport 
und Steuern?) 

Auch als Wiesbadenerin werde ich deshalb einer 
Grundgesetzänderung, die den Bürgerwillen re-
spektiert, zustimmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Delorme. 

(Mann [GRÜNE]: Jetzt kommt die spre

-

chende Minderheit!) 
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Delorme (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Mit den vorliegenden 
Gesetzentwürfen haben drei Fraktionen dieses 
Hauses und eine Gruppe von SPD-Abgeordneten 
beantragt, das Grundgesetz mit dem Ziel zu ändern, 
die durch Besatzungsrecht verfügte Amputation der 
Stadt Mainz rückgängig zu machen und die soge-
nannten AKK-Stadtteile Amöneburg, Kastel und 
Kostheim, nach Mainz zurückzugliedern. Vielleicht 
ist es verwunderlich, daß diese Frage 41 Jahre nach 
der Trennung immer noch eine offene Frage ist, 
und es ist kritisch gefragt worden, warum in der 
Zwischenzeit nichts getan wurde. Die Versuche lau-
fen seit 40 Jahren; denn die rechtsrheinische Main-
zer Bevölkerung hat sich mit diesem Unrechtszu-
stand nie zufriedengegeben. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Aber es war zunächst die Besatzungsmacht, die 
jede Grenzänderung verhinderte, und die späteren 
Bemühungen, die in diese Richtung zielten, waren 
von Problemen der Länderneugliederung überla-
gert. 

Mit unserer Gesetzesinitiative streben wir keine 
Länderneugliederung an, die das Gefüge der Bun-
desrepublik erschüttern könnte; hier geht es um die 
Regelung eines im Bundesgebiet einmaligen Falles. 
In der beantragten Grundgesetzänderung wird 
nämlich gefordert, den Art. 29 in Abs. 7 so zu ergän-
zen, daß die Landeszugehörigkeit von Gebieten bis 
zu 30 000 Einwohnern nur dann im vereinfachten 
Verfahren geändert werden kann, wenn dadurch 
die zwischen dem 8. Mai 1945 und dem Inkrafttre-
ten des Grundgesetzes verlorene Einheit einer Ge-
meinde ganz oder teilweise wieder hergestellt wer-
den kann. Dies trifft aber nur auf Mainz und seine 
rechtsrheinischen Stadtteile zu. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Und Emmer

-

lich irrt!) 

Das Ganze ist im Grunde nur eine kleine, aber 
längst fällige „Flurbereinigung". 

Es kann auch keine Rede davon sein, daß das 
Land Hessen durch die angestrebte Gebietsände-
rung existentiell betroffen wäre. Sein Staatsgebiet 
in der Größe von 21 112 Quadratkilometern würde 
lediglich um 11 Quadratkilometer, also um 0,05%, 
kleiner. Die Einwohnerzahl würde um 28 000 
schrumpfen; das sind ganze 0,5 % der hessischen 
Bevölkerung. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Wie viele sind 
von den 28 000 stimmberechtigt?) 

— Ich gehe von der Bevölkerung aus, die nach unse-
ren Gesetzen Staatsbürger sind und auch ihre 
Wahlpflichten und -rechte ausüben können. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Und wie viele 
wohnen da?) 

Zur Begründung unseres Anliegens möchte ich 
kurz auf die Vorgeschichte eingehen: Sie haben 
schon gehört, durch die Besatzungsmächte wurden 
1945 die rechtsrheinischen Mainzer Stadtteile, im-
merhin 51 % des gesamten Stadtareals, von der Mut-
terstadt abgetrennt. Mainz, im Kriege zu mehr als 
80% zerstört, verlor dadurch den Großteil seiner 

Wirtschaftskraft, da in den rechtsrheinischen Stadt-
teilen die bedeutendsten Mainzer Industriebetriebe 
konzentriert waren. Aus der damaligen Demarka-
tionslinie wurde die französisch-amerikanische Zo-
nengrenze und schließlich die Landesgrenze zwi-
schen Hessen und Rheinland-Pfalz. Das durch Be-
satzungswillkür geschaffene Unrecht besteht aber 
heute noch. 

Ein Blick auf die Landkarte und in die Historie 
macht deutlich, daß Kastel und Kostheim seit der 
Römerzeit eine organische Einheit mit dem links-
rheinischen Mainz bilden. Die durch die Besat-
zungsmächte verfügte Grenzziehung ist weder wirt-
schaftlich noch raumordnerisch gerechtfertigt. Die 
kulturellen, sozialen und emotionalen Bindungen 
zwischen AKK und Mainz sind erheblich stärker — 
und werden es auch bleiben — als die nach Wies-
baden. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Schäfer [Mainz] [FDP]) 

So gehen etwa 63% der Schüler aus AKK nach 
Mainz auf weiterbildende Schulen, 80 % der Kinder 
werden in Mainzer Krankenhäusern geboren. Eine 
Politik, die Wert auf Bürgernähe legt, kann dies 
nicht einfach ignorieren. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wem sagen Sie 
das?) 

— Ich sage es dem ganzen Hause; ich sage es auch 
gerade meinen Freunden von der SPD. 

(Beifall des Abg. Mann [GRÜNE] — Immer 
[Altenkirchen] [SPD]: Sehr gut! — Weitere 

Zurufe von den GRÜNEN und der SPD) 

Der Mainzer Stadtrat hat gestern mit den Stirn

-

men aller vier Fraktionen — SPD, CDU, GRÜNE 
und FDP — nochmals an den Bundestag appelliert, 
der beantragten Grundgesetzänderung zuzustim-
men. Dieser Appell der Stadt Mainz deckt sich mit 
dem Wunsch der überwiegenden Mehrheit der 
AKK-Bewohner. Als Beleg dafür darf ich auf das 
Ergebnis der Befragung hinweisen, die im Juli die-
ses Jahres in Amöneburg, Kastel und Kostheim 
durchgeführt wurde und an der sich rund 70 % der 
Wahlberechtigten beteiligt haben. Dabei votierten 
exakt 61,2 % für die Rückkehr nach Mainz und nur 
32,7 % für den endgültigen Verbleib bei Wiesbaden. 
Das ist das Ergebnis einer demokratischen Befra-
gung. Wer an diesem Ergebnis herumdeutelt, miß-
achtet grundlegende Prinzipien der demokrati-
schen Willensbildung. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, bei der 
CDU/CSU und der FDP — Pfeffermann 
[CDU/CSU]: Sehr wahr, sagen Sie das ein

-
mal den Genossen!) 

Die betroffenen Bürger erwarten, daß der Deut-
sche Bundestag dem damit bekundeten Willen 
Rechnung trägt. Um den rechtsrheinischen Main-
zern, die vier Jahrzehnte lang nicht über ihr kom-
munales Schicksal bestimmen konnten, eine solche 
Mitwirkung zu ermöglichen, ist in unseren Anträ-
gen eine Volksbefragung zwingend vorgeschrieben. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Sehr gut!) 
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Dies garantiert, daß nicht wieder über die Köpfe der 
unmittelbar Betroffenen hinweg entschieden wer-
den kann. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: So wie der 
Schmitt das will!) 

Damit könnte ein Stück lebendige Demokratie ver-
wirklicht werden. Helfen Sie uns dabei, indem Sie 
den vorliegenden Gesetzentwürfen zustimmen! 

Zum Schluß noch ein Wort unseres früheren Bun-
despräsidenten Theodor Heuss, der einmal gesagt 
hat: Länder kommen und gehen, unsere Städte aber 
bleiben. Helfen Sie dem 2000jährigen Mainz. 

(Lebhafter Beifall bei Abgeordneten der 
SPD und der GRÜNEN, bei der CDU/CSU 

und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort zu einer Erklä-
rung zur Abstimmung nach § 31 der Geschäftsord-
nung hat der Abgeordnete Suhr. 

Suhr (GRÜNE): Herr Präsident! Liebe Kollegin-
nen! Liebe Kollegen! Ich möchte mich bei der fol-
genden Abstimmung enthalten, und zwar aus fol-
genden Gründen: Zum einen hat die Kollegin 
Rönsch natürlich vollkommen recht, daß wir GRÜ-
NEN nicht nur in diesem Fall, sondern auch in 
anderen Fällen versuchen, mit gutem demokrati-
schen Beispiel voranzugehen. 

(Lachen bei der CDU/CSU und der FDP) 

Bei dieser Abstimmung und bei dem Problem 
AKK ist für mich allerdings zum anderen entschei-
dend, daß sich bei der vielzitierten Umfrage 80 % der 
ausländischen Mitbürger für einen Verbleib bei 
Wiesbaden ausgesprochen haben, weil das Auslän-
derrecht in Hessen von ihnen eben als humaner 
empfunden wird. 

(Beifall des Abg. Dr. Schierholz [GRÜNE]) 

Solange das Ausländerrecht in Rheinland-Pfalz so 
aussieht, wie es jetzt aussieht, werde ich dafür stim-
men, daß die Ausländer da wohnen und leben kön-
nen, wo sie wollen. 

Ich danke Ihnen. 

Vizepräsident Westphal: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Wir haben eine weitere Erklärung 
zur Abstimmung nach der jetzigen Abstimmung. 
Ich schließe zunächst die Aussprache. 

Wir kommen zur Einzelberatung und Abstim-
mung über Tagesordnungspunkt 3 a, das Gesetz zur 
Änderung des Grundgesetzes auf Drucksache 
10/4264. Ich rufe Art. I und II, Einleitung und Über-
schrift in der Ausschußfassung auf. Wer den aufge-
rufenen Vorschriften zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Wer stimmt dage-
gen? — Enthaltungen? — Die aufgerufenen Vor-
schriften sind bei einer Reihe von Enthaltungen mit 
Mehrheit angenommen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 
ein. 

Meine Damen und Herren, nach Art. 79 des 
Grundgesetzes bedarf ein Gesetz zur Änderung des 
Grundgesetzes der Zustimmung von zwei Dritteln 
der Mitglieder des Deutschen Bundestages; das 
sind 332 Stimmen. Die Fraktionen der CDU/CSU 
und der FDP verlangen zur Schlußabstimmung ge-
mäß § 52 unserer Geschäftsordnung namentliche 
Abstimmung. Das Verfahren ist Ihnen bekannt. Ich 
eröffne die namentliche Abstimmung. 

Meine Damen und Herren, ich teile Ihnen in der 
Zwischenzeit mit, daß nach dieser Abstimmung 
zwei Tagesordnungspunkte aufgerufen werden, die 
keine Debatte erfordern, bei denen aber auch eine 
namentliche Abstimmung verlangt worden ist. Das 
heißt, wir zählen zunächst die Stimmen aus, und 
danach kommt gleich eine weitere namentliche Ab-
stimmung. Ich bitte deshalb, in der Nähe zu blei-
ben. 

Meine Damen und Herren, ist jemand im Saal, 
der seine Abstimmung noch nicht getätigt hat?  — 
Kann  ich davon ausgehen, daß alle Abstimmungs-
karten von den Abgeordneten abgegeben worden 
sind, die teilnehmen wollen? — Dann schließe ich 
die Abstimmung und bitte die Schriftführer, jetzt 
auszuzählen.") Direkt nach der Auszählung wird 
das Ergebnis mitgeteilt werden. Dann fahren wir 
fort. 

Wir sind in der Auszählung. Aber es gibt noch 
eine Wortmeldung nach § 31 der Geschäftsordnung 
zu einer Erklärung zur Abstimmung. Der Herr Ab-
geordnete Schierholz hat dazu das Wort. — Ich bitte 
um Aufmerksamkeit. 

Dr. Schierholz (GRÜNE): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Liebe Bürgerinnen und Bürger 
in Mainz und anderswo! Ich möchte Ihnen kurz dar-
legen, warum ich persönlich dem Gesetzentwurf 
meine Zustimmung nicht erteilt habe. 

Ich komme hier im Deutschen Bundestag aus ei-
nem Wahlkreis, dem fast vollständig das Gebiet des 
ehemaligen Fürstentums bzw. Landes Schaumburg

-

Lippe angehört. Die Bürgerinnen und Bürger von 
Schaumburg-Lippe waren im Januar 1975 gemäß 
dem im Art. 29 des Grundgesetzes vorgesehenen 
Verfahren aufgerufen, in einem Volksentscheid 
über ihre Landeszugehörigkeit zu entscheiden. Das 
ist ebenfalls ein Relikt des Zweiten Weltkrieges. 

Zu 63 %, also mit großer Mehrheit, haben sie sich 
seinerzeit dafür entschieden, Schaumburg-Lippe als 
eigenständiges Bundesland erhalten zu wollen. Die 
Konsequenz war — es ist angedeutet worden —: 
Das Grundgesetz wurde geändert. Schaumburg

-
Lippe gehört heute zu Niedersachsen. 

So wird mit dem Willen von Bürgerinnen und 
Bürgern umgegangen. Das kann ich nicht akzeptie-
ren. Ich meine also, daß es — erstens — sehr wohl 
nicht nur um die Frage der Ortsteile von Mainz 
geht, daß es hier übergeordnete bundespolitische 
Gesichtspunkte gibt. Deswegen meine ich, daß wir 

*) Ergebnis und Liste der Abstimmung Seite 19021 C 
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auch kleine und kleinste Korrekturen im Kontext 
dieser bundespolitischen Aspekte sehen müssen. 

Zweitens. Ich sehe nicht nur bundespolitische 
Aspekte, ich sehe auch erhebliche verfassungspoli-
tische Aspekte. Ich persönlich bin ein energischer 
Befürworter jenes Instruments, das in Art. 29 als 
dem einzigen Grundgesetzartikel vorgesehen ist, 
nämlich des Instruments des Volksentscheids. 
Art. 20 Abs. 2 des Grundgesetzes bestimmt, daß das 
Volk „in Wahlen und Abstimmungen" entscheidet. 

(Beifall des Abg. Mann [GRÜNE]) 

Ich halte es für unerläßlich, dann, wenn wir daran-
gehen, solche basisdemokratischen Elemente her-
anzuziehen, das nicht nur auf einen Lokalaspekt zu 
konzentrieren. 

Von daher meine ich, daß Ihr Anliegen, meine 
Damen und Herren, die Sie für den Gesetzentwurf 
gesprochen haben, nur dann glaubwürdig wird, 
wenn Sie Volksbefragung und Volksentscheid auch 
in anderen Fragen vorsehen, etwa in der Frage des 
Volksentscheids gegen Atomanlagen. 

Die Debatte über Länderneugliederung ist aus 
meiner Sicht nicht nur an diesem singulären Punkt 
zu führen. Es können hier keineswegs nur Lokalco-
loritinteressen eine Rolle spielen. Wir sind hier der 
Deutsche Bundestag. Weil diese Angelegenheit ver-
fassungspolitisch von so eminenter Bedeutung ist, 
daß nämlich die ganze Frage, welchen Stellenwert 
in dieser Republik Volksbefragung, Volksbegehren, 
Volksentscheid eigentlich noch haben, thematisiert 
werden muß, nicht, weil ich nicht dem Begehren der 
Bürgerinnen und Bürger in AKK folgen würde — 
das könnte ich; deren Anliegen halte ich zumindest 
für verständlich —, müßte ich eigentlich gegen die-
sen Gesetzentwurf stimmen. Ich habe mich aus So-
lidarität mit meiner Fraktion enthalten. 

Vielen Dank. 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren, ich möchte Sie gern darüber unterrichten, wie 
es jetzt weitergeht. Ich hatte Ihnen vorhin gesagt, 
daß wir noch eine weitere namentliche Abstim-
mung haben werden. Das muß ich jetzt korrigieren, 
nachdem es eine Vereinbarung zwischen den Frak-
tionen und ihren Geschäftsführern gibt, daß wir die 
Punkte 23 und 24 der Tagesordnung, in deren Rah-
men ein Änderungsantrag zu Punkt 24 von der 
Fraktion der GRÜNEN zur namentlichen Abstim-
mung erbeten wird, auf den Abend vertagen und 
das um etwa 19.30 Uhr behandeln, wenn eine wei-
tere Abstimmung ansteht. Ich bitte um Verständnis 
dafür. Wir werden also jetzt das Ergebnis in der 
Frage der Grundgesetzänderung abwarten. Dies 
werde ich bekanntgeben. Dann geht es in der Ta-
gesordnung mit all den Tagesordnungspunkten wei-
ter, bei denen keine Debatte, wohl aber zum Teil 
strittige Abstimmungen vorgesehen sind. 

Meine Damen und Herren, ich teile Ihnen das 
von den Schriftführern ermittelte Ergebnis der 
Schlußabstimmung über den Entwurf des Gesetzes 
zur Änderung des Grundgesetzes auf Drucksache 
10/4264 in der Ausschußfassung mit. Von den voll  

stimmberechtigten Mitgliedern des Hauses haben 
379 ihre Stimme abgegeben. Es war keine Stimme 
ungültig. Mit j a haben 253 gestimmt, mit nein haben 
201 gestimmt. 24 Abgeordnete haben sich der 
Stimme enthalten. Von den 20 Berliner Abgeordne-
ten haben alle ihre Stimme abgegeben. Davon war 
keine ungültig. Mit ja haben 12 gestimmt, mit nein 
? Abgeordnete. Ein Abgeordneter hat sich der 
Stimme enthalten. 

Endgültiges Ergebnis 

Abgegebene Stimmen 378 und 20 Berliner Abgeordnete; 
davon 

ja: 	252 und 12 Berliner Abgeordnete 

nein: 	102 und 7 Berliner Abgeordnete 

enthalten: 24 und 1 Berliner Abgeordneter 

Frau Dr. Hellwig 
Helmrich 
Dr. Hennig 
Herkenrath 
Hinrichs 
Hinsken 
Höffkes 
Höpfinger 
Dr. Hoffacker 
Frau Hoffmann (Soltau) 
Dr. Hornhues 
Hornung 
Dr. Hüsch 
Graf Huyn 
Jäger (Wangen) 
Jagoda 
Dr. Jahn (Münster) 
Dr. Jenninger 
Dr. Jobst 
Jung (Lörrach) 
Frau Karwatzki 
Keller 
Kiechle 
Klein (München) 
Dr.  Köhler(Duisburg)  
Dr. Köhler (Wol fsburg) 
Kraus 
Krey 
Kroll-Schlüter 
Dr. Kronenberg 
Dr. Kunz (Weiden) 
Lamers 
Dr. Langner 
Dr. Laufs 
Lemmrich 
Lenzer 
Link (Diepholz) 
Link (Frankfurt) 
Linsmeier 
Lintner 
Dr. Lippold 
Löher 
Lohmann (Lüdenscheid) 
Louven 
Lowack 
Maaß 
Frau Männle 
Magin 
Metz 
Dr. Meyer zu Bentrup 
Michels 
Dr. Mikat 
Dr. Miltner 
Dr. Möller 
Dr. Müller 
Müller (Remscheid) 
Müller (Wadern) 
Müller (Wesseling) 

Ja 

CDU/CSU 

Frau Augustin 
Austermann 
Bayha 
Dr. Becker (Frankfurt) 
Dr. Berners 
Biehle 
Dr. Blank 
Dr. Blens 
Böhm (Melsungen) 
Dr. Bötsch 
Bohl 
Bohlsen 
Borchert 
Braun 
Breuer 
Broll 
Brunner 
Bühler (Bruchsal) 
Carstens (Emstek) 
Carstensen (Nordstrand) 
Clemens 
Dr. Czaja 
Dr. Daniels 
Daweke 
Frau Dempwolf 
Deres 
Dörflinger 
Dr. Dollinger 
Doss 
Dr. Dregger 
Echternach 
Engelsberger 
Erhard 

(Bad Schwalbach) 
Dr. Faltlhauser 
Fellner 
Frau Fischer 
Fischer (Hamburg) 
Dr. Friedmann 
Ganz (St. Wendel) 
Frau Geiger 
Gerlach (Obernau) 
Gerster (Mainz) 
Dr. Göhner 
Dr. Götz 
Dr. Götzer 
Günther 
Dr. Häfele 
Haungs 
Hauser (Esslingen) 
Hauser (Krefeld) 
Hedrich 
Freiherr Heereman 

von Zuydtwyck 
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Vizepräsident Westphal 
Nelle 
Frau Dr. Neumeister 
Niegel 
Dr.-Ing. Oldenstädt 
Dr. Olderog 
Frau Pack 
Pesch 
Petersen 
Pfeffermann 
Dr. Pinger 
Pöppl 
Pohlmann 
Dr. Pohlmeier 
Dr. Probst 
Rawe 
Reddemann 
Regenspurger 
Repnik 
Dr. Riesenhuber 
Frau Rönsch 

(Wiesbaden) 
Frau Roitzsch 

(Quickborn) 
Dr. Rose 
Rossmanith 
Roth (Gießen) 
Rühe 
Sauer  (Salzgitter)  
Sauer  (Stuttgart) 

 Saurin 
Sauter (Epfendorf) 
Sauter (Ichenhausen) 
Dr. Schäuble 
Scharrenbroich 
Schartz (Trier) 
Schemken 
Scheu 
Schlottmann 
Schmidbauer 
Schmitz (Baesweiler) 
von Schmude 
Schneider 

(Idar-Oberstein) 
Freiherr von Schorlemer 
Schreiber 
Dr. Schroeder (Freiburg) 
Schulhoff 
Schultz (Wörrstadt) 
Schwarz 
Dr. Schwörer 
Seehofer 
Seesing 
Seiters 
Dr. Freiherr 

Spies von Büllesheim 
Spilker 
Dr. Sprung 
Dr. Stark (Nürtingen) 
Dr. Stavenhagen 
Dr. Stercken 
Stockhausen 
Dr. Stoltenberg 
Strube 
Stücklen 
Susset 
Tillmann 
Uldall 
Dr. Unland 
Frau Verhülsdonk 
Vogel (Ennepetal) 
Vogt (Duren) 
Dr. Voss 
Dr. Waffenschmidt 
Graf von Waldburg-Zeil 
Dr. Warnke 
Dr. Warrikoff 
Werner (Ulm) 
Frau Dr. Wilms 
Wilz 
Wimmer (Neuss) 
Windelen 
Frau Dr. Wisniewski 

Wissmann 
Dr. Wittmann 
Wittmann (Tännesberg) 
Dr. Wörner 
Würzbach 
Dr. Wulff 
Zink 

Berliner Abgeordnete 

Frau Berger (Berlin) 
Boroffka 
Buschbom 
Dolata 
Kalisch 
Kittelmann 
Dr. h. c. Lorenz 
Dr. Pfennig 
Schulze (Berlin) 
Straßmeir 

SPD 
Büchner (Speyer) 
Collet 
Delorme 
Fiebig 
Fischer (Osthofen) 
Glombig 
Grunenberg 
Immer (Altenkirchen) 
Leonhart 
Dr. Müller-Emmert 
Nagel 
Pauli 
Sielaff 
Frau Weyel 
Wimmer (Neuötting) 
Witek 
Zeitler 

Berliner Abgeordneter 
Löffler 

FDP 
Frau Dr. Adam-

Schwaetzer 
Baum 
Beckmann 
Cronenberg (Arnsberg) 
Eimer (Fürth) 
Engelhard 
Dr. Feldmann 
Gallus 
Gattermann 
Genscher 
Grüner 
Frau Dr. Hamm-Brücher 
Kohn 
Dr.-Ing.  Laermann 
Mischnick 
Möllemann 
Neuhausen 
Paintner 
Schäfer (Mainz) 
Frau Dr. Segall 
Frau Seiler-Albring 
Dr. Solms 
Dr. Weng (Gerlingen) 
Wolfgramm (Göttingen) 

Berliner Abgeordneter 
Hoppe 

DIE GRÜNEN 
Auhagen 
Frau Eid 
Fischer (Bad Hersfeld) 

Fritsch 
Mann 
Dr. Müller (Bremen) 
Senfft 
Tatge 
Tischer 
Vogel (München) 
Frau Wagner 
Werner (Dierstorf) 
Frau Zeitler 

fraktionslos 
Eickmeyer 
Handlos 
Voigt (Sonthofen) 

Nein 

SPD 
Antretter 
Bachmaier 
Bamberg 
Becker (Nienberge) 
Berschkeit 
Frau Blunck 
Brandt 
Brück 
Buckpesch 
Dr. von Bülow 
Curdt 
Daubertshäuser 
Dr. Ehmke (Bonn) 
Dr. Emmerlich 
Dr. Enders 
Esters 
Ewen 
Fischer (Homburg) 
Franke (Hannover) 
Frau Fuchs (Verl) 
Gerstl (Passau) 
Gilges 
Dr. Haack 
Hansen (Hamburg) 
Frau Dr. Hartenstein 
Dr. Hauchler 
Heistermann 
Herterich 
Frau Huber 
Huonker 
Jahn (Marburg) 
Junghans 
Kiehm 
Klein (Dieburg) 
Dr. Klejdzinski 
Klose 
Kolbow 
Dr. Kübler 
Kuhlwein 
Lambinus 
Liedtke 
Lohmann (Witten) 
Lutz 
Frau Matthäus-Maier 
Meininghaus 
Möhring 
Müller (Düsseldorf) 
Müller (Schweinfurt) 
Nehm 
Neumann (Bramsche) 
Dr. Nöbel 
Frau Odendahl 
Oostergetelo 
Dr. Penner 
Peter (Kassel) 
Pfuhl  

Porzner 
Poß 
Purps 
Ranker 
Rapp (Göppingen) 
Reimann 
Frau Renger 
Reuter 
Rohde (Hannover) 
Sander 
Schäfer (Offenburg) 
Schlaga 
Schmidt (München) 
Frau Schmidt (Nürnberg) 
Schmidt (Wattenscheid) 
Schmitt (Wiesbaden) 
Dr. Schmude 
Dr. Schöfberger 
Schulte (Unna) 
Dr. Schwenk (Stade) 
Frau Dr. Skarpelis-Sperk 
Dr. Soell 
Dr. Sperling 
Stahl (Kempen) 
Stockleben 
Dr. Struck 
Frau Terborg 
Tietjen 
Frau Dr. Timm 
Toetemeyer 
Vahlberg 
Verheugen 
Vogelsang 
Voigt (Frankfurt) 
Vosen 
Waltemathe 
Walther 
Weinhofer 
Weisskirchen (Wiesloch) 
Westphal 
Dr. Wieczorek 
Wiefel 
von der Wiesche 
Wischnewski 
Zander 

Berliner Abgeordnete 
Dr. Diederich (Berlin) 
Heimann 
Frau Luuk 
Dr. Mitzscherling 
Stobbe 
Dr. Vogel 
Wartenberg (Berlin) 

DIE GRÜNEN 
Frau Hönes 

Enthalten 

SPD 
Bernrath 
Bindig 
Buschfort 
Haehser 
Hauck 
Jansen 
Jaunich 
Dr. Jens 
Kastning 
Kisslinger 
Kühbacher 
Frau Dr. Lepsius 
Menzel 
Dr. Schmidt (Gellersen) 
Schreiner 
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Vizepräsident Westphal 
Urbaniak 
Dr. de With 
Wolfram 

(Recklinghausen) 
Frau Zutt 

DIE GRÜNEN 
Bueb 
Rusche 

Damit ist der Gesetzentwurf zur Änderung des 
Grundgesetzes abgelehnt worden, und die Beratung 
über den Tagesordnungspunkt 3 b entfällt. 

Ich fahre fort in der Tagesordnung und rufe die 
Tagesordnungspunkte 6 und 7 auf: 

Zweite und dritte Beratung des von den 
Fraktionen der CDU/CSU, SPD und FDP ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Än-
derung des Kriegsgefangenenentschädi-
gungsgesetzes und des Häftlingshilfegeset-
zes 
— Drucksache 10/6240 — 

a)  Beschlußempfehlung und Bericht des Innen-
ausschusses (4. Ausschuß) 
— Drucksache 10/6370 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Jaunich 
Krey 

b) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
— Drucksache 10/6371 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Dr. Riedl (München) 
Kühbacher 
Frau Seiler-Albring 
Dr. Müller (Bremen) 

(Erste Beratung 241. Sitzung) 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Geltendmachung von Unter-
haltsansprüchen im Verkehr mit ausländi-
schen Staaten (Auslandsunterhaltsgesetz; 
AUG) 
— Drucksache 10/3662 — 

a)  Beschlußempfehlung und Bericht des 
Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 
— Drucksache 10/6351 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Buschbom 
Stiegler 

b) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
— Drucksache 10/6359 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Frau Zutt 
von Hammerstein 
Suhr 

(Erste Beratung 156. Sitzung)  

Eine Aussprache ist nicht vorgesehen. Wir kommen 
zuerst zur Einzelberatung und Abstimmung über 
den Tagesordnungspunkt 6, den Gesetzentwurf der 
Fraktionen der CDU/CSU, SPD und FDP auf 
Drucksache 10/6240 in der Ausschußfassung. Ich 
rufe die Art. 1 bis 5, Einleitung und Überschrift mit 
den vom Ausschuß empfohlenen Änderungen auf. 
Wer den aufgerufenen Vorschriften zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Wer 
stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Die aufgeru-
fenen Vorschriften sind angenommen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein und kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetzentwurf als Ganzem zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich, sich zu erheben. — Wer stimmt dage-
gen? — Enthaltungen? — Dann ist dieser Entwurf 
einstimmig angenommen worden. 

Wir kommen jetzt zur Einzelberatung und Ab-
stimmung über den Tagesordnungspunkt 7, den Ge-
setzentwurf der Bundesregierung auf Drucksache 
10/3662 in der Ausschußfassung. Ich rufe die §§ 1 bis 
15 sowie Einleitung und Überschrift mit der vom 
Ausschuß empfohlenen Änderung auf. Wer den auf-
gerufenen Vorschriften zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Wer stimmt dage-
gen? — Enthaltungen? — Dann sind die aufgerufe-
nen Vorschriften angenommen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein und kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetzentwurf als Ganzem zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich, sich zu erheben. — Wer stimmt dage-
gen? — Enthaltungen? — Dann ist der Gesetzent-
wurf einstimmig angenommen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 9 auf: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Übereinkom-
men vom 1. Juni 1972 zur Erhaltung der ant-
arktischen Robben 
— Drucksache 10/5986 —

Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten (10. Ausschuß) 

— Drucksache 10/6362 — 

Berichterstatterin: 
Abgeordnete Frau Blunck 

(Erste Beratung 238. Sitzung) 

Eine Aussprache ist nicht vorgesehen. 

Wir kommen zur Schlußabstimmung. Ich rufe 
Art. 1 bis 7, Einleitung und Überschrift mit den vom 
Ausschuß empfohlenen Änderungen auf. Wer dem 
Gesetz als Ganzem zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich, sich zu erheben. — Wer stimmt dagegen? — 
Enthaltungen? — Bei Enthaltung der Fraktion DIE 
GRÜNEN ist das Gesetz mit großer Mehrheit ange-
nommen. 

Dr. Schierholz 
Suhr 
Volmer 

Berliner Abgeordneter 

Ströbele 
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Vizepräsident Westphal 
Ich rufe den Tagesordnungspunkt 10 auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Ersten Gesetzes zur Änderung des Futter-
mittelgesetzes 
— Drucksache 10/5959 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten (10. Ausschuß) 
— Drucksache 10/6399 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Oostergetelo 

(Erste Beratung 232. Sitzung) 

Eine Aussprache ist nicht vorgesehen. Wir kom-
men zur Abstimmung. Ich rufe Art. 1 bis 3, Einlei-
tung und Überschrift mit den vom Ausschuß emp-
fohlenen Änderungen auf. Wer den aufgerufenen 
Vorschriften zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um ein Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — 
Enthaltungen? — Gegen drei Stimmen sind die auf-
gerufenen Vorschriften angenommen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein und kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetzentwurf als Ganzem zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich, sich zu erheben. — Wer stimmt dage-
gen? — Enthaltungen? — Der Gesetzentwurf ist mit 
großer Mehrheit angenommen. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 11 bis 14 auf: 

11. Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Protokoll vom 

8. Juli 1985 zu dem Übereinkommen von 1979 
über weiträumige grenzüberschreitende 
Luftverunreinigung betreffend die Verringe-
rung von Schwefelemissionen oder ihres 
grenzüberschreitenden Flusses um minde-
stens 30 vom Hundert 
— Drucksache 10/5387 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Umwelt, Naturschutz und Reak-
torsicherheit (21. Ausschuß) 
— Drucksache 10/6364 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Schmidbauer 
Frau Dr. Hartenstein 

(Erste Beratung 233. Sitzung) 

12. Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 
2. November 1983 zwischen der Bundesrepu-
blik Deutschland und der Republik Panama 
über die Förderung und den gegenseitigen 
Schutz von Kapitalanlagen 
— Drucksache 10/5408 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 
— Drucksache 10/6255 —  

Berichterstatter: 
Abgeordneter Kittelmann 

(Erste Beratung 222. Sitzung) 

13. Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 
16. März 1985 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und St. Lucia über die Förde-
rung und den gegenseitigen Schutz von Ka-
pitalanlagen 
— Drucksache 10/5407 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 

— Drucksache 10/6256 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Kittelmann 

(Erste Beratung 222. Sitzung) 

14. Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Abkommen 
vom 28. November 1984 zwischen der Bun-
desrepublik Deutschland und der Schweizeri-
schen Eidgenossenschaft über die gegensei-
tige Hilfeleistung bei Katastrophen oder 
schweren Unglücksfällen 
— Drucksache 10/5534 —

Beschlußempfehlung und Bericht des Innen-
ausschusses (4. Ausschuß) 

— Drucksache 10/6269 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Kalisch 
Dr. Nöbel 
Dr. Hirsch 

(Erste Beratung 222. Sitzung) 

Eine Aussprache ist nicht vorgesehen. 

Wir kommen zur Einzelberatung und zur Schluß-
abstimmung über Tagesordnungspunkt 11. Ich rufe 
Art. 1 bis 3, Einleitung und Überschrift auf. Wer 
dem Gesetz als Ganzem zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich, sich zu erheben. — Wer stimmt dagegen? 
— Enthaltungen? — Das Gesetz ist mit großer 
Mehrheit angenommen. 

Wir stimmen jetzt über Tagesordnungspunkt 12 
ab. Ich rufe Art. 1 bis 4, Einleitung und Überschrift 
auf. Wer dem Gesetz als Ganzem zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich, sich zu erheben. — Wer 
stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Das Gesetz 
ist mit großer Mehrheit angenommen. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über Ta-
gesordnungspunkt 13. Ich rufe Art. 1 bis 3, Einlei-
tung und Überschrift auf. Wer dem Gesetz als Gan-
zem zuzustimmen wünscht, den bitte ich, sich zu 
erheben. — Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? 
— Dieses Gesetz ist mit der gleichen Mehrheit an-
genommen. 

Wir kommen zur Abstimmung über Tagesord-
nungspunkt 14. Ich rufe Art. 1 bis 4, Einleitung und 
Überschrift auf. Wer dem Gesetz als Ganzem zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich, sich zu erheben. — 
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Vizepräsident Westphal 
Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Dieses 
Gesetz ist einstimmig angenommen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 15 und den Zu-
satztagesordnungspunkt 8 auf: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über 
Finanzhilfen des Bundes nach Artikel 104 a 
Abs. 4 des Grundgesetzes an die Länder 
Schleswig-Holstein, Niedersachsen, Freie 
Hansestadt Bremen sowie Freie und Hanse-
stadt Hamburg 
— Drucksache 10/6393 — 

Überweisungsvorschlag: 

Haushaltsausschuß (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung des Artikels 2 des Vierten Geset-
zes zur Änderung der Bundesärzteordnung 
und zur Änderung der Bundesärzteordnung, 
des Gesetzes über die Ausübung der Zahn-
heilkunde und der Reichsversicherungsord-
nung 
— Drucksache 10/6394 

—Überweisungsvorschlag: 
Ausschuß für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit (fe-
derführend) 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Ausschuß für Bildung und Wissenschaft 

Wir kommen zunächst zu Tagesordnungs-
punkt 15. Eine Aussprache ist nicht vorgesehen. Es 
wird vorgeschlagen, den Gesetzentwurf auf der 
Drucksache 10/6393 an die in der Tagesordnung 
aufgeführten Ausschüsse zu überweisen. Gibt es 
andere Vorschläge? — Das ist nicht der Fall. Dann 
ist die Überweisung so beschlossen. 

Wir kommen jetzt zu Zusatztagesordnungs-
punkt 8. Eine Aussprache ist nicht vorgesehen. Es 
wird vorgeschlagen, den Gesetzentwurf auf Druck-
sache 10/6394 an die in der Tagesordnung aufge-
führten Ausschüsse zu überweisen. Gibt es dazu 
Änderungsvorschläge? — Das ist nicht der Fall. 
Dann ist auch diese Überweisung so beschlossen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 16 auf: 

a) Beratung der Beschlußempfehlung des Haus-
haltsausschusses (8. Ausschuß) zu der Unter-
richtung durch die Bundesregierung 
Haushaltsführung 1986 
Außerplanmäßige Ausgabe bei Kap. 0615 
apl. Tit. 68106 
— Erfüllung von Ausgleichsansprüchen nach 
§ 38 Abs. 2 Atomgesetz infolge des Reaktor-
unfalls in Tschernobyl 
— Drucksachen 10/5585, 10/6200 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Kühbacher 
Dr. Weng (Gerlingen) 
Dr. Müller (Bremen) 

b) Beratung der Beschlußempfehlung des Haus-
haltsausschusses (8. Ausschuß) zu der Unter-
richtung durch die Bundesregierung 

Außerplanmäßige Ausgabe bei Kap. 0615 
apl. Tit. 68101 
— Erfüllung von Ausgleichsansprüchen nach 
§ 38 Abs. 2 des Atomgesetzes infolge des Re-
aktorunfalls in Tschernobyl — im Haushalts-
jahr 1986 
— Drucksachen 10/5946, 10/6201 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Kühbacher 
Dr. Weng (Gerlingen) 
Dr. Müller (Bremen) 

c) Beratung der Beschlußempfehlung des Haus-
haltsausschusses (8. Ausschuß) zu der Unter-
richtung durch die Bundesregierung 
Überplanmäßige Ausgabe bei Kap. 1602 
Tit. 681 12 
— 2/3 Bundesanteil der Entschädigungen 
nach der Allgemeinen Billigkeitsrichtlinie 
aufgrund der Verwaltungsvereinbarung vom 
18. Juli 1986 über eine Entschädigungsrege-
lung unter Billigkeitsgesichtspunkten für 
Schäden infolge des Unfalls im Kernkraft-
werk in Tschernobyl 
— Drucksachen 10/5969, 10/6245 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Kühbacher 
Dr. Weng (Gerlingen) 
Dr. Müller (Bremen) 

Eine Aussprache ist nicht vorgesehen. Wir kom-
men zur Abstimmung. Darf ich davon ausgehen, 
daß wir über die Beschlußempfehlungen zu den 
Tagesordnungspunkten 16 a bis 16 c gemeinsam ab-
stimmen können? — Das ist der Fall. Wer den Be-
schlußempfehlungen des Haushaltsausschusses auf 
den Drucksachen 10/6200, 10/6201 und 10/6245 zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um ein Handzei-
chen. — Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — 
Die  Beschlußempfehlungen des Ausschusses sind 
gegen eine einzelne Stimme angenommen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 17 auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) zu dem Entschließungsantrag der 
Fraktion der SPD zur dritten Beratung des 
Entwurfs des Haushaltsgesetzes 1986 
hier: Einzelplan 06 
— Geschäftsbereich des Bundesministers 
des Innern 
— Drucksachen 10/4349, 10/5696 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Dr. Friedmann 
Kühbacher 
Dr. Weng (Gerlingen) 
Dr. Müller (Bremen) 

Eine Aussprache ist nicht vorgesehen. Wir kom-
men zur Abstimmung. Wer für die Beschlußempfeh-
lung des Haushaltsausschusses auf Drucksache 10/

-

5696 stimmt, den bitte ich um das Handzeichen. — 
Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Die Be-
schlußempfehlung ist bei Enthaltungen mit Mehr-
heit angenommen worden. 
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Vizepräsident Westphal 
Ich rufe die Tagesordnungspunkte 18 bis 20 auf: 

18. Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Innenausschusses (4. Ausschuß) 
zu der Unterrichtung durch die Bundesregie-
rung 
Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur 
Änderung der Richtlinie 78/1015/EWG zur 
Angleichung der Rechtsvorschriften der Mit-
gliedstaaten über den zulässigen Geräusch-
pegel und die Auspuffanlagen von Krafträ-
dern 

— Drucksachen 10/2076 Nr. 7, 10/6263 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Wartenberg (Berlin) 
Schulte (Menden) 
Schmidbauer 

19. Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten (10. Ausschuß) 
zu der Unterrichtung durch die Bundesregie-
rung 
Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des 
Rates zur Eröffnung eines außerordentlichen 
autonomen Zollkontingents für die Einfuhr 
von frischem, gekühltem oder gefrorenem 
hochwertigem Rindfleisch der Tarifstellen 
02.01 A II a) und 02.01 A II b) des Gemeinsa-
men Zolltarifs für das Jahr 1986 

— Drucksachen 10/6001 Nr. 2.2, 10/6214 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Schmidt (Gellersen) 

20. Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Finanzausschusses (7. Aus-
schuß) zu den Unterrichtungen durch die 
Bundesregierung 
Mitteilung der Kommission der Europäi-
schen Gemeinschaften an den Rat über ein 
Programm zur Liberalisierung des Kapital-
verkehrs in der Gemeinschaft 
Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur 
dritten Änderung der ersten Richtlinie zur 
Durchführung des Artikels 67 des EWG-Ver-
trags (Liberalisierung des Kapitalverkehrs) 

— Drucksachen 10/5980 Nr. 2.38, 2.40; 
10/6360 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Dr. Kreile 
Dr. Wieczorek 

Eine Aussprache ist nicht vorgesehen. Wir kom-
men zur Abstimmung. Die Beschlußempfehlungen 
sind im Ausschuß einvernehmlich verabschiedet 
worden. Ich lasse über die Vorlagen gemeinsam ab-
stimmen. 

(Mann [GRÜNE]: Bitte getrennt!) 

— Es wird getrennte Abstimmung gewünscht. 

Wer der Beschlußempfehlung auf der Drucksache 
10/6263 zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Enthal-
tungen? — Dies ist einstimmig angenommen. 

Wer für die Beschlußempfehlung auf der Druck-
sache 10/6214 stimmen will, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Enthal-
tungen? — Einstimmig angenommen. 

Wer der Beschlußempfehlung auf der Drucksache 
10/6360 zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Diese Beschlußempfehlung ist mit großer Mehrheit 
angenommen. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 21 und 22 auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Wirtschaft 
(9. Ausschuß) zu der Verordnung der Bundes-
regierung 
Aufhebbare Sechsundfünfzigste Verordnung 
zur Änderung der Ausfuhrliste — Anlage AL 
zur Außenwirtschaftsverordnung —
— Drucksachen 10/6031, 10/6257 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Mitzscherling 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Wirtschaft 
(9. Ausschuß) zu der Verordnung der Bundes-
regierung 
Aufhebbare Neunundfünfzigste Verordnung 
zur Änderung der Außenwirtschaftsverord

-

nung 
— Drucksachen 10/6032, 10/6258 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Kittelmann 

Eine Aussprache ist nicht vorgesehen. Der Aus-
schuß empfiehlt, die Aufhebung der Verordnung 
nicht zu verlangen. Die Beschlußempfehlungen sind 
im Ausschuß einvernehmlich verabschiedet wor-
den. Ich lasse daher über die Vorlagen gemeinsam 
abstimmen. — Keine Einwendungen. 

Wer den Beschlußempfehlungen auf den Druck-
sachen 10/6257 und 10/6258 zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um ein Handzeichen. — Wer stimmt 
dagegen? — Enthaltungen? — Bei einigen Enthal-
tungen sind die Beschlußempfehlungen angenom-
men worden. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 25 auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Auswärtigen Ausschusses 
(3. Ausschuß) zu der Unterrichtung durch die 
Delegation der Gruppe der Bundesrepublik 
Deutschland in der Interparlamentarischen 
Union über die 75. Interparlamentarische 
Konferenz vom 7. bis 12. April 1986 in Mexi-
ko-Stadt 
— Drucksachen 10/5544, 10/6273 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Frau Geiger 
Dr. Soell 

Auch hier ist eine Aussprache nicht vorgesehen. 
Wir kommen zur Abstimmung. Wer der Beschluß-
empfehlung des Ausschusses auf Drucksache 
L0/6273 zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Einer. 
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Vizepräsident Westphal 
Enthaltungen? — Gegen eine Stimme sind die Be-
schlußempfehlungen des Ausschusses angenom-
men. 

Ich rufe Punkt 26 der Tagesordnung auf: 

Beratung der Sammelübersicht 181 des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) über Anträge 
zu Petitionen 
— Drucksache 10/6352 — 

Auch hier ist eine Aussprache nicht vorgesehen. 
Wir kommen zur Abstimmung. Wer der Beschluß-
empfehlung des Petitionsausschusses zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Wer 
stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Bei einigen 
Enthaltungen ist die Beschlußempfehlung des Aus-
schusses angenommen. 

Ich rufe Punkt 27 der Tagesordnung auf: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Soell, Frau Matthäus-Maier, Neumann 
(Bramsche), Bindig, Dr. Holtz, Frau Luuk, 
Sielaff, Lambinus, Kuhlwein, Immer (Alten-
kirchen), Dr. Vogel und der Fraktion der 
SPD 
Wiederherstellung demokratischer Verhält-
nisse in der Republik Südkorea 
— Drucksache 10/5218 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Auswärtiger Ausschuß (federführend) 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

Eine Aussprache ist nicht vorgesehen. Der Älte-
stenrat schlägt die Überweisung des Antrags auf 
Drucksache 10/5218 an die in der Tagesordnung 
aufgeführten Ausschüsse vor. Gibt es anderweitige 
Vorschläge? — Das ist nicht der Fall. Dann ist die 
Überweisung so beschlossen. 

Meine Damen und Herren, wir treten in die Mit-
tagspause ein. Die Sitzung wird — ich bitte um Ver-
ständnis — um 14.30 Uhr fortgesetzt. Wir müssen 
unseren Mitarbeitern auch einmal ein bißchen 
Pause gönnen. Wir fahren mit der Fragestunde fort, 
bei der nur noch elf Fragen anstehen. Deswegen 
kann das, glaube ich, so gemacht werden. 

Wir unterbrechen die Sitzung also bis 14.30 Uhr 
und fahren dann mit der Fragestunde sowie den 
weiteren Tagesordnungspunkten fort. 

Ich unterbreche die Sitzung. 

(Unterbrechung von 13.48 bis 14.30 Uhr) 

Vizepräsident Cronenberg: Die unterbrochene Sit-
zung ist wieder eröffnet. 

Bevor wir in die Fragestunde eintreten, möchte 
ich die Zustimmung des Hauses dazu einholen, daß 
wir nach Beendigung der Fragestunde mit der nor-
malen Tagesordnung, d. h. mit Punkt 4 der Tages-
ordnung — Änderung des Waschmittelgesetzes — 
fortfahren. Dies ist soeben im Ältestenrat verein-
bart worden. — Widerspruch erhebt sich nicht. 
Dann ist so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf: 
Fragestunde 
— Drucksache 10/6383 — 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für Forschung und Technologie auf. Zur Be-
antwortung der Fragen steht uns Herr Parlamenta-
rischer Staatssekretär Dr. Probst zur Verfügung. 

Ich rufe Frage 8 des Abgeordneten Fischer (Horn-
burg) auf: 

Welches ist der Stand der Ausbauplanungen für die For-
schungszentren Köln-Porz und Oberpfaffenhofen der Deut-
schen Forschungs- und Versuchsanstalt für Luft- und Raum-
fahrt auf dem Sektor Raumfahrt? 

Herr Staatssekretär, Sie haben das Wort. 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Forschung und Technologie: Herr Kollege 
Fischer, Ihre Frage 8 beantworte ich wie folgt: Die 
Ausbauplanungen in Köln und Oberpfaffenhofen 
betreffen notwendige Infrastruktureinrichtungen 
für die zukünftige deutsche und europäische 
Raumfahrt, insbesondere im Zusammenhang mit 
der Raumstation Columbus und dem Trägersystem 
Ariane, möglicherweise auch Hermes. 

Ein erster Schritt wurde in Köln im September 
durch Einrichtung eines Zentrums der Nutzer-Un-
terstützung für Experimente unter Schwerelosig-
keit — abgekürzt: MUSC — getan. Außerdem sollen 
in einem „Crew-Trainingszentrum" auf der Grund-
lage des bisherigen Trainings von Astronauten 
durch Fortentwicklung und Ausbau der entspre-
chenden Einrichtungen Ausbildung, Betreuung und 
Training der europäischen Astronauten angeboten 
werden. 

In Oberpfaffenhofen ist eine Erweiterung des 
vorhandenen Technologiebereichs zu einem Zen-
trum für Automation im Weltraum geplant, das sich 
Rendezvous und Docking, Robotik, Telemanipula-
tion, Servicing und Aufbau großer Strukturen wid-
men soll. 

Für Betriebsaufgaben bei Nutzung einer Raum-
station soll das vorhandene Operationszentrum 
GSOC ausgebaut und ein Betriebszentrum für be-
mannte Raumfahrt angeboten werden. Als drittes 
Element ist ein Nutzer-Datenzentrum für Raum-
fahrtanwendung vorgesehen. 

Vizepräsident Cronenberg: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter, bitte schön. 

Fischer (Homburg) (SPD): Herr Staatssekretär, 
hält die Bundesregierung an ihrer sehr oft erklär-
ten klaren Absicht fest, das Forschungszentrum in 
Porz zu einem Schwerpunkt der Weltraumfor-
schung innerhalb der DFVLR zu machen? 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregie-
rung hält daran fest. 

Vizepräsident Cronenberg: Eine weitere Zusatzfra-
ge, bitte schön, Herr Abgeordneter Fischer. 

Fischer (Homburg) (SPD): Sind dem BMFT Pla-
nungen bekannt oder geht das BMFT schon davon 
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Fischer (Homburg) 
aus, einzelne Bereiche des Forschungszentrums in 
andere Richtungen zu verlagern, in diesem Falle 
nach Süden, nach Oberpfaffenhofen? 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: Es ist keine Fra-
ge, daß bei den vorhandenen Zentren Konsolidie-
rungen stattfinden werden. Das betrifft aber alle 
Zentren. In engstem Zusammenhang damit stehen 
die Verhandlungen, die wir mit den Landesregie-
rungen auf diesem Gebiet führen. 

Vizepräsident Cronenberg: Eine weitere Zusatz-
frage des Abgeordneten Klejdzinski. — Bitte sehr, 
Herr Abgeordneter. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Staatssekretär, stim-
men Sie mir in der Annahme zu, daß das, was Sie 
als „Konsolidierung" bezeichnet haben, im Grunde 
genommen bedeutet, daß Nordrhein-Westfalen er-
neut einen wichtigen Teil der zukünftigen For-
schungseinrichtungen verlieren wird, da eine inten-
sive Verlagerung nach Süddeutschland erfolgt? 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: Ich stimme Ihnen 
nicht zu. Denn Sie wissen, daß mit dem europäi-
schen transsonischen Windkanal eine große — 
auch internationale — Einrichtung nach Porz 
kommt und dadurch eine erhebliche Erweiterung 
der Kapazität stattfindet. 

Vizepräsident Cronenberg: Eine weitere Zusatz-
frage des Abgeordneten Hansen (Hamburg). 

Hansen (Hamburg) (SPD): Herr Staatssekretär, es 
soll eine Studie, die sogenannte IABG-Studie, zur 
Zukunft der DFVLR geben. Damit stehen auch die 
Fragen, die wir hier erörtern, in Zusammenhang. 
Können Sie uns Auskunft darüber geben, welche 
Ergebnisse diese Studie gebracht hat? 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: Es gibt noch 
keine abgeschlossene Studie. Es gibt lediglich Vor-
studien für die Organisation der Entscheidungs-
struktur für Aktivitäten im Weltraum. Aber, wie ge-
sagt, eine Studie liegt noch nicht vor. 

Vizepräsident Cronenberg: Zusatzfrage des Abge-
ordneten Mann. Bitte sehr. — Ich bitte, den Zusam-
menhang nicht ganz außer acht zu lassen. 

Mann (GRÜNE): Herr Staatssekretär, können Sie 
uns und den anwesenden Steuerzahlerinnen und 
Steuerzahlern sagen, wieviel Mittel in den Haus-
haltsjahren 1986 und 1987 für die Weltraumfor-
schung in Porz einerseits und in Oberpfaffenhofen 
bei München andererseits in Ansatz gebracht 
sind? 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
kann Ihnen diese Zahlen jetzt aus dem Kopf nicht 
nennen. Aber Sie können sie im Haushaltsplan je-
derzeit nachsehen. 

(Mann [GRÜNE]: Ich wollte es von Ihnen 
jetzt gern wissen!) 

— Ich werde es aber nicht tun. Denn ich kann 
Ihnen jetzt eine gesicherte Zahl aus dem Kopf nicht 
nennen. Das sind verschiedene Haushaltsansätze. 

(Mann [GRÜNE]: Und das Verhältnis der 
beiden Standorte zueinander?) 

— Porz überwiegt natürlich bei weitem. 
(Dr. Klejdzinski [SPD]: Der Herr Staatsse

-

kretär ist schlecht vorbereitet!) 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter, wir 
wollen hier keinen Dialog beginnen; das läßt unsere 
Geschäftsordnung nicht zu. 

(Mann [GRÜNE]: Aber ich möchte gern 
Antworten!) 

— Der Herr Staatssekretär hat Ihnen zugesichert, 
die Antwort zu geben. Ich meine, damit wäre die 
Angelegenheit erledigt. 

Frau Matthäus-Maier, Ihre Zusatzfrage bitte. 

Frau Matthäus-Maler (SPD): Hat der bayerische 
Ministerpräsident Strauß dem Bund 70 Millionen 
DM für die Errichtung eines Crew-Trainingszen-
trums — CTC genannt — für europäische Astronau-
ten im oberbayerischen Oberpfaffenhofen angebo-
ten? 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: Ja. 

Vizepräsident Cronenberg: Danke schön. — Wei-
tere Zusatzfragen liegen nicht vor. 

Ich rufe die Frage 9 des Abgeordneten Lothar 
Fischer auf: 

Welches ist der Stand der Verhandlungen des Bundes mit 
den Sitzländern Nordrhein-Westfalen und Bayern über deren 
finanzielle Beteiligung an den Ausbauplanungen für die Zen-
tren Köln-Porz und Oberpfaffenhofen der Deutschen For-
schungs- und Versuchsanstalt für Luft- und Raumfahrt auf 
dem Sektor Raumfahrt? 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Fi-
scher, Ihre Frage 9 beantworte ich folgendermaßen: 
Mit den Ländern Nordrhein-Westfalen und Bayern 
ist nach Grundsatzbeschlüssen der beiden Landes-
kabinette auf Abteilungsleiterebene über eine Son-
derfinanzierung der Bodenanlagen verhandelt wor-
den; das betrifft auch die jeweiligen Angebote. 
Grundlage der Verhandlungen ist eine allen Betei-
ligten vorliegende Sach- und Kostenanalyse der 
DFVLR. Die Verhandlungen werden in Kürze fort-
geführt. Der Bund verfolgt dabei das Ziel, alle Anla-
gen mit Hilfe einer abgestimmten Sonderfinanzie-
rung beider Sitzländer zu realisieren. Die Verhand-
lungen sollen noch vor Jahresende abgeschlossen 
werden. 

Vizepräsident Cronenberg: Zusatzfrage? — Bitte 
sehr, Herr Abgeordneter. 

Fischer (Homburg) (SPD): Herr Staatssekretär, 
wenn also Verhandlungen geführt werden, was Sie 
soeben zugegeben haben, dann möchte ich doch ein-
mal fragen: Welches ist der gegenwärtige Verhand-
lungsstand zwischen der Bundesregierung und den 
betroffenen Landesregierungen bezüglich des 
Crew-Trainingszentrums? 
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Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Fi-
scher, die Antwort habe ich Ihnen gerade gegeben. 
Es finden Verhandlungen auf Arbeitsebene zwi-
schen den Regierungen statt. 

Vizepräsident Cronenberg: Eine weitere Zusatz-
frage des Abgeordneten Fischer. 

Fischer (Homburg) (SPD): Welche Bedingungen 
sind denn von seiten Bayerns bei den Verhandlun-
gen eingebracht worden? 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: Da die einge-
brachten Bedingungen bei den beiden Ländern bis 
heute nicht endgültig feststehen, es sich nur um 
Absichtserklärungen handelt, möchte ich hierzu 
zum jetzigen Zeitpunkt keine feste Aussage oder 
Bewertung seitens der Bundesregierung machen 
bzw. vornehmen. 

Vizepräsident Cronenberg: Zusatzfrage des Abge-
ordneten Klejdzinski. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Staatssekretär, wenn 
Sie davon ausgehen, daß beispielsweise aus dem 
Tit. 14 20, Forschung und Entwicklung, in den näch-
sten fünf Jahren drei Milliarden DM Forschungs-
mittel und ungefähr 17 Milliarden für Flugkörper, 
Luftfahrt, Raumfahrt usw. fließen: Würde es die 
Bundesregierung angesichts der Mittel, die in die 
Länder Baden-Württemberg und Bayern fließen, 
nicht für angezeigt halten, in bezug auf die Vertei-
lung anderer Projekte, insbesondere der zivilen 
Raumfahrt, einen Ausgleich zwischen den Ländern 
vom Grundsatz her gutzuheißen? 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: Zunächst einmal 
geht die Bundesregierung davon aus, daß die For-
schungspolitik keine spezielle Politik für Struktur-
maßnahmen ist. Die Strukturproblematik ist eine 
Frage; die Forschungszentren sind eine andere Fra-
ge. Gleichwohl: Wenn die forschungspolitischen Be-
dingungen gleichermaßen gegeben sind, werden 
solche strukturpolitischen Fragen berücksichtigt. 

Vizepräsident Cronenberg: Zusatzfrage der Abge-
ordneten Frau Matthäus-Maier. 

Frau Matthäus-Maier (SPD): Herr Staatssekretär, 
halten Sie es für vereinbar mit einer geordneten 
Strukturpolitik, wenn der Ministerpräsident von 
Bayern mit diesen 70 Millionen versucht, sich das 
Crew-Trainingszentrum so zu erkaufen wie Herr 
Späth mit Subventionen die Mercedes-Niederlas-
sung in Rastatt? 

(Heiterkeit bei der SPD — Immer [Alten

-

kirchen] [SPD]: Das war eine sehr gute 
Frage! Sehr gut!) 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, ich 
möchte diese beiden Themen nicht in einem Atem-
zug nennen und halte den Vergleich auch nicht für 
korrekt. Es ist eine Selbstverständlichkeit, daß Lan-
desregierungen Interessen an der Ansiedlung von 
Zentren oder Forschungseinrichtungen anmelden, 
und es ist auch eine Selbstverständlichkeit, daß 
diese Anmeldungen oft mit finanziellen Anreizen 
und Angeboten verbunden sind. Bei der Fraunho-

fer-Gesellschaft z. B., mit der wir die Verhandlun-
gen fast alle Tage zu führen haben, ist es eine 
Selbstverständlichkeit. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter 
Hansen, Sie wünschen eine Zusatzfrage? Bitte 
sehr. 

Hansen (Hamburg) (SPD): Herr Staatssekretär, 
welche Folgen hätte die Verlagerung von Teilen der 
Aufgaben von Porz nach Oberpfaffenhofen für die 
Zukunft des dort ansässigen Luftfahrtmedizini-
schen Instituts? 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, das 
ist eine hypothetische Frage, die ich nicht beant-
worten möchte, weil Sie sonst daraus schließen 
würden, daß es bereits beschlossene Sache sei, die 
von Ihnen vermuteten Einrichtungen nach Ober-
pfaffenhofen zu verlegen. 

Vizepräsident Cronenberg: Danke schön. 

Weitere Zusatzfragen sind nicht erwünscht. Ich 
schließe damit die Behandlung von Fragen zum Ge-
schäftsbereich des Bundesministers für Forschung 
und Technologie. Herr Staatssekretär, ich bedanke 
mich bei Ihnen. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundeskanz-
lers und des Bundeskanzleramts auf. Zur Beant-
wortung steht uns Herr Staatsminister Vogel zur 
Verfügung. 

Die Abgeordnete Frau Simonis hat gebeten, die 
Frage 19 schriftlich zu beantworten. Die Antwort 
wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 20 des Abgeordneten Dr. 
Struck auf: 

Hat der Bundeskanzler Veranlassung, seine vor dem Flick-
Untersuchungsausschuß am 7. November 1984 gemachte 
Aussage zu korrigieren, nachdem in der Zeitschrift „DER 
SPIEGEL" vom 20. Oktober 1986 berichtet worden ist, daß ein 
Tonband die Unterrichtung des Bundeskanzlers über die 
Tätigkeit Dr. Barzels für die Frankfurter Anwaltspraxis 
Dr. Dr. Paul beweist? 

Herr Staatsminister! 

Vogel, Staatsminister beim Bundeskanzler: Herr 
Kollege Dr. Struck, gestatten Sie, daß ich die Fra-
gen 20 und 21 im Zusammenhang beantworte? 

Dr. Struck (SPD): Ich bin nicht einverstanden, 
Herr Staatsminister. 

Vogel, Staatsminister: Nicht einverstanden. Gut. 

Die Frage 20 betrifft die Aussage des Bundes-
kanzlers Dr. Kohl als Zeuge vor dem 1. Untersu-
chungsausschuß. In dieser Aussage hat er sich zu 
Vorgängen aus dem Jahr 1973 geäußert. Damals 
war er, wie bekannt ist, Ministerpräsident des Lan-
des Rheinland-Pfalz und Vorsitzender der Christ-
lich-Demokratischen Union. Ich möchte deshalb 
vorausschicken, daß die Bundesregierung nicht die 
Absicht hat, zu Gegenständen Stellung zu nehmen, 
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die keinen Bezug zu ihrem Geschäftsbereich ha-
ben. 

(Mann [GRÜNE]: Das ist sehr fraglich, 
diese Haltung!) 

Ungeachtet dieser grundsätzlichen Haltung der 
Bundesregierung möchte ich folgendes bemerken: 
Die Bundesregierung hat keine Anhaltspunkte da-
für, daß der Bundeskanzler Veranlassung hätte, 
seine Aussage vor dem genannten Untersuchungs-
ausschuß zu korrigieren. 

Vizepräsident Cronenberg: Zusatzfrage des Abge-
ordneten Dr. Struck. Bitte sehr! 

Dr. Struck (SPD): Herr Staatsminister, stimmen 
Sie meiner Auffassung zu, daß es sehr wohl zum 
Geschäftsbereich der Bundesregierung gehört, 
wenn in Frage steht, ob der Bundeskanzler als 
Zeuge möglicherweise eine Falschaussage vor ei-
nem Untersuchungsausschuß gemacht hat? 

Vogel, Staatsminister: Ich habe dazu geantwortet, 
Herr Kollege Dr. Struck. 

Vizepräsident Cronenberg: Weitere Zusatzfrage. 

Dr. Struck (SPD): Herr Staatsminister, sind Sie 
nicht mit mir der Auffassung, daß auf Grund einer 
Veröffentlichung, die ich in einer meiner Fragen 
zitiert habe, der Bundeskanzler und die Bundesre-
gierung sehr wohl Veranlassung gehabt hätten, 
über diese Frage noch einmal ausführlich nachzu-
denken? 

Vogel, Staatsminister: Ich bin nicht der Auffas-
sung, Herr Kollege Dr. Struck. 

Vizepräsident Cronenberg: Eine Zusatzfrage des 
Abgeordneten Poß. 

Poß (SPD): Herr Staatsminister, ist der Herr Bun-
deskanzler persönlich mit der Beantwortung der 
Fragen von Herrn Struck befaßt worden? 

Vogel, Staatsminister: Sie können davon ausge-
hen, daß die Beantwortung dieser Frage ordnungs-
gemäß vorbereitet worden ist. 

Vizepräsident Cronenberg: Bitte sehr. 

Dr. Nöbel (SPD): Herr Staatsminister, kann ich 
denn davon ausgehen, daß der Inhalt Ihrer Antwor-
ten dem Kenntnisstand des Bundeskanzlers ge-
recht wird? 

Vogel, Staatsminister: Ich spreche hier für das 
Bundeskanzleramt. Das wissen Sie. 

Vizepräsident Cronenberg: Zusatzfrage der Abge-
ordneten Frau Matthäus-Maier. 

Frau Matthäus-Maier (SPD): Herr Staatsminister, 
wann hat der Bundeskanzler von der Geschäftsver-
bindung Dr. Paul/Barzel erfahren? 

Vogel, Staatsminister: Ich habe die Frage, die hier 
gestellt worden ist, Frau Kollegin, erschöpfend be-
antwortet. 

(Frau Matthäus-Maier [SPD]: Nein, das ist 
wirklich unzutreffend! — Weitere Zurufe 

von der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Es geht um die Korrek-
tur. 

Eine Zusatzfrage des Abgeordneten Lambinus. 

Lambinus (SPD): Herr Staatsminister, darf ich Sie 
fragen, ob Ihre erste Antwort auf die Frage des Kol-
legen Struck bedeutet, daß sich die Bundesregie-
rung weigert, hier auf Fragen Antwort zu geben, die 
Aussagen des Bundeskanzlers in einem Untersu-
chungsausschuß, eingesetzt von diesem Parlament, 
betreffen? 

Vogel, Staatsminister: Herr Kollege Lambinus, 
vielleicht haben Sie nicht genau zugehört. Deshalb 
will ich noch einmal wiederholen, was ich gesagt 
habe. Erstens. Die Bundesregierung hat nicht die 
Absicht, zu Vorgängen Stellung zu nehmen, die 
nicht zu ihrem Geschäftsbereich gehören. Zweitens 
habe ich gesagt, daß die Bundesregierung keine An-
haltspunkte dafür hat, daß der Herr Bundeskanzler 
Veranlassung hätte, seine Aussage vor dem Unter-
suchungsausschuß zu korrigieren. Das ist, finde ich, 
sehr erschöpfend. 

Vizepräsident Cronenberg: Zusatzfrage des Abge-
ordneten Mann. 

Mann (GRÜNE): Herr Staatsminister, sind Sie 
nicht der Auffassung, daß im Hinblick darauf, daß 
der Herr Kollege Dr. Rainer Barzel' als Präsident 
dieses Hauses in dieser Wahlperiode wegen der 
hier angesprochenen Vorgänge zurückgetreten ist, 
sehr wohl eine Verpflichtung der Bundesregierung 
besteht, hier umfassend zu antworten und nicht das 
Parlament an der Nase herumzuführen, wie Sie das 
hier heute tun? 

Vogel, Staatsminister: Herr Kollege Mann, Sie 
können davon ausgehen, daß wir unseren Verpflich-
tungen, die wir haben, voll nachkommen. Das habe 
ich heute auch getan. 

(Zurufe von der SPD: Nein! — Das ist eine 
Unverschämtheit! Verschleierung ist das!) 

Vizepräsident Cronenberg: Zusatzfrage des Abge-
ordneten Kuhlwein. 

Kuhlwein (SPD): Herr Staatsminister, ich komme 
noch einmal auf den Untersuchungsausschuß zu 
sprechen: Nach dem Protokoll des Untersuchungs-
ausschusses hat der Bundeskanzler gesagt, er sei 
ziemlich sicher, er habe 1973 nichts von Geschäfts-
verbindungen zwischen Barzel und Dr. Paul ge-
wußt. Bleibt die Bundesregierung dabei, daß der 
Bundeskanzler 1973 ziemlich sicher nichts gewußt 
habe? 

Vogel, Staatsminister: Ich wiederhole noch ein-
mal, Herr Kollege Kuhlwein, daß die Bundesregie-
rung keinen Grund für die Annahme hat, daß der 
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Bundeskanzler Veranlassung hätte, seine Aussage 
zu korrigieren. 

Vizepräsident Cronenberg: Ich möchte zunächst 
einmal feststellen, Herr Abgeordneter Mann, daß 
der Fragesteller großen Wert darauf gelegt hat, daß 
die Fragen getrennt beantwortet werden. Ich bitte 
also darum, die Geschäfte in ordentlicher Form ab-
wickeln zu können. 

Nun können Sie, Herr Bachmaier, Ihre Zusatz-
frage stellen. Ich bitte aber, darauf zu achten, daß 
Sie keine Dreiecksfragen stellen, wie etwa bei der 
letzten Frage. 

(Zurufe von der SPD) 

Bachmaier (SPD): Herr Präsident, ich lasse mich 
von Ihnen später gerne belehren, ob die Frage, die 
ich jetzt stelle, eine Dreiecksfrage ist. 

Herr Staatsminister, Herr Barzel ist am 9. Mai 
1973 von seiner Funktion als Partei- und Fraktions-
vorsitzender zurückgetreten. War der Bundeskanz-
ler bei der Präsidiumssitzung der CDU anwesend, 
als es um die weitere berufliche Verwendung von 
Herrn Barzel nach seinem Rücktritt ging? 

Vogel, Staatsminister: Herr Kollege, erstens kann 
ich das jetzt nicht sagen. Zweitens möchte ich aber 
noch einmal auf den ersten Teil meiner Antwort 
hinweisen, daß die Bundesregierung grundsätzlich 
— und zwar grundsätzlich, nicht nur in diesem Zu-
sammenhang, sondern überhaupt — nicht die Ab-
sicht hat, zu Vorgängen Stellung zu nehmen, die 
außerhalb ihres Geschäftsbereichs liegen. Die Fra-
ge, die Sie stellen, bezieht sich auf Vorgänge, die 
eindeutig außerhalb des Geschäftsbereichs der 
Bundesregierung liegen. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Das ist dummes 
Zeug! — Immer [Altenkirchen] [SPD]: Das 
ist die Anschauung der Bundesregierung!) 

— Das ist objektivierbar, meine Herren Kollegen. 

Bachmaier (SPD): Herr Staatsminister, entschul-
digen Sie bitte, gehören Verhaltensweisen des 
Herrn Bundeskanzlers nicht zum Geschäftsbereich 
der Bundesregierung? 

Vogel, Staatsminister: Es geht hier nicht um Ver-
haltensweisen des Herrn Bundeskanzlers, sondern 
es geht um Vorgänge aus dem Jahre 1973, die mit 
der Christlich-Demokratischen Union zu tun haben. 
Danach haben Sie gefragt. 

(Lambinus [SPD]: Es geht um Aussagen 
des Kanzlers im Ausschuß!) 

— Ich habe jetzt auf die Frage des Kollegen geant-
wortet. Vielleicht können Sie das auch auseinander-
halten. 

Vizepräsident Cronenberg: Eine weitere Zusatzfra-
ge. Bitte sehr, Herr Wartenberg. 

Wartenberg (Berlin) (SPD): Sind Sie nicht auch 
der Meinung, daß Sie bis jetzt auf keine Frage 
geantwortet haben? Das ist wohl näherliegend. Ich 
frage Sie deswegen noch einmal — wie die Kollegen  

vorher — nachdrücklich: Seit wann weiß der Bun-
deskanzler, daß Barzel aus der Geschäftsbeziehung 
mit Dr. Paul allein für das Jahr 1973 272 000 DM 
erhalten hat? 

Vogel, Staatsminister: Ich kann Ihnen nur die 
gleiche Antwort geben, die ich vorher gegeben 
habe. 

Vizepräsident Cronenberg: Weitere Zusatzfragen 
liegen mir nicht vor. 

Ich rufe Frage 21 des Abgeordneten Dr. Struck 
auf. 

Trifft die Meldung zu, daß der Bundeskanzler von Dr. Bar-
zel auf eine „mögliche Falschaussage" hingewiesen worden 
ist? 

Vogel, Staatsminister: Ich darf hier zunächst auf 
die Antwort Bezug nehmen, die ich zu der Frage 20 
gegeben habe. Ebensowenig wie bei der Frage 20 
hat die Bundesregierung bei der Frage 21 Anhalts-
punkte dafür, daß die in der Frage genannte Mel-
dung zutrifft. 

Vizepräsident Cronenberg: Zusatzfrage des Abge-
ordneten Dr. Struck. 

Dr. Struck (SPD): Herr Staatsminister, stimmen 
Sie mir nicht zu, wenn ich sage, daß der Vorwurf 
einer möglichen Falschaussage des Bundeskanz-
lers vor dem Untersuchungsausschuß und der Hin-
weis eines Mitgliedes des Bundestages, an den Bun-
deskanzler gerichtet, er habe möglicherweise falsch 
ausgesagt, ein so schwerwiegender Vorwurf ist, daß 
Sie hier anders antworten müssen, als Sie es bisher 
getan haben? 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Vogel, Staatsminister: Herr Kollege Dr. Struck, 
zum einen wissen Sie, daß alle möglichen Vorwürfe 
in der Öffentlichkeit und in allen möglichen Erzeug-
nissen erhoben werden, und zum zweiten weiß ich 
natürlich auch ganz genau, daß Sie mit Ihren Fra-
gen bestimmte Absichten verfolgen. 

(Zurufe von der SPD: Natürlich! — Mann 
[GRÜNE]: Das ist unsere Aufgabe!) 

Ich möchte Ihnen erneut sagen: Die Bundesregie-
rung hat keine Veranlassung — und auch keine 
Kenntnis von irgendwelchen Anhaltspunkten da-
für —, davon auszugehen, daß der Bundeskanzler 
Veranlassung hätte, seine Aussage zu korrigieren. 
Ich weiß nicht, warum Sie dies nicht zur Kenntnis 
nehmen. 

Vizepräsident Cronenberg: Eine weitere Zusatz-
frage des Abgeordneten Dr. Struck. 

Dr. Struck (SPD): Herr Staatsminister, wenn, wie 
Sie eben in Ihrer Antwort deutlich gemacht haben, 
Herr Dr. Barzel den Herrn Bundeskanzler nicht auf 
eine mögliche Falschaussage aufmerksam gemacht 
hat, gibt es dann andere Mitglieder des Deutschen 
Bundestages oder Mitglieder der Bundesregierung, 
die den Bundeskanzler auf eine mögliche Falsch-
aussage aufmerksam gemacht haben? 
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Vogel, Staatsminister: Ich habe Ihnen gesagt, daß 
kein Grund zu der Annahme besteht, daß der Bun-
deskanzler Veranlassung hätte, seine Aussage zu 
korrigieren. Dies ist umfassend. 

Vizepräsident Cronenberg: Eine Zusatzfrage des 
Abgeordneten Lambinus. 

Lambinus (SPD): Herr Staatsminister, muß ich Ih-
ren bisherigen Einlassungen entnehmen, daß Hel-
mut Kohl — ich sage es einmal so — im Untersu-
chungsausschuß nicht als Bundeskanzler ausgesagt 
hat, sondern als ehemaliger Ministerpräsident des 
Landes Rheinland-Pfalz oder als Parteivorsitzender 
der CDU — oder als was sonst? 

Vogel, Staatsminister: Er hat als Zeuge ausgesagt, 
Herr Kollege. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU und der FDP 
— Lachen bei der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Eine Zusatzfrage der 
Abgeordneten Frau Matthäus-Maier. 

Frau Matthäus-Maier (SPD): Herr Staatsminister, 
kann ich aus der Art und Weise, mit der Sie sich 
verzweifelt aus der Beantwortung der Frage her-
auswinden, wann denn nun der Herr Bundeskanz-
ler davon erfahren hat, daß es eine solche Ge-
schäftsverbindung gab, schließen, daß die Erörte-
rung dieser Fragen dem Herrn Bundeskanzler 
höchst unangenehm ist? 

Vogel, Staatsminister: Erstens, Frau Kollegin, bin 
ich überhaupt nicht verzweifelt, und zweitens habe 
ich auch keinen Grund zu der Annahme, daß dem 
Herrn Bundeskanzler in diesem Zusammenhang ir-
gend etwas unangenehm sein muß. 

(Rusche [GRÜNE]: Dem ist wirklich nichts 
unangenehm, überhaupt nichts!) 

Vizepräsident Cronenberg: Eine Zusatzfrage des 
Abgeordneten Poß. 

Poß (SPD): Herr Staatsminister, entspricht der 
Inhalt der Antworten, die Sie hier geben, dem 
Kenntnisstand des Bundeskanzlers? 

Vogel, Staatsminister: Ich habe Ihnen ja gesagt, 
daß die Beantwortung dieser Fragen ordnungsge-
mäß vorbereitet ist, wie die Geschäftsordnung es 
vorsieht. 

Vizepräsident Cronenberg: Eine Zusatzfrage des 
Abgeordneten Kuhlwein. 

Kuhlwein (SPD): Herr Staatsminister, der Bundes-
kanzler hat als Zeuge im Untersuchungsausschuß, 
und zwar bezogen auf 1973, ausgesagt, daß man ja 
einen so verdienten Mann wie Dr. Barzel nicht ohne 
berufliche Perspektive bleiben lassen könne. 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Ein Sozial- 
fall!)  

War damit nur die Zahlung zusätzlicher Bezüge 
durch die Fraktion gemeint, oder hat damals nach 
Erinnerung des Bundeskanzlers auch schon ande-
res eine Rolle gespielt? 

Vogel, Staatsminister: Sie haben die Aussage des 
Bundeskanzlers vorgelesen, und ich kann Ihnen 
noch einmal sagen, daß keine Veranlassung be-
steht, anzunehmen, daß der Herr Bundeskanzler 
diese Aussage zu korrigieren hätte. Die Sorge um 
das Schicksal eines Kollegen ist ja nicht etwas, was 
verwerflich wäre. 

Vizepräsident Cronenberg: Eine Zusatzfrage des 
Abgeordneten Mann. 

Mann (GRÜNE): Herr Kollege Vogel, nachdem Sie 
eben so geantwortet haben, daß ich davon ausgehe, 
daß Sie mit dem Bundeskanzler selbst gesprochen 
haben, möchte ich Sie fragen, ob diese Interpreta-
tion Ihrer Aussage stimmt und wann Sie mit ihm 
zur Vorbereitung der heutigen Antworten Rück-
sprache genommen haben. 

Vogel, Staatsminister: Sie können davon ausge-
hen, daß ich autorisiert bin, diese Antworten so zu 
geben, wie ich sie hier gegeben habe. 

(Lambinus [SPD]: Es ist gefragt worden, 
wann!) 

Vizepräsident Cronenberg: Eine Zusatzfrage des 
Abgeordneten Nöbel. 

Dr. Nöbel (SPD): Herr Staatsminister, Sie haben 
mehrfach geantwortet, daß die Antworten, die Sie 
hier geben, mit dem Bundeskanzler persönlich ab-
gesprochen sind. Ist es denn richtig, anzunehmen, 
daß der Bundeskanzler von keiner anderen Seite, 
also von niemandem, auf eine eventuelle Falschaus-
sage hingewiesen worden ist? 

Vogel, Staatsminister: Das kann ich im Augen-
blick nicht sagen, weil ich nicht weiß, wer überall in 
der Welt an den Herrn Bundeskanzler herangetre-
ten ist. 

(Dr. Nöbel [SPD]: Ich denke, es ist abge

-

stimmt!) 
Danach ist in den Fragen des Kollegen Struck aber 
auch nicht gefragt worden. 

(Dr. Nöbel [SPD]: Doch, genau danach wird 
gefragt!) 

— Nein! Lesen Sie bitte die Fragen genau nach! 

Vizepräsident Cronenberg: Zu einer Zusatzfrage 
der Herr Abgeordnete Jäger (Wangen). 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Staatsminister, 
nachdem Sie zu der Frage 21 geantwortet haben, 
daß es keinen Hinweis auf einen Hinweis unseres 
Kollegen Dr. Barzel an den Bundeskanzler gebe: 
Teilen Sie meine Auffassung, daß alle bisher ge-
stellten Zusatzfragen auch nicht die Spar eines 
Hinweises darauf ergeben haben, daß es sich an-
ders verhält, als Sie es hier dargestellt haben? 

(Rusche [GRÜNE]: Regierungsamtliche 
Entlastungsfrage!) 

Vogel, Staatsminister: Herr Kollege Jäger, ich 
merke natürlich genau die Absicht der Zusatzfra-
gen, die hier gestellt werden, und richte meine Ant-
worten entsprechend ein. 
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Vizepräsident Cronenberg: Zusatzfrage des Abge-
ordneten Bachmaier. 

Bachmaler (SPD): Herr Staatsminister, ist Ihnen 
bekannt, ob über die in Frage kommende Präsi-
diumssitzung der CDU vom Dezember 1973 im 
Kanzleramt eine Tonbandaufzeichnung existiert? 

Vogel, Staatsminister: Mir ist davon nichts be-
kannt; ich schließe das auch aus. 

Vizepräsident Cronenberg: Weitere Zusatzfragen 
sind nicht gestellt. Ich kann den Geschäftsbereich 
des Bundeskanzlers schließen. Ich bedanke mich 
bei Staatsminister Vogel. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters des Auswärtigen auf. Zur Beantwortung steht 
uns Staatsminister Möllemann zur Verfügung. 

Ich rufe Frage 22 des Abgeordneten Oostergetelo 
auf: 

Was hat die Bundesregierung bewogen, in der Vergangen-
heit eine Weitergabe der Zahl der Flüchtlinge in die Bundes-
republik Deutschland an die EG-Kommission zu verweigern, 
und wird die Bundesregierung auch zukünftig an dieser un-
ter dem Blickwinkel europäischer Zusammenarbeit fragwür-
digen Praxis festhalten? 

Herr Staatsminister, Sie haben das Wort. 

Möllemann, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Kollege Oostergetelo, die Zahlen über Flücht-
linge in der Bundesrepublik Deutschland werden 
regelmäßig von der Bundesregierung veröffentlicht 
und sind allgemein zugänglich. Die Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften hat, wie sie auf Ihre 
Anfrage hin bestätigt hat, keine besondere Anfrage 
bezüglich der Weitergabe von Flüchtlingszahlen an 
die Bundesregierung gerichtet. Sie hatte auch kei-
nen Anlaß für eine solche Anfrage. 

Vizepräsident Cronenberg: Zusatzfrage? — Bitte 
schön, Herr Abgeordneter. 

Oostergetelo (SPD): Herr Staatsminister, können 
Sie, da Sie jetzt nachgefragt haben, uns sagen, wie 
sich die Zahlen etwa im Verhältnis zu unseren 
Nachbarländern darstellen? 

Möllemann, Staatsminister: Danach habe ich nicht 
gefragt, sondern ich habe danach gefragt, ob es eine 
entsprechende Anfrage gibt. Aber ich kann Ihnen 
die Zahlen — das geht aus der Frage bei Ihnen 
nicht hervor —, sowohl die eigenen wie auch der 
Nachbarländer, gerne zugänglich machen. 

Vizepräsident Cronenberg: Weitere Zusatzfragen 
sind nicht erwünscht. 

Ich rufe Frage 23 des Abgeordneten Jäger (Wan-
gen) auf: 

Wird die Bundesregierung die verschärften Greueltaten 
der Sowjetarmee, insbesondere der sogenannten Speznaz-
Einheiten, gegen die afghanische Zivilbevölkerung zum An-
laß nehmen, diese Frage bei der nächsten Ministerratsta-
gung der Europäischen Gemeinschaften auf die Tagesord-
nung setzen zu lassen, und wird sie sich dafür einsetzen, daß 
gegen die UdSSR in gleicher Weise wie gegen Südafrika 
wirtschaftliche Sanktionen mit dem Ziel verhängt werden, 
sie zur Beendigung des in Afghanistan verübten Völkermor-
des zu veranlassen? 

Herr Staatsminister. 

Möllemann, Staatsminister: Herr Kollege Jäger, 
die Bundesregierung wird auch in Zukunft jede 
Möglichkeit nutzen, um der sowjetischen Regie-
rung die Notwendigkeit einer politischen Lösung 
der Afghanistan-Frage mit Nachdruck nahezubrin-
gen. Diese Haltung wird von der überwiegenden 
Mehrheit der Staatengemeinschaft geteilt. Die Ab-
stimmungsergebnisse in den Vereinten Nationen 
sprechen j a eine deutliche Sprache. „Politische Lö-
sung" meint, damit da kein Mißverständnis auf-
kommt, eine Lösung im Sinne des Selbstbestim-
mungsrecht des afghanischen Volkes und des Ab-
zugs der sowjetischen Truppen. 

In wirtschaftlichen Sanktionen sieht die Bundes-
regierung kein geeignetes Mittel, um die Sowjet-
union zur Beendigung ihrer Intervention in Afgha-
nistan zu bewegen. 

Die Frage der sowjetischen Intervention in 
Afghanistan hat nicht auf der Tagesordnung des 
Ministertreffens der Europäischen Politischen Zu-
sammenarbeit am 10. November gestanden. Das 
Thema wird jedoch kontinuierlich im Rahmen der 
EPZ behandelt werden und auch in Zukunft Gegen-
stand der Beratungen sein. Wir haben im übrigen 
entsprechend bei den Vereinten Nationen votiert. 

Vizepräsident Cronenberg: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter, bitte schön. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Staatsminister, 
nachdem die Bundesregierung wegen der Schwere 
der in Südafrika begangenen Menschenrechtsver-
letzungen von ihrer bisher stets eingenommenen 
Haltung, keine wirtschaftlichen Sanktionen zu ver-
hängen, doch zumindest teilweise abgegangen ist, 
weil sie nicht sinnvoll seien, frage ich, ob bei der 
vergleichbaren Schwere der Menschenrechtsverlet-
zungen in Afghanistan die Bundesregierung eben-
falls erwägt, von dieser ihrer ansonsten eingenom-
menen Haltung abzuweichen und doch gewisse 
wirtschaftliche Sanktionen in Erwägung zu ziehen, 
und zwar auch im Rahmen der EPZ. 

Möllemann, Staatsminister: Herr Kollege Jäger, 
ich würde zunächst beide Sachverhalte nicht mit-
einander vergleichen. Für mich und für die Bundes-
regierung ist der Krieg der Sowjetunion gegen 
Afghanistan ein Verbrechen, unakzeptabel, nicht 
hinnehmbar. Für uns ist genauso die Apartheidpoli-
tik, die Politik der systematischen Rassendiskrimi-
nierung, unakzeptabel, nicht hinnehmbar. Es han-
delt sich aber um zwei nicht vergleichbare Sachver-
halte. 

Sie wissen, daß es bisher sehr intensive Beratun-
gen über die Frage gegeben hat, welche Maßnah-
men geeignet sein könnten, die südafrikanische Re-
gierung zu einer Veränderung ihres Kurses zu be-
wegen, und daß bei diesen Beratungen die Bundes-
regierung ihre skeptische Haltung gegenüber Wirt-
schaftssanktionen ganz generell nicht verborgen 
hat. Wir haben darüber auch hier im Parlament, 
zuletzt in der vergangenen Woche, gesprochen. 
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Wir haben uns in einem Abstimmungs- bzw. Ab-

wägungsprozeß am Ende zur Zustimmung zu be-
grenzten Sanktionen entschieden, weil wir andern-
falls zum einen in der EG isoliert gewesen wären — 
der  Zusammenhalt der EG ist für uns auch ein poli-
tischer Wert — und zum anderen hätten sehen müs-
sen, daß wir bei den Blockfreien, bei der Organisa-
tion Afrikanischer Staaten, bei den Frontstaaten, in 
eine immer schwerer haltbare Position gekommen 
wären. Auch das ist ein außenpolitisches Momen-
tur, das uns bestimmt hat, so zu votieren. Ich 
bleibe dabei: Es gibt keine Erwägungen, gegen die 
Sowjetunion Wirtschaftssanktionen zu verhängen. 

Vizepräsident Cronenberg: Eine weitere Zusatzfra-
ge, bitte sehr, Herr Abgeordneter. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Staatsminister, 
darf ich noch einmal fragen: Wie wird die Bundesre-
gierung angesichts dessen, was Sie hier vorgetra-
gen haben, vermeiden, daß der Eindruck entstehen 
könnte, bei den schweren Menschenrechtsverlet-
zungen in Südafrika und den schweren Menschen-
rechtsverletzungen der Sowjetarmee in Afghani-
stan werde seitens der europäischen Regierungen, 
einschließlich der Bundesregierung, mit zweierlei 
Maß gemessen? 

Möllemann, Staatsminister: Wir messen da nicht 
mit zweierlei Maß, wie ich versucht habe darzustel-
len, sondern wir bestimmen unsere Reaktionen 
nach den Gesichtspunkten der Zweckmäßigkeit 
und der Wirksamkeit. Ich habe versucht anzudeu-
ten, wo hier die Kriterien liegen. 

Vizepräsident Cronenberg: Eine Zusatzfrage der 
Abgeordneten Frau Eid. 

Frau Eid (GRÜNE): Herr Staatsminister, stimmen 
Sie mir darin zu, daß die Forderung nach Sanktio-
nen gegen die Apartheidregierung in Pretoria von 
einer breiten Opposition in Südafrika gestellt und 
getragen wird, daß aber eine solche Forderung nach 
Sanktionen gegenüber der Sowjetunion aus Afgha-
nistan nicht vorhanden ist? 

Möllemann, Staatsminister: Nein, da kann ich Ih-
nen nicht zustimmen, weil ich keine autorisierte 
Stellungnahme kenne, die den Willen des afghani-
schen Volkes markieren könnte. Ich habe nicht das 
Gefühl, daß wir derzeit eine solche vorliegen ha-
ben. 

Vizepräsident Cronenberg: Eine Zusatzfrage des 
Abgeordneten Immer. 

Immer (Altenkirchen) (SPD): Herr Staatsminister, 
stimmen Sie mit mir darin überein, daß sich die 
Bundesregierung im Grunde im Blick auf ein Em-
bargo gegenüber Südafrika sehr zurückhaltend ge-
äußert hat und eigentlich eine solche Sanktion 
nicht befürwortet und daß es daher konsequent 
wäre, wenn gegenüber anderen Staaten nicht ein 
anderes Embargo verhängt würde, etwa gegen Sy-
rien oder gegen andere Staaten? Ist das, was ich 
von Ihnen gehört habe, nicht eine Konsequenz, die 
ich zwar nicht im einzelnen billigen will, aber die 
doch eine Politik der Bundesregierung darstellt? 

Möllemann, Staatsminister: Die Haltung der Bun-
desregierung gegenüber Wirtschaftssanktionen 
ganz generell ist skeptisch bis ablehnend, aber wir 
haben in jeder einzelnen Frage, in der wir in der 
EPZ unsere Entscheidung bilden, neben der eige-
nen Haltung auch die unserer Partner und das zu 
berücksichtigen, was wir mit einer Entscheidung 
bewirken oder nicht bewirken. Deswegen kann es 
kein Patentrezept geben, das aus einem einzigen 
Argument heraus abgeleitet würde. Ich verstehe die 
Besorgnis, die der Kollege Jäger hat, daß hier eine 
Mißdeutung möglich wäre; aber ich weiß mich mit 
allen Fraktionen hier im Haus einig — das war eine 
eindrucksvolle Einigkeit bei der Afghanistan-De-
batte —, daß hier im Hause niemand in der Gefahr 
steht, den unerträglichen Versuch der Sowjetunion, 
dem afghanischen Volk seine Selbständigkeit und 
Souveränität zu nehmen, zu billigen, und daß wir 
uns alle gemeinsam in der Forderung an die So-
wjetunion einig sind, ihre Truppen aus Afghanistan 
abzuziehen. 

Vizepräsident Cronenberg: Weitere Zusatzfragen 
liegen nicht vor. 

Ich rufe die Frage 24 des Abgeordneten Jäger 
(Wangen) auf: 

Welche Angaben kann die Bundesregierung über den Tod 
des Solidarnosc-Aktivisten Edward Majko machen, der nach 
einer inzwischen weiter erhärteten Meldung im Informa-
tionsbulletin der Solidarnosc Nr. 43 in einem Wagen der 
Breslauer Milizkommandantur unter ungeklärten Umstän-
den ums Leben kam (September 1986), und wie beurteilt die 
Bundesregierung die fortgesetzte Verfolgung von Mitglie-
dern der Solidarnosc durch die polnischen Behörden? 

Möllemann, Staatsminister: Herr Kollege Jäger, 
die Umstände, unter denen Edward Majko ums Le-
ben gekommen ist, sind bisher im einzelnen nicht 
geklärt. Der Bundesregierung ist bekannt, daß im 
September des Jahres zwei Personen in Breslau 
einen Autounfall hatten, bei dem beide verstorben 
sind. Bei dem Beifahrer handelt es sich um Edward 
Majko, Mitglied des Solidaritäts-Regionalkomitees 
von Breslau. Der ebenfalls verstorbene Fahrer des 
Fahrzeugs könnte ein Funktionär des Sicherheits-
dienstes gewesen sein. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß sich 
die Behörden der Volksrepublik Polen seit der Ent-
lassung der meisten politischen Gefangenen zum 
15. September des Jahres bei der Verfolgung von 
Mitgliedern der Solidarität bisher weitgehend zu-
rückgehalten haben. Dies schließt natürlich ein-
zelne Fälle von repressiven Maßnahmen, zumindest 
zeitweiligen Festnahmen, nicht aus. In solchen Fäl-
len äußern wir auch unsere Position, die Sie ja ken-
nen. 

Vizepräsident Cronenberg: Eine Zusatzfrage, bitte 
schön, Herr Abgeordneter Jäger. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Meine erste Zusatz-
frage: Hat die Bundesregierung Erkenntnisse dar-
über oder irgendwelche Anhaltspunkte dafür, daß 
der getötete Solidarnosc-Aktivist Majko von seiner 
Wohnung mit dem Ziel abgeholt worden ist, ihn zu 
einer Vernehmung oder einer Festnahme zu brin-
gen, oder gibt es Anzeichen, die darauf hindeuten, 
daß er abgeholt worden ist, um ihn auf diesem Wege 
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ohne jedes Verfahren — ich will es mal so formulie-
ren — auszuschalten? 

Möllemann, Staatsminister: Ich kann das nicht ge-
sichert beantworten, Herr Kollege Jäger. 

Vizepräsident Cronenberg: Zusatzfrage, bitte 
schön, Herr Abgeordneter Jäger. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Staatsminister, 
ist die sich in einem solchen Fall darstellende Poli-
tik der polnischen Regierung gegenüber der ge-
werkschaftlichen Opposition im Lande nach Ihrer 
Kenntnis bereits in Wien bei der KSZE-Folgekonfe-
renz von irgendeiner Seite angesprochen worden, 
und wenn nicht, wird sie etwa von der Bundesregie-
rung angesprochen werden? 

Möllemann, Staatsminister: Sie können davon 
ausgehen, Herr Kollege Jäger, daß im Verlauf der 
sechswöchigen Implementierungsdebatte, also der 
Debatte darüber, ob die Bestimmungen der KSZE

-

Schlußakte verwirklicht worden sind oder inwie-
weit das noch nicht geschehen ist, natürlich die 
Frage der Menschenrechte im allgemeinen und die 
in Ihrer Frage, jedenfalls das Verhältnis zur Ge-
werkschaft Solidarnosc betreffend, im besonderen 
angesprochenen Probleme dort angesprochen und 
behandelt werden. Ich kann, weil ich nicht alle Re-
den kenne, die gehalten worden sind, nicht sagen, 
ob dies schon geschehen ist. Sie können aber davon 
ausgehen, daß es jedenfalls im Rahmen der Imple-
mentierungsdebatte geschieht. 

Vizepräsident Cronenberg: Weitere Zusatzfragen 
werden nicht gewünscht. 

Ich rufe die Frage 25 des Abgeordneten Rusche 
auf: 

Auf welche Weise hilft die Bundesregierung den tibeti-
schen Flüchtlingen, die nun schon seit Jahrzehnten zum 
größten Teil in armen Nachbarländern von Tibet Zuflucht 
genommen haben, und wie schätzt sie die Chancen dieser 
Menschen ein, in naher Zukunft wieder in ihr Heimatland 
zurückkehren zu können? 

Möllemann, Staatsminister: Herr Rusche, zur Be-
antwortung des ersten Teils der Frage verweise ich 
auf die Antwort der Bundesregierung zu Punkt 20 
der Kleinen Anfrage der Abgeordneten Frau Kelly, 
Rusche und der Fraktion DIE GRÜNEN, Druck-
sache 10/6127 vom 8. Oktober. 

Zum zweiten Teil der Frage ist zu sagen, daß die 
chinesische Regierung diesen Menschen freistellt, 
in ihre Heimat zurückzukehren. 

Vizepräsident Cronenberg: Zusatzfrage, bitte sehr, 
Herr Abgeordneter Rusche. 

Rusche (GRÜNE): Herr Staatsminister, hat sich 
die politische Situation in Tibet für diejenigen Tibe-
ter, die seinerzeit, als die Chinesen Tibet okkupiert 
haben, nicht ins Exil gegangen sind — nach dem, 
was ihnen widerfahren ist —, so verändert, daß es 
für sie gefahrlos wäre zurückzukehren? 

Möllemann, Staatsminister: Die chinesische Re-
gierung sagt zu diesem Thema, daß diejenigen, die  

jetzt zurückkehren, wie andere chinesische Bürger 
— Sie wissen, daß Tibet heute zum Staat China 
gehört — behandelt werden. So würden alle dort 
gleichermaßen behandelt. 

Vizepräsident Cronenberg: Weitere Zusatzfrage, 
bitte schön. 

Rusche (GRÜNE): Herr Staatsminister, wie schät-
zen Sie das Begehren der Exiltibeter nach Autono-
mie ein, also das Begehren derjenigen, die in ihr 
Land zurück wollen, die in ihren eigenen Grenzen 
leben wollen, wie es vor dem Einmarsch der Chine-
sen in Tibet war? 

Möllemann, Staatsminister: Ich glaube nicht, daß 
es Aufgabe der Bundesregierung ist, die Struktur 
der Volksrepublik China in der Weise, wie von Ih-
nen angesprochen, zu bewerten. Ich möchte mich 
deswegen dazu nicht äußern. 

Vizepräsident Cronenberg: Zusatzfrage des Abge-
ordneten Jäger (Wangen). 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Staatsminister, 
teilen Sie meine Auffassung, daß bezüglich der 
Freiheiten, die in ihre Heimat zurückkehrende Ti

-

beter zu erwarten hätten, Skepsis angebracht ist 
angesichts der Haltung des Dalai-Lama, dem ja die 
Rückkehr auch schon freigestellt worden ist und 
der daran sicher als der religiöse Führer seines Vol-
kes das größte Interesse haben müßte, der dies aber 
dennoch nicht getan hat, weil er offenbar befürch-
tet, daß er eben nicht die notwendige Freiheit genie-
ßen würde, um seine religiösen Aufgaben ungehin-
dert erfüllen zu können? 

(Rusche [GRÜNE]: Der muß es im Gegen

-

satz zur Bundesregierung wissen!) 

Möllemann, Staatsminister: Ich habe festgestellt, 
daß die chinesische Regierung zu dieser Frage sagt, 
daß Rückkehrer in dieses Gebiet, also Tibeter, die 
in ihre Heimat zurückkehren, wie andere Chinesen 
auch behandelt würden. Wir haben keinen Einfluß 
darauf, diese Aussage erstens zu ändern und zwei-
tens das Verhalten der chinesischen Regierung in 
dieser Frage grundlegend zu verändern. 

Vizepräsident Cronenberg: Zusatzfrage der Abge-
ordneten Frau Eid. 

Frau Eid (GRÜNE): Herr Staatsminister, Sie sa-
gen, die Tibeter könnten wie andere Chinesen zu-
rückkehren. Impliziert diese Antwort, daß Sie die 
Tibeter als Chinesen bezeichnen? 

Möllemann, Staatsminister: Nein. Ich habe gesagt, 
die chinesische Regierung habe festgestellt, daß Ti-
beter, die in ihre Heimat zurückkehren wollten, 
dort behandelt würden — weil das heute ein Teil 
von China ist — wie die Chinesen, die dort leben. — 
Sie haben recht: nicht „andere" Chinesen. Das 
müßte man präzisieren. 

Vizepräsident Cronenberg: Ich rufe die Frage 26 
des Abgeordneten Rusche auf: 



19036 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 246. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 13. November 1986 

Vizepräsident Cronenberg 
Ist die Bundesregierung mit mir der Auffassung, daß die 

vollkommen unzureichende Beantwortung der Kleinen An-
frage zur menschenrechtlichen und völkerrechtlichen Situa-
tion Tibets und der von mir eingebrachten mündlichen An-
fragen ein schlechtes Licht auf die Menschen- und Völker-
rechtspolitik der Bundesregierung wirft? 

Möllemann, Staatminister: Nein. 

Vizepräsident Cronenberg: Eine Zusatzfrage. 

Rusche (GRÜNE): Herr Staatsminister, ist der 
Bundesregierung bekannt, daß die tibetische Exilre-
gierung sowie viele Bürger im In- und Ausland die 
Antwort auf die Kleine Anfrage mit Verwunderung 
— um es gelinde zu sagen —, wenn nicht sogar mit 
Empörung zur Kenntnis genommen haben? 

Möllemann, Staatsminister: Nein. 

Vizepräsident Cronenberg: Eine weitere Zusatz-
frage. 

Rusche (GRÜNE): Herr Staatsminister, ist der 
Bundesregierung bekannt, daß Fachliteratur, die 
auch hier im Inland deutschsprachig erhältlich ist, 
bei weitem informativer ist als alles, was durch Ihre 
Antworten auf die Kleine Anfrage und auf meine 
mündlichen Anfragen zu erfahren war, und daß die 
Erwartung von Abgeordneten des Deutschen Bun-
destages eigentlich dahin geht, daß sich die Bundes-
regierung auch darüber hinaus noch informieren 
könnte? 

Möllemann, Staatsminister: Ich glaube, es liegt im 
Wesen von Fachliteratur auf der einen und von Ant-
worten auf Anfragen, die ja einen überschaubaren 
Rahmen haben müssen, auf der anderen Seite, daß 
— jedenfalls in aller Regel — Abhandlungen in der 
Fachliteratur sehr viel komplexer sind, sehr viel 
umfassender, als das eben bei Antworten auf 
Kleine Anfragen der Fall ist. Aber ich nehme Ihren 
Hinweis gerne in der Form auf — so verstehe ich 
das —, daß Sie sich von vornherein — zuzüglich zu 
den Informationen der Bundesregierung — die not-
wendigen Kenntnisse durch Fachliteratur ver-
schafft hatten und sie durch uns gar nicht mehr 
brauchten. 

(Rusche [GRÜNE]: Ich hatte mir von der 
Bundesregierung noch mehr Erkenntnisse 

erhofft!) 

Vizepräsident Cronenberg: Ich rufe die Frage 27 
des Abgeordneten Immer auf: 

Welche besonderen Gründe haben die Bundesregierung 
veranlaßt, auf eine baldige Mitgliedschaft der Türkei in der 
Europäischen Gemeinschaft zu drängen, obwohl in der Tür-
kei nach wie vor Angehörige der kurdischen Minderheit mit 
militärischen Mitteln verfolgt, gefoltert und getötet werden, 
die kurdische Sprache verboten ist und eine kurdische Na-
mensgebung verweigert wird? 

Möllemann, Staatsminister: Herr Kollege Immer, 
die Bundesregierung tritt im Einklang mit ihrer 
Türkeipolitik für eine Normalisierung der Bezie-
hungen zwischen der EG und der Türkei auf der 
Grundlage des Assoziierungsvertrages vom 12. Sep-
tember 1963 ein. Dazu fühlt sie sich rechtlich und 
politisch verpflichtet. 

Vizepräsident Cronenberg: Eine Zusatzfrage, bitte 
schön, Herr Abgeordneter Immer. 

Immer (Altenkirchen) (SPD): Herr Staatsminister, 
diese Antwort auf meine Frage ist natürlich nicht 
befriedigend. Aber, bitte, das ist Ihr Bier. 

Ich habe gefragt und frage noch einmal, ob die 
Bundesregierung in Kenntnis der Tatsache, daß die 
kurdische Minderheit — ich füge hinzu: und die 
armenische und andere Minderheiten — in der Tür-
kei militärisch und polizeilich verfolgt wird — in 
Klammern: türkische Bergvölker; so werden sie ge-
nannt —, nicht wie andere Staaten in der EG darauf 
verzichten sollte, eine Assoziierung oder eine Ein-
beziehung der Türkei in die EG voranzutreiben, je-
denfalls so lange, bis diese Probleme gelöst wer-
den. 

Möllemann, Staatsminister: Herr Kollege Immer, 
Ihre Frage lautete — ich darf das wiederholen —, 
welche besonderen Gründe die Bundesregierung 
veranlaßt hätten, auf eine baldige Mitgliedschaft 
der Türkei in der Europäischen Gemeinschaft zu 
drängen. 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Obwohl ...!) 
— Sicher, aber das ist ja die erste Frage. 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Nein!) 
Ich habe dazu festgestellt, daß die Bundesregie-

rung im Einklang mit ihrer Türkeipolitik, die Ihnen 
bekannt ist — die sich im übrigen im Verhältnis zur 
Vorgängerregierung auch nicht geändert hat —, für 
eine Normalisierung der Beziehungen zwischen der 
EWG und der Türkei auf der Grundlage des Asso-
ziierungsvertrages eintritt. Das tun alle übrigen 
EWG-Partner auch. Es liegt im Wesen eines Ver-
trages, daß man von beiden Seiten erwarten darf, 
daß man sich an ihn hält. In diesem Vertrag sind 
die entsprechenden Daten und Absichten klar ent-
halten. 

Die Lage der kurdischen Türken, auf die Sie im 
zweiten Teil Ihrer Frage abheben, — — 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Nein, das 
steht schon im ersten Teil!) 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter, 
würden Sie den Staatsminister bitte ausreden las-
sen. 

Möllemann, Staatsminister: Herr Kollege, die Lage 
der kurdischen Türken, auf die Sie im zweiten Teil 
Ihrer ersten Frage abheben, 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Pardon!) 
ist seit den 60er Jahren unverändert. Ich verweise 
bewußt auf die Antwort, die ich Ihnen zu diesem 
Komplex bereits einmal im September gegeben 
habe. Wir haben darüber hinaus in einer Antwort 
auf eine Kleine Anfrage der SPD umfassend zur 
Lage der kurdischen Türken Stellung genommen. 
Die damalige Bewertung hat weiterhin Gültigkeit. 

Ich möchte nur darauf hinweisen, daß keine Bun-
desregierung seit dem Zustandekommen des Ab-
kommens wegen der Lage der kurdischen Türken, 
die, wie ich sagte, seit den 60er Jahren unverändert 
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Staatsminister Möllemann 
ist, Anlaß gesehen hätte, den Assoziierungsvertrag 
etwa nicht einhalten zu wollen. 

Vizepräsident Cronenberg: Ihre zweite Zusatzfra-
ge, bitte schön. 

Immer (Altenkirchen) (SPD): Ich möchte Sie fra-
gen, ob Sie durch Ihre Äußerungen feststellen, daß 
es in der Türkei tatsächlich Kurden gibt, was doch 
von der türkischen Regierung ständig in Abrede 
gestellt wird, weil die Kurden weder ihre Sprache 
sprechen dürfen, per Strafe daran gehindert wer-
den, noch ihre kurdischen Namen anmelden dürfen, 
wodurch eine kurdische Namensgebung verhindert 
wird. Nach der Meinung der Bundesregierung gibt 
es also, wenn ich das richtig sehe, Kurden in der 
Türkei, und es ist nicht so, wie die türkische Regie-
rung immer wieder erklärt, daß es nämlich keine 
Kurden gebe, sondern nur ein türkisches Volk. 

Vizepräsident Cronenberg: Nur für das Protokoll: 
Es wäre gut, wenn Sie noch irgendwo ein Fragezei-
chen unterbrächten. 

Immer (Altenkirchen) (SPD): Fragezeichen! 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Staatsminister, 
wollen Sie darauf noch antworten? 

Möllemann, Staatsminister: Ja. — Es ist unbe-
streitbar, daß es kurdische Türken gibt oder türki-
sche Kurden, wie Sie es nennen wollen. Also, das 
Volk der Kurden, das über mehrere heute beste-
hende Staaten verteilt lebt, und seine Lage ist 
mehrfach Gegenstand von Erörterungen hier gewe-
sen wie auch Gegenstand von Kleinen Anfragen. 
Ich bitte Sie sehr herzlich, den ganzen Komplex, der 
sich in seiner Bewertung nicht geändert hat, noch 
einmal genau in der Antwort auf die Kleine An-
frage anzuschauen, die Ihre eigene Fraktion einge-
bracht hat. 

Also, unbestreitbar ist es so, daß in der Türkei 
Kurden leben, natürlich. 

Vizepräsident Cronenberg: Zusatzfrage des Abge-
ordneten Jäger (Wangen). 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Staatsminister, 
teilen Sie meine Auffassung, daß die ebenso kluge 
wie entschiedene Politik der Bundesregierung im 
Ministerkomitee des Europarates ebenso wie die 
Haltung der deutschen Delegation in der Parlamen-
tarischen Versammlung durch die Einwirkungen 
auf die Demokratisierung in der Türkei dazu beige-
tragen haben, die Zahl der Folterungen zurückge-
hen zu lassen, die Folterer selbst einer strafrechtli-
chen Verfolgung auszusetzen, und damit auch das 
Schicksal der kurdischen Minderheit in günstigem 
Sinne beeinflußt haben? 

Möllemann, Staatsminister: Ja, ich glaube, nie-
mand kann bestreiten, daß das Engagement der de-
mokratischen Staaten Europas und Nordamerikas 
für eine Verbesserung der Menschenrechtslage in 
der Türkei mit zu Ergebnissen geführt hat. Das war 
einer der Gründe, weshalb sich die Bundesregie-
rung auch dafür eingesetzt hat, daß die Türkei beim  

nächsten Mal wieder den Vorsitz im Ministerkomi-
tee des Europarates übernehmen kann, der ihr tur-
nusmäßig zusteht. Damit wollen wir den Prozeß der 
Demokratisierung, der von der Regierung Özal und 
anderen dort in Gang gesetzt worden ist, ermuntern 
und bekräftigen, lassen aber keinen Zweifel daran 
aufkommen, daß es ein Prozeß ist, der noch nicht 
abgeschlossen ist. 

Vizepräsident Cronenberg: Ich rufe die Frage 28 
des Abgeordneten Immer (Altenkirchen) auf: 

Begründet die Tatsache, daß eine kurdische Organisation 
in der Bundesrepublik Deutschland kurdischen Sprachunter-
richt an Schulen, Rundfunksendungen und Aufklärungs-
schriften in kurdischer Sprache fordert, wie sie im Verfas-
sungsschutzbericht 1985 aufgeführt werden, schon den Tat-
bestand einer verfassungsfeindlichen Organisation, oder ent-
sprechen solche Forderungen nicht den Menschenrechten, 
wie sie in der Charta der Vereinten Nationen und in der 
Schlußakte von Helsinki verankert sind und von der Bundes-
regierung auch im Blick auf deutschstämmige Minderheiten, 
wie zum Beispiel gegenüber Rumänien, geltend gemacht 
werden? 

Möllemann, Staatsminister: Herr Kollege Immer, 
nach Auffassung der Bundesregierung begründen 
die in Ihrer Frage aufgezählten Forderungen nicht 
den Vorwurf der Verfassungsfeindlichkeit. Die Er-
wähnung der angesprochenen Organisation im Ver-
fassungsschutzbericht beruht darauf, daß es sich 
um eine orthodox-kommunistische Vereinigung 
handelt. 

Vizepräsident Cronenberg: Zusatzfrage, bitte 
schön. 

Immer (Altenkirchen) (SPD): In dem Verfassungs-
schutzbericht 1985 wird aber gerade — wenn ich 
das richtig gelesen habe — auf die Tatsache abge-
stellt, daß eine Gruppierung fordere, kurdischen 
Sprachunterricht in den Schulen zu erteilen und in 
Rundfunksendungen die kurdische Sprache zu be-
nutzen, was in der Bundesrepublik nicht statthaft 
sei — sonst könnte ich den Verfassungsschutzbe-
richt überhaupt nicht begreifen. Es wird mit keinem 
Wort erzählt, daß KOMKAR, die sicherlich mit der 
DKP Verbindungen hat, aus anderen Gründen ver-
fassungswidrig sei. Hier werden vielmehr die For-
derungen aufgezählt, und darauf wird offenbar die 
Verfassungsfeindlichkeit zurückgeführt. 

Möllemann, Staatsminister: Nein. Ich wiederhole: 
Aus der Sicht der Bundesregierung begründen die 
von Ihnen angesprochenen Forderungen — ich 
möchte sagen: natürlich — nicht die Verfassungs-
feindlichkeit. Es wäre geradezu absurd, wenn das 
Erheben solcher Forderungen als verfassungsfeind-
lich gelte. Im Gegenteil: Solche Forderungen lassen 
sich zwar nicht aus der Charta der Vereinten Natio-
nen ableiten; sie ergeben sich aber aus dem Pakt 
über bürgerliche und politische Rechte, dem aller-
dings die Türkei nicht beigetreten ist, jedoch wir. 

Ich wiederhole hier: Aus der Sicht der Bundesre-
gierung ist die Erwähnung der angesprochenen Or-
ganisation im Verfassungsschutzbericht darauf zu-
rückzuführen, daß es sich um eine orthodox-kom-
munistische Vereinigung handelt, und nicht auf 
diese Forderungen. 
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Vizepräsident Cronenberg: Weitere Zusatzfrage. — 
Ich möchte Sie aber darauf aufmerksam machen, 
daß wir in der Geschäftsordnung stehen haben, daß 
die Fragen kurz und präzise sein müssen. 

Immer (Altenkirchen) (SPD): Entschuldigung, 
Herr Präsident. 

Herr Staatsminister, wird die Bundesregierung in 
Zukunft also darauf hinwirken, daß die Standesäm-
ter in der Bundesrepublik Deutschland endlich 
dazu übergehen, auch kurdische Namen zuzulassen, 
und nicht wie bisher in einigen Bundesländern die 
Übung haben, nach NATO-Doktrin kurdische Na-
men auf Grund der türkischen Intervention nicht 
zuzulassen? 

Möllemann, Staatsminister: Ich weiß jetzt nicht 
genau, wie das bei den Standesämtern im einzelnen 
läuft. Ich bin da noch nicht allzu oft gewesen. 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Leider! Ich 
habe fünf Kinder; darum weiß ich das!) 

Es liegt in der Natur der Sache, daß man sich dort 
nicht allzu häufig aufhalten muß. Aber ich nehme 
an, daß dort der Name in die Dokumente eingetra-
gen wird, der im Paß der Leute steht. 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Nein, es wer

-

den kurdische Namen nicht zugelassen!) 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter, 
nun haben Sie Ihr Fragerecht weidlich ausgenutzt. 

(Rusche [GRÜNE]: Machen Sie sich einmal 
sachkundig, Herr Kollege!) 

Ich kann nun die Fragestunde schließen und rufe 
den Punkt 4 der Tagesordnung auf. 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Ersten Gesetzes zur Änderung des Wasch-
mittelgesetzes 
— Drucksache 10/5303 — 

a)  Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Umwelt, Naturschutz und Reak-
torsicherheit (21. Ausschuß) 
— Drucksache 10/6404 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Schmidbauer 
Kiehm 
Frau Hönes 

b) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
— Drucksache 10/6405 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Kühbacher 
Gerster (Mainz) 
Dr. Weng (Gerlingen) 
Dr. Müller (Bremen) 

(Erste Beratung 211. Sitzung) 

Meine Damen und Herren, es gibt eine interfrak-
tionelle Vereinbarung, in der festgelegt worden ist, 
daß die Aussprache dreißig Minuten betragen soll.  

— Widerspruch erhebt sich dagegen nicht. Ich kann 
also die Aussprache eröffnen. 

Zunächst einmal gebe ich das Wort dem Bundes-
minister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi-
cherheit, Dr. Wallmann. 

Dr. Wallmann, Bundesminister für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit: Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen! Meine Herren! Der 
Gewässerschutz hat für die Bundesregierung her-
ausragende umweltpolitische Bedeutung. Die si-
chere und langfristige Versorgung der Bevölkerung 
mit Trinkwasser ist für uns alle lebenswichtig. 

In dieser Legislaturperiode hat die Bundesregie-
rung deswegen eine Reihe von Maßnahmen ergrif-
fen, mit denen der Gewässerschutz nachhaltig ver-
bessert wird. Hierzu zählt insbesondere eine merk-
liche Verschärfung des gesetzlichen Instrumentari-
ums. Nach der Novellierung des Wasserhaushalts-
gesetzes im Juni dieses Jahres steht heute die No-
velle zum Waschmittelgesetz zur abschließenden 
Beratung an. Es ist erfreulich, daß die Beratung des 
Regierungsentwurfs in den Ausschüssen sachlich 
und kooperativ verlaufen ist. 

Zum Inhalt des Gesetzes möchte ich mich auf 
wenige Punkte beschränken. 

Erstens. Durch die Novelle zum Waschmittelge-
setz wird der Gewässerschutz in den Bereich der 
Herstellung von Waschmitteln vorverlagert. Die 
Umweltverträglichkeit derartiger Mittel ist weiter 
zu verbessern. Gewässerbelastende Stoffe sollen 
durch gewässerschonende ersetzt werden. Stärker 
als bisher wird damit das Vorsorgeprinzip verwirk-
licht. 

Zweitens. Die Novelle erweitert den Anwen-
dungsbereich des Waschmittelgesetzes auf eine 
Vielzahl bisher nicht erfaßter Wasch- und Reini-
gungsmittel, z. B. Wäscheweichspüler und Textil-
hilfsmittel. 

Drittens. Wasch- und Reinigungsmittel müssen in 
geringeren Mengen als bisher eingesetzt werden. 
Hierzu dient vor allem eine bessere Information des 
Verbrauchers. Die Hersteller müssen genauere Do-
sierungsempfehlungen als bisher geben. Der Ver-
braucher erhält erstmals die Möglichkeit des direk-
ten Vergleichs zwischen konkurrierenden Produk-
ten. Durch eine sparsamere Verwendung der 
Waschmittel können unsere Gewässer beträchtlich 
entlastet werden. 

Viertens. Die Novelle enthält daneben eine — 
wenn ich das so sagen darf — wichtige technische 
Komponente. Reinigungseinrichtungen, z. B. 
Waschmaschinen, sollen so gestaltet werden, daß 
der Verbrauch von Wasch- und Reinigungsmitteln 
sowie von Wasser und Energie möglichst verringert 
wird. Hier ist bereits jetzt eine positive Entwicklung 
auf dem Markt zu beobachten. 

Die Neuerungen im Waschmittelgesetz werden 
dazu beitragen, den Gewässerschutz weiter zu ver-
bessern. Gesetzliche Maßnahmen allein reichen je-
doch auch hier nicht aus. Wir alle sind aufgerufen, 
meine Damen und Herren, bei der Verwendung von 
Wasch- und Reinigungsmitteln unseren persönli- 
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Bundesminister Dr. Wallmann 
chen Beitrag zur Schonung unserer Umwelt zu lei-
sten. Ich vertraue auf die Bereitschaft unserer Bür-
gerinnen und Bürger, in ihrem privaten Bereich 
etwas für unsere Umwelt zu tun. Das Waschmittel-
gesetz ist ein wichtiger Schritt auf dem Weg zu 
einem besseren Gewässerschutz. Ich bitte daher um 
Ihre Zustimmung. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Kiehm. 

Kiehm (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Mit dieser Änderung des Waschmittelgeset-
zes wird ein weiterer Schritt in die Richtung getan, 
Gewässerschutz zu betreiben, indem der Umsatz 
von Schadstoffen und Produkten reglementiert 
wird. Wir sind froh darüber, daß mit der Entschei-
dung über dieses Gesetz auch der Streit ein Ende 
hat, ob nun produktbezogener Gewässerschutz be-
trieben werden soll oder ob der Weg über die Ab-
wasserreinigung erfolgen soll. Wir meinen, mit die-
ser Entscheidung wird deutlich, daß produktbezo-
gene und abwassertechnische Regelungen notwen-
dig sind. 

Der erste Schritt mit dem Waschmittelgesetz '75 
hat zu Ergebnissen geführt, die sich nach unserer 
Meinung sehen lassen können: Gegenüber 1975 
ging der Phosphatverbrauch in Wasch- und Reini-
gungsmitteln von 280 000 t auf unter 170 000 t zu-
rück, d. h. 40 % Minderung. Der Anteil der Belastung 
der Gewässer durch Waschmittelphosphate sank 
von 40% auf 25%. Wie in anderen Bereichen des 
Umweltschutzes zeigt sich, daß die sozialliberale 
Regierung nicht nur allgemeine Impulse gegeben 
hat, sondern daß sie durch die Ausgestaltung des 
Instrumentariums auch erhebliche Erfolge erreicht 
hat. 

Herr Minister, wenn Sie davon sprechen, daß es 
Fortschritte im Gewässerschutz gibt und daß dieses 
Waschmittelgesetz dazu ein Beitrag ist, wird dies 
nicht bezweifelt. Nur, unsere Sorge ist, daß der Ein-
druck vermittelt werden könnte, daß bei Ihrem Ein-
satz zur Beseitigung gefährlicher Stoffe ein Opti-
mum erreicht worden sei. Dies muß angezweifelt 
werden. Die Debatte der letzten Tage zeigt gerade-
zu, daß die Bundesregierung zu verstärktem Han-
deln aufzufordern ist. Das hier und heute zur Ver-
abschiedung anstehende Gesetz macht nach unse-
rer Meinung Schritte in die richtige Richtung. Des-
halb werden wir dem Gesetz auch zustimmen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Bravo!) 

Diese Schritte werden aber in einigen Punkten un-
serer Meinung nach nur zögerlich getan, und sie 
greifen auch nicht weit genug. Ich will dazu einige 
Sätze sagen. 

Erstens. Wir haben es für nötig gehalten, im In-
teresse einer längerfristigen Produktplanung der 
Produzenten ein Datum in das Gesetz einzuführen, 
nach dem nur noch Wasch- und Reinigungsmittel 
auf den Markt gebracht werden dürfen, bei denen 
die Inhaltsstoffe biologisch abbaubar oder umwelt-
verträglich eliminierbar sind. Der 1. Januar 1990  

sollte diese zeitliche Grenze markieren. Mit Ver-
weis auf EG-Recht ist unser Antrag abgelehnt wor-
den. 

Zweitens. Im Interesse einer eindeutigen Geset-
zessprache wollten wir verhindern, daß die Phos-
phathöchstmengenverordnung ausdrücklich von 
der Existenz geeigneter Ersatzmöglichkeiten ab-
hängig gemacht wird. Dies ist nicht gelungen. Es ist 
schon ein Kuriosum, daß wir im Bericht verdeutli-
chen müssen, was im Text nicht eindeutig gesagt 
wird, nämlich daß der Grundsatz der Verhältnismä-
ßigkeit nicht über Gebühr bemüht werden soll. 

Drittens. Die Möglichkeit des Verbots bestimmter 
Inhaltsstoffe in einer Verordnung wollten wir auf 
Produkte ausdehnen, ein zusätzliches Instrument, 
das wir der Bundesregierung an die Hand geben 
wollten. Es ist nur ideologisch erklärbar, daß die 
Bundesregierung und die Koalition dieses Vorsor-
gemittel nicht annehmen wollen. 

(Frau Schmidt [Nürnberg] [SPD]: Sehr 
richtig!) 

Es gibt aber auch akzeptable Verbesserungen: bei 
den Verbraucherinformationen und bei der Beteili-
gung des Umweltbundesamts. Der Minister ist dar-
auf eingegangen. Deshalb auch unsere Zustim-
mung. 

Meine Damen und Herren, mir ist selten ein Ge-
setz untergekommen, das in seiner angestrengten 
Wirkungsweise mit einer solchen Fülle von Verord-
nungsermächtigungen ausgestattet ist; es sind wohl 
fünf oder sechs. Ich beklage das nicht, weil auf die-
sem Wege sicherlich gezielter, konkreter und 
schneller gehandelt werden kann. Hier aber liegt 
auch ein Dilemma. Der Bundestag verzichtet auf 
eine vielleicht auch nur unzureichende und allge-
meine Regelung im Vertrauen darauf, daß die Re-
gierung von den angebotenen Möglichkeiten Ge-
brauch macht. Hier zweifeln wir; hier haben wir 
nicht das hohe Ausmaß an Vertrauen, daß die Re-
gierung die angebotenen Instrumente auch nutzen 
wird. 

Einer anderen Argumentation der Regierung 
können wir folgen; das ist nachvollziehbar. Sie sagt, 
vor dem Hintergrund einer drohenden Verordnung 
ließen sich leichter Vereinbarungen mit Industrie-
verbänden, Branchen und Unternehmen abschlie-
ßen, die gezielter und schneller zu einem Ergebnis 
führen würden. Für eine vom Parlament bestimmte 
Politik und für die Kontrolle der Regierung durch 
das Parlament ist diese Form des nicht öffentlich

-

rechtlich geprägten Handelns an sich eine unange-
messene Lösung. 

Während wir der CDU manchmal deutlich sagen 
müssen, daß sie von bewährten Prinzipien Abschied 
nehmen sollte — ich denke an das Wasserhaus-
haltsgesetz mit der Entschädigung für Landwirte —, 
die im Grunde genommen zu einer Aufweichung 
des Verursacherprinzips führen, stehen wir Sozial-
demokraten auch zu dem Kooperationsprinzip, das 
sich in diesen Vereinbarungen ausdrückt. Wir ha-
ben das einmal in einem Papier so formuliert: Das 
Instrument der Absprache kann dann an Bedeu-
tung gewinnen, wenn die Drohung mit einschnei-
dendem Ordnungsrecht und einer Abgabe glaub- 
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haft gemacht werden kann. Aber es darf nicht auf 
Zeitgewinn und Abwiegelung gesetzt werden. 

(Schmidbauer [CDU/CSU]: So ist es!) 

Wir halten es sogar für denkbar, daß im Zuge der 
Kooperation Staat und Wirtschaft, beide mit ihren 
Maßnahmen gezielt in Produktionsalternativen 
denken und auf diese Veränderungen hinwirken. 
Da, wo abschließende Regelungen nicht möglich 
sind, möchten wir erreichen, daß Stufenpläne mit 
Zeitvorgaben, die eine konstruktive Alternative dar-
stellen, zu einer Verabredung gehören. 

Ausgehend von diesen Betrachtungen folgen wir 
der Argumentation, im Bereich der Wasch- und 
Reinigungsmittel Vereinbarungen zu treffen. Über 
die Problematik der Zielsetzung und einem dieser 
Zielsetzung folgenden Regierungshandeln habe ich 
mich mit dem Kollegen Schmidbauer schon einige 
Male an dieser Stelle auseinandergesetzt. Es ist zu 
begrüßen, daß auf unseren Antrag hin im Ausschuß 
einvernehmlich festgestellt worden ist, wie wir es 
mit diesen Vereinbarungen denn handhaben wol-
len. Es heißt dort, daß wir die Bundesregierung auf-
fordern, die inhaltlichen Positionen für Verordnun-
gen umgehend vorzubereiten und zur Diskussion zu 
stellen, damit die beteiligten Kreise und die Betrof-
fenen in der Lage sind, sich an der vorgesehenen 
Zielsetzung zu orientieren. Die Bundesregierung 
wird aufgefordert, die beteiligten Kreise und den 
Umweltausschuß über die angestrebten Vereinba-
rungen, die Vereinbarungspartner, den Anteil der 
durch die Vereinbarung betroffenen Produkte oder 
Inhaltsstoffe zu informieren und das Ganze in an-
gemessener Weise auch zu veröffentlichen. 

Wir hoffen, daß unser Beitrag hier zur Verände-
rung des Waschmittelgesetzes auch ein Beitrag ist, 
den Gewässerschutz zu forcieren. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Schmidbauer. 

Schmidbauer (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Der Brand bei 
Sandoz und die schwerwiegenden Auswirkungen 
auf das Ökosystem des Rheins haben uns, so denke 
ich, wieder sehr deutlich gemacht, welch große Be-
deutung der Gewässerschutz hat. Sauberes Wasser 
ist als Grundlage allen Lebens unentbehrlich, und 
saubere Gewässer sind Voraussetzung für eine dau-
erhafte Sicherung unserer Trinkwasserversorgung. 

Die CDU/CSU-Fraktion hat deshalb im Entschlie-
ßungsantrag in unserer Verantwortung für die Um-
welt die Bundesregierung gebeten, die notwendigen 
Verbesserungen der Gewässerreinhaltung in die 
Wege zu leiten. In einer breit angelegten Konzep-
tion hat die Bundesregierung praktikable und wirk-
same Entwürfe zum Wasserhaushaltsgesetz, zum 
Abwasserabgabengesetz und zum Waschmittelge-
setz vorgelegt. Das Wasserhaushaltsgesetz ist be-
reits verabschiedet. Das Waschmittelgesetz wird 
heute verabschiedet, und wir werden noch in dieser 
Legislaturperiode auch das Abwasserabgabenge-
setz verabschieden. 

Der Entwurf der Bundesregierung zum Wasch -
mittelgesetz war eine sehr gute Entscheidungs-
grundlage. Der Beratungsverlauf hat gezeigt, daß 
die Grundsatzpositionen richtig sind und beibehal-
ten werden können. Wir haben eine sehr ausführli-
che Beratung in den Ausschüssen gehabt. Wir ha-
ben ein sehr ausführliches Hearing in Berlin ge-
habt. 

Ich möchte mich an dieser Stelle bei allen Betei-
ligten bedanken, bei den Beamten des Ministeriums 
und im besonderen auch bei dem Berichterstatter, 
dem Kollegen Kiehm, der eben hier gesprochen hat. 
Es ist in der Tat so, daß wir uns, Herr Kollege 
Kiehm, hier sehr oft über die prinzipiellen Dinge 
unterhalten haben. Wir haben es immerhin verstan-
den — ich denke, dies ist ein wichtiger Punkt für 
unseren Gewässerschutz —, einvernehmliche Rege-
lungen in diesem Waschmittelgesetz zu finden. 

Ich darf die wesentlichen Kriterien, von denen 
sich die CDU/CSU-Fraktion in ihren Entscheidun-
gen zu diesem Gesetz hat leiten lassen, hier in 
kurzen Zügen darlegen. 

Erstens. Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion ist 
mit der Bundesregierung der Meinung, daß der An-
wendungsbereich des Gesetzes ausgedehnt werden 
muß. Deshalb haben wir den Schutzbereich des Ge-
setzes erheblich ausgeweitet. Die Liste der Wasch-
und Reinigungsmittel, die unter das geltende Recht 
fallen, war unzureichend. Es sind deshalb alle 
Stoffe mit einbezogen worden, die im Zusammen-
hang mit Reinigungsvorgängen in das Abwasser 
und die Gewässer gelangen. Wir erfassen damit ei-
nen komplexen und teilweise bislang sehr unüber-
sichtlichen Bereich. 

Insbesondere die für die Trinkwasserversorgung 
gefährliche Stoffgruppe der organischen Halogen-
verbindungen wird mit in dieses Gesetz einbezo-
gen. 

Es ist folgendes notwendig: klarere Abgrenzung 
der verschiedenen Gruppen der neu unter das Ge-
setz fallenden Erzeugnisse; Verzicht auf Beschrif-
tung; Meldepflicht nur dort, wo dies bei den Betrof-
fenen zu Rechtsunsicherheiten führen kann und die 
umweltpolitische Wirksamkeit des Gesetzes nicht 
beeinträchtigt wird. 

Zweitens. Die CDU/CSU-Fraktion hält voll an 
dem Konzept der Bundesregierung fest, die gesetz-
lichen Regelungen stärker an Vorsorgegesichts -
punkten zu orientieren. Gegenvorstellungen haben 
uns nicht überzeugen können. Der Vorsorgege-
danke rückt zu Recht in allen Bereichen des Um-
weltschutzes immer stärker in den Vordergrund. 
Gerade ein typisches Vorsorgeinstrument wie das 
Waschmittelgesetz mit seinen produktbezogenen 
Anforderungen muß als solches auch effektiv ein-
setzbar sein. 

Daraus folgt für uns: Herabsetzung der Eingriffs-
schwelle für Anforderungen der Umweltverträglich-
keit von Wasch- und Reinigungsmitteln, keine allei-
nige und volle Beweislast des Staates für den Nach-
weis umweltschädlicher Wirkungen, Einführung 
der Möglichkeit, auch für Produkte Beschränkun-
gen festzusetzen. 
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Nicht folgen werden wir Forderungen nach Pro-

duktverboten oder absoluten gesetzlichen Verboten 
für bestimmte Inhaltsstoffe, z. B. bei Phosphaten. 
Hier ist auch stärker zu differenzieren. Solche Ver-
bote sind unnötig und umweltpolitisch fragwürdig, 
weil zuerst die Möglichkeit bestehen muß, im Ein-
zelfall die Umweltverträglichkeit von Ersatzstoffen 
zu prüfen. 

Drittens. Ein weiterer zentraler Punkt der No-
velle ist die Erweiterung des Gesetzes um eine ma-
schinenbezogene Regelung. Uns erscheint eine sol-
che Regelung und Ergänzung sehr sinnvoll. Chemi-
sches Erzeugnis und Maschine bilden ein Gesamt-
system, das im Interesse des Umweltschutzes opti-
mal aufeinander abgestimmt sein muß. Hier ist die 
Verordnungsermächtigung entbehrlich. Wir erwar-
ten in diesem Zusammenhang Ergebnisse im Hin-
blick auf die freiwillige Selbstverpflichtung von vier 
Wirtschaftsverbänden, die im August 1986 verein-
bart wurde. 

Viertens. Der Verbraucher — und dies ist der 
wichtige Punkt in diesem Gesetz — erhält durch 
neue gesetzliche Regelungen bessere Informatio-
nen und wird damit in die Lage versetzt, seine 
eigene Verantwortung bei der richtig dosierten Ver-
wendung von Wasch- und Reinigungsmitteln zu er-
kennen und ihr gerecht zu werden. Alle Verbrau-
cherverbände haben dieser Regelung zugestimmt. 

Die heutige Presseerklärung eines Industriever-
bandes in diesem Zusammenhang ist für mich nicht 
verständlich. Ich hoffe, daß sie nicht durchgängig 
die Meinung aller Hersteller darstellt. 

Fünftens. Die CDU/CSU-Fraktion steht voll hin-
ter dem Kooperationsprinzip. Freiwillige Vereinba-
rungen haben große Vorteile. Gerade im Waschmit-
telbereich gibt es hierfür günstige Rahmenbedin-
gungen und, so denke ich, gute Erfahrungen. Die 
Industrie hat eine weitgehende Kooperation in Aus-
sicht gestellt. Nehmen wir sie beim Wort. 

Die CDU/CSU-Fraktion stimmt den Beschluß-
empfehlungen des Umweltausschusses zu. Die Ge-
setzesvorlage setzt die notwendigen Verbesserun-
gen des Umweltschutzes mit marktkonformen und 
damit wirkungsvollen Instrumenten durch. Wir 
kennen die Verantwortung einer modernen Indu-
striegesellschaft für die Sicherung einer gesunden 
Umwelt. Wir setzen auf ein abgewogenes Verhältnis 
zwischen staatlicher Reglementierung, Selbstver-
antwortung und Kooperationsbereitschaft der Wirt-
schaft. Wir wissen, daß wir bisher damit erfolgreich 
waren und künftig erfolgreich sein werden. 

Herzlichen Dank. 
(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg : Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Hönes. 

Frau Hönes (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Das neue Waschmittelgesetz, von 
Walter Wallmann präsentiert, trägt angeblich deut-
lich zur Entlastung der Gewässer bei. Es erhebt den 
Anspruch, die Umweltverträglichkeit von Wasch-
und Reinigungsmitteln zu verbessern und den 
Mengenverbrauch zu reduzieren. 

Obwohl wir der Meinung sind, daß die Novellie-
rung in Teilbereichen Fortschritte ermöglichen 
könnte, müssen wir doch zum wiederholten Male 
feststellen, daß diese Bundesregierung das Gesamt-
problem Waschmittel schaumgebremst, enthärtet, 
optisch aufgehellt und weichgespült in Angriff ge-
nommen hat. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Unsere grundsätzliche Kritik richtet sich gegen 
die Laschheit des Vorgehens bei den höchst proble-
matischen umweltrelevanten Inhaltsstoffen von 
Wasch- und Reinigungsmitteln. 

Anstatt endlich ein Instrument zu schaffen, mit 
dem überflüssige und umweltschädliche Stoffe wie 
schlecht abbaubare Tenside, Weichspüler, optische 
Aufheller, Bleichmittel, Phosphate oder Chlor ent-
haltende Chemikalien spürbar reduziert oder aus 
dem Verkehr gezogen und gegebenenfalls durch 
ökologisch verträglichere Alternativen ersetzt wer-
den, zieht diese Bundesregierung mit einer Sturheit 
sondergleichen hilflose freiwillige Vereinbarungen 
mit der Industrie vor. Sie schiebt das Problem mit 
dem Hinweis auf mögliche Verordnungsermächti-
gungen vor sich her. 

Der Jahresumsatz von 3,5 Milliarden DM der 
Wasch- und Körperpflegemittelproduzenten ist ihr 
offensichtlich wichtiger als 27 000 Vergiftungsfälle 
mit Haushaltschemikalien pro Jahr, wichtiger als 
fischgiftige Tenside, die sich im Klärschlamm an-
reichern, wichtiger als die Tatsache, daß der Phos-
phatgehalt des geschundenen Rheins bei einem An-
wendungsverbot für Waschmittelphosphate in den 
Rheinuferstaaten zumindest halbiert würde. 

Es ist schon unbegreiflich, daß sich die Bundesre-
gierung selbst in den Fällen, in denen wir über 
anerkannte umweltverträgliche Phosphatsubstitute 
wie Zeolith A verfügen, von der Waschmittellobby 
unterbuttern läßt und aus ihrer Umweltverantwor-
tung davonstiehlt. 

Seit Jahren warnen Ärzte und Toxikologen vor 
optischen Aufhellern. Was diese Substanzen und 
die synthetischen Duftstoffe aus den Waschmitteln 
zusätzlich in den Gewässern anrichten, steht ver-
schlüsselt in vielen wissenschaftlichen Publikatio-
nen. Die strahlend saubere Wäsche mit ihrem pe-
netranten Verwöhnaroma, die Allergiker und sen-
sible Menschen in ständige alarmbereitschaft ver-
setzt, ist Ihnen wichtiger als eine klare gesetzliche 
Regelung. 

Diese Bundesregierung hat überdies auf die 
besondere Förderung von umweltverträglichen 
Wasch- und Reinigungsmitteln zur Gänze verzich-
tet. 

Das bekannte Baukastenprinzip, wonach Tensi-
de, Bleichmittel und Enthärter getrennt angeboten 
werden und nachweislich der geringste Umwelt-
schaden verursacht wird, existiert im Gesetz über-
haupt nicht. 

Ebensowenig hat diese Bundesregierung der Er-
kenntnis Rechnung getragen, daß die altbewährte 
Seife, das Alkalisalz natürlicher pflanzlicher und 
tierischer Fettsäuren, aus vielerlei ökologischen 
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Frau Hönes 
Gründen vorteilhafter ist als die meisten syntheti-
schen Tenside. Dabei spielen nicht nur Überlegun-
gen, die die „naturfremde" und „naturgemäße 
Struktureinheit" berücksichtigen, ein wichtige 
Rolle. 

Für uns ist nach all den Diskussionen, die der 
Novellierung des Waschmittelgesetzes vorausge-
gangen sind, völlig klar, daß Herr Wallmann jetzt, 
kurz vor der Wahl, ganz wie sein Vorgänger Zim-
mermann die Schaumschlägerei in Bonn fortsetzt. 
Mit Getöse und flotten Ökosprüchen wird ein fauler 
Kompromiß verkauft, dem noch dazu in letzter Mi-
nute durch erfolgreiche Intervention der Industrie 
der wacklige Schneidezahn gezogen wurde: Ein 
Großteil der industriell und gewerblich verwende-
ten Tenside und Reinigungsmittel, der im Vorent-
wurf noch vorhanden war, wurde mit dem Hinweis 
auf die „komplexen" Anwendungen aus dem Regel-
werk entfernt. Dabei sind es oft genug gerade jene 
Chemikalien aus Industrie und Gewerbe, die unsere 
Fische das Fürchten lehren. Aber der Rhein ist tot; 
es lebe die Chemie. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Baum. 

Baum (FDP): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Der Rhein ist nicht tot. 

(Zuruf der Abg. Frau Schmidt [Nürnberg] 
[SPD]) 

— Nein, selbst mit diesen Vergiftungen nicht. Sie 
stellen Ihre eigenen Leistungen hier schlecht dar. 
Sie haben die Bundesregierung mitgetragen. Es 
sind Milliarden in den Rhein investiert worden. 

Man muß einmal einen Blick in die Vergangen-
heit werfen. 1975 hatten wir 280 000 t Phosphat in 
den Wasch- und Reinigungsmitteln. Wir hatten im 
letzten Jahr 100 000 t. Das heißt: Wir haben eine 
Reduzierung um etwa zwei Drittel erreicht, Frau 
Kollegin Hönes. Mit der Phosphathöchstmengen-
verordnung und mit allen anderen Maßnahmen ha-
ben wir eine ganz starke Reduzierung dieser Stoffe 
erreicht. 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Es hätte mehr sein 
können!) 

— Na gut, Sie sagen immer, es hätte mehr sein kön-
nen. Wir können hier machen, was wir wollen, Sie 
stimmen dem sowieso nicht zu. Insofern empfinde 
ich die sachliche Zusammenarbeit mit dem Kolle-
gen Kiehm und der SPD-Fraktion in diesem Punkte 
— bei aller Kritik, die Sie geäußert haben — als 
wirklich wohltuend. Wir haben, was ich sehr begrü-

ße, wieder einmal eine Basis für gemeinsames Vor-
gehen, wie wir sie am Anfang, als der Umweltschutz 
entwickelt wurde, mit der damaligen Opposition 
viel öfter gehabt haben. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Über Jahrzehnte 
hinweg!) 

Mit der Novelle wird ein weiterer Schritt nach 
vorn zugunsten des Gewässerschutzes getan. Wir 
sind davon überzeugt, daß die Gewässerbelastung  

weiter reduziert wird. Es ist so, daß der Bereich der 
vom Gesetz erfaßten Wasch- und Reinigungsmittel 
erheblich ausgedehnt wird. Insbesondere auch die 
Weichspüler, die sich in der Bundesrepublik einer 
großen Beliebtheit — meines Erachtens einer zu 
großen Beliebtheit, 400 000 t jährlich — erfreuen, 
werden einbezogen. Wir brauchen schon so etwas 
wie eine chemische Abrüstung im Haushalt. Jeder, 
der Chemikalien, Reinigungsmittel im Haushalt 
verbraucht, sollte sich wirklich fragen, ob er so viele 
Stoffe braucht und ob er Reinigungsmittel in jedem 
Fall einsetzen muß. Das ist auch eine Sache des 
Verbrauchers. Wir haben in der Novelle die Infor-
mation der Verbraucher verbessert und appellieren 
an die Verbraucher, Überdosierungen zu vermeiden 
und damit selber einen Beitrag zur Entlastung un-
serer Gewässer zu leisten. 

Es ist wichtig — darauf wurde schon hingewie-
sen —, daß die Bundesregierung Verordnungen er-
läßt. Der Verordnungsgeber Bundesregierung hat 
künftig nicht mehr die alleinige Beweislast für die 
nachteiligen Wirkungen, wenn er in den Wasch-
und Reinigungsmitteln Stoffe beschränken und ver-
bieten will. Ich teile, Herr Kollege Kiehm, Ihre Be-
sorgnis, daß wir Verordnungsermächtigungen not-
gedrungen — es bleibt uns kein anderer Weg — 
ausweiten. Es gibt gerade jetzt in der Endphase der 
Gesetzgebung eine Fülle von Umweltgesetzen, aber 
auch von anderen Gesetzen, in denen wir uns in 
großem Umfang unseres Gesetzgebungsrechts ent-
ledigen, natürlich in vollem Vertrauen zu denen, die 
das dann handhaben: Bund, also Bundesregierung 
und Länder. Aber das ist ein institutionelles Pro-
blem für den Deutschen Bundestag. Es gibt im Mo-
ment keine andere Lösung. Denn wir können im 
Gesetz nicht die Flexibilität erreichen, die der Ver-
ordnungsgeber hat. 

Bezüglich der sogenannten Maschinenregelung 
kann als besonders erfreulich festgestellt werden, 
daß die Industrie zugesagt hat, Waschmaschinen 
und andere technische Einrichtungen zum Waschen 
und Reinigen im Interesse des Gewässerschutzes 
zu verbessern. Das Kooperationsprinzip funktio-
niert hier unter den Konditionen, die Sie genannt 
haben, denen ich zustimme. 

Nach der Novelle wird es für die Möglichkeit des 
Verbots von Phosphat ausreichen, wenn geeignete 
Ersatzmöglichkeiten, z. B. die Umstellung von 
Waschprozessen, vorliegen. Man muß aber immer 
darauf achten, Frau Kollegin Hönes, daß man nicht 
mit den Ersatzstoffen wiederum Schäden verur-
sacht — das ist ja alles sehr umstritten —, daß man 
also den Teufel nicht mit Beelzebub austreibt. Das 
wäre nicht der Sinn einer solchen Regelung. 

Alles in allem also ein weiterer Schritt zur Ge-
wässerentlastung. Wir haben ja die Novellierung 
des Wasserhaushaltsgesetzes, eine Verschärfung, 
hier beschlossen. Vor Ende der Legislaturperiode 
werden wir auch noch eine Novellierung des Ab-
wasserabgabengesetzes vorlegen. Wir werden den 
Gewässerschutz also in berechenbaren Schritten 
mit sichtbaren Erfolgen verstärken. Das belegen 
auch die Zahlen, die das Umweltbundesamt veröf-
fentlicht hat. 
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Baum 
Wir stimmen dem Gesetz zu. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Cronenberg: Da mir weitere Wort-
meldungen nicht vorliegen, kommen wir nun zur 
Einzelberatung und Abstimmung. 

Ich rufe die Art. 1 bis 4, Einleitung und Über-
schrift in der Ausschußfassung auf. Wer den aufge-
rufenen Vorschriften zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Wer stimmt dage-
gen? — Enthaltungen? — Bei Enthaltung der GRÜ-
NEN sind die aufgerufenen Vorschriften angenom-
men. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 
ein und kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetzentwurf als Ganzem zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich, sich zu erheben. — Wer stimmt dage-
gen? — Enthaltungen? — Damit ist der Gesetzent-
wurf bei Stimmenthaltung der GRÜNEN angenom-
men. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 5 auf: 

a) Zweite und dritte Beratung des vom Bundes-
rat eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Verbesserung des Umweltschutzes in der 
Raumordnung und im Fernstraßenbau 
— Drucksache 10/5347 —

Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau (16. Ausschuß) 
— Drucksache 10/6366 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Lohmann (Witten) 
Pesch 

(Erste Beratung 222. Sitzung) 

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Schulte (Menden), Senfft und der Fraktion 
DIE GRÜNEN 
Maßnahmenpaket zur Förderung umwelt-
verträglicher Verkehrsmittel 
— Drucksache 10/5865 (neu)  — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Verkehr (federführend) 
Innenausschuß 
Finanzausschuß 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit 
Haushaltsausschuß 

c) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Innenausschusses (4. Aus-
schuß) 
zu dem Entschließungsantrag des Abgeord-
neten Schulte (Menden) und der Fraktion 
DIE GRÜNEN zur Abgabe einer Erklärung 
der Bundesregierung 
Verhandlungen des EG-Umweltrats vom 
27. Juni 1985 in Luxemburg zum umwelt-
freundlichen Auto 
zu dem Entschließungsantrag der Fraktion 
der SPD zur Abgabe einer Erklärung der 
Bundesregierung 

Verhandlungen des EG-Umweltrats vom 
27. Juni 1985 in Luxemburg zum umwelt-
freundlichen Auto 

— Drucksachen 10/3582, 10/3584, 10/6208 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Schmidbauer 
Duve 
Schulte (Menden) 

d) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Innenausschusses (4. Ausschuß) 
zu dem Antrag der Fraktion der SPD 
Einführung umweltfreundlicher Kraftfahr-
zeuge 

— Drucksachen 10/1768, 10/4095 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Schmidbauer 
Duve 

e) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Verkehr 
(14. Ausschuß) zu dem Antrag der Abgeord-
neten Schulte (Menden), Senfft und der Frak-
tion DIE GRÜNEN 
Förderung umweltverträglicher Verkehrs-
mittel (I) 
hier: Einführung einer Lkw-Verkehrsabgabe 

— Drucksachen 10/3644, 10/5985 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Hoffie 

f) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Verkehr 
(14. Ausschuß) zu dem Antrag der Abgeord-
neten Schulte (Menden), Senfft und der Frak-
tion DIE GRÜNEN 
Förderung umweltverträglicher Verkehrs-
mittel (II) 
hier: Maßnahmen gegen überhöhte Ge-

schwindigkeiten durch Lastkraftwagen 

— Drucksachen 10/3645, 10/5779 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Kretkowski 

g) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Verkehr 
(14. Ausschuß) zu dem Antrag der Fraktion 
DIE GRÜNEN 
Förderung umweltverträglicher Verkehrs-
mittel (III) 
hier: Nutzung und Förderung der öffentli-

chen Verkehrsmittel und der Deut-
schen Bundesbahn 

— Drucksachen 10/4133, 10/5803 — 

Berichterstatter: 
Abgeordner Antretter 

h) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit (21. Ausschuß) 
zu dem Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN 
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Vizepräsident Cronenberg 
Abgasverminderung bei Lastkraftwagen als 
Notmaßnahme gegen das Waldsterben 

— Drucksachen 10/2059, 10/6407 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Schmidbauer 
Dr. Laufs 
Schäfer (Offenburg) 

i) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit (21. Ausschuß) 
zu dem Antrag des Abgeordneten Drabiniok 
und der Fraktion DIE GRÜNEN 
Zwölf autofreie Sonntage im Jahr 

— Drucksachen 10/2759, 10/6407 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Schmidbauer 
Dr. Laufs 
Schäfer (Offenburg) 

j) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit (21. Ausschuß) 
zu dem Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN 
Großversuch Tempo 100 

— Drucksachen 10/5050 (neu), 10/6407 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Schmidbauer 
Dr. Laufs 
Schäfer (Offenburg) 

k) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit (21. Ausschuß) 
zu dem Entschließungsantrag der Abgeord-
neten Müller (Düsseldorf), Antretter, Dr. 
Hauff, Schäfer (Offenburg), Dr. Vogel und der 
Fraktion der SPD zur dritten Beratung des 
Entwurfs des Haushaltsgesetzes 1986 
hier: Einzelplan 06 

Geschäftsbereich des Bundesministers 
des Innern 

— Drucksachen 10/4387, 10/6407 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Schmidbauer 
Dr. Laufs 
Schäfer (Offenburg) 

l) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit (21. Ausschuß) 
zu dem Entschließungsantrag der Fraktion 
DIE GRÜNEN 
zur Großen Anfrage der Abgeordneten Frau 
Dr. Hartenstein, Dr. Hauchler, Bachmaier, 
Frau Blunck, Duve, Dr. Hauff, Kiehm, Len-
nartz, Müller (Düsseldorf), Müntefering, Reu-
ter, Schäfer (Offenburg), Stahl (Kempen), 
Frau Weyel, Kißlinger, Jansen, Dr. Vogel und 
der Fraktion der SPD 
Volkswirtschaftliche Verluste durch Luftver-
schmutzung 

— Drucksachen 10/5165, 10/6407 —  

Berichterstatter: 
Abgeordnete Schmidbauer 
Dr. Laufs 
Schäfer (Offenburg) 

m) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit (21. Ausschuß) 
zu dem Entschließungsantrag der Abgeord-
neten Frau Hönes, Dr. Schierholz, Schulte 
(Menden) und der Fraktion DIE GRÜNEN 
zur Großen Anfrage der Abgeordneten Len-
zer, Gerstein, Dr. Bugl, Boroffka. Carstensen 
(Nordstrand), Engelsberger, Keller, Maaß, 
Frau Dr. Neumeister, Schneider (Idar-Ober-
stein), Seesing, Dr. Warrikoff und Genossen 
und der Fraktion der CDU/CSU sowie der 
Abgeordneten Dr:Ing. Laermann, Neuhau-
sen, Kohn, Dr. Rumpf, Frau Seiler-Albring, 
Dr. Hirsch, Baum, Beckmann und der Frak-
tion der FDP 
Forschungen zu Ursachen der Waldschäden 

— Drucksachen 10/4703, 10/6407 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Schmidbauer 
Dr. Laufs 
Schäfer (Offenburg) 

n) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Forschung und 
Technologie (18. Ausschuß) zu dem Entschlie-
ßungsantrag der Abgeordneten Frau Hönes, 
Dr. Schierholz, Schulte (Menden) und der 
Fraktion DIE GRÜNEN 
zur Großen Anfrage der Abgeordneten Len-
zer, Gerstein, Dr. Bugl, Boroffka, Carstensen 
(Nordstrand), Engelsberger, Keller, Maaß, 
Frau Dr. Neumeister, Schneider (Idar-Ober-
stein), Seesing, Dr. Warrikoff und Genossen 
und der Fraktion der CDU/CSU sowie der 
Abgeordneten Dr.-Ing. Laermann, Neuhau-
sen, Kohn, Dr. Rumpf, Frau Seiler-Albring, 
Dr. Hirsch, Baum, Beckmann und der Frak-
tion der FDP 
Forschungen zu Ursachen der Waldschäden 

— Drucksachen 10/4702 (neu), 10/6448 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Stahl 
Seesing 
Dr.-Ing. Laermann 
Schmidt (Hamburg-Neustadt) 

Zu Tagesordnungspunkt 5 d liegt ein Änderungs-
antrag der Fraktion der SPD auf Drucksache 
10/6413 vor. 

Meine Damen und Herren, nach einer Vereinba-
rung im Ältestenrat sind für die gemeinsame Bera-
tung der Tagesordnungspunkte 5 a bis 5 n 60 Minu-
ten vorgesehen. — Widerspruch erhebt sich nicht. 

Ich kann also die Aussprache eröffnen und dem 
Abgeordneten Schmidbauer erneut das Wort ertei-
len. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Das wird eine En

-

suite-Aufführung!) 
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Schmidbauer (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen! 

(Frau Schmidt [Nürnberg] [SPD]: Ich habe 
gedacht, ihr habt mehr Abgeordnete als die 
GRÜNEN! Warum muß denn dann immer 

derselbe sprechen?) 

— Ich hoffe nicht, daß jetzt die Zeit gelaufen ist. 
(Zuruf von der SPD: Ihr habt zuwenig 

gute!) 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter, Sie 
können fortfahren. 

Schmidbauer (CDU/CSU): Am Ende dieser Legis-
laturperiode können wir feststellen: Unsere Politik 
zur Verminderung der Schadstoffe in der Luft ist 
sehr erfolgreich. Wir können eine äußerst positive 
Bilanz vorlegen. 

(Zurufe von der SPD: Nein!) 
Unsere Luft ist sauberer geworden. Unsere Initiati-
ven greifen. 

Die Bundesrepublik ist in Sachen Umweltschutz 
Vorreiter in Europa. Wir haben konsequent unsere 
Verantwortung für die Umwelt umgesetzt. Die No-
vellierung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes, 
die Technische Anleitung Luft, die Großfeuerungs-
anlagen-Verordnung, das gesamte Paket „Auto und 
Umwelt" belegen dies eindeutig. Wir haben national 
und international die Initiativen ergriffen und sind 
ein gutes Stück vorangekommen. Ich erinnere nur 
an die multilaterale Umweltkonferenz. Ich erinnere 
an die gesamten Verhandlungen über unsere natio-
nalen Maßnahmen auf der Ebene der Europäischen 
Gemeinschaft. Hier wird deutlich, daß das Flick-
werk der Opposition, die sogenannten Sofort-Not-
programme, keine Alternativen für unsere Politik 
sind. 

(Zuruf der Abg. Frau Schmidt [Nürnberg] 
[SPD]) 

— Frau Kollegin Schmidt, im Anschluß gern. 

Was wurde von Ihrer Seite nicht alles an Vorwür-
fen erhoben! Welche Prognosen wurden abgegeben! 
Mit welchem Engagement hat die Opposition ein 
Tempolimit einführen wollen: gespalten, nicht ge-
spalten. Mit welchem Engagement wollten Sie gar 
— vielleicht noch bis heute — zwölf autofreie Sonn-
tage einführen! 

Meine Damen und Herren, wer redet eigentlich 
noch über diese vielen Anträge, die Sie unter den 
Vorlagen 5 a bis n hier finden! 

(Tatge [GRÜNE]: In der 11. Legislaturpe

-

riode!) 

Das ist ein deutliches Bild, was hier so alles in den 
letzten Jahren abgelaufen ist. Heute ist es der 
Einstieg in den Ausstieg. Heute ist ein neues 
Thema in. Der Elan für die sogenannten Notpro-
gramme hat deutlich nachgelassen. 

Auch die Prognosen der Opposition zur Einfüh-
rung bleifreien Benzins haben sich als pessimisti-
sche Eintagsfliegen erwiesen. Wo stehen wir heute? 
Ohne Vorgaben, aus dem Stand heraus haben wir 
erreicht, daß über 10 000 Tankstellen in der Bundes-

republik Deutschland bleifreies Benzin anbieten, 
davon 6 200 auch bleifreies Superbenzin. 

(Senfft [GRÜNE]: Und der Absatz?) 

— Der Absatz steigt ständig. Er betrug im letzten 
Monat rund 15 % mit weiter steigender Tendenz. 
Der Anteil an bleifreiem Normalbenzin liegt heute 
deutlich über 25 %. Wie ist es mit den Prognosen, die 
Sie hier alle einmal abgegeben haben? 

Die Preisdifferenz zwischen verbleitem und un-
verbleitem Benzin beträgt — auch dies ist auf un-
sere Strategie zurückzuführen — heute 3 Pf. pro 
Liter. Nicht nur national hat sich in diesem Zusam-
menhang unsere Politik durchgesetzt, auch insge-
samt in Europa ist das bleifreie Benzin auf dem 
Vormarsch. Wir werden diese Tendenzen mit 
weiteren Maßnahmen verstärken. Bundesminister 
Dr. Wallmann hat bereits erklärt, daß er sich im 
November auf der nächsten Umweltkonferenz wei-
ter dafür einsetzen wird, daß auch ein Verbot ver-
bleiten Normalbenzins möglich wird. Dies ist der 
richtige weitere Weg. 

Wir hätten es gerne gesehen, wenn uns die Oppo-
sition in der schwierigen Arbeit der Einführung des 
schadstoffarmen Kraftfahrzeugs national und euro-
paweit unterstützt und nicht ständig durch kontra-
produktive Anträge die Umsetzung unseres Pro-
gramms erschwert hätte. Ich habe Ihnen einmal 
angeboten: Sie können uns kritisch begleiten — 
Beifall wollen wir nicht —, aber doch bitte nicht mit 
solchen Anträgen, die unsere Position teilweise 
auch in Brüssel äußerst erschwert haben. 

Der Erfolg unserer Politik wird heute sehr deut-
lich. Die letzten Zahlen des Kraftfahrt-Bundesamts 
vom 1. November 1986 zeigen, daß über 1,5 Millio-
nen schadstoffarmer Fahrzeuge, darunter fast 
390 000 Fahrzeuge mit Katalysator, zum Verkehr 
zugelassen sind. Ca. 615 000 Fahrzeuge entsprechen 
den US-Normen. Gegenüber den Bestandszahlen 
von Anfang Oktober 1986 bedeutet dies eine Zu-
nahme von mehr als 100 000 schadstoffarmen Pkw 
und einen Anstieg bei den Katalysatorfahrzeugen 
um ca. 60 000. 

Das sind greifbare Ergebnisse. Hier muß nicht 
theoretisiert und nicht spekuliert werden. Hier wird 
deutlich, welche Erfolge wir mit dieser Politik ha-
ben. 

Es wird deutlich, daß die Wirkungen unserer 
Luftreinhaltemaßnahmen aus dem Bereich Ver-
kehr dazu führen, daß wir bereits Mitte oder An-
fang der 90er Jahre die Stickstoffoxide bei den 
Kraftfahrzeugen um über 50 % und die Kohlenwas-
serstoffe um über 60 % senken können. 

Unsere Maßnahmen aus dem Bereich Auto und 
Umwelt beschränken sich nicht auf die Einführung 
bleifreien Benzins und die Einführung des schad-
stoffarmen Pkws, sondern wir realisieren inzwi-
schen auch die Umrüstung von Altfahrzeugen. Dies 
hat vor uns kein anderes Land angepackt. Die Auto-
mobilindustrie rechnet nach entsprechenden 
Marktuntersuchungen, daß damit 4,5 Millionen 
Kraftfahrzeuge umgerüstet werden können. Dieses 
Programm war anfänglich sicher schwierig umzu- 
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setzen. Es gab keine Umrüstsätze, sie mußten ent-
wickelt und produziert werden. Erhebungen zeigen, 
daß bereits heute über 300 000 Pkw umgerüstet 
sind. 

Für die Begrenzung der gasförmigen Emissionen 
aus Nutzfahrzeugen liegt inzwischen ein Vorschlag 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaft 
vor. Dieser Vorschlag deckt sich mit dem Nutzfahr-
zeugkonzept der Bundesregierung vom August 
1985. Wir werden neue Grenzwerte definieren, die 
um 20 % niedriger sind als die derzeit gültigen — in 
der Bundesrepublik Deutschland bereits auf Grund 
freiwilliger Vereinbarungen realisiert. Wir sehen 
dies als eine erste Stufe der Maßnahmen an und 
wollen darauf drängen, daß gleichzeitig ein be-
stimmter Termin für eine zweite Stufe, eine weitere 
nachhaltige Verschärfung der Grenzwerte, vorge-
nommen wird und daß dieser Vorschlag ebenfalls 
von der Kommission aufgegriffen wird. Gleiches 
gilt für die Begrenzung der Partikelemissionen. 

Der EG-Umweltministerrat wird sich im Novem-
ber dieses Jahres mit diesen Vorschlägen beschäfti-
gen. Wir gehen davon aus, daß auch Europa in die-
sem Bereich einen weiteren Schritt vorankommt. 

Ich fasse zusammen. Wir haben die Umweltpro-
bleme im Kraftfahrzeugbereich an breiter Front er-
folgreich angepackt. Wir müssen sicherlich national 
und international noch weitere wichtige Aufgaben 
angehen. Sicher ist: Dies geht nicht mit diesen So-
fort- und Notprogrammen, dies geht nicht mit Diri-
gismus, dies geht nicht mit Schnellschüssen, dies 
geht nur in enger Kooperation mit allen Beteiligten. 
Nationale Maßnahmen sind gut und wichtig; aber 
wegen des grenzüberschreitenden Verkehrs, wegen 
des weiträumigen Transports der Luftverunreini-
gungen und unserer wirtschaftlichen Bindung in 
der Europäischen Gemeinschaft brauchen wir in-
ternational abgestimmte Lösungen. Wir gehen die-
sen Weg auch in der Zukunft weiter. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Dr. Hartenstein. 

Frau Dr. Hartenstein (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Auch wenn Sie, die Regie-
rungskoalition, Herr Kollege Schmidbauer, zum 
hundertsten Male versuchen, einen Erfolgskatalog 
in der Luftreinhaltepolitik aufzublättern, hilft dies 
weder dem sterbenden Wald noch der zerbröckeln-
den Fassade des Kölner Doms. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Aber der Regie

-
rungsbilanz!) 

In Wahrheit ist dieser Katalog eine Chronik des 
Versagens. Die Wirklichkeit zeigt es auf Schritt und 
Tritt. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Die Politik muß sich doch daran messen lassen, ob 
sie den gegenwärtigen, als dringend erkannten Pro-
blemen gerecht wird oder nicht. Aber hier herrscht 
Fehlanzeige; das muß ich deutlich feststellen. 

Leider ist das Thema Waldsterben zum Stiefkind 
der öffentlichen Diskussion geworden, zumindest 
seit Tschernobyl. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Durch Ihre 
Energiepolitik!) 

Das mag der Bundesregierung zwar recht sein, weil 
sie nicht täglich an ihre Niederlagen, z. B. in der 
Katalysatorpolitik, erinnert wird; dem Wald hilft es 
aber nicht. Im Gegenteil: Er stirbt weiter, offenbar 
unaufhaltsam. 

Wir müssen leider feststellen: Je länger die Funk-
stille darüber andauert, desto mehr verharrt die Re-
gierung in Untätigkeit. Katastrophen haben viele 
Gesichter, meine Damen und Herren. Die Rhein-
verseuchung durch giftige Chemikalien hat die Be-
völkerung aufgeschreckt. Sie hat auch die Behör-
den aufgeschreckt, auch die Chemieriesen, die sich 
im Dreiländereck angesiedelt haben, weil der Scha-
den plötzlich sichtbar geworden ist. 150 000 ange-
schwemmte tote Aale, rot gefärbtes Rheinwasser — 
das alles sieht man auf dem Bildschirm. 4 Millionen 
Hektar Waldschadensfläche sieht man aber nicht so 
leicht, weil die Schadflächen über das ganze Bun-
desgebiet verteilt sind und weil die abgestorbenen, 
toten Bäume rasch herausgehauen werden. Aber 
was sagt Ihr Waldschadensbericht, meine Damen 
und Herren? Der Wald wird eben ein wenig „lich-
ter"! So die Fachsprache. Also, was soll's? 

Der Waldschadensbericht 1986 findet noch viel 
hübschere Formulierungen. In bezug auf die beson-
ders bedrohten Bergwälder in den Alpen heißt es: 
„Vereinzelt haben sich Bestände flächig aufgelöst". 
Das ist Verschleierung, meine Damen und Herren. 
Auf deutsch heißt das nämlich: Dort ist der Wald 
weg, abgestorben; ehemals grüne Flächen sind zu 
toten Gerippen geworden. Man kann auch mit der 
Sprache Tatsachen verfälschen! 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, vielleicht bekommen 
wir das Ökosystem Rhein wieder in Ordnung; wir 
hoffen es. Ob das Ökosystem Wald jemals wieder-
herzustellen ist, bleibt zweifelhaft. Deshalb meine 
Bitte: Handeln Sie! Forschung ist notwendig und 
richtig, aber Forschung ist kein Ersatz für das Han-
deln. Die sogenannte Leistungsbilanz der Bundes-
regierung in Sachen Luftreinhaltung ist in Wirk-
lichkeit eine Fehlleistungsbilanz. 

Schauen Sie: 8 % Schadfläche im Jahre 1982, 50 % 
Schadfläche 1984 und 54 % Schadfläche 1986. Wir 
können uns leicht ausrechnen, wann wir bei 80 % 
angelangt sind. In Baden-Württemberg sind wir — 
niemand weiß das besser als der Herr Kollege 
Schmidbauer — ebenso wie in Bayern bereits bei 
60 % angelangt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Also mehr Kohle 
einsetzen?) 
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Nun reden Sie beschwichtigend von einer „Stabi-

lisierung auf hohem Niveau". Das empfinden die 
geschädigten Waldbesitzer zu Recht als zynisch. 

(Schmidbauer [CDU/CSU]: 13 Jahre lang 
habt ihr geschlafen! — Gegenrufe von der 

SPD) 

Was sagen Sie den Kommunen im Schwarzwald, im 
Bayerischen Wald, in der Rhön, deren Forsthaus-
halte längst in die roten Zahlen gerutscht sind, wo 
doch früher der Wald immer die beste Sparkasse 
war? Was sagen Sie dem Waldbauern im Kinzigtal, 
der heute schon mit einem jährlichen Zuwachsver-
lust von 335 DM pro ha rechnen muß und der, 
nimmt man den Schadholzanfall hinzu, seinen 
Reinertrag um 63 % geschmälert sieht? Geben Sie 
darauf bitte eine Antwort! 

Wenn der Wald, der über Jahrhunderte als Exi-
stenzgrundlage betrachtet wurde, auch noch weg-
fällt, brauchen wir uns nicht mehr zu wundern, 
wenn die Höfe aufgegeben werden und die jungen 
Leute in die Ballungsräume ziehen. Die Gefahr ist 
groß, daß unsere schönsten Erholungslandschaften, 
der Frankenwald, das Fichtelgebirge, der Schwarz-
wald, ihr Antlitz bis zur Unkenntlichkeit verän-
dern. 

Mit dieser Sorge bin ich übrigens nicht allein. 
Lassen Sie mich als Beweis ein Zitat bringen: 

Unser Wald hat eine unschätzbare Bedeutung 
für Wasserhaushalt, für Klima, für Gesundheit 
und Erholung und für die Unverwechselbarkeit 
der deutschen Kulturlandschaft. Gelingt es uns 
nicht, die Wälder zu retten, wäre die Welt, in 
der wir leben, nicht wiederzuerkennen. 

Das sagte Bundeskanzler Kohl in seiner Regie-
rungserklärung im Mai 1983. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Dreieinhalb Jahre sind vergangen, und jetzt 
schauen Sie sich die Bilanz an, die wir heute ziehen 
müssen! Der Erfolg ist ausgeblieben. 

(Schmidbauer [CDU/CSU]: Man muß nur 
die Augen aufmachen!) 

Ich bestreite doch nicht, daß die Großfeuerungs-
anlagenverordnung Wirkung zeigt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Na also!) 

Ich bestreite auch nicht, daß die TA Luft 3 einen 
Boom an Umweltschutzinvestitionen bringen wird. 
Die Frage ist aber: Reicht das aus, eine ökologische 
Katastrophe abzuwenden? Die Antwort ist ganz 
klar: Es reicht nicht aus, es reicht auf keinen Fall 
aus. 

Die Arbeitsgemeinschaft Deutscher Waldbesit-
zerverbände, der Deutsche Forstwirtschaftsrat, der 
Deutsche Forstverein, der Verband der Landwirt-
schaftskammern, die Gewerkschaft Gartenbau, 
Land- und Forstwirtschaft, sie alle fordern überein-
stimmend, daß bis spätestens 1993 die Gesamt

-

schadstoffbelastung der Luft um mindestens 50% 
gesenkt wird, wenn der Wald eine Überlebens-
chance haben soll, Importe übrigens eingeschlos-
sen. 

Dieses Klassenziel erreichen wir nicht, am wenig-
sten bei den Stickoxiden. Die schlimmste Schwach-
stelle ist der Kfz-Verkehr. Herr Bundesumweltmini-
ster Wallmann, es ist mir unverständlich, wie Sie 
noch während der ersten Lesung des Haushalts am 
11. September dieses Jahres sagen konnten: Bis 
1995 werden die Stickoxidemissionen um nahezu 
die Hälfte gesenkt. In den Verlautbarungen des In-
nenministers hieß es sogar: um mehr als die Hälfte. 
Die Wahrheit ist doch aber: In den nächsten acht 
Jahren steigt die Menge der Stickoxide noch an, bis 
1988 um 4 % jährlich. 

(Schmidbauer [CDU/CSU]: Da muß aber 
schon Ibbenbüren addiert werden!) 

Dann flacht die Zuwachskurve endlich ein wenig 
ab. 

Die Gründe dafür sind leicht auszumachen. Wir 
haben eine steigende Zahl von Kraftfahrzeugen, 
wir haben eine Zunahme der gefahrenen Kilometer, 
und wir haben wieder eine höhere Geschwindig-
keit. 

(Schmidbauer [CDU/CSU]: Und Ibbenbü

-

ren!) 

— Darüber reden wir morgen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ach so!) 

Was durch die teuren Entstickungsanlagen der 
Kraftwerke eingespart wird, kommt durch den An-
stieg des Kraftfahrzeugverkehrs wieder hinzu; ja, 
es wird sogar überkompensiert. 

Meine Damen und Herren, solange unser Fort-
schritt von dieser Art ist, rückt das Ziel einer um-
weltverträglicheren Wirtschafts- und Lebensform 
in weite Ferne. Macht es Sie denn nicht nachdenk-
lich, wenn der Waldschadensbericht Ihrer eigenen 
Regierung auf Seite 13 vermerkt: Schadfläche bei 
über 60jährigen Beständen: Fichte 86 %, Kiefer 70%, 
Tanne 96 %, Buche 70%, Eiche 72 %? Den Kommen-
tar dazu kann man sich sparen. Das sind doch 
wahrlich keine Erfolgsmeldungen. 

Minister Wallmann erklärte vor wenigen Tagen 
laut Bulletin der Bundesregierung, wir hätten be-
reits mehr als 3,3 Millionen schadstoffreduzierte 
Pkw in der Bundesrepublik. Nimmt man die Stati-
stik des Kraftfahrtbundesamtes in Flensburg vom 
7. November 1986 zur Hand, dann sieht man, daß 
darunter ganze 280 000 Fahrzeuge mit geregeltem 
Katalysator sind, also ein bißchen mehr als 1 %, und 
dies unter mehr als 26 Millionen Kraftfahrzeugen. 
Das sind die harten Fakten, und die muß man hier 
auch aussprechen dürfen. 

(Schmidbauer [CDU/CSU]: Handeln, nicht 
reden!) 

Das schadstoffarme Auto ist auf weite Strecken ein 
Etikettenschwindel. Das kann man gar nicht anders 
sagen. 

Meine Damen und Herren, die Luftverschmut-
zung kostet in der Bundesrepublik nach vorliegen-
den Schätzungen rund 50 Milliarden DM pro Jahr. 
Wir haben alle sehr schmerzhaft lernen müssen, 
daß ökologische Sünden einen handfesten ökono-
mischen Preis haben — bei Gebäuden, bei Kultur-
denkmälern, in der Forstwirtschaft, im Fremden- 
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verkehr, wo auch immer; die Schadensliste ist so 
lang, daß sie hier gar nicht vorgetragen werden 
kann. Insbesondere interessant ist, was der Deut-
sche Alpenverein vorgelegt hat, daß nämlich bei 
weiterem Rückgang der Schutzwälder, beim Ab-
sterben der Bergwälder etwa 370 Kilometer Orts-
verbindungsstraßen unpassierbar würden und eine 
Reihe von Siedlungen mit Millionenaufwand ge-
schützt werden müßten. Ähnliche Berechnungen 
liegen aus der Schweiz vor. Ich muß mir aus Zeit-
gründen ersparen, sie hier vorzutragen. 

Meine Damen und Herren, wir fordern — ich 
denke, die genannten Fakten beweisen die Notwen-
digkeit — eine neue Offensive für den Wald. Dazu 
gehört erstens die Senkung der zulässigen Emis-
sionsgrenzwerte in der TA Luft 2, insbesondere bei 
Schwefeldioxid. Dazu gehört zweitens die Halbie-
rung des Schwefelgehalts im leichten Heizöl und im 
Dieselkraftstoff. Ich weiß, Sie haben das beantragt. 
Aber wo bleibt der Push, um dies durchzusetzen? 
Dazu gehört ferner eine drastische Senkung der 
Mineralölsteuer für bleifreies Benzin. Dazu gehört 
-- besondere Bitte — ein energischer Einsatz dafür, 
daß Bleifrei auch in den anderen europäischen Län-
dern rasch zur Verfügung gestellt wird, nicht erst 
1989, damit dieser Vorwand wegfällt, wenn man 
Bleifrei tanken will. Dazu gehört die Einführung 
eines Tempolimits. Dazu gehört eine konsequente 
Energieeinsparpolitik. 

Wer Verantwortung trägt, darf nicht wegtauchen, 
wenn unpopuläre Maßnahmen notwendig sind. 

(Zuruf des Abg. Schmidbauer [CDU/CSU]) 
Bundespräsident Richard von Weizsäcker sagte am 
18. Oktober — Herr Kollege Schmidbauer, hören 
Sie zu, sie haben es vielleicht nicht gelesen — 

(Schmidbauer [CDU/CSU]: Ich habe es ge

-

lesen!) 
vor 6 000 Zuhörern in St. Märgen im Schwarzwald: 
„Die Politiker sind nicht gewählt worden, um den 
Weg des geringsten Widerstandes zu gehen." 

(Zurufe von der CDU/CSU: Allerdings! 
Sehr richtig!) 

Ich füge hinzu: Sie sind gewählt worden, um das als 
notwendig Erkannte zu tun. 

(Schmidbauer [CDU/CSU]: Genau das ha

-

ben wir gemacht!) 
Wenn Sie das tun, haben Sie unsere Unterstützung. 
Wagen Sie es für die Erhaltung der Natur! 

(Beifall bei der SPD — Schmidbauer 
[CDU/CSU]: Geschlafen habt ihr!) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Frau Abge-
ordnete Segall. 

Frau Dr. Segall (FDP): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Daß der Schutz der Umwelt bei 
allen Maßnahmen zur Raumordnung und insbeson-
dere beim Fernstraßenbau stärker als bisher be-
rücksichtigt werden muß, darüber gibt es wohl auf 
allen Seiten des Hauses eine einhellige Meinung. 
Es wäre also ganz schön, wenn wir auch einmal ein 
bißchen die Gemeinsamkeiten betonen könnten. 

Wenn mit dem Gesetzentwurf dem Umweltschutz 
noch mehr Gewicht verliehen werden soll, um ins-
besondere Ermessensentscheidungen bei der Pla-
nung zu regeln, so können wir das nur begrüßen. 

Nun zu der Debatte über den privaten und öffent-
lichen Straßenverkehr. Dazu möchte ich feststellen, 
daß die Vorschläge, die die Opposition zur Ein-
schränkung des Autoverkehrs und zur Einführung 
eines Tempolimits vorlegt, an der tatsächlichen 
Entwicklung vorbeigehen. In Wahrheit hat das von 
der FDP und der CDU/CSU durchgesetzte Maßnah-
menpaket zur Einführung des schadstoffarmen 
Autos und des bleifreien Benzins Vorbildfunktion 
für den europäischen Raum in West und Ost gehabt. 
Nehmen Sie doch bitte endlich einmal zur Kennt-
nis, daß das schadstoffarme Auto, das wir steuerlich 
nachhaltig fördern, zunehmend gekauft wird. Fast 
zwei Millionen schadstoffarme Fahrzeuge fahren 
bereits jetzt auf Deutschlands Straßen. 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Diesel! — Zuruf 
von der SPD: Was nennen Sie denn schad

-

stoffarm?)  

Die Erwartung, daß die Bürger beim Neuwagenkauf 
das schadstoffarme Auto kaufen, wird dank des ge-
stiegenen Umweltbewußtseins und unserer Maß-
nahmen zur Förderung des schadstoffarmen Autos 
und des bleifreien Benzins erfüllt. Die FDP bleibt 
bei ihrer Forderung, verbleites Benzin ganz zu ver-
bieten. Wir unterstützen ausdrücklich alle Anstren-
gungen von Bundesumweltminister Dr. Wallmann, 
auf EG-Ebene zu einer Lösung zu kommen, die das 
Verbot des verbleiten Benzins zum Inhalt hat oder 
jedenfalls ein nationales Verbot ermöglicht. 

(Schmidbauer [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Die Studie des TÜV-Rheinland über die Umwelt-
auswirkungen der EG-Beschlüsse macht deutlich, 
daß die Schadstoffemission der Kraftfahrzeuge er-
heblich herabgesetzt wird. Trotz Erhöhung des 
Kraftfahrzeugbestandes und höherer Fahrleistung 
ist mit einer Minderung der jährlichen Stickoxid

-

emission bis 1988 um 30 % und bis Mitte der 90er 
Jahre um fast 60 % zu rechnen. Wir sind mit unseren 
Umweltmaßnahmen beim Straßenverkehr erfolg-
reich. Trotz des heftigen Widerstandes aller ande-
ren EG-Staaten haben wir eine europäische Lösung 
erreicht. Außerdem ist bleifreies Benzin inzwischen 
sogar billiger, meist sogar um 3 Pfennig, als bleihal-
tiges Benzin, und die Kraftfahrzeugsteuerneurege-
lung greift. 

Nach dem Ergebnis des Großversuchs würde ein 
Tempolimit nur unwesentlich die Menge der Abgas-
emission vermindern. Es steht aber zu befürchten, 
daß dadurch die anderen, sich heute schon so nach-
haltig auswirkenden Maßnahmen zur Einführung 
des schadstoffarmen Personenkraftwagens behin-
dert würden. 

Wir Liberalen leugnen allerdings nicht, daß wei-
tere Maßnahmen notwendig sind. Dazu gehört die 
Bemühung um eine EG-einheitliche Verringerung 
der Abgasgrenzwerte für Lastkraftwagen. Auch für 
Dieselkraftfahrzeuge brauchen wir eine Begren-
zung der Partikelemission. Moderne Dieselfahr-
zeuge zeigen, daß dies möglich ist. Auf Drängen der 
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I Bundesrepublik Deutschland wurden Vorschläge 

für Partikelgrenzwerte vorgelegt. 
Die FDP setzt sich weiterhin ganz entschieden 

für das Verbot von bleihaltigem Normalbenzin ein. 
Damit würde auch die Umrüstung bei kleineren 
und mittleren Tankstellen leichter vonstatten ge-
hen. Der Preisabstand zwischen verbleitem Super-
benzin und dem bleifreien Normal- und Superben-
zin würde noch größer. 

Zu begrüßen ist, daß führende deutsche Herstel-
ler inzwischen das Katalysatorauto im Angebot zur 
Norm gemacht haben; das Nicht-Katalysatorauto 
ist die Ausnahme in der Angebotspalette. Andere 
deutsche und europäische Hersteller müssen die-
sem Beispiel folgen. Die Nachrüstung von Altfahr-
zeugen muß verstärkt vorangetrieben werden, die 
Angebote müssen verstärkt gemacht und von den 
Bürgern angenommen werden. Unser Ziel ist mehr 
Umweltschutz durch moderne Technik und nicht 
durch ein Tempolimit, für dessen Einhaltung viele 
tausend Polizeibeamte eingestellt werden müßten. 

Nun noch ein Wort zu den Waldschäden. Der 
Waldschadensbericht 1986 hat erneut deutlich ge-
macht, daß die großflächigen Walderkrankungen 
ein ernst zu nehmendes Problem darstellen. Es sind 
allerdings nicht nur Verschlechterungen, sondern 
auch Verbesserungen eingetreten. Immer deutli-
cher stellt sich heraus, daß wir mit unserer Luft-
reinhaltepolitik auf dem richtigen Weg sind. Allein 
mit der Großfeuerungsanlagen-Verordnung wird 
ein Rückgang der Schwefeldioxidemission bis 1990 
um 64% und bis 1995 um 78% erwartet, und auch die 
Stickoxidemissionen werden, wie dem jüngsten 
Jahresbericht des Umweltbundesamtes, der vor ei-
nigen Tagen veröffentlicht wurde, zu entnehmen 
ist, ebenfalls erheblich reduziert werden. Bei den 
Großfeuerungsanlagen werden die Stickoxidemis-
sionen bis Anfang der 90er Jahre ungefähr um 70% 
zurückgehen, d. h. von ca. 1 Million Tonnen jährlich 
auf ca. 0,3 Millionen Tonnen. Die neue TA Luft wird 
bezüglich der Schwefeldioxidemissionen bei den 
von der TA Luft erfaßten Anlagen eine Verminde-
rung von etwa einem Drittel erreichen. Ich denke, 
wir sollten auf diesem Wege fortschreiten, und wir 
werden dann auch Erfolge erzielen. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Senfft. 

Senfft (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Heute geht es uns darum, Bilanz zu 
ziehen über einen Bereich in der Umweltpolitik der 
Bundesregierung, den sie sich selber vier Jahre 
lang als Schwerpunkt gesetzt hatte. Erinnern wir 
uns: Im Frühjahr 1983 hat die Bundesregierung 
ihre Maßnahmen zur Entgiftung der Autoabgase 
vollmundig als Jahrhundertentscheidung gefeiert. 
Ihr damaliger Ankündigungsminister Zimmermann 
war damals angesichts der dahinsiechenden Wäl-
der, angesichts des politischen Drucks der Bevölke-
rung und auch angesichts des Einzugs der GRÜ-
NEN in den Bundestag gezwungen, eine Großoffen-

sive gegen das Waldsterben und gegen die Luftver-
schmutzung zu versprechen. 

Die Regierungserklärung, die von Minister Zim-
mermann am 15. September 1983 abgegeben wurde, 
kann nicht oft genug zitiert werden. Er sagte da-
mals: 

Ich will ganz klar sagen, daß mit dem Kabi-
nettsbeschluß Abgaswerte angestrebt werden, 
die bis an die Grenze dessen gehen, was bereits 
jetzt mit der Katalysatortechnologie erreichbar 
ist. Wir können es uns angesichts unserer Um-
weltbelastung und der Waldschäden, ..., nicht 
leisten, hinter vergleichbaren Begrenzungen 
der Vereinigten Staaten und Japan zurückzu-
bleiben. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Heute müssen wir diesem gescheiterten Möchte-
gern-Umweltminister und seinem Konkursverwal-
ter Wallmann sagen: Aus Ihrer Jahrhundertent-
scheidung ist eine Jahrhundertfehlentscheidung ge-
worden, denn die neuesten Zahlen des Kraftfahrt

-

Bundesamtes beweisen: Die Politik der Abgasent-
giftung im Verkehr ist gescheitert. Schlimmer noch: 
Die Einführung steuerlicher Erleichterungen für 
bestimmte Autos, die als umweltfreundlich einge-
stuft wurden, sowie der Großversuch zum Tempoli-
mit stellen ein doppeltes Täuschungsmanöver der 
Bundesregierung dar. Da wurden zwei . Windeier 
vom Herrn Vorgänger und Umweltversager Zim-
mermann gelegt, die Herr Minister Wallmann be-
harrlich weiter bebrütet. Denn was versteckt sich 
denn hinter der imposant anmutenden Zahl von 
mittlerweile 3 Millionen angeblicher schadstoffar-
mer Pkws? Die einzig vernünftige Lösung, der 
Dreiwegekatalysator, macht heute nur kümmerli-
che 0,8 % aller Personenkraftwagen aus, und Sie 
sprechen von Erfolg. Der Rest dieser von Ihnen so 
hoch als umweltfreundlich gepriesenen Fahrzeug-
flotte besteht entweder aus nachträglich anerkann-
ten Altfahrzeugen, die überhaupt keinen Beitrag 
zur Schadstoffminderung leisten, 

(Ströbele [GRÜNE]: Oder Diesel!) 

oder aber aus Neufahrzeugen, die mit nur geringem 
technischem Aufwand die laschen EG-Grenzwerte 
einhalten. 

Den größten Flop hat sich die Bundesregierung 
beim Diesel-Pkw geleistet: Die Statistik des Kraft-
fahrt-Bundesamtes weist aus, daß zwischen Juni 
und Juli dieses Jahres auf einen Schlag über 1,4 
Millionen Altdiesel nachträglich als schadstoffarm 
anerkannt worden sind. Diese Verschönerung der 
Statistik wird den Steuerzahler etwa 1,2 Milliarden 
DM kosten, ohne daß dadurch auch nur ein einziges 
Gramm Stickoxid weniger emittiert würde. Der 
Steuerzahler bezahlt das Sterben der Wälder also 
noch weiter. Das Waldsterben wird sozusagen sub-
ventioniert. Ein solches Manöver ist ein glatter 
Großbetrug. Aber es kommt noch dicker: Aus offi-
ziellen Studien, die zur Zeit in den Bundesbehörden 
diskutiert werden, geht hervor, daß die rußhaltigen 
Abgase aus Dieselfahrzeugen eindeutig krebserre-
gend sind. Lassen Sie es mich deshalb in aller Deut- 



19050 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode -- 246. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 13. November 1986 

Senfft 
lichkeit sagen: Damit ist der steuerliche Anreiz für 
eine Großvergiftung geschaffen worden. 

Die Bilanz vierjähriger Schlamperei und Zick-
zackpolitik dieser Regierung in der Luftreinhaltung 
sieht so aus: Die Stickoxidemissionen im Kraftver-
kehrsbereich haben von 1985 auf 1986 um etwa 3,3% 
zugenommen. 

(Tatge [GRÜNE]: So ist es in Wirklich

-

keit!) 

3,3% durch Ihre Maßnahme! Die kümmerlichen 
Scheinmaßnahmen dieser Minister sind nämlich 
durch eine deutliche Zunahme des Pkw-Verkehrs 
um 4 % und eine ebenso deutliche Zunahme der Ra-
serei auf den Autobahnen um 3% glatt weggefres-
sen worden. Das bedeutet unter dem Strich: Der 
Wald stirbt weiter. 

Die GRÜNEN haben gleich nach ihrem Einzug in 
den Bundestag ein umfassendes Notprogramm ge-
gen Waldsterben und Luftverschmutzung vorgelegt, 
in dem notwendige und sinnvolle Schritte zur Redu-
zierung der Schadstoffbelastung und zur Rettung 
des Waldes aufgezeigt worden sind. Dem folgte mit 
über 80 Einzelanträgen und Anfragen im Laufe die-
ser Legislaturperiode die wohl umfassendste Initia-
tive einer Fraktion, die der Bundestag jemals im 
Bereich des Umweltschutzes erlebt hat. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Ströbele 
[GRÜNE]: Das waren wir!) 

Sämtliche Anträge wurden oder werden heute ab-
geschmettert. Das zeigt auch schon, daß es Ihnen 
nicht um die Sache Umweltschutz, sondern nur um 
Ihre Ideologie geht. 

Der Wald stirbt auch deshalb weiter, weil Sie in 
Ihrer Die-Welt-ist-in-Ordnung-Propaganda den Lkw 
vollkommen ignoriert haben. Mehr als 500 000 t 
Stickoxide und mehrere hunderttausend Tonnen 
anderer Schadstoffe zusätzlich werden vom Lkw 
jährlich ausgestoßen. Das heißt nichts anderes, als 
daß ein Drittel der gesamten Stickoxidemissionen 
des Verkehrs nicht durch irgendwelche Pkw verur-
sacht werden, sondern von den Lkw. Aber an die 
Lkw-Lobby wagen Sie sich nicht heran. 

Sie erklären freudig weiter, daß bis zum Jahr 
2000 der Straßengüterfernverkehr laut den Progno-
sen um bis zu 50 % zunehmen soll. 50 % mehr Lkw-
Fahrten, 50% mehr Stickoxide. Das Waldsterben 
geht weiter. Eine Horrorvorstellung. 

(Ströbele [GRÜNE]: Gute Nacht!) 

Die freiwillige Vereinbarung zwischen der Bun-
desregierung und Lkw-Herstellern über ein Unter-
schreiten der bisherigen Grenzwerte bei neuen Lkw 
um 20%, die Sie bis Ende 1985 als Erfolg gefeiert 
haben, ist blanker Hohn und pure Augenwischerei. 
Diese Grenzwerte sind so hoch, daß sie schon seit 
Jahren von normalen Lkw deutlich unterschritten 
werden. Das bringt also unter dem Strich gar 
nichts. Die neue Lkw, die heute auf den Markt kom-
men, sind so dreckig bzw. die Schadstoffgrenzwerte 
sind so miserabel, daß für die Umwelt unter dem 
Strich nichts herauskommt. 

DIE GRÜNEN haben seit 1983 immer wieder dar-
auf hingewiesen, daß der Straßenverkehr als Sy-
stem größte Schäden verursacht. Wir forderten da-
mals und wir fordern auch heute, daß der Güterver-
kehr, insbesondere im Fernverkehr, endlich von der 
Straße auf die Schiene verlagert wird. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Durch diese Verlagerung des Straßengüterfernver-
kehrs werden pro Frachttonne die Stickoxidemis-
sionen und der Energieverbrauch auf etwa ein 
Sechstel der heutigen Werte des Lkw-Verkehrs ver-
ringert. Aber Sie wollen das nicht. Sie bauen das 
Streckennetz der Bahn weiter ab und erweitern das 
Straßennetz für den Lkw-Verkehr, erhöhen die 
Achsfasten und fördern auch für die Zukunft den 
schweren Güterverkehr auf der Straße. 

Wer das Waldsterben hingegen ernst nimmt und 
bekämpfen will, muß konsequent handeln. Wir ha-
ben mit der Forderung nach Einführung einer 
Schwerverkehrsabgabe, die sich am Gewicht, der 
Transportstrecke und den Emissionen orientieren 
soll, einen Weg aufgezeigt, wie die Verlagerung des 
Güterverkehrs von der Straße auf die Schiene über 
den Preis bewerkstelligt werden kann. Unsere An-
träge auf Erhalt und Modernisierung des Zweig-
streckennetzes und die Aufhebung der Wettbe-
werbsverzerrungen zu Lasten der Bahn, wie wir sie 
schon 1983 in unserem Entwurf zum Bundesbahn-
sanierungsgesetz vorgeschlagen haben, bieten die 
Grundlage für eine sozial- und umweltverträgliche 
Verkehrspolitik auch im Bereich des Güterver-
kehrs. 

Warum lehnen Sie diese Vorschläge ab? Ist Ihnen 
die Bahn zu umweltfreundlich? Ist Ihnen die Bahn 
zu sicher? Ist Ihnen die Bahn zu energiesparsam? 

(Ströbele [GRÜNE]: Das sind alles Auto

-

Lobbyisten!) 

Aus Gründen der Verkehrssicherheit und als 
Maßnahmen gegen die weiter steigende Luftver-
schmutzung fordern wir in unserem Maßnahmepa-
ket zur Förderung umweltverträglicher Verkehrs-
mittel: erstens die Einführung einer Schwerver-
kehrsabgabe für Lkw-Verkehr, damit der Verkehr 
endlich auf die Schiene verlagert wird; zweitens den 
forcierten Ausbau und die Modernisierung des öf-
fentlichen Personennahverkehrs und der Deut-
schen Bundesbahn; drittens deshalb die Befreiung 
der öffentlichen Verkehrsmittel und der Deutschen 
Bundesbahn von der Umsatzsteuer; viertens die Ki-
lometerpauschale für den Weg zur Arbeitsstätte zu 
ersetzen durch eine Entfernungspauschale unab-
hängig vom benutzten Verkehrsmittel, damit es 
sich auch in Zukunft wieder lohnt, zu Fuß zu gehen, 
mit dem Fahrrad zu fahren oder auf Busse und 
Bahnen umzusteigen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Im Straßenverkehr muß endlich das Verursacher-
prinzip angewendet werden, was dazu führt, daß 
eine Mineralölsteuererhöhung notwendig ist. 
Schließlich fordern wir die Halbierung der Fahr- 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 246. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 13. November 1986 	19051 

Senfft 
preise der Deutschen Bundesbahn und des öffentli-
chen Personennahverkehrs. 

(Niegel [CDU/CSU]: Warum wollt ihr kei

-

nen Nulltarif?) 

Mehr als 54% des Waldes sind schon krank. Wei-
ter so, Deutschland? Hoffentlich nicht. Eine ökolo-
gische Umkehr in der Verkehrspolitik ist dringend 
vonnöten. DIE GRÜNEN im Bundestag werden des-
halb auch weiterhin vehement für den Fußgänger-
und Fahrradverkehr sowie für die forcierte, mas-
sive Förderung des umweltfreundlichen öffentli-
chen Personennahverkehrs und der Deutschen 
Bundesbahn eintreten. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Pesch. 

(Ströbele [GRÜNE]: Mal hören, was der da

-

gegen sagen kann!) 

Pesch (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Es kribbelt einem schon in den Fin-
gern, wenn man die Ausführungen der Opposition 
hört und aus Nordrhein-Westfalen kommt. Morgen 
findet j a eine Aktuelle Stunde zu einem sehr inter-
essanten Thema statt, nämlich Ibbenbüren. 

(Ströbele [GRÜNE]: Da sind wir uns 
einig!) 

Wir haben j a die vollmundigen Worte des Herrn 
Rau erlebt, als Ibbenbüren in Betrieb genommen 
wurde, wo er verkündet hat, wie schnell die Schad-
stoffemissionen, also im nachhinein, beseitigt wer-
den sollten. Nun muß er feststellen, daß das alles so 
einfach nicht ist, und er muß eingestehen, daß ihm 
dieser wortgewaltige Teil seiner Rede von Herren 
des RWE aufgesetzt worden ist. 

(Ströbele [GRÜNE]: Von wem ist denn Ihre 
Rede? — Frau Dr. Hartenstein [SPD]: Wer 

im Glashaus sitzt!) 

Meine Damen und Herren, das ist eben Anspruch 
und Wirklichkeit. 

Das, was wir auch heute wieder von seiten der 
Opposition in Sachen Umweltschutz gehört haben, 
ist nach wie vor keine Alternative. Was uns die 
GRÜNEN hier vorzeigen, ist eben die Nullösung. 

(Ströbele [GRÜNE]: Was?) 

Nullösung, Nulltarif, keine Autos, kein Gar-Nichts, 
das ist Ihre Politik. 

(Ströbele [GRÜNE]: Sie hören nicht zu!) 

Dann hätten Sie natürlich den totalen Umwelt-
schutz. Nur, mit Ihren Ideen und Vorstellungen 
ginge eben in dieser Republik gar nichts mehr. 

(Ströbele [GRÜNE]: Seit wann ist die Bun-

desbahn Null?) 

Meine Damen und Herren, ich möchte hier einige 
Anmerkungen zum Gesetz zur Verbesserung des 
Umweltschutzes in der Raumordnung und im 
Fernstraßenbau vortragen. Im Raumordnungsge-
setz wie auch im Bundesfernstraßengesetz wurde 
dem Umweltschutz in den verschiedenen gesetzli-

chen Vorschriften, welche Ermessensentscheidun-
gen in Planungen regeln, zu wenig Gewicht beige-
messen. Im Raumordnungsgesetz fehlte bei der 
Aufzählung der Grundsätze der Raumordnung der 
Hinweis auf die Bedeutung der Sicherung der Roh-
stoffversorgung. Hier gilt es nun, die ökonomischen 
Notwendigkeiten mit den ökologischen Forderun-
gen unserer Tage in Einklang zu bringen. 

Drei wichtige Bereiche des Umweltschutzes wer-
den im vorliegenden Gesetzentwurf auf den Weg 
gebracht: erstens der Schutz des Bodens, zweitens 
die Sicherung der Rohstoffvorkommen, drittens die 
Ergänzung des Fernstraßengesetzes. 

Das Ziel dieses Gesetzentwurfes ist es, den 
Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen in den 
Vordergrund zu stellen. 

(Senfft [GRÜNE]: Das ist schon Quatsch!) 

Hier handelt es sich um einen bedeutenden Schritt 
in Sachen Umweltschutz. Es wird behauptet, es sei 
ein kleiner Schritt. Meine Damen und Herren, viele 
kleine Schritte sind geeignet, den Umweltschutz 
voranzubringen. Wer diesen Gesetzentwurf abwer-
ten will, wird der Sache in keiner Weise gerecht. 
Wer diesen Gesetzentwurf verkennen will, verkennt 
bewußt oder unbewußt, daß in der täglichen Praxis 
Verbesserungen des Gesetzesvollzuges von großem 
Nutzen sind. 

Der Schutz des Bodens stellt einen bedeutenden 
Schwerpunkt unserer Umweltschutzpolitik dar. Im 
Zusammenhang mit der jüngst vom Bundestag be-
schlossenen Novellierung des Baugesetzbuches 
treffen wir hier eine weitere wichtige Entscheidung 
in Sachen Umweltschutz. 

Die Sicherung der Rohstoffvorkommen wird 
durch die Formulierung der Bundesregierung, die 
die vorsorgende Sicherung von Rohstoffvorkom-
men vorsieht — und dies ist das eigentliche Anlie-
gen — klarer zum Ausdruck gebracht. Die in der 
Bundesratsfassung enthaltene Formulierung „die 
räumlichen Voraussetzungen zu schaffen" wird 
dem Anliegen nicht gerecht, da die Rohstoffvor-
kommen in der Bundesrepublik bekannt und die 
räumlichen Voraussetzungen gegeben sind. Daß 
Rohstoffvorkommen standortgebunden sind, ist 
wohl selbstverständlich. Es erscheint daher mehr 
als sinnvoll, von der „vorsorgenden Sicherung" zu 
sprechen. Dadurch, meine Damen und . Herren, wird 
deutlich klargestellt, daß nicht erst dann, wenn kon-
krete Bau- oder Abgrabungsanträge wie bei Kies 
oder bei der Braunkohle gestellt werden, eine lan-
desplanerische Sicherung einzugreifen hat. 

Die Neufassung des § 3 des Bundesfernstraßenge-
setzes dient dem Umweltschutz in einem Bereich, 
der wie kaum ein anderer zwangsläufig mit Eingrif-
fen in den Naturhaushalt verbunden ist. 

(Senfft [GRÜNE]: Sie sagen es: zwangsläu

-

fig! Und deshalb ist der Entwurf auch Blöd

-

sinn!) 

Das Gesetz verpflichtet nun, daß sich moderne 
Straßenplanung um möglichst umweltschonende 
Trassenführung nicht nur wie bisher zu kümmern 
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hat, sondern daß sie den Umweltschutz ausdrück-
lich zu beachten hat. 

Wir sind mit der Bundesregierung der Auffas-
sung, daß im vorliegenden Gesetzentwurf der Be-
griff Umweltschutz allgemein umfassender ist als 
die Einschränkung im Entwurf des Bundesrates auf 
den Natur- und Landschaftsschutz. Umweltschutz 
umfaßt z. B. auch den Immissionsschutz. Letzterer 
ist für den Straßenbau von bekanntermaßen großer 
Bedeutung. 

Die CDU/CSU-Fraktion möchte überdies diese 
Gelegenheit hier und heute nicht verstreichen las-
sen, ohne noch einmal mit allem Nachdruck darauf 
hinzuweisen, daß die Überlegungen von Bund und 
Ländern vorangetrieben werden, im Raumord-
nungsgesetz eine rahmenrechtliche Regelung des 
Raumordnungsverfahrens vorzusehen, welche die 
Umweltverträglichkeitsprüfung unter überörtlichen 
Gesichtspunkten einschließt. 

Meine Damen und Herren, ich möchte Sie bitten, 
dem Gesetzentwurf in der Beschlußempfehlung des 
Raumordnungsausschusses Ihre Zustimmung zu 
geben. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Antretter. 

Antretter (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Straßenverkehr ist einer der größten 
Umweltbelaster überhaupt. Deshalb ist Umwelt-
schutz im Verkehrsbereich eine der ganz großen 
Herausforderungen für uns. Die Vielzahl der heuti-
gen Anträge läßt sich aber nicht nur damit begrün-
den, daß vom Straßenverkehr so wesentliche Um-
weltbelastungen ausgehen, sondern die Anträge 
sind vor allem die Antwort darauf, daß die Bundes-
regierung bisher nicht bereit ist, Verantwortung im 
Umweltschutzbereich zu übernehmen, sondern es 
bei Lippenbekenntnissen und Schaueffekten wie 
der Gründung des Umweltministeriums beläßt. We-
der gibt es wesentliche Initiativen der Bundesregie-
rung zur Förderung umweltfreundlicher Alternati-
ven zum Pkw, noch gibt es ernst zu nehmende Be-
strebungen der Bundesregierung, den Straßenver-
kehr selbst wirklich umweltfreundlich zu gestal-
ten. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn Sie beispielsweise befürchten, Herr Mini-
ster Dollinger, daß auf den rechten Fahrstreifen un-
serer Autobahnen, wie Sie es mehrfach — wahr-
scheinlich richtigerweise — gesagt haben, bald kein 
Platz mehr für Pkws ist, da sie mit Lastkraftwagen 
voll sein werden, warum haben Sie dann in Brüssel 
Ende Juni dieses Jahres dafür gestimmt, daß die 
Gemeinschaftskontingente an Lkw in den nächsten 
Jahren von rund 7 500 auf 56 000 aufgestockt wer-
den? 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Das werden vor allem ausländische Transportun

-

ternehmen nutzen und als Chance betrachten. War

-

um, Herr Minister, haben Sie zugelassen, daß der 
Ministerrat der EG, in dem Sie Sitz und Stimme 
haben, beim Europäischen Parlament eine Aufstok-
kung der Freimengen von 2001 auf 6001 beantragt 
und diesen Antrag noch dazu als besonders dring-
lich erklärt hat? 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Dadurch werden auf unseren Straßen in Zukunft 
wesentlich mehr, vor allem ausländische Lastkraft-
wagen fahren. Stau und Staugefahr werden zuneh-
men. Die Belastung durch Lärm und Abgase wird 
steigen. Der Verkehrszuwachs durch ausländische 
Nutzfahrzeuge auf unseren Straßen wird zu Trans-
portverlusten bei der Bahn führen. Die Unterneh-
men der deutschen Straßenverkehrswirtschaft wer-
den von diesen Verschiebungen zugunsten des Stra-
ßenverkehrs in keiner Weise profitieren, im Gegen-
teil. 

(Beifall bei der SPD) 
Die Marktchancen werden sich massiv verschlech-
tern. Die deutschen Unternehmen werden weitere 
Marktanteile verlieren. Ganz abgesehen davon wer-
den die deutschen Seehäfen noch stärker ins wirt-
schaftliche Abseits gedrängt werden. 

Den Transitverkehr von der Straße auf die 
Schiene zu bringen, das wäre die richtige Antwort 
auf Ihre düsteren Prognosen. Aber Sie haben ja 
auch hier das Gegenteil von einer verantwortlichen 
Politik gemacht, indem Sie die Mittel für den kom-
binierten Verkehr gestrichen haben oder zumindest 
streichen wollten, wenn es nicht noch im Parlament 
verhindert wird, was ich hoffe. 

Wie lange, Herr Kollege Schmidbauer, wollen Sie 
eigentlich noch mit der falschen Behauptung han-
tieren, wir hätten einen großen und stark wachsen-
den Anteil schadstoffarmer Autos? Tatsache ist 
doch, daß es bisher keinen nennenswerten Trend 
zum wirklich umweltfreundlichen Katalysatorauto 
gibt, sondern nur eine Kaufwelle vor allem beim 
Diesel-Pkw, der in Wahrheit so umweltfreundlich 
gar nicht ist. Das wissen Sie doch selber. Dies ist 
doch Roßtäuscherei; denn welcher Bürger kennt 
sich so genau aus, um zu wissen, daß „schadstoffre-
duziert" nur ein neues Etikett, aber keine wirkliche 
Verbesserung ist und daß der Verkauf wirklich 
schadstoffarmer Autos von Ihnen bisher überhaupt 
nicht ernsthaft unterstützt wird? Die Wahrheit ist, 
daß von 26 Millionen am 1. November dieses Jahres 
zugelassenen Personenwagen gerade 270 000 bis 
280 000 mit dem Katalysator ausgestattet sind. 
Stand 1. November: 267 000. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie Herrn Schmidbauer eine Zwischen-
frage? 

Antretter (SPD): Bitte, Herr Kollege Schmid-
bauer. 

Schmidbauer (CDU/CSU): Herr Kollege Antretter, 
würden Sie bestätigen, daß das Kraftfahrzeugbun-
desamt für November 390 000 Fahrzeuge mit Kata-
lysator und 615 000 Fahrzeuge mit US-Norm angibt 
und daß die Differenz zwischen Oktober und No- 
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vember allein 60 000 neue Fahrzeuge mit Katalysa-
tor beträgt? Würden Sie diese Zahlen bestätigen 
wollen? 

Antretter (SPD): Die Relation, die Sie vorher ange-
sprochen haben, Herr Kollege Schmidbauer, stimmt 
dennoch nicht. Die amtlichen Zahlen, die mir vorlie-
gen, sprechen von 267 000. 

(Schmidbauer [CDU/CSU]: Falsche Zah

-

len!) 

Jetzt kommen wir aber auf den eigentlichen Punkt: 
Rund zwei Drittel der angeblich sauberen Autos 
erfüllen nur die EG-Norm. Ob diese Pkw bei höhe-
ren Geschwindigkeiten überhaupt sauberer sind als 
herkömmliche Fahrzeuge, wird weder geprüft noch 
garantiert. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine weitere Zwischenfrage? 

Antretter (SPD): Bitte, Frau Kollegin Harten-
stein. 

Frau Dr. Hartenstein (SPD): Herr Kollege Antret-
ter, würden Sie bestätigen, daß es relativ leicht ist, 
eine hohe Zahl von sogenannten schadstoffarmen 
Autos zu bekommen, wenn man nur die rühmlichen 
Eurogrenzwerte so hoch ansetzt, daß eine große An-
zahl von Fahrzeugen auch dann unter den Begriff 
„schadstoffarm" fällt, wenn sie kein Gramm weni-
ger Schadstoffe ausstoßen? 

Antretter (SPD): Frau Kollegin Hartenstein, da 
stimme ich Ihnen in vollem Umfange zu. Noch bes-
ser wäre es natürlich gewesen, wenn man in Europa 
so ernsthaft verhandelt hätte, daß wir wirklich seit 
1986 den Katalysator obligatorisch eingeführt hät-
ten. 

Meine Damen und Herren, „ab Tempo 50 können 
sie zum Himmel stinken", so hat der ADAC dieser 
Tage in einer seiner Publikationen geschrieben. Mit 
einem Wort: Diese Politik bereinigt nur Statistiken, 
nicht aber die Luft. 

(Frau Schmidt [Nürnberg] [SPD]: Sehr 
richtig!) 

Das Katalysatorfahrzeug setzt sich derart langsam 
durch, daß die Stickoxidminderung durch den An-
teil schadstoffarmer Personenwagen geringer aus-
fällt als der Stickoxidanstieg durch die Zunahme 
des Pkw-Bestandes und der Pkw-Fahrleistungen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Mit anderen Worten: Heute haben wir trotz soge-
nannter sauberer Autos mehr Stickoxide aus dem 
Pkw-Verkehr als noch vor einem Jahr. 

Eine weitere Folge dieser Politik ist, daß die fort-
schrittlichsten Abgasminderungstechniken, näm-
lich der geregelte Drei-Wege-Katalysator und der 
Rußfilter zur Erzielung der US-Abgasdieselwerte, 
vom Markt verdrängt werden. Der ausgelöste Boom 
von Diesel-Pkws ohne jeden RuBgrenzwert ist ohne 
umweltpolitische Vernunft. Ich befürchte, daß wir 
uns in Kürze mit dem Problem der krebserregen-

den Substanzen im Dieselruß auseinanderzusetzen 
haben werden. 

Das absolute Trauerspiel war, was Sie mit dem 
Großversuch zum Tempolimit angestellt haben. Die 
TÜV-Gutachter haben errechnet, daß bei guter Be-
folgung des Tempolimits die Stickoxide aus Perso-
nenwagen um bis zu 90 000 t jährlich gemindert 
würden. Das sind mehr als 30% aller Stickoxide auf 
Bundesautobahnen. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

— Es ist Ihnen anheimgestellt, die Ihrer Regierung 
nachgeordneten Institutionen und Behörden als 
Illusionisten zu bezeichnen. Ich sage jedenfalls: 
Eine Untersuchung der Bundesanstalt für das Stra-
ßenwesen — die Sie natürlich aus guten Gründen 
unter Verschluß halten — belegt, daß es keine 
schneller wirkende Maßnahme zur Minderung des 
Schadstoffausstoßes im Verkehrsbereich gibt als 
das Tempolimit, abgesehen vom Katalysator. 

Die eine Umweltschwalbe Wallmann mit seinem 
Alibi-Umweltministerium macht noch keinen um-
weltpolitischen Sommer. Die Bundesregierung hat 
sich auch hier wieder der von ihr so oft bemühten 
Methode des Unter-den-Teppich-Kehrens bedient: 
Das Waldsterben wird verharmlost, auch in der 
heutigen Debatte wieder, die Probleme des unge-
hemmt wachsenden Autoverkehrs werden vernied-
licht oder geleugnet, das hohe Unfallrisiko zu einem 
unabänderlichen Begleitübel erklärt. 

Unsere Vorschläge liegen auf dem Tisch. Wir hal-
ten folgende Maßnahmen für unverzichtbar: Be-
grenzung der partikelförmigen Emissionen aus Die-
sel-Pkw nach dem Stand der Technik, Tempolimit 
auf Bundesautobahnen, Verringerung der Schad-
stoffemissionen aus Nutzfahrzeugen, verstärkte 
Förderung des kombinierten Verkehrs Schiene/

-

Straße. 

Aber, meine Damen und Herren, ich sage an die 
Adresse der GRÜNEN, die ebenfalls einige Anträge 
eingebracht haben: Senkung der Kfz-Steuer für 
Lastwagen und Einführung einer gleich hohen 
Schwerverkehrsabgabe, die dann im Gegensatz zur 
bisherigen Praxis auch Ausländer bezahlen müs-
sen, das wollen wir, und dazu sagen wir ja. Aber zur 
Einführung Ihrer Schwerverkehrsabgabe ohne 
Senkung der Kfz-Steuer, so daß den deutschen Gü-
terverkehrsunternehmen die Luft ausgeht und die 
ausländische Konkurrenz deren Transportvolumen 
übernimmt, dazu sagen wir nein. 

(Zuruf des Abg. Senfft [GRÜNE]) 

Zu einer ernsthaften Verbesserung, Herr Kollege 
Senfft, der bisherigen Ergebnisse des EG-Umwelt-
ministerrats und zur obligatorischen Einführung 
des Katalysators beim Benzinmotor 

(Abg. Senfft [GRÜNE] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

— bitte nicht mehr, ich habe keine Zeit mehr — und 
zu strengen Abgas- und Rußpartikelwerten beim 
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Dieselmotor, dazu sagen wir ja. Aber zum Fahrver-
bot für die Bürger sagen wir nein. 

(Ströbele [GRÜNE]: Das wollen wir doch 
gar nicht!) 

Mit einem Wort, meine Damen und Herren: Auf 
ernsthaftes Handeln kommt es an. Hören Sie auf, 
die Probleme unter den Teppich zu kehren! Wir 
haben Ihnen heute Vorschläge mit Augenmaß vor-
gelegt. Wir haben Ihnen mit unseren Anträgen Vor-
schläge unterbreitet, als eine Opposition, die ihre 
Arbeit im Parlament konstruktiv leisten will. Wir 
sind zu unpopulären Maßnahmen bereit. Aber Sie 
müssen aufhören, Ihre Politik der Schaueffekte im 
Umweltschutz fortzusetzen. Treten Sie unseren An-
trägen bei! Dann werden wir erfolgreich sein. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Ich erteile dem Herrn 
Bundesminister für Verkehr das Wort. 

Dr. Dollinger, Bundesminister für Verkehr: Herr 
Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Ich habe die Ehre, für die beteiligten Ressorts, 
für das Bundesministerium für Raumordnung, Bau-
wesen und Städtebau, für das Bundesministerium 
der Finanzen, für das Bundesministerium für Um-
welt, Naturschutz und Reaktorsicherheit und für 
das Bundesministerium für Forschung und Techno-
logie, hier zu antworten. Das ist in der Redezeit 
kaum möglich. 

(Ströbele [GRÜNE]: Dann lassen Sie es 
ganz!) 

Es wird auch nicht möglich sein, alle die Irrtümer, 
die Unkenntnis und die falschen Darstellungen, die 
hier geboten worden sind, in der kurzen Zeit zu 
widerlegen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Es gibt keinen Zweifel, meine Damen und Her-
ren, daß alle Verkehrswege, die es gibt, die Umwelt 
belasten. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Manche mehr, 
manche weniger!) 

Das muß man realistischerweise zugeben. Die Bun-
desregierung bemüht sich, die Wichtigkeit der Um-
weltfrage nicht nur zu erkennen, sondern auch so 
zu handeln, daß die Gefahren beseitigt werden. 

Meine Herren Vorredner, die Dame und die Her-
ren aus der Koalition, haben einen Teil der Fragen, 
die hier zur Debatte stehen, bereits dargelegt, so 
daß ich mich in diesem Punkt kurz fassen kann. 

Die Bundesregierung stimmt dem Anliegen des 
Bundesrates zu. Wir haben allerdings einige Ergän-
zungen bzw. Formulierungen angebracht, die nach 
unserer Meinung notwendig sind. In dieser Vorlage 
ist besonders deutlich geworden, daß in der gesam-
ten Planung des Straßennetzes Umwelt und Natur 
gesehen werden müssen und auch die Boden-
schätze zu berücksichtigen sind. 

In dieser Debatte kam immer wieder das Thema 
Geschwindigkeit auf Bundesautobahnen auf. Meine 
Damen und Herren, ich würde raten, nicht so über  

einen Großversuch zu sprechen, der von Wissen-
schaftlern gemacht worden ist, wie es hier gesche-
hen ist. Die Damen und Herren, die diesen Großver-
such durchgeführt haben, haben ihre Pflicht erfüllt. 
Sie haben keine Veranlassung, ihre Aussagen in 
Zweifel zu stellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Fakten: Wir haben festgestellt, daß bei einem 
Tempolimit von 100 km auf Autobahnen theoretisch 
eine Verminderung der Stickoxide von nur 32 170 
Tonnen pro Jahr zu erzielen sind. Das sind nur 
10,8% der Emissionen des Pkw-Verkehrs auf Auto-
bahnen, das sind nur 3,8% der Emissionen des Pkw-
Verkehrs insgesamt, und das ist nur 1 % der gesam-
ten NOX-Emissionen in der Bundesrepublik 
Deutschland. Wenn man diese Zahlen anerkennt, 
dann kann man einem Tempolimit nicht die Bedeu-
tung beimessen, wie es hier geschehen ist. 

Im übrigen wurde auch im Ausschuß für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit am 29. Septem-
ber eine öffentliche Anhörung von Sachverständi-
gen zur Methodik und zu den Ergebnissen des 
Großversuchs durchgeführt. Doch auch diese Anhö-
rung ergab keine Veranlassung, von dem auf Grund 
des Abgasgroßversuchs ermittelten Zahlenmaterial 
abzurücken. 

(Senfft [GRÜNE]: Für Sie!) 

Meine Damen und Herren, vielleicht ist für Sie 
noch ganz interessant, daß das nicht von der ÖVP 
regierte Österreich eine Studie zum Tempolimit 100 
durchgeführt hat. 

(Fellner [CDU/CSU]: Noch nicht!) 

— Ja, das ist eine andere Frage; das kommt mit der 
Zeit alles richtig ins Lot. Ich spreche von einer Stu-
die, die im Oktober 1986 im Auftrag des Baumini-
sters fertiggestellt worden ist. Hier wurde ebenfalls 
festgestellt, daß „Tempo 100" relativ geringen Ein-
fluß auf die Abgasemission hat. 

(Beifall des Abg. Dr. Solms [FDP] — Strö

-

bele [GRÜNE]: Sagen Sie mal was zu den 
USA!) 

Wenn Sie erneut das Tempolimit mit Unfällen in 
Verbindung bringen, dann kann ich nur sagen: Die 
Autobahnen haben an den Fahrleistungen einen 
Anteil von über 26%, an den Unfällen mit Personen-
schäden jedoch nur 4,3 %. Unsere Autobahnen sind 
die sichersten Straßen, obwohl wir dort keine Ge-
schwindigkeitsbegrenzung haben. 

(Zuruf von den GRÜNEN) 

Bei den tödlichen Unfällen auf den Autobahnen ha-
ben wir von 1983 auf 1985 immerhin einen Rück-
gang um 24 % festzustellen. 

Hier ist auf die Untersuchung der Bundesanstalt 
für das Straßenwesen wegen des „Tempo 100" hin-
gewiesen worden. Bei uns bleibt nichts in der 
Schublade; das passiert woanders. Wir geben die 
Dinge heraus und stellen uns auch der Diskussion. 
Hier können wir feststellen: Die BASt hat lediglich 
einen mittleren Rückgang aller Unfälle auf Bundes-
autobahnen, Landstraßen und innerörtlichen Stra- 
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Ben von 2,3 % für den Fall der Einführung einer der-
artigen Geschwindigkeitsbegrenzung ermittelt. 

(Zuruf von der SPD) 

Das Tempolimit, meine Damen und Herren, ist 
kein Allheilmittel zur Lösung der Verkehrsproble-
me. Wir sind der Meinung, daß Schäden der Tech-
nik am sichersten durch eine neue, bessere Technik 
abgebaut bzw. beseitigt werden können. Bei den 
Abgasen der Fahrzeuge ist dies eben der Katalysa-
tor. Ich stelle fest, daß wir hier eine günstige Ent-
wicklung zu verzeichnen haben. 

Ich habe den Eindruck, meine Damen und Her-
ren, die Sie hier die Entwicklung des schadstoffar-
men Autos kritisiert haben, Sie haben vergessen, 
daß diese ganze Aktion erst seit einem Jahr läuft. 
Hier müssen wir sehen, wie der Trend ist. Es wur-
den Zahlen genannt. Ich unterstreiche noch einmal, 
daß wir Anfang November 1,5 Millionen schadstoff-
arme Pkw hatten, darunter fast 390 000 Pkw mit 
Katalysator. Gegenüber Anfang Oktober haben wir 
eine Zunahme von 100 000 schadstoffarmen Pkw 
und einen Anstieg allein bei Katalysatorfahrzeugen 
von 60 000 zu verzeichnen. Rund 65% der im Sep-
tember neu zugelassenen Pkw waren schadstoffre-
duziert, davon waren 38 % Benzin- und 27 % Diesel-
fahrzeuge. 

Sie sehen, es ist ein völlig neuer Trend da. Die 
Dieselfahrzeuge sind früher einmal ganz nach 
vorne gekommen. Das geht zurück, der Ottomotor 
kommt wieder nach vorn. Ich meine, 65% Neuzulas-
sungen in diesem Bereich ist ein beachtliches Er-
gebnis. 

Ich bin der Überzeugung, daß das so bleiben wird, 
zumal die Automobilindustrie dankenswerterweise 
zum Teil serienmäßig nur noch Pkw mit Katalysa-
tor anbietet. Das sollten wir auch einmal anerken-
nen und nicht immer von Lobbyisten und ähnli-
chem hier sprechen, als ob die Leute gegenüber 
einer guten Umweltpolitik feindlich wären. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
SPD: Das Wort ist heute überhaupt nicht 

gefallen!) 

Ich stelle auch fest, daß man heute flächendek-
kend bleifreies Benzin tanken kann. Es ist klar, daß 
wir versuchen, das auf europäischer Ebene auszu-
dehnen. Ich möchte hier nicht nur denen danken, 
die von der Fabrikation her mitmachen, sondern 
auch all den Käufern von Kraftfahrzeugen, die sich 
zum schadstoffarmen Auto dadurch bekennen, daß 
sie es kaufen. 

Meine Damen und Herren, ein letzter Satz zum 
Tempolimit. Es steht häufig auf dem Papier, wird 
aber nicht eingehalten. Das können Sie in allen ent-
sprechenden europäischen Ländern erfragen. 

(Senfft [GRÜNE]: Kein Wort zur Bundes

-

bahn und kein Wort zum öffentlichen Per

-

sonennahverkehr!) 

— Haben Sie keine Sorge, auch ich kann nicht 
alles auf einmal sagen. 

(Erneuter Zuruf von den GRÜNEN)  

— Sie kommen noch dran, machen Sie sich keine 
Sorge. 

Ich darf auf folgendes hinweisen. Hier wird zum 
Teil so getan, als wenn die Europäische Gemein-
schaft und europäisches Recht nicht bestünden. Sie 
wissen genau, welche Probleme wir hatten, um die 
Schrittmacherfunktion in bezug auf Abgaswerte in 
Europa durchzusetzen. Wir bemühen uns weiter, 
hier etwas zu erreichen. Es wurde schon gesagt: 
Verminderung der Emissionen von Nutzfahrzeugen 
und Krafträdern. Unsere Anträge liegen in Brüssel. 
Ich erinnere an die Partikelgrenzwerte. Ich kann 
nur hoffen, daß der EG-Umweltministerrat noch in 
diesem Monat entscheidet. Kollege Wallmann gibt 
sich hier alle Mühe, und es ist nicht gut, wenn Sie 
hier auch auf Herrn Zimmermann in dieser Form 
schimpfen, wie es geschehen ist. 

(Zuruf des Abg. Dr. Müller [Bremen] 
[GRÜNE]) 

— Nein, das ist nicht meine Meinung. Es ist keine 
gute Moral, wenn Sie sagen, Schimpfen sei immer 
gut. Man soll ab und zu auch einmal loben und 
danke schön sagen. Das gehört auch dazu. 

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

— Herr Daubertshäuser, selbstverständlich, wo es 
am Platze ist. Aber weil Sie sich hier bemühen, 
frage ich Sie einmal: Was haben eigentlich die SPD

-geführten Regierungen in Brüssel in bezug auf Um-
weltschutz in allen Bereichen durchgesetzt? 

(Daubertshäuser [SPD]: Sie haben es ja 
vorhin schon gehört!) 

Wenn Sie darüber einmal berichten würden, dann 
gäbe es eine kurze Aussprache, da Sie dann nichts 
zu bieten hätten. Meine Damen und Herren, ich bin 
sicher, daß wir uns in Europa trotz der großen 
Schwierigkeit in diesem Bereich weiter durchset-
zen werden. 

Es wurde hier davon gesprochen, die Höchstge-
schwindigkeit von Lkws auf Außerortsstraßen zu 
verändern. Ich mache eine ganz einfache Bemer-
kung: Die Einhaltung der Geschwindigkeit bei Pkw 
und Lkw hängt in erster Linie vom Verantwor-
tungsbewußtsein des Kraftfahrzeugführers ab. Das 
ist das allererste. Und das zweite ist dann die Frage: 
Wie kann die Geschichte überwacht werden? Und 
Sie wissen genau, wie schwierig das ist, zumal der 
Bund hier keine Möglichkeit hat, das zu bestim-
men. 

(Zuruf der Abg. Frau Dr. Hartenstein 
[SPD]) 

— Das ist doch unser Grundgesetz, gnädige Frau. 
Da können Sie es nicht so machen. Vielleicht wollen 
Sie eine andere Verfassung haben. Dann müssen 
Sie das hier sagen. Der Vollzug obliegt den Län-
dern. Wir können nur sagen: Überwacht bitte, aber 
wir können das nicht anordnen oder gar befehlen. 

Im übrigen stelle ich zu der Betrachtung über 
eine Lkw-Verkehrsabgabe noch fest: Eine zusätzli-
che Belastung für das deutsche Gewerbe ist nicht 
hinnehmbar. Und ich behaupte weiterhin: Wenn wir 
das machen würden, dann würde sich der Unter-
schied in bezug auf die geltenden Gesetze und die 
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Belastungen in den einzelnen EG-Ländern ohne 
Zweifel weiter verschärfen. Wir wollen aber keine 
Verschärfung, sondern wir wollen eine Harmonisie-
rung in Europa. Ihre Forderung steht genau im Ge-
gensatz dazu. Im übrigen wäre eine einseitige 
Schwerverkehrsabgabe, zum jetzigen Zeitpunkt 
vorgenommen, nach geltendem EG-Recht kaum 
möglich. Ich sage das ganz vorsichtig. 

Nun kommt natürlich die Deutsche Bundesbahn. 
Meine Damen und Herren, die Deutsche Bundes-
bahn hat einen Anteil von 6 % an der Personenbe-
förderung und von 29% am Güterverkehr. Schauen 
Sie sich einmal die Zahlen von 1970 an! Bei uns ist 
nichts mehr zurückgegangen. Wenn mehr Verkehr 
auf die Bahn soll, dann brauchen wir einfach eine 
attraktive Bundesbahn. Um das zu erreichen, inve-
stieren wir in diesem Jahr 6 Milliarden DM. Das ist 
mehr, als in der Nachkriegszeit jemals in einem 
Jahr ausgegeben worden ist. Wir haben 6,3 Milliar-
den DM für die Bahn vorgesehen und 6,2 Milliarden 
DM für den Bundesfernstraßenbau. Wir bauen neue 
Strecken, die nicht nur für den Personenverkehr, 
sondern auch für den Güterverkehr wichtig sind. 
Das kostet uns 12, 13 Milliarden DM. 1991 wird die 
erste fertig sein. Sie können also nicht sagen, in 
dem Punkt geschehe nichts. 

(Senfft [GRÜNE]: Wie ist denn der Trend 
beim Güterverkehr in diesem Jahr?) 

Wir brauchen die Straße und die Schiene und die 
Wasserstraße. Ein Verkehrsweg allein ist nicht in 
der Lage, die Aufgaben, die gestellt sind, zu bewälti-
gen. 

Meine Damen und Herren, hier ist von den EG

-

Kontingenten gesprochen worden. Dabei handelt es 
sich um über 7 000 für ganz Europa. Davon entfal-
len auf Deutschland über 1 100. Ich habe der Ein-
führung dieser Kontingente nicht zugestimmt. Am 
Dienstag war eine Abstimmung darüber in Brüssel. 
Ich habe Gegenforderungen im Bereich der Harmo-
nisierung gestellt, weil Liberalisierung und Harmo-
nisierung zusammengehören. Und wenn Sie, wie 
geschehen, behaupten, ich hätte der Lösung zuge-
stimmt, die Freimenge von Treibstoff von 200 1 auf 
6001 bei Lkws zu erhöhen, dann ist das falsch. Das 
wurde im Verkehrsministerrat bisher nicht behan-
delt. 

Meine Damen und Herren, wir betreiben eine 
ausgeglichene Politik und halten uns an das, was 
Europa hier in dieser Beziehung bietet. Für den 
ÖPNV geben wir 1,4 Milliarden DM plus die Zu-
schüsse an die Bahn, insgesamt rund 6 Milliarden 
DM pro Jahr aus. Das ist mehr, als alle Länder und 
Gemeinden zusammen ausgeben. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Immer noch zu

-
wenig!) 

Ich darf eine abschließende Bemerkung machen. 
Meine Damen und Herren, die Probleme der Um-
welt werden uns weiter beschäftigen müssen, und 
ich glaube, es ist besser, wenn wir miteinander statt 
gegeneinander operieren und wenn wir nüchtern, 
sachlich und nicht selbstgefällig diskutieren. Um-
weltschutz ist eine lebenswichtige Aufgabe. Wir 
dürfen dabei den Blick nicht nur auf die Natur rich-

ten, meine Damen und Herren, und den Menschen 
dabei übersehen. In der Gefahr sind gewisse Kreise 
in unserem Land. Lebensqualität kann nur bedeu-
ten: ein harmonisches Nebeneinander von Natur 
und Mensch, und darum bemüht sich die Bundesre-
gierung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Meine Damen und Her-
ren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Wir kommen zuerst zur Einzelberatung und Ab-
stimmung über Tagesordnungspunkt 5 a, den Ge-
setzentwurf des Bundesrates auf Drucksache 
10/5347. 

Ich rufe die  Art. 1 bis 4, Einleitung und Über-
schrift in der Ausschußfassung auf. Wer den aufge-
rufenen Vorschriften zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Keine Enthaltungen. Die aufgeru-
fenen Vorschriften sind mit Mehrheit gegen die 
Stimmen der SPD angenommen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein und kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetzentwurf als Ganzem zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich, sich zu erheben. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Keine Enthaltungen. Mit Mehr-
heit angenommen. 

Zu Tagesordnungspunkt 5 b schlägt der Ältesten-
rat Überweisung der Vorlage auf Drucksache 
10/5865 (neu) an die in der Tagesordnung aufge-
führten Ausschüsse vor. Gibt es dazu anderweitige 
Vorschläge? — Das ist nicht der Fall. Es ist damit so 
beschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Tages-
ordnungspunkt 5c, und zwar über die Beschlußemp-
fehlung des Innenausschusses auf Drucksache 
10/6208. Wer der Beschlußempfehlung zustimmt, 
den bitte ich um ein Handzeichen. — Wer ist dage-
gen? — Enthaltungen? — Keine Enthaltungen. Der 
Beschlußempfehlung ist mit Mehrheit — gegen die 
Stimmen der SPD — zugestimmt worden. 

Wir kommen jetzt zu Tagesordnungspunkt 5d, 
der Beschlußempfehlung auf Drucksache 10/4095. 

Hierzu liegt ein Änderungsantrag der Fraktion 
der SPD auf Drucksache 10/6413 vor. Wer diesem 
Änderungsantrag zustimmt, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Wer ist dagegen? — Enthaltungen? 
— Bei einigen Enthaltungen ist der Änderungsan-
trag abgelehnt. 

Wer der Beschlußempfehlung des Ausschusses 
auf Drucksache 10/4095 zustimmt, den bitte ich um 
ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? 
— Keine Enthaltungen. Der Beschlußempfehlung 
ist mit Mehrheit gegen die Stimmen der SPD zuge-
stimmt. 

Meine Damen und Herren, wir kommen jetzt zur 
Abstimmung über die Tagesordnungspunkte 5 e bis 
5 n, und zwar über die hierzu vorliegenden Be-
schlußempfehlungen. Kann ich davon ausgehen, 
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daß wir über diese Beschlußempfehlungen gemein-
sam abstimmen können? — Das ist der Fall. 

(Zurufe von der SPD: Nein! — Vogel [Mün

-

chen] [GRÜNE]: Nein, einzeln abstim

-

men!) 

— Dann müssen wir über die ganze Latte einzeln 
abstimmen. Bitte schön. 

Tagesordnungspunkt 5e: Wer stimmt für die Be-
schlußempfehlung auf Drucksache 10/5985? — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Keine. Mit Mehrheit 
angenommen. 

Tagesordnungspunkt 5f: Wer für die Beschluß-
empfehlung auf Drucksache 10/5759 stimmt, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Keine. Bei einigen Gegenstim-
men angenommen. 

Tagesordnungspunkt 5 g: Wer für die Beschluß-
empfehlung auf Drucksache 10/5803 stimmt, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Keine. Bei einigen Gegenstim-
men angenommen. 

Tagesordnungspunkt 5 h: Wer für die Beschluß-
empfehlung auf Drucksache 10/6407 stimmt, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Keine. Bei einigen Gegenstim-
men angenommen. 

Tagesordnungspunkt 5 i: Wer für die Beschluß-
empfehlung auf Drucksache 

(Niegel [CDU/CSU]: Die haben wir nicht 
drinstehen, bei uns steht nichts drin!) 

— das müssen Sie nachlesen; die ist aufgeführt, 
alles drin — 

(Bohl [CDU/CSU]: Tagesordnungspunkt 5 i 
ist das, schon klar! Nur weiter!) 

10/6407 stimmt, den bitte ich um ein Handzeichen. 
— Gegenprobe! — Enthaltungen? — Bei einigen 
Enthaltungen — — 

(Vogel  [München] [GRÜNE]: Nein, wir ha

-

ben dagegengestimmt! — Weitere Zurufe 
von den GRÜNEN) 

— Sie haben dagegengestimmt. Bei einigen Gegen-
stimmen und keiner Enthaltung mit Mehrheit an-
genommen. 

Tagesordnungspunkt 5j!  Wer für die Beschluß-
empfehlung auf Drucksache 10/6407 stimmt, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Mit Mehrheit — bei Enthaltung 
der SPD — angenommen. 

Tagesordnungspunkt 5 k! Wer stimmt für die Be-
schlußempfehlung auf Drucksache 10/6407? — Wer 
ist dagegen? — Wer enthält sich? — Keine Enthal-
tungen. Mit Mehrheit — gegen die Stimmen der 
SPD — angenommen. 

Tagesordnungspunkt 51! Wer stimmt für die Be-
schlußempfehlung auf Drucksache 10/6407? — Wer 
ist dagegen? — Wer enthält sich? — Bei Enthaltung 
der SPD mit Mehrheit angenommen. 

Tagesordnungspunkt 5 m! Wer stimmt für die Be-
schlußempfehlung auf Drucksache 10/6407? — Wer  

st dagegen? — Wer enthält sich? — Gegen die Stim-
men der SPD und bei einigen Enthaltungen ange-
nommen. 

Tagesordnungspunkt 5 n! Wer stimmt für die  Be-
schlußempfehlung auf Drucksache 10/6448? — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Mit Mehrheit — bei 
Enthaltungen der SPD — angenommen. 

Die Beschlußempfehlung des Ausschusses ist an-
genommen. 

Der Ältestenrat hat in seiner heutigen Sitzung 
vorgeschlagen, in der Sitzungswoche vom 24. bis 
zum 28. November 1986 wie auch früher schon mit 
Rücksicht auf die Haushaltsberatungen keine Fra-
gestunden und keine Aktuellen Stunden zuzulas-
sen. Sind Sie mit den Abweichungen von der Ge-
schäftsordnung einverstanden? — Ich sehe und 
höre keinen Widerspruch. Es ist so beschlossen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 28 auf: 

Beratung des Berichts der Enquete-Kommis-
sion „Einschätzung und Bewertung von 
Technikfolgen; Gestaltung von Rahmenbe-
dingungen der technischen Entwicklung" ge-
mäß Beschluß des Deutschen Bundestages 
vom 14. März 1985 — Drucksachen 10/2937, 
10/3022 — 
Zur Institutionalisierung einer Beratungska-
pazität für Technikfolgen-Abschätzung und 
-Bewertung beim Deutschen Bundestag 
— Drucksache 10/5844 

—Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsord-
nung (federführend) 
Ausschuß für Forschung und Technologie 
Haushaltsausschuß 

Der Ältestenrat hat für die Beratung eine Kurz-
debatte mit bis zu zehn Minuten für jede Fraktion 
vorgeschlagen. — Ich sehe und höre keinen Wider-
spruch. Es ist so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Dr. Bugl. 

Dr. Bugl (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Der Deutsche Bundestag hat am 
14. März 1985 die Enquete-Kommission „Einschät-
zung und Bewertung von Technikfolgen; Gestaltung 
von Rahmenbedingungen der technischen Entwick-
lung" eingesetzt. Ein Teil des Auftrags war, den 
Wissens- und Informationsstand des Parlaments 
über wesentliche technische Entwicklungen zu ver-
bessern und zu prüfen, ob und gegebenenfalls wie 
das Thema Technikfolgenabschätzung beim Deut-
schen Bundestag in Zukunft behandelt werden 
kann. Den ersten Teil ihres Auftrags hat die Kom-
mission mit der Vorlage ihres Berichts vom 14. Juli 
1986 erfüllt. Ich sehe es als Zeichen der Ernsthaftig-
keit und des Willens zur thematischen Kontinuität, 
daß der Deutsche Bundestag diesen ersten Bericht 
heute hier diskutiert. 

Hans Jonas hat einmal gesagt: Es gibt eine 
Pflicht zur Zukunft. Wir alle sind aufgerufen, über 
die Qualität des technischen Fortschritts — denn 
nur um diese kann es gehen — nachzudenken. Es 
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gibt keine Alternative zum technischen Fortschritt, 
wohl aber Alternativen in Art und Form. Wir haben 
die Chancen und die Risiken des technischen Ent-
wicklungsprozesses zu reflektieren und Maßstäbe 
zu seiner Beurteilung zu entwickeln, die unserem 
technischen Vermögen entsprechen. Dies vor allem 
ist die Aufgabe der Politik. Die vernunftgeleitete 
Auseinandersetzung über die Orientierungsmarken 
unserer gesellschaftlichen Zukunft gehört in die 
Parlamente. 

(Beifall des Abg. Dr. Müller [Bremen] 
[GRÜNE]) 

Sie alle wissen, daß dies in den letzten Jahrzehnten 
keineswegs immer so war. Ich führe dieses Defizit 
auch auf die institutionelle Schwäche des Deut-
schen Bundestages zurück, in diesem Bereich über 
kein Beratungsinstrumentarium zu verfügen. 

Technikfolgenabschätzung bezeichnet im Ver-
ständnis der Enquete-Kommission den Versuch, un-
ter Nutzung wissenschaftlicher Methoden die direk-
ten und indirekten, die gewollten und nichtgewoll-
ten, synergistischen und zeitverzögerten, sozialen 
und ökologischen Wirkungen aus den Folgen des 
Einsatzes von Technik darzustellen, um sie poli-
tisch bewertbar zu machen. Es entspricht dem Ver-
ständnis der Kommission, parlamentarische Tech-
nikfolgenabschätzung als ein funktionales Zusam-
menspiel von wissenschaftlich gestützter Analyse 
und einem kontinuierlichen Beratungs- und Kom-
munikationszusammenhang zwischen Wissen-
schaft und Politik zu institutionalisieren. Aus die-
sem Grund sieht unser Vorschlag, die Bildung einer 
Kommission zur Abschätzung und Bewe rtung von 
Technikfolgen vor, die wie eine Enquete-Kommis-
sion zusammengesetzt wird, d. h. aus Sachverstän-
digen und Parlamentariern. 

Unserem Konzept von Technikfolgenabschätzung 
als kommunikativem Prozeß entsprechen die orga-
nisatorischen Prinzipien des Vorschlages der Kom-
mission. Sie berücksichtigen, daß eine zukünftige 
Beratungseinrichtung auf das vorhandene Netz von 
Forschungseinrichtungen im In- und Ausland zu-
rückgreifen kann. Es trägt weiter der Notwendig-
keit Rechnung, daß für die spezifischen Bedürfnisse 
des Parlaments eigene wissenschaftliche Kapazitä-
ten vorhanden sein müssen, die das gesamte Wis-
sen bündeln und aufbereiten sowie die Untersu-
chungen, die für das Parlament von Interesse sind, 
in die Wege leiten und aktiv ausgestalten. Aus die-
sem Grunde schlagen wir die Bildung einer wissen-
schaftlichen Einheit als organisatorischen Be-
standteil der Bundestagsverwaltung zur Unterstüt-
zung der Kommission vor. 

Die vorgeschlagene Organisationsform der Bera-
tungseinrichtung stellt sicher, daß ihre Tätigkeit in 
die parlamentarischen Prozesse integriert wird. 
Wissenschaftliche Informationsgewinnung muß 
sich an den parlamentarischen Beratungsbedürf-
nissen orientieren und auch die notwendige Einbe-
ziehung von Abgeordneten und Bundestagsaus-
schüssen in die Prozesse der Technikfolgenabschät-
zung sichern. 

Auf dieser Grundlage soll die angesprochene 
Kommission ihre Empfehlungen in Form von Op-
tionen an den Deutschen Bundestag formulieren. 
Sowohl diese Absicht wie der Charakter ihrer Zu-
sammensetzung verlangt, daß wir dieser Kommis-
sion eine geschäftsordnungsmäßige Grundlage ge-
ben. Von daher hat die Enquete-Kommission dem 
Deutschen Bundestag die diesbezügliche Ergän-
zung seiner Geschäftsordnung empfohlen. 

Meine Damen und Herren, je früher zukünftige 
Probleme mit politischem Entscheidungsbedarf er-
kannt werden, um so größer ist die Möglichkeit für 
den Gesetzgeber, diesen Problemen in chancen-
und risikoabwägender Haltung gegenüberzutreten. 
Dies ist ein wesentliches Ziel unserer Vorschläge. 
Früherkennung in diesem Sinne heißt, technikbe-
dingte Risiken und Chancen zu einem Zeitpunkt ins 
Blickfeld zu bekommen, in welchem sie noch nicht 
manifest geworden sind. 

(Beifall des Abg. Dr. Müller [Bremen] 
[GRÜNE]) 

Technikfolgenabschätzung orientiert sich mithin 
weit eher am Anspruch einer prophylaktischen 
denn an einer therapeutischen Chancen- und Risi-
kosteuerung. 

Die Vorschläge der Kommission sind von viel Zu-
stimmung und daran gemessen wenig Kritik beglei-
tet worden; dies sicher auch, weil wir ganz klar und 
deutlich gesagt haben: es gilt das Primat der Poli-
tik. Technikfolgenabschätzung als informationelle 
Entscheidungsvorbereitung zu verstehen heißt, daß 
wissenschaftliche Expertenanalyse die politische 
Entscheidung selbst nicht ersetzen kann und nicht 
ersetzen darf. Die Entscheidungskompetenz liegt 
letztlich immer beim Politiker, nicht beim Exper-
ten. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der CDU/

-

CSU, der SPD und der FDP) 

Meine Damen und Herren, der Deutsche Bundes-
tag hat 13 Jahre lang über Technikfolgenabschät-
zung geredet. Heute liegen dem Hohen Hause sehr 
konkrete, praxisnahe und im Konsens aller Par-
teien und aller gesellschaftlichen Gruppen, welche 
in der Enquete-Kommission vertreten waren, for-
mulierte Vorschläge vor. Die Kommission hat sich 
auf der Grundlage ihres Beschlusses vom 3. Novem-
ber 1986 an den Präsidenten des Deutschen Bun-
destages mit der dringenden Bitte gewandt, die wei-
tere Behandlung und die Umsetzung ihrer Arbeits-
ergebnisse wenn nicht in dieser, dann in der kom-
menden Legislaturperiode sicherzustellen. 

Wir, die Mitglieder der Kommission, sind dem Äl-
testenrat des Deutschen Bundestages dafür dank-
bar, daß er entsprechend unserer Bitte vereinbart 
hat, diese Aussprache auf die Tagesordnung zu set-
zen und den Bericht an den Geschäftsordnungsaus-
schuß — federführend — zu überweisen. Dieser hat 
ja dann die Möglichkeit, unseren Vorschlag in der 
nächsten Legislaturperiode von sich aus aufzugrei-
fen, ohne daß es eines nochmaligen Auftrages des 
Plenums bedürfte. 

Ich freue mich, für meine Fraktion sagen zu dür-
fen, daß wir in der nächsten Legislaturperiode diese 
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Arbeit in einer geeigneten Form, die der Geschäfts-
ordnungsausschuß zu finden hat, fortsetzen werden. 
Ich bin mir sicher, daß sich auch die anderen Frak-
tionen dazu bereit erklären werden. 

Wir haben knapp zwei Jahre lang in dieser Kom-
mission vertrauensvoll zusammengearbeitet, haben 
in fairer Auseinandersetzung Einigkeit über das 
Ziel herbeigeführt, Technikfolgenabschätzung beim 
Parlament zu institutionalisieren, und haben alle 
Entscheidungen und den Ihnen vorliegenden Be-
richt im Konsens verabschiedet. Dafür bedanke ich 
mich bei den Mitgliedern der Kommission, aber 
auch bei den Mitarbeitern des Sekretariats ganz 
herzlich. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Meine Damen und Herren, nehmen wir die 
Chance wahr und stellen wir so die Weichen für die 
Weiterbehandlung und Umsetzung der Vorschläge 
der Kommission durch den 11. Deutschen Bundes-
tag! Dies wird besser als alle Erklärungen deutlich 
machen, daß der Deutsche Bundestag die Heraus-
forderung der Technik an die parlamentarische Po-
litik angemessen aufgenommen und Wege zur ver-
antwortungsvollen Bewältigung des technischen 
Fortschritts gefunden hat. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Vahlberg. 

Vahlberg (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Seit 1973 wird in der Bundesrepublik 
ein Konzept zur Institutionalisierung von Technik-
folgenabschätzung beim Bundestag diskutiert; Herr 
Dr. Bugl, Sie haben darauf eben hingewiesen. Die-
ser Prozeß des Nachdenkens war bis zur Einset-
zung der Enquete-Kommission kein Ruhmesblatt 
für den Parlamentarismus. 

Wir haben uns deshalb sehr darüber gefreut, daß 
die Einsetzung der Enquete-Kommission einstim-
mig erfolgte. Diese Einstimmigkeit signalisierte, 
daß wir wirklich gewillt sind, in dieser Legislaturpe-
riode etwas zustande zu bringen. 

Die SPD-Fraktion ist der Auffassung, daß die 
technische Entwicklung nicht fatalistisch hinge-
nommen werden darf, sondern aktiv gestaltet wer-
den muß. Mit den Defiziten des Parlaments bei der 
Beratung von technologischen Fragestellungen und 
der Kontrolle der Exekutive, der Regierung, haben 
wir uns bei der Einsetzung der Kommission aus-
führlich beschäftigt. Die Gestaltungskraft des Par-
laments auf diesem Politikfeld, einem Politikfeld 
von wachsender Bedeutung, läßt — darin waren wir 
uns bei der Einsetzung einig — zu wünschen 
übrig. 

Um ein Beispiel zu nennen: Glauben wir tatsäch-
lich, daß wir etwa in der Frage des Einstiegs in die 
bemannte Weltraumfahrt hier im Bundestag sach-
gerecht diskutieren, daß über die Frage, ob 
ARIANE oder HERMES oder HOTOL oder Projekt 
Sänger oder was es sonst noch alles auf dem Markt 
gibt, hier tatsächlich sachgerecht diskutiert wird? 

Wir werden letztendlich Entscheidungen treffen 
und damit Mittel in Größenordnungen von zig Milli-
arden über Jahrzehnte hinweg binden. Ich glaube, 
daß wir dabei einer Entscheidungsillusion erliegen. 
Ich glaube nicht, daß das Parlament eine solche 
Frage, die ich hier beispielhaft bringe, wirklich 
sachgerecht debattiert. 

Für die große Aufgabe eines sozialverträglichen, 
an ökologischen Zielen orientierten Umbaus unse-
rer Industriegesellschaft braucht der Bundestag 
eine interessenneutrale wissenschaftliche Einrich-
tung, die in der Lage ist, das national wie internatio-
nal vorhandene Wissen zu sammeln, zu bewerten, 
eigenständig wissenschaftliche Untersuchungen 
durchzuführen, die nicht nur fachspezifisch ange-
legt sind, sondern denen ein Querschnittsdenken 
zugrunde liegt, indem auch Außenseiterthesen und 
-hypothesen zum Zuge kommen, eine Einrichtung, 
die den politischen Betrieb kennt, und das, was er-
arbeitet wurde, entsprechend aufzubereiten. 

Zwei Jahre hat die Enquete-Kommission im Gei-
ste des Konsenses gearbeitet, Herr Dr. Bugl, wie ich 
bestätige. Wir wollten von Anfang an, daß etwas 
zustande kommt. Wir haben nun einstimmig einen 
Entwurf verabschiedet; er liegt dem Hause zur Be-
ratung und zur Überweisung an die Ausschüsse 
vor. 

Für die SPD-Fraktion sage ich, wir hatten ur-
sprünglich die Vorstellung, ein Institut „Arbeit, 
Umwelt, Technik" zu schaffen, das nicht in die Ver-
waltung des Deutschen Bundestages integriert ist, 
sondern dem Bundestag zuarbeitet. Wir haben uns 
nun in der Enquete-Kommission auf die verwal-
tungsinterne Lösung, die sogenannte kleine Lö-
sung, verständigt, weil uns signalisiert wurde, daß 
nur die kleine Lösung eine Chance hat, hier von 
allen Fraktionen, vor allen Dingen von der Koali-
tion akzeptiert zu werden. 

Nun stellen wir fest, daß wir doch wohl bei der 
Umsetzung unserer Vorstellung in dieser Legisla-
turperiode scheitern werden. Wir haben ausdrück-
lich einen sogenannten Zwischenbericht geschrie-
ben, damit er noch in dieser Legislaturperiode be-
handelt werden kann. Um so größer ist unsere Ent-
täuschung darüber, daß die Behandlung im Plenum 
verzögert wurde und daß wir jetzt auf den neuen 
Bundestag vertröstet werden. Ich sage hier genau-
so, wie ich das schon im Ausschuß getan habe, daß 
ich befürchte, daß das eine Beerdigung erster 
Klasse ist, daß wir auf die neue Legislaturperiode 
vertröstet werden und daß die Frage Technologie-
folgenabschätzung in der neuen Legislaturperiode 
nicht wieder zum Thema gemacht wird. 

Ich muß sagen, daß wir sehr überrascht waren, 
daß der Bundesverband der Deutschen Industrie 
sich mit seiner Stellungnahme vom 26. März 1986 
der Einrichtung einer solchen Arbeitseinheit beim 
Bundestag widersetzt hat. Er hat ausgeführt, für 
Entscheidungen über organisatorische Fragen, wie 
sie hier vorgeschlagen werden, sei es zu früh. So-
lange die zahlreichen offenen inhaltlichen Fragen 
nicht geklärt seien, würden sie einer solchen Ein-
richtung nicht zustimmen. 
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Wir haben von Anfang an dafür plädiert, unmit-

telbar in die Ausschüsse zu gehen und zu beraten. 
Dies ist jetzt praktisch vereitelt worden. Herr Dr. 
Bugl, wir haben den Eindruck, daß Sie in der Zir-
kuskuppel geturnt haben und Ihre Fraktion Ihnen 
dabei amüsiert zugeschaut hat. Ich muß hinzufü-
gen: Ihr Engagement ist unbestritten, wird von uns 
voll respektiert. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie haben sich in diesen zwei Jahren wirklich für 
eine Institutionalisierung der Technologiefolgenab-
schätzung eingesetzt, wir glauben aber, daß Ihre 
Fraktion vor dem BDI in die Knie gegangen ist, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist doch 
Quatsch!) 

so wie schon einmal, als vor 14 Jahren das Bundes-
immissionsschutzgesetz beraten wurde, der BDI 
Sperrfeuer gab, um dieses Gesetz zu verhindern. 
Sie lamentieren immer darüber: Wenn von Bürger-
initiativen draußen im Lande Forderungen erhoben 
werden. Dann sprechen Sie vom Druck der Straße. 
Ich sage: Sie geben hier dem Druck aus Vorstands-
etagen nach. 

(Beifall des Abg. Dr. Kübler [SPD]) 

Wir wären bereit, dieses Thema in der kommen-
den Legislaturperiode wieder zu behandeln und mit 
Ihnen gemeinsam eine Institutionalisierung durch-
zusetzen. Wir haben große Skepsis und möchten die 
hier dem Hause mitteilen. Wir werden, wenn das 
jetzige Konzept scheitern sollte, und in der kom-
menden Legislaturperiode nicht zum Thema ge-
macht wird, unsere alte Vorstellung wieder einbrin-
gen, 

(Dr. Kübler [SPD]: Da haben wir doch die 
Mehrheit!) 

nämlich ein Institut zu schaffen „Arbeit, Umwelt 
und Technik". Wir hoffen immer noch, daß der 
Druck, dem Sie jetzt erlegen sind, Sie in der kom-
menden Legislaturperiode nicht zu gleicher Reak-
tion veranlassen wird und der Deutsche Bundestag 
seine Beratungskapazität in Sachen Technologie-
fragen wirklich wird verstärken können. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Kübler [SPD]: 
Da ist nichts Neues zu erwarten! — 
Dr.  Bugl [CDU/CSU]: So kann man es 

kaputtmachen!) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Dr. Müller (Bremen). 

Dr. Müller (Bremen) (GRÜNE): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Die Enquete-Kommis-
sion „Technologiefolgenabschätzung" hat einen Be-
richt vorgelegt, hat eine Institutionalisierung vorge-
schlagen, und der Vorschlag für diese Art von Insti-
tutionalisierung ist nach sehr langer Diskussion 
zwischen den verschiedenen Fraktionen — das 
möchte ich betonen — mit allen beteiligten Wissen-
schaftlern einstimmig erfolgt. Ich möchte weiterhin 
betonen — das sage ich für mich ganz persönlich —, 
daß die sachliche Arbeit in dieser Enquete-Kom-

mission, die Zusammenarbeit mit den anderen 
Fraktionen und die Zusammenarbeit insbesondere 
mit allen beteiligten Wissenschaftlern für mich zu-
mindest eines der erfreulichsten Dinge gewesen ist, 
die ich hier im Bundestag miterlebt habe. Hier wa-
ren nämlich ein gemeinsames Bemühen und eine 
gemeinsame Skepsis vorhanden. Die Skepsis rührte 
daher, daß wir uns alle als Fraktionen, als Parla-
mentarier in einer Situation befinden, wo das, was 
sich in Wissenschaft und Technik entwickelt, im-
mer schwieriger zu beurteilen wird. Ich glaube, es 
war die gemeinsame Skepsis, die überhaupt dahin 
geführt hat, daß wir auch zu einem gemeinsamen 
Bericht gefunden haben. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Ich möchte ein Beispiel geben, um die Notwen-
digkeit der Technologiefolgenabschätzung und der 
besseren Beurteilungsfähigkeit eines Parlaments 
zu betonen. Im Dezember 1948 wurde ein Nobel-
preis verliehen und in der Laudatio auf den Nobel-
preisträger wurde folgendes gesagt — ich zi-
tiere —: 

Die Erkenntnis der Kontaktgiftwirkung von 
DDT eröffnet weite Ausblicke. Das Mittel 
würde im Kampf gegen Insekten eine sehr 
große Anzahl guter Eigenschaften zeigen. Es ist 
nämlich bei gehöriger insektizider Dosierung 
praktisch ungiftig für den Menschen und wirkt 
schon in sehr kleinen Dosen für eine große An-
zahl verschiedener Insektenarten. Weiterhin ist 
es billig, leicht darstellbar und überaus haltbar. 
Ohne Zweifel hat das Mittel schon Hundert-
tausenden von Menschen Leben und Gesund-
heit erhalten. 

Im August 1972 beschloß dieser Bundestag, das 
Mittel DDT zu verbieten, die Produktion und den 
Handel unter Strafe zu stellen. Wir müssen heute 
sagen, daß uns dieses Gift noch sehr lange in seinen 
Folgewirkungen begleiten wird, die Menschen ge-
sundheitlich schädigen wird, nicht nur in der Bun-
desrepublik, sondern in der ganzen Welt. Es ist be-
dauerlich — das möchte ich betonen —, daß DDT in 
Europa selbstverständlich für den Export noch her-
gestellt wird und es immer noch nicht so ist, daß 
man sagen könnte: DDT ist von dieser Welt ver-
schwunden. 

Dies ist für mich ein entscheidendes Beispiel, um 
die Notwendigkeit von Technologiefolgenabschät-
zungen nachzuweisen und mit dieser Enquete-Kom-
mission dahin zu kommen, worauf ich hinaus möch-
te: Wir brauchen in Zukunft eine rationalere Dis-
kussion über Technik. Wir können es uns nicht 
mehr leisten, daß wir auf der einen Seite Apologie 
der Technik betreiben, auf der anderen Seite Ver-
teufelung. Ich sage das ganz bewußt: Dafür sind 
Wissenschaft und Technik zu weit entwickelt und 
die Entwicklung in industrialisierten Gesellschaf-
ten, wie jetzt die Katastrophe im Rhein gezeigt hat, 
zu weit fortgeschritten. Aus diesem Grunde gehe 
ich davon aus, daß eine bessere Information — auch 
in diesem Parlament — die höhere Qualität eines 
Diskurses über Wissenschaft und Technik garantie-
ren sollte. 
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Wir haben uns ein bißchen an der amerikani-

schen Institution Office of Technology Assessment, 
dem OTA, orientiert. Ich glaube, daß wir davon zwei 
Sachen lernen können: Es macht einfach einen 
Sinn, sich jenseits von Parteigrenzen in Fragen von 
Wissenschaft und Technik wissenschaftlich beraten 
zu lassen. Was daraus dann politisch geschlossen 
wird, kann und soll eine sehr unterschiedliche 
Sache sein. Ich möchte aber — das war mein Plä-
doyer für eine rationalere Diskussion — auf einem 
Informationsniveau in der Zukunft diskutieren, das 
uns eine größere Entscheidungsfreiheit gibt. Denn 
eins sollte doch klar sein: unsere Gesellschaft wird 
doch durch nichts stärker als durch wissenschaftli-
che und technologische Entwicklung bestimmt. 

Wenn wir im Bundestag oder in der Öffentlich-
keit schauen, was denn eigentlich die größere Auf-
merksamkeit hat, müssen wir feststellen: es ist 
nicht die Diskussion über Wissenschaft und Tech-
nik — kaum Aufmerksamkeit —, sondern es sind 
außenpolitische Dinge usw. Deswegen glaube ich, 
daß es an der Zeit ist, Demokratie in diese Debatte 
dergestalt hineinzubringen, daß die Diskussion 
möglich wird. Dafür brauchen wir Beratung. Das 
geht heutzutage nicht mehr einzig und allein aus 
dem blauen Dunst heraus. 

Ich möchte betonen, daß die Einheit, die diese 
Enquete-Kommission erzielt hat, eine Einheit nach 
langer Diskussion ist. Ich möchte auch betonen, daß 
insbesondere der Vorsitzende, Herr Bugl, dafür ge-
sorgt hat, daß in dieser Enquete-Kommission ein 
Klima der Auseinandersetzung vorhanden war, das 
ich als äußerst produktiv bezeichnen möchte. Ich 
glaube, wir haben nicht ein einziges Mal abge-
stimmt. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Ich halte dies für ein wichtiges Ergebnis auch von 
parlamentarischer Kultur. 

Ich habe allerdings natürlich eine Sorge: Wir sind 
zwar mit dem Institutionalisierungsvorschlag fertig 
geworden. Wir werden auch noch einen weiteren 
Bericht vorlegen können. Wir haben sehr viele Er-
fahrungen mit den Grenzen von Technologiefol-
genabschätzung gemacht. Wir mußten feststellen, 
daß die Methoden noch nicht besonders weit ent-
wickelt sind, um es vorsichtig auszudrücken. Wir 
haben auch gelernt, daß es natürlich schwierig ist, 
solche Prognosen zu erstellen, und daß es dringend 
notwendig wäre, auch die Wissenschaft weiterzu-
entwickeln, sich selbst in diese Lage zu versetzen. 
Das wird nicht billig sein. Ich glaube, auch das ist 
eine der wesentlichen Erkenntnisse. 

Wir haben auf der einen Seite im Haushalt eine 
Entscheidung über ungefähr 13 bis 14 Milliarden 
DM Forschungsgelder pro Jahr. Ich bin der Mei-
nung, daß es eigentlich Verfassungsauftrag ist, über 
die Wirkung des Einsatzes dieser Gelder optimal 
informiert zu sein. Dies entspräche unserer Sorg

-

faltspflicht. 

Jeder, der in sich hineinhört, weiß natürlich sehr 
schnell: Wie sollen wir das denn beurteilen? Von 
daher begründet sich die Notwendigkeit einer Insti-

tution für Technologiefolgenabschätzung beim 
Bundestag. 

Ich habe mit Interesse zur Kenntnis genommen, 
daß Sie, Herr Bugl, deutlich gemacht haben, daß die 
CDU den Willen hat, diese Enquete-Kommission in 
der nächsten Legislaturperiode zu einem Ergebnis 
kommen zu lassen. Wir — ich betone das für meine 
Fraktion — werden dafür Sorge tragen, daß die Vor-
schläge dieser Enquete-Kommission in der näch-
sten Legislaturperiode verwirklicht werden. 

Dies ist natürlich für die große Aufgabe nur ein 
Anfang. Ich kann mir größere Lösungen vorstellen. 
Meine Position ist dort aber: Laßt uns einen ersten 
Schritt tun, um auf diese Art und Weise auch Erfah-
rungen zu sammeln und diese Erfahrungen auch 
nutzbar werden zu lassen. 

Ich möchte zum Schluß kommen. Ich glaube, daß 
mit dem Ergebnis dieser Enquete-Kommission oder 
mit der Diskussion über Technologiefolgenabschät-
zung, die ja schon sehr lange gewährt hat, der Bun-
destag das erste Mal auf eine entscheidende Her-
ausforderung der modernen industrialisierten Ge-
sellschaft reagiert hat. Ob das ausreichend ist oder 
nicht, sei dahingestellt. Für mich ist entscheidend, 
daß ein Anfang gemacht wird. Ich hoffe sehr — ich 
betone das —, daß in der nächsten Legislaturpe-
riode dieses Ergebnis — jenseits meiner Skepsis — 
verwirklicht wird und wir auf dieser Grundlage 
neue und andere Debatten über Technik und Wis-
senschaft haben werden, in denen wir uns streiten 
müssen, in die wir aber bestens informiert gehen. 

Danke schön für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Laermann. 

Dr.-Ing. Laermann (FDP): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Herr Kollege 
Vahlberg, ich habe es ein bißchen bedauert, daß 
sich bei Ihnen, wie ich meine, ein paar Wahlkampf-
töne eingeschlichen haben. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

Sie haben u. a. gesagt, daß die CDU, möglicherweise 
dem Druck aus Vorstandsetagen folgend, in die wei-
tere Behandlung Verzögerungen bringen könnte. 
Ich darf noch einmal daran erinnern — ich habe 
das seinerzeit sehr bedauert —, daß wir sehr viel 
früher zur Einsetzung dieser Enquete-Kommission 
gekommen wären, wenn nicht, nachdem wir uns 
interfraktionell und im Ausschuß einvernehmlich 
geeinigt hatten, aus Ihrer Vorstandsetage, aus Ih-
rem Fraktionsvorstand erst einmal rot geschaltet 
worden wäre. Sie mußten nämlich mit einem eige-
nen Antrag nachziehen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aha!) 

Wir hatten uns noch im Ausschuß bemüht, diese 
Sache vom Tisch zu bekommen, Ihren Vorstellun-
gen zu entsprechen. Aber es ging nicht. 

(Abg. Vahlberg [SPD] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 
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— Herr Vahlberg, ich möchte nur diese eine Anmer-
kung machen und ansonsten auf ihre Äußerungen 
nicht weiter eingehen. Aber, ich denke, Sie werden 
sich noch daran erinnern, wie das im Herbst 1984 
gewesen ist. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Vahlberg? 

Dr.-Ing. Laermann (FDP): Nein. Vielleicht später. 

Ich denke — wir haben das bereits gehört —, daß 
eine vorausschauende Beurteilung und Bewertung 
der Folgen neuer Technologien — ich benutze aus-
drücklich das Wort „Technologien" und nicht „Tech-
nik" — aus vielen Gründen erforderlich ist. Wir ha-
ben heute vieles an negativen Wirkungen zu bekla-
gen. Ich möchte feststellen, daß manche Auswir-
kungen in politischer, wirtschaftlicher, sozialer und 
ökologischer Beziehung im positiven Sinne hätten 
verstärkt werden können, also im Sinne erwünsch-
ter Wirkungen. Aber auch manche negativen Fol-
gen im Sinne unerwünschter Nebenwirkungen hät-
ten bei rechtzeitiger Erkenntnis, Kenntnis und Be-
rücksichtigung zumindest teilweise vermieden oder 
durch entsprechende Maßnahmen aufgefangen 
werden können. Ich glaube, daß das in der Zukunft 
noch in sehr viel stärkerem Maße gilt. Von daher 
sind wir, das Parlament, dringend gefordert. 

Ich muß zunächst die Frage offenlassen, wie er-
wünschte und unerwünschte Wirkungen definiert 
werden und wer sie definiert, aus welcher Position 
heraus und mit welchen Erwartungen. Ich möchte 
den Philosophen Karl Popper zitieren: „Menschli-
che Entscheidung verbindet gegenwärtiges Verhal-
ten mit Absichten und Erwartungen, und solche 
Entscheidungen werden stets bestimmt durch den 
moralischen, sozialen und materialen Standort, den 
der entscheidende Mensch im Augenblick der Ent-
scheidung einnimmt." Wir haben zurückblickend 
jetzt schon manche Beispiele dafür, wie sich in kür-
zester Zeit — aus welchen Gründen auch immer — 
Positionen und Bewertungen verändert haben. 
Auch bei Technikfolgenbewertung müssen wir sehr 
wohl mitbedenken, daß sich etwas verändern 
kann. 

Die zunehmende Geschwindigkeit und die wach-
sende Komplexität, die größeren Wirkungsbereiche 
neuer Entwicklungen z. B. auf dem Gebiet der Mi-
kroelektronik, neuer Energiesysteme, Kommunika-
tionsnetze machen heute Folgenanalysen wichtiger 
denn je. Das ist eine wichtige und unverzichtbare 
politische Aufgabe. 

(Vahlberg [SPD]: Sagen Sie das einmal 
Herrn Grünbeck!) 

Es kommt in erster Linie darauf an, bei allen an 
Entwicklungsprozessen Beteiligten, vor allem aber 
bei den politisch Verantwortlichen ein Bewußtsein 
für die Notwendigkeit der Technologiefolgenbewer-
tung zu entwickeln, und zwar in allen Politikberei-
chen. Technologiefolgenbewertung ist eine Quer-
schnittaufgabe in der Politik. Es ist nun nicht Auf-
gabe von Wissenschaftlern und Forschern, politi-
sche Verantwortung für ihr Tun zu übernehmen — 

ich betone: politische Verantwortung. Aber sie tra-
gen für ihre wissenschaftlichen Erkenntnisse die 
Verantwortung insoweit, als sie auf Folgen hinwei-
sen müssen, die sich nach ihrer Beurteilung aus der 
gewollten oder ungewollten Nutzung ihrer Erkennt-
nisse ergeben können. Dabei darf aber nicht über-
sehen und auch nicht verkannt werden — um die 
Verantwortung nicht einseitig zuzuweisen —, daß 
die Probleme meistens erst nach der Umsetzung 
wissenschaftlicher Erkenntnisse in die praktische 
Nutzung bei der Anwendung entstehen. Dies liegt 
dann nicht mehr im Bereich der Wissenschaften, ist 
deren Einflußnahme auch vielfach entzogen. 

Negative Folgenwirkungen lassen sich auch nicht 
abschließend im Vorfeld praktischer Nutzung neuer 
Entwicklungen am grünen Tisch vorhersagen, las-
sen sich nicht im vorhinein wissenschaftlich analy-
sieren, mindestens nicht umfassend und abschlie-
ßend, sondern dies ist entsprechend der Dynamik 
der Entwicklungen eine sich täglich aus der prakti-
schen Erfahrung heraus neu stellende dauernde 
Aufgabe. 

Gerade das Beispiel von Herrn Dr. Müller mit 
DDT weist darauf hin. 1945 waren wir alle froh, daß 
es dies gab. Dann erst setzten Erkenntnisse und 
Erfahrungen ein, die Handeln erforderlich machten. 
Gewiß setzte das zu spät ein. Aber wenn man aus 
dem Rathaus kommt, ist man immer klüger als vor-
her. 

(Dr. Kübler [SPD]: Deshalb sind die GR

Ü-

NEN jetzt im Rathaus!) 

Und dies gilt insbesondere für Technologiefolgenbe-
wertung. 

An dieser Stelle ist die Politik entscheidend ge-
fordert, weil sie sehr sorgfältig und aufmerksam die 
Entwicklungen zu verfolgen hat und nicht immer 
hinterherhinken darf, wie wir das in der Vergan-
genheit erlebt haben. Dies ist eine ganz wichtige 
Aufgabe, die auch nur im funktionalen Zusammen-
wirken mit allen an den Prozessen Beteiligten be-
wältigt werden kann. Da ist die Wissenschaft gefor-
dert, auch die Instrumentarien zur Verfügung zu 
stellen; da sind Technik und Wirtschaft gefordert, 
aber insbesondere die Politik. 

Deshalb möchte ich ausdrücklich begrüßen, daß 
es nach mehr als zwölfjähriger Diskussion im Par-
lament, erstens, im März 1985, endlich zur Einset-
zung einer Enquete-Kommission gekommen ist und 
daß, zweitens, diese Kommission in einem ersten 
Teilbericht einen Vorschlag zur Institutionalisie-
rung einer Beratungskapazität erarbeitet und vor-
gelegt hat. Dieser Vorschlag trifft in den Prinzipien 
die bisher diskutierten Vorstellungen. 

Erstens. Ich erwähne ausdrücklich den Ansatz 
„Nähe zum Parlament", was ich für ganz wichtig 
halte. Herr Vahlberg, so ein eigenes unabhängiges 
Institut birgt die Gefahr in sich, daß es sich in der 
Tat verselbständigt und von daher auch nur noch 
Alibi für Politik und für Parlament sein könnte. Die 
Gefahr ist mir zu groß. Wir haben das in der Ver-
gangenheit oft genug am Beispiel OTA diskutiert. 
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Und es zeigt sich aus den Erfahrungen, daß OTA 
neben dem Kongreß herläuft. 

(Vahlberg [SPD]: Herr Laermann, wir un

-

terstützen diesen Vorschlag!) 

Ich bin zweitens der Auffassung, daß wir diese Be-
wertungskapazität mit ihrem beratenden Charak-
ter für das Parlament — darauf kommt es mir ganz 
wesentlich an — 

(Vahlberg [SPD]: Uns auch!) 

brauchen; denn die Verantwortung — das ist schon 
gesagt worden —, die letztendliche, politische Ver-
antwortung muß beim Parlament bleiben; die kann 
dem Parlament niemand abnehmen. 

Wir müssen drittens — auch dies kommt in dem 
Vorschlag zum Ausdruck — auch der Interdiszipli-
narität entsprechen. Ich sprach vorhin von der 
Querschnittaufgabe, die hier ansteht. Deswegen 
meine ich, daß vom Grundsatz her der hier vorge-
legte Vorschlag richtig ist. 

Außerordentlich bedeutungsvoll finde ich die 
Darlegungen zu den beiden grundsätzlichen Lö-
sungsmodellen einer „bundestagsinternen" und ei-
ner „bundestagsexternen" Lösung. Das Problem, 
das ich gerade andeutete, kommt hier zum Aus-
druck. Ich denke, daß hierüber in den parlamentari-
schen Beratungen auch noch intensiv zu diskutie-
ren sein wird, gerade weil ich hier festgestellt habe, 
daß sich Vorstellungen, in Nuancen jedenfalls, nicht 
ganz deckungsgleich dargestellt haben. 

Im Kommissionsbericht heißt es u. a. unter V. 2: 

Dieser Vorstellung neigte die Enquete-Kom-
mission einmütig zu, nachdem sie bestehende, 
aus der Wissenschaft und in der bundestags-
internen Diskussion vorgeschlagene Organisa-
tionsmodelle erwogen hatte. 

Es wird für die Ausschußberatungen grundlegend 
wichtig sein, zu wissen, welche Modelle im einzel-
nen untersucht worden sind, wie und nach welchen 
Kriterien diese bewertet wurden. Ich gehe deshalb 
davon aus, daß der vorliegende Bericht durch eine 
Materialsammlung ergänzt werden und uns diese 
in den Ausschußberatungen zur Verfügung stehen 
wird. Auf dieser Grundlage können wir dann Be-
schlußempfehlungen für die letztendlich zu wäh-
lende Organisationsstruktur erarbeiten. 

Ich halte das für ganz wichtig. Denn das Parla-
ment muß dann über die Jahre mit diesen Vorstel-
lungen und Vorschlägen leben. Deswegen, Herr 
Kollege Vahlberg, halten wir es auch für richtig, daß 
wir den nächsten Bundestag nicht schon in der 
Weise binden, daß wir sagen: Dies mußt du so exe-
kutieren!, sondern daß wir sagen: Wir wollen das so, 
und wir übergeben dir das. Wir möchten — dafür 
trete ich mit ein und mache mich dafür stark — das 
in der Kontinuität tun, d. h. dafür sorgen, daß dieser 
Bericht nicht der Diskontinuität unterliegt. 

Ich möchte abschließend feststellen, daß für uns 
die Technologiefolgenbewertung eine unverzicht-
bare Aufgabe ist, 

(Dr. Kübler [SPD]: Gilt das auch für Herrn 
Grünbeck?) 

die interdisziplinäre und dauernde Aufgabe des 
Parlaments sein muß. 

(Dr. Kübler [SPD]: Gilt das auch für Herrn 
Grünbeck?) 

— Ich frage j a auch nicht nach den divergierenden 
Meinungen in Ihrer Fraktion, Herr Kollege Küb-
ler. 

(Dr. Kübler [SPD]: Aber das ist ein Aus

-

schußmitglied!) 

— Sie hören doch, daß ich hier sicherlich — das 
können Sie mir abnehmen — für die Fraktion spre-
che; sonst hätte mich die Fraktion nicht hier hinge-
stellt. 

(Beifall bei der FDP — Dr. Kübler [SPD]: 
Ich will es nur so deutlich hören!) 

Ich darf wiederholen: Ich halte es für eine inter-
disziplinäre und für eine dauernde Aufgabe des 
Parlaments, der sich das Parlament nicht entziehen 
darf. Ich möchte von hier aus den Dank an die Kom-
mission richten, insbesondere an die Sachverständi-
gen, die sich mit großem Ernst und Engagement 
dieser Sache zugewandt und hier gearbeitet haben. 
Mein Dank gilt auch dem Stab für die Begleitung 
dieser Arbeit und insbesondere natürlich dem Vor-
sitzenden. 

Ich hoffe, daß wir auf der Grundlage der hier vor-
gelegten Vorschläge in die parlamentarischen Bera-
tungen eintreten können bzw. daß der nächste 
Deutsche Bundestag bindende Beschlüsse zu die-
sem Thema faßt. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU so

-

wie des Abg. Mann [GRÜNE]) 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht mehr vor. Ich schließe die Aussprache. 

Der Ältestenrat schlägt Überweisung der Vorlage 
auf Drucksache 10/5844 an die in der Tagesordnung 
aufgeführten Ausschüsse vor. Ist das Haus damit 
einverstanden? — Ich sehe und höre keinen Wider-
spruch. Es ist so beschlossen. 

Ich rufe den Punkt 29 der Tagesordnung sowie 
den Zusatzpunkt 9 der Tagesordnung auf: 

29. a) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Ströbele, Vogel (München) und der Frak-
tion DIE GRÜNEN 
Gesetzentwurf zur Regelung einer ange-
messenen Versorgung für alle Opfer na-
tionalsozialistischer Verfolgung in der 
Zeit von 1933 bis 1945 
— Drucksache 10/5796 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Innenausschuß (federführend) 
Haushaltsausschuß 

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Ströbele, Vogel (München) und der Frak-
tion DIE GRÜNEN 
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Entschädigung für Zwangsarbeit während 
der Nazi-Zeit 
— Drucksache 10/5797 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Innenausschuß (federführend) 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Haushaltsausschuß 

c) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Ströbele, Bueb, Vogel (München) und der 
Fraktion DIE GRÜNEN 
Anrechnung von Versicherungszeiten für 
Zwangsarbeiter 
— Drucksache 10/5260 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung (federfüh-
rend) 
Haushaltsausschuß 

d) Beratung des Antrags der Fraktion der 
SPD 
Verbesserung der Situation der Sinti und 
Roma 
— Drucksache 10/6242 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Jugend, Familie, Frauen und Gesund-
heit (federführend) 
Innenausschuß 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Haushaltsausschuß 

e) Beratung der Unterrichtung durch die 
Bundesregierung 
Bericht der Bundesregierung über Wie-
dergutmachung und Entschädigung für 
nationalsozialistisches Unrecht sowie 
über die Lage der Sinti, Roma und ver-
wandter Gruppen 
— Drucksache 10/6287 — 

Uberweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Jugend, Familie, Frauen und Gesund-
heit (federführend) 
Innenausschuß 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Haushaltsausschuß 

Zusatzpunkt 9: 

Erste Beratung des von der Fraktion der 
SPD eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Errichtung einer Stiftung „Entschädi-
gung für NS-Unrecht" 

— Drucksache 10/6415 — 

Überweisungsvorschlag: 
Ausschuß für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit 
(federführend) 
Innenausschuß 
Finanzausschuß 
Haushaltsausschuß mitberatend und gemäß § 96 GO 

Meine Damen und Herren, interfraktionell sind 
eine gemeinsame Beratung dieser Punkte und ein 
Beitrag bis zu zehn Minuten für jede Fraktion ver-
einbart worden. Ist das Haus damit einverstanden? 
— Es ist so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der 
Herr Parlamentarische Staatssekretär Dr. Voss. 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Finanzen: Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Menschliches Leid und Unrecht sind 
durch finanzielle Leistungen weder aus der Welt zu 
schaffen noch wiedergutzumachen. Daher muß jede 
Wiedergutmachung letztlich unzulänglich bleiben. 
Dennoch ist unsere Wiedergutmachungsgesetzge-
bung eines der bedeutendsten und umfassendsten 
Gesetzgebungswerke der Nachkriegszeit, das in der 
Geschichte ohne Beispiel ist. 

Bemühungen zur Wiedergutmachung setzten un-
mittelbar nach Ende der NS-Gewaltherrschaft ein, 
zunächst auf kommunaler, dann auf Landes- und 
nach der Gründung der Bundesrepublik Deutsch-
land auf Bundesebene. Nach dem Bundesergän-
zungsgesetz von 1953 folgte 1956 das Bundesent-
schädigungsgesetz, das sowohl den Kreis der An-
spruchsberechtigten als auch Umfang und Höhe 
der Leistungen erheblich ausweitete. Das Bundes-
entschädigungsschlußgesetz aus dem Jahre 1965 
brachte nochmals erhebliche und finanziell gewich-
tige Verbesserungen. Es sollte zugleich nach Über-
zeugung aller Parteien die abschließende gesetzli-
che Regelung bilden. Für diejenigen in ihrer Ge-
sundheit erheblich geschädigten Verfolgten, die we-
gen der gesetzlichen Schlußfrist keine Chance hat-
ten, Entschädigungsleistungen zu erhalten, ist die 
Härteregelung von 1980 und 1981 geschaffen wor-
den. Hierdurch wurde nochmals bestätigt, daß die 
Gesetzgebung abgeschlossen bleiben sollte. Seit-
dem haben sich keine neuen, grundlegenden Er-
kenntnisse ergeben, die zusätzliche Maßnahmen er-
fordern. Insgesamt beläuft sich der finanzielle Auf-
wand der Bundesrepublik Deutschland für die Wie-
dergutmachung bis zum Jahre 2000 auf über 100 
Milliarden DM. Davon wurden bis Ende 1985 be-
reits 77 Milliarden DM erbracht. 

Der Bericht der Bundesregierung nimmt zu allen 
in den Entschließungsanträgen angesprochenen 
Fragen Stellung. 

(Ströbele [GRÜNE]: Das stimmt nicht!) 
Er befaßt sich nicht nur mit den Hauptbetroffenen 
der NS-Verfolgung, sondern auch mit den Minder-
heiten, die durch NS-Unrecht geschädigt wurden. 
Er stellt klar, daß auch diejenigen Gruppen ent-
schädigt werden, deren Berücksichtigung in den 
Entschließungsanträgen bezweifelt wird. Sinti, 
Roma und verwandte Gruppen wurden und werden 
bei der Durchführung der Entschädigung nicht an-
ders behandelt als die übrigen Verfolgten. 

(Ströbele [GRÜNE]: Das ist nicht wahr, das 
wissen Sie!) 

Dies gilt auch für die Regelungen, die der Bund in 
eigener Zuständigkeit durchführt. 

Ich habe als Vorsitzender des Beirates für den 
Wiedergutmachungs-Dispositions-Fonds im April 
dieses Jahres ein ausführliches Gespräch mit dem 
Zentralrat Deutscher Sinti und Roma und dessen 
Vorsitzenden, Romani Rose, geführt. Ich habe in 
diesem Gespräch dem Zentralrat Deutscher Sinti 
und Roma sowie dem Vorsitzenden angeboten, mir 
alle Fälle zu nennen, die nach ihrer Ansicht unge-
recht behandelt worden sind. Ich habe weiter zuge-
sagt, daß ich bereit wäre, all diese Fälle zusammen 
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mit dem Regierungspräsidenten Köln objektiv und 
gründlich einer Nachprüfung zu unterziehen. Herr 
Romani Rose hat das abgelehnt, 

(Ströbele [GRÜNE]: Und warum?) 
und bis heute habe ich keinerlei Fälle an die Hand 
bekommen, die nach Ansicht des Zentralrates Deut-
scher Sinti und Roma ungerecht behandelt worden 
sind. Das Urteil darüber, meine Damen und Herren, 
will ich Ihnen selbst überlassen. 

Für Zwangssterilisierte besteht seit der Härtere-
gelung der Bundesregierung von 1980 eine lücken-
lose Regelung, nach der jeder Betroffene minde-
stens 5 000 DM erhält. Der Bericht zeigt, daß in dem 
vorgegebenen Rahmen — der Teilung Deutsch-
lands, der finanziellen Leistungsfähigkeit der Bun-
desrepublik Deutschland sowie der verwaltungsmä-
Bigen Praktikabilität — für nahezu sämtliche Grup-
pen von NS-Opfern Regelungen geschaffen worden 
sind, die zueinander in einem nach Grund und Um-
fang der Schädigung ausgewogenen Verhältnis ste-
hen. 

Jede Ausweitung der bestehenden Regelung 
würde die Ausgewogenheit des Gesamtsystems der 
Wiedergutmachung ernsthaft gefährden und zu 
schwerwiegenden präjudiziellen Auswirkungen 
führen. Dies kann und darf bei allen Überlegungen 
nicht unberücksichtigt bleiben. 

Ich danke Ihnen. 
(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Ströbele. 

Ströbele (GRÜNE): Herr Präsident! Verehrte Kol-
leginnen und Kollegen! Es sind ja nur wenige anwe-
send. Liebe Vertreter von Verfolgtenverbänden, so-
weit Sie noch ausgeharrt haben! Ich hatte im Früh-
jahr dieses Jahres tatsächlich die Hoffnung, daß es 
doch noch möglich wäre, jetzt endlich, mehr als 
40 Jahre danach, vielleicht etwas unbelasteter eine 
Regelung zu finden, die all denen von den deut-
schen Nazis Verfolgten, die noch unversorgt sind, 
die von Sozialhilfe leben müssen, rasch ein würdi-
ges, materiell gesichertes Leben garantiert. Ich 
dachte, wenn all die feierlichen Reden — am 8. Mai, 
am 20. Juni oder in Bergen-Belsen, um nur einige 
wenige zu nennen — wirklich ernst gemeint sind, 
dann kann sich doch kein Abgeordneter hier in die-
sem Bundestag unserer Gesetzesinitiative ver-
schiießen, ganz schnell und unbürokratisch allen 
noch lebenden Verfolgten eine angemessene Ver-
sorgung zukommen zu lassen, allen, auch den Sinti 
und Roma, die bisher nicht versorgt worden sind, 
und den Zwangssterilisierten, die von Sozialhilfe le-
ben müssen. Ich habe einen ganzen Aktenordner 
voll Briefe von Leuten, die uns angeschrieben ha-
ben, von den Homosexuellen, von den Kommuni-
sten, die Sie ausdrücklich aus der BEG-Regelung 
ausgenommen haben — dazu haben Sie heute kein 
Wort gesagt; dazu steht auch nichts in Ihrem Be-
richt — und auch denen, die in früheren Jahren für 
geringe Entschädigungszahlungen Abfindungser-
klärungen unterschrieben haben. Ich dachte, für 
uns alie müßte es doch unerträglich sein, wenn  

noch solche Briefe geschrieben werden, wie ich sie 
von einer Frau aus New York im Oktober dieses 
Jahres bekommen habe. Sie hat mich ausdrücklich 
ermächtigt, einen Brief auch zu veröffentlichen. Sie 
schreibt — ich zitiere: 

Die Versuche wurden an meiner Gebärmutter 
durch Mengele und Konsorten vorgenommen, 
und die Folgen sind unheimlich. Ich bin verur-
teilt, bis zum Ende meines Lebens diese qual-
vollen Leiden durchzustehen, jetzt schon mehr 
als 43 Jahre lang. Das heutige Deutschland 
zahlt mir weder Heilbehandlung noch Rente. 

Dieser Brief liegt Ihnen vor, Herr Staatssekretär. 

Aber die Hoffnung, die ich im Frühjahr hatte, hat 
mich offenbar getrogen. Ein Jahr später sind die 
Chancen, in dieser Legislaturperiode noch etwas zu 
erreichen gleich Null, nahe Null. Der Herr Staatsse-
kretär hat das durch seine Rede j a gerade bestä-
tigt. 

500 Millionen DM stellt die Bundesregierung für 
ein nationales Museum in Berlin, in das die jüngste 
deutsche Geschichte eingesperrt wird, zur Verfü-
gung. Da gibt es keine Probleme. Menschen, die 
damals verfolgt gewesen sind und gelitten haben, 
bleiben unversorgt. 

Als ich den Bericht bekommen habe und gesehen 
habe, daß er von der Ministerin Frau Süssmuth 
stammt, dachte ich, Frau Ministerin, nach den Äu-
ßerungen, die aus Israel von Ihnen berichtet wor-

den sind, wir könnten mit unserem Anliegen bei 
Ihnen doch etwas Verständnis, etwas mehr Wärme 
erwarten. Was dabei herausgekommen ist, ist ein 
Bericht, der die bürokratische Kälte des Finanzmi-
nisteriums atmet, die wir kennen, die wir schon in 
dem vorausgegangenen Bericht erfahren mußten 
und die wir hier auch wieder erfahren haben. 

Ihr Bericht, Frau Ministerin Süssmuth, zu den 
bisherigen Entschädigungsleistungen ist als offene 
Provokation vieler Verfolgter zu werten. In Israel 
haben Sie den Opfern der Menschenversuche Men-
geles noch Achtung, und, wenn ich richtig unter-
richtet bin, auch Hilfe zugesagt. In Ihrem Bericht 
sind das plötzlich keine pseudomedizinischen Ver-
suche mehr gewesen, was Mengele an den Zwillin-
gen in Auschwitz vorgenommen hat; da sind es 
keine dauernden Gesundheitsschäden mehr, die die 
Menschen erlitten haben. Offenbar wollen Sie jetzt 
keine Hilfe mehr leisten. 

Mit der Verfolgung von Homosexuellen und 
Zwangssterilisierten kann es nach dem Bericht so 
schlimm j a auch nicht gewesen sein. Denn nur ganz 
wenige haben Entschädigungsanträge gestellt. Herr 
Staatssekretär hat eben darauf hingewiesen: 23 sol-
len es bei den Homosexuellen gewesen sein, bei den 
Zwangssterilisierten von mehreren 100 000 nur 
6 000. Kein Wort steht da von den Morden und von 
den Zwangseingriffen bei den Menschen in den 
KZs und in den Anstalten. Kein Wort steht in dem 
Bericht von den Leiden und von den Diskriminie-
rungen nach dem Krieg, die viele der Verfolgten 
von der Antragstellung abgehalten haben und, wie 
ich meine, abhalten mußten. 
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Ströbele 
Der eigentliche Sinn dieses Berichtes müßte sein, 

festzustellen wie viele Verfolgte heute noch unver-
sorgt sind. Darüber steht in dem Bericht überhaupt 
nichts, Frau Süssmuth. Das Befürchtete ist einge-
treten: Der Berichtsauftrag mußte dazu herhalten, 
die Versorgungsregelungen, die meine Fraktion 
und die SPD-Fraktion im Herbst letzten Jahres ein-
gebracht hatten und die im Juni für erledigt erklärt 
wurden und damit vom Tisch geschafft wurden, ein 
für allemal für erledigt zu erklären. 

Die Erarbeitung des Berichts hat wertvolle Zeit 
gekostet. Vier Monate haben Bundesregierung und 
Koalition damit gewonnen, in denen sie sich um 
eine Versorgungsregelung weiter herumdrücken. 
Was viel schlimmer ist: Nach menschlichem Ermes-
sen ist in dieser Legislaturperiode nichts mehr zu 
erwarten, d. h. bis 1988 ist realistisch nichts mehr zu 
erwarten. 

Im Juni habe ich hier Vorwürfe gegen alle ande-
ren Fraktionen erhoben, und ich wurde ausgelacht. 
Mir wurde vorgeworfen, das sei Panikmache. 
Selbstverständlich würde noch etwas versucht. Ich 
glaube, jetzt wird auch die Kollegin Schmidt von 
der SPD nicht mehr behaupten, daß in dieser Legis-
laturperiode noch etwas zu schaffen ist. 

Auf Kosten der Verfolgten spart die Bundesregie-
rung, allen voran diese Ministerin. Sie spekulieren 
mit dem hohen Alter der Verfolgten — 41 Jahre 
danach — und damit, daß diejenigen, die noch et-
was verlangen, die Ansprüche stellen können, jedes 
Jahr weniger werden. 

(Zuruf von den GRÜNEN: So ist es!) 
Wir werden keine Ruhe geben. Die Sache der 

Verfolgten ist uns zu wichtig, und die Zeit ist zu 
knapp. Heute liegen dem Bundestag erneut unsere 
Anträge vor, die bereits im Juni mit einem Ge-
schäftsordnungstrick im Finanzausschuß wegge-
wischt worden sind. 

Wir wollen eine angemessene Versorgung für alle 
von den deutschen Nazis Verfolgten, und zwar un-
abhängig von Dauer und Schwere des Leidens — 
wir meinen, das kann man nicht abwägen —, unab-
hängig von der früheren gesellschaftlichen Stellung 
der Verfolgten und unabhängig vom Grund der Ver-
folgung. Wir halten es für eine Anmaßung, die Lei-
den der Menschen messen und mit Geld aufwiegen 
oder wiedergutmachen zu wollen. 

Es war unwürdig, wenn die Verfolgten für An-
sprüche nach dem Bundesentschädigungsgesetz be-
weisen mußten, daß etwa die Dunkelhaft im KZ 
ursächlich für eine spätere Krankheit war. Die end-
losen Gutachterverfahren, häufig von Medizinern 
und Richtern mit Nazi-Karrieren durchgeführt, wa-
ren einfach unerträglich. Wir wollen nicht mitma-
chen, daß für die Höhe der Wiedergutmachung nach 
dem Bundesentschädigungsgesetz die soziale Her-
kunft der Verfolgten entscheidend war, daß das 
Jahr eines Arbeiters im KZ also weniger schwer 
wog als etwa das eines Rechtsanwalts. 

Wir sind darüber empört, daß etwa Kommuni-
sten, die gegen die Nazis Widerstand geleistet hat-
ten, oder Roma und Sinti oder Zwangssterilisierte 
oder Personen, die sich nach dem Krieg in den 

Kriegswirren strafbar gemacht haben, von Entschä-
digungszahlungen nach dem Bundesentschädi-
gungsgesetz ausgeschlossen waren. 

Aus all diesen Gründen wollen wir solche Fristen 
wie im Bundesentschädigungsgesetz nicht wieder 
einführen. Unsere Gesetzesinitiative soll durch die 
Einrichtung eines Fonds allen noch lebenden Ver-
folgten, die über kein ausreichendes Einkommen 
verfügen, eine lebenslange Rente und eine kosten-
lose Krankenbehandlung und Erholungsmöglich-
keiten verschaffen. Dieser Fonds soll mit 500 Millio-
nen DM aus Bundesmitteln ausgestattet werden. 

Einen weiteren Fonds schlagen wir für die Ent-
schädigung der Zwangsarbeiter und Sklavenarbei-
ter vor. Oder sollen diese Menschen wirklich, so wie 
es in Ihrem Bericht steht, Frau Süssmuth, bis zu 
einer friedensvertraglichen Regelung warten? 
Dann sagen Sie doch gleich: Die kriegen nie einen 
Pfennig. — Das wäre wenigstens ehrlich. 

Die Bundesregierung kann aus den Industrieun-
ternehmen, in denen sie die Mehrheit hat, wie bei-
spielsweise bei Salzgitter oder auch VW, Entschädi-
gungszahlungen leisten. Sie kann mit gutem Bei-
spiel vorangehen. Ich gehe davon aus, daß die ande-
ren Industriefirmen dann folgen werden. 

Das Stiftungsmodell der SPD werden wir prüfen. 
Wir werden zustimmen, wenn es unsere Mindest-
forderungen erfüllt. Entscheidend für uns ist, daß 
den Verfolgten schnell geholfen werden kann, noch 
vor dem 25. Januar nächsten Jahres. 

Gerade die im hohen Alter besonders leidenden 
Verfolgten brauchen unsere Hilfe. Wir haben eine 
historische Verantwortung für das, was deutsche 
Nazis den Menschen in Europa angetan haben. Wir 
sind dabei, dem eine weitere Schuld hinzuzufügen. 
Es ist noch Zeit, die historische Chance zu nutzen, 
wenigstens für die, die den Holocaust und die Nazi-
Verfolgung überlebt haben, jetzt — 40 Jahre danach 
— zu sorgen und ihnen einen würdigen Lebens-
abend zu verschaffen. 

Wir werden deshalb trotz der Hoffnungslosigkeit 
in den Ausschüssen auf sofortige Beratung drän-
gen. Wir kündigen jetzt schon an, daß wir eine Son-
dersitzung des Deutschen Bundestages für die 
zweite Hälfte des Monats Dezember oder für Ja-
nuar 1987 beantragen werden, wenn es nicht ge-
lingt, in den nächsten beiden Wochen eine Entschä-
digungsregelung im Bundestag zu verabschieden. 

(Anhaltender Beifall bei den GRÜNEN so

-

wie Beifall bei Abgeordneten der SPD und 
der Abg. Frau Dr. Hamm-Brücher [FDP] — 

Beifall auf der Zuschauertribüne) 

Vizepräsident Stücklen: Ich mache darauf auf-
merksam, daß Beifall oder Mißbilligung von den 
Tribünen in diesem Hause nicht gestattet ist. 

Ich erteile dem Herrn Abgeordneten Werner das 
Wort. 

Werner (Ulm) (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Heute hat uns wieder einmal 
das dunkelste Kapitel unserer Geschichte einge-
holt, denn wir sprechen heute auftrags- und 
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wunschgemäß über den Bericht über „Wiedergut-
machung und Entschädigung für nationalsozialisti-
sches Unrecht sowie über die Lage der Sinti, Roma 
und verwandter Gruppen", den die Bundesregie-
rung vorgelegt hat. 

Die GRÜNEN und die SPD haben heute Anträge 
mit Einzelforderungen eingebracht und vorgelegt. 

Ich möchte der Bundesregierung hier ausdrück-
lich für diesen umfassenden Bericht danken. Herr 
Kollege Ströbele, ich vermag die von Ihnen geäu-
ßerte Kritik daran in keiner Weise zu teilen. 

(Ströbele [GRÜNE]: Das ist ungeheuer

-

lich!) 

Entsprechend der Aufforderung des Bundestages 
vom Juni 1986 gibt der Bericht nämlich eine Fülle 
von Daten, weist Zusammenhänge auf, spricht Pro-
bleme an und legt auch die Folgerungen der in den 
verschiedenen Anträgen erhobenen Forderungen 
nüchtern und sachlich dar. 

Mit Recht sagt die Bundesregierung zu Beginn 
des Berichts, daß keine finanzielle Leistung tat-
sächlich das schreckliche Unrecht wiedergutma-
chen kann, das die vom Nationalsozialismus Geäch-
teten und Verfolgten erleiden mußten. 

(Vorsitz: Vizepräsident Frau Renger) 

Dennoch: Zahllose Verfolgte und Geschundene 
sind auch heute noch auf die Hilfe angewiesen, die 
Länder und Bund schon seit 1946 in Form von Wie-
dergutmachungsleistungen als Zeichen der Sühne 
und Menschlichkeit erbringen. Meine Damen und 
Herren, man war sich dabei von Anfang an jedoch 
darüber im klaren, daß alle Instrumente der Wie-
dergutmachung mit Mängeln behaftet sein würden, 
Mängel, die es — soweit wie immer möglich — zu 
beseitigen oder einzudämmen gilt. 

Aus diesem Grund wurden ja mehrere außerge-
setzliche Härteregelungen getroffen, so daß für na-
hezu sämtliche durch NS-Unrecht verursachte 
Schäden eine Wiedergutmachungsregelung besteht, 
soweit die Bundesrepublik, die j a nur einen Teil des 
Reichsgebiets umfaßt, dafür im Einklang mit Ver-
einbarungen mit den Siegermächten und im Ein-
klang mit dem Völkerrecht einzustehen hat. 

Typisches NS-Unrecht wird nach dem Bundesent-
schädigungsgesetz (BEG), dem Entschädigungs-
schlußgesetz sowie den übrigen Wiedergutma-
chungsgesetzen entschädigt. Andere rechtswidrige 
Schädigungen werden vom Allgemeinen Kriegsfol-
gengesetz (AKG) erfaßt. Auf Grund dieser Gesetze 
haben Bund und Länder bisher Entschädigungen in 
einer Höhe von über 77 Milliarden DM an NS-Ver-
folgte bezahlt, die ihrer Freiheit, ihres Vermögens 
beraubt wurden und die körperliche Schäden erlit-
ten haben, die ihre Leistungsfähigkeit in beträchtli-
chem Umfang einschränken. 

Diese Entschädigungsregelungen berücksichti-
gen fast alle Verfolgtengruppen und werden voraus-
sichtlich mindestens noch weitere 25 bis 30 Milliar-
den DM kosten. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Ströbele? 

Werner (Ulm) (CDU/CSU): Ja, bitte schön. 

Ströbele (GRÜNE): Herr Kollege, wenn Sie mei-
nen, daß das mit dem Bericht und mit dem, was in 
dem Bericht steht, weitgehend geklärt und erledigt 
ist: Sind Sie bereit, sich im Ausschuß, im Deutschen 
Bundestag dafür einzusetzen, daß noch in diesem 
Monat eine öffentliche Anhörung der Verfolgten

-

verbände — es gibt j a eine ganze Reihe — stattfin-
det, in denen die Verfolgtenverbände Sie und das 
Ministerium in öffentlicher Sitzung darüber infor-
mieren können, wie viele Menschen, die verfolgt 
worden sind und die bisher nichts bekommen ha-
ben oder die nicht ausreichend entschädigt worden 
sind, sich heute noch in Not befinden, von Sozialun-
terstützung u. ä. leben müssen? Sind Sie bereit, sich 
einer solchen öffentlichen Anhörung zu stellen? 

Werner (Ulm) (CDU/CSU): Über die Frage einer 
Anhörung kann und muß man immer miteinander 
reden. Nur, ich möchte auch einmal darauf hinwei-
sen, daß nicht in jedem Fall ein unmittelbarer Kau-
salzusammenhang mit der derzeitigen Situation be-
steht. Das sollten wir einander fairerweise auch ein-
räumen. 

Dieses unübersehbare Ausmaß des NS-Unrechts, 
das Offenhalten der Reparationsfrage für Gesamt-
deutschland und die Leistungskraft der Bundesre-
publik Deutschland machten es leider unvermeid-
bar, die Entschädigungen in zeitlicher Hinsicht, 
nach Grund, nach Umfang der Leistungen und nach 
Personenkreis jeweils zu begrenzen. Bei letzterem, 
nämlich dem Personenkreis, gilt j a das sogenannte 
Territorialprinzip, das eine Fülle von Problemen 
aufgeworfen hat. Der Verfolgte muß eine räumliche 
Beziehung zum Deutschen Reich bzw. zum Gel-
tungsbereich des BEG gehabt haben oder haben 
und in einem Staat wohnen, zu dem die Bundesre-
publik Deutschland zum 1. Januar 1963 Beziehun-
gen unterhalten hat bzw. mit dem sie spezielle Ver-
einbarungen getroffen hat. Diese Leistungen nach 
dem BEG erfolgen als Rente, Heilbehandlung, Geld-
und Sachentschädigung für Opfer, aber auch für 
abhängige Hinterbliebene. 

Ich möchte noch einmal sagen, Herr Ströbele: 
Alle Gruppen von Verfolgten wurden im Rahmen 
des BEG und AKG sowie der einzelnen Spezialver-
einbarungen und der Härtefallregelungen erfaßt, 

(Rusche [GRÜNE]: Das ist überhaupt nicht 
wahr!) 

soweit deren Ansprüche eben nicht in den Gesamt-
zusammenhang von Reparationsleistungen hinein-
reichen. 

Vizepräsident Frau Renger: Gestatten Sie noch 
eine Zwischenfrage? 

Werner (Ulm) (CDU/CSU): Nein, danke. Die Uhr 
wurde vorhin nicht angehalten. 

(Ströbele [GRÜNE]: Vielleicht wird die Uhr 
jetzt angehalten, Frau Präsidentin?) 
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Nun wollen die vorliegenden Anträge bestimmte 

Personengruppen erneut oder zusätzlich in die Wie-
dergutmachungsgesetze einbeziehen. Hierzu sind 
schon vor den Ausschußberatungen einzelne An-
merkungen notwendig. 

Renten- und Entschädigungszahlungen, Herr 
Ströbele, an alle Zwangsarbeiter 

(Ströbele [GRÜNE]: Was ist denn mit den 
Kommunisten? Haben Sie die nicht ausge

-

schlossen, hat einer von ihnen einen Pfen

-

nig bekommen? Das ist alles nicht wahr, 
was Sie sagen! — Weitere Zurufe von den 

GRÜNEN) 

sind eindeutig als Reparationsleistungen im Sinne 
des Londoner Schuldenabkommens anzusehen; 
dies hat auch der Bundesgerichtshof mindestens 
zweimal gesagt. Abgesehen von dem Umfang des 
Personenkreises und den kaum finanzierbaren Ko-
sten würde eine derartige Leistung gewiß eine 
große Anzahl von Staaten, von früheren Kriegsgeg-
nern des Deutschen Reiches, auf den Plan rufen, 
um auch jetzt schon Reparationsforderungen un-
mittelbar an uns zu stellen. 

Abhängige Hinterbliebene von Euthanasie-Op-
fern wurden und werden im Rahmen des BEG ent-
schädigt. Sie wissen, daß auch die Härtefallrege-
lung 1981 mit dem Dispositionsfonds eine — aller-
dings pauschale — Entschädigung für Zwangssteri-
lisierte vorsieht. Für Sinti und Roma besteht auf 
der Grundlage der Härtefallregelung gleichfalls die 
Möglichkeit, trotz Fristversäumnis die Erstauf-
nahme oder die Wiederaufnahme eines Verwal-
tungsverfahrens zu erreichen. 

(Ströbele [GRÜNE]: Keine Ahnung! Wer 
hat Ihnen denn das aufgeschrieben? — Zu

-

ruf der Abg. Frau Schmidt [Nürnberg] 
[SPD]) 

Eine generelle Wiederaufnahme der Entschädi-
gungsverfahren für alle diese Gruppen wurde im 
übrigen auch 1980, Frau Schmidt, von der damali-
gen — SPD-geführten — Regierung abgelehnt. 

Wer die Anträge der GRÜNEN, meine Damen 
und Herren, liest, muß fragen: Wie wollen die GRÜ-
NEN denn einzelne Forderungen umsetzen? 

(Ströbele [GRÜNE]: Dann fragen Sie im 
Ausschuß doch einmal!) 

Wie wollen die GRÜNEN den Gemeinden die Ver-
leihung der Ehrenbürgerschaft an alle Verfolgten 
vorschreiben? Und wie stellen sich die grünen An-
tragsteller vor, allen NS-Opfern — ohne Rücksicht 
auf den Grad der Schädigung und auf die Bedürftig-
keit — 

(Ströbele [GRÜNE]: Was Sie zur Bedürftig- 
keit sagen, stimmt nicht, das steht alles 

drin!) 

eine Rente zahlen zu können, die sich dann beim 
Sozialhilfeempfänger — ohne Berücksichtigung der 
Ursache und der Notwendigkeit — vom Tage der 
Antragstellung an, bei genereller Last des Gegen-
teilbeweises bei den Behörden, auf bis zu 2 000 DM 
belaufen soll? Was wären die verwaltungstechni-
schen, finanziellen und gesamtpolitischen Folgen 

einer derartigen — ich möchte es einmal sagen — 
Zerschlagung des bisher bewährten gesetzlichen 
Systems der Wiedergutmachung? 

(Senfft [GRÜNE]: Was hat sich denn da be

-

währt? — Weitere Zurufe von den GRÜ

-

NEN) 

Diese Fragen werden Sie im Ausschuß beantworten 
müssen. 

Der Antrag der SPD steht unseres Erachtens im 
Einklang mit dem System der Wiedergutmachung. 
Er fordert mehr öffentliche Bewußtseinsbildung 
und mehr Information über Sinti, Roma und andere 
Gruppen, Dinge, die auch im Bericht der Bundesre-
gierung als notwendig hervorgehoben werden. Ob 
dabei von dem Grundsatz abgegangen werden soll, 
in den Beirat des Dispositionsfonds keinen Grup-
penvertreter aufzunehmen, wird allerdings genau 
geprüft werden müssen. Ebenso werden die ange-
regte Übertragung der Rentenleistung von einem 
verstorbenen Anspruchsberechtigten auf den hin-
terbliebenen Ehepartner wie auch die Frage der 
Ausstellung von deutschen Pässen bzw. Fremden-
pässen geprüft werden müssen. 

Hier wie in allen die Sinti und Roma betreffen-
den Fragen wird die CDU/CSU konstruktiv und auf-
geschlossen nach gemeinsamen Lösungen mit Ih-
nen im Ausschuß suchen. Wir werden sorgfältig 
auch den jüngsten SPD-Entwurf über die Errich-
tung einer Stiftung „Entschädigung für NS-Un-
recht" auf seine Notwendigkeit überprüfen, einen 
Entwurf, der sicher an dem einen oder anderen 
Punkt Widerspruch hervorrufen, aber auch viel Bei-
fall finden wird. 

Lassen Sie uns daher all diese heute angespro-
chenen Fragen im Ausschuß in aller Sachlichkeit, 
Redlichkeit und Wahrhaftigkeit miteinander disku-
tieren! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Ströbele [GRÜNE]: So redlich wie Ihre 

Rede?) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Frau Ab-
geordnete Schmidt (Nürnberg). 

Frau Schmidt (Nürnberg) (SPD): Sehr geehrte 
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegen und Kolle-
ginnen! Lieber Kollege Werner, ich schätze Sie an-
sonsten sehr. Ich muß nur sagen, daß mich heute 
gestört hat, daß Sie sich genauso wie der Bericht 
der Bundesregierung hinter einer Sprache ver-
schanzen, die mit Begriffen wie BEG und AK-sonst-
irgendwas versucht, etwas zu lösen und den Men-
schen nahezubringen, was so auf keinen Fall geht. 
Deshalb möchte ich ganz ausdrücklich und in aller 
Eindringlichkeit dem Kollegen Ströbele von den 
GRÜNEN, auch wenn wir sonst häufig Meinungs-
unterschiede haben, für die Eindringlichkeit dan-
ken, mit der er uns klargemacht hat, um welches 
Problem es geht. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Es ist beinahe ein Jahr her, daß wir uns hier über 
die Lage der Sinti und Roma unterhalten haben. Es 
bestand damals Hoffnung — ich glaube, bei uns 
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allen, in allen Fraktionen, die sich für diese Frage 
engagiert haben, daß es tatsächlich zu Lösungen 
kommen könnte. Und — weit wichtiger — nicht nur 
bei uns ist dieser Eindruck entstanden, sondern 
auch bei den Betroffenen, bei denen, die da oben 
saßen und uns zuhörten, bei den Sinti und Roma, 
aber auch bei anderen Opfern, bei Opfern der Erb-
gesundheitsgesetze, bei den sogenannten Mengele-
Zwillingen, bei verfolgten Homosexuellen und vie-
len anderen verfolgten Gruppen, daß es eben nicht 
bei Sympathiebekundungen bleiben wird, sondern 
daß über die Parteigrenzen hinweg tatsächlich nach 
Verbesserungen, und zwar auch nach materiellen 
Verbesserungen, gesucht wird. 

(Mann [GRÜNE]: So schien es!) 

Ich bitte deshalb Sie, nicht die Regierung — was 
davon zu halten ist, haben wir gehört —, diesen Tag 
nicht zu dem Tag werden zu lassen, an dem diese 
sämtlichen Hoffnungen begraben werden. 

Lassen Sie uns deshalb als Parlament die Kraft 
haben, ungeachtet der Äußerungen der Regierung 
solche Verbesserungen noch in dieser Legislaturpe-
riode zu verabschieden! 

(Beifall bei der SPD, den GRÜNEN sowie 
der Abg. Frau Dr. Hamm-Brücher [FDP]) 

Ich will nicht geringschätzen, daß ein bißchen ge-
schehen ist, z. B. unser Beschluß, Wiedergutma-
chungsleistungen nicht auf die Sozialhilfe anzu-
rechnen, daß es offensichtlich erfolgversprechende 
Gespräche über ein Forschungsprojekt über die 
Sinti und Roma gibt und daß auch das Kulturzen-
trum vielleicht noch entstehen wird. 

Aber das reicht nicht aus, weil wir nicht ruhig

-

bleiben dürfen, weil wir uns nicht hinter Fristen 
und von uns gesetzten Bedingungen — das sind 
doch keine objektiven Bedingungen, sondern es 
sind Bedingungen, die wir gesetzt haben und die 
auch änderbar sind — verschanzen dürfen, wenn es 
darum geht, das Leiden von Menschen zu lindern, 
Leiden, das diesen Menschen durch unser Volk an-
getan wurde und das es ihnen bis heute unmöglich 
macht, ein normales Leben zu führen. Dieses Erbe 
können wir nicht ausschlagen. Dieses Erbe haben 
wir anzutreten, unabhängig von unserem Geburts-
jahr. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN so

-

wie der Abg. Frau Dr. Hamm-Brücher 
[FDP]) 

Wir haben Ihnen deshalb den Entwurf eines Stif-
tungsgesetzes vorgelegt. Mit dessen Hilfe wollen 
wir versuchen, alle Fälle, die bislang durch den Här-
tefonds für nichtjüdische Verfolgte absolut unzu-
länglich beschieden wurden, zu einer einigermaßen 
befriedigenden Lösung zu bringen, aber auch die 
Fälle, in denen jüdische Verfolgte nicht oder nicht 
ausreichend entschädigt wurden — ich nenne hier 
nur das schon erwähnte Beispiel der „Mengele-
Zwillinge". Lassen Sie mich hier anmerken, daß ich 
die Teilung, die erstmals mit den Härtefonds vorge-
nommen wurde, von Verfolgten in Juden und Nicht-
juden für fatal halte und ich mich damit im Einver-

ständnis sowohl mit den jüdischen als auch den 
nichtjüdischen Verfolgten befinde. 

Wir wollen mit unserem Stiftungsgesetz kein 
neues Leistungsgesetz schaffen. Wir kennen die 
Schwierigkeiten, die damit verbunden wären, und 
wir sehen sie auch. Wir meinen, daß neue Bedin-
gungen und Fristen, die mit einem solchen Gesetz 
zwangsläufig verbunden wären, unbürokratische, 
individuelle und vor allen Dingen gemeinsam mit 
den Verfolgten erarbeitete Entscheidungen eher er-
schweren als erleichtern. Eine Stiftung dagegen 
würde solche Möglichkeiten schaffen, eine Stiftung 
für alle verfolgten Gruppen, solche die hier schon 
genannt worden sind, die nicht oder nicht ausrei-
chend entschädigt wurden, und viele andere mehr. 
Da kann jeder von uns, der hier in diesem Parla-
ment sitzt, seinen Schriftwechsel vorweisen. Hier 
zu behaupten, alle hätten etwas bekommen, ist 
schlicht und einfach, Herr Voss, eine Lüge. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Waltemathe [SPD]: Der Herr Voss ist so!) 

Wir wollen eine Stiftung, die z. B. auch die Möglich-
keit hätte, willkürliche Ausschlußgründe, wie zum 
Beispiel die Tatsache, daß ein Verfolgter straffällig 
geworden ist, und zwar nach 1945 — als ob das 
etwas mit seiner Verfolgung zu tun hätte —, zu be-
seitigen. 

Darüber hinaus haben wir einen Antrag vorge-
legt, der eine Reihe nichtmaterieller Forderungen 
enthält, die wir mit der gemeinsamen Entschlie-
ßung des Bundestages vom Sommer dieses Jahres 
für nicht erledigt halten. So halten wir es für drin-
gend notwendig, daß bis zum Inkrafttreten eines 
solchen Stiftungsgesetzes im Wiedergutmachungs-
dispositionsfonds ein Vertreter des Zentralrates der 
Sinti und Roma Mitglied wird, weil wir glauben, daß 
damit gerechtere Entscheidungen gefällt würden. 

Wir wollen über die bereits beschlossene Ände-
rung des Bundessozialhilfegesetzes hinaus auch an-
dere Sozialleistungen von der Anrechnung auf Wie-
dergutmachungsleistungen ausgenommen wissen. 
Wir wollen, daß der Zentralrat und die Beratungs-
stelle der Sinti und Roma auf Dauer, also institutio-
nell gefördert werden. Wir wollen, daß die Leistun-
gen, die Rentenzahlungen nach dem BEG wie 
Kriegsopfer- und Lastenausgleichsrenten behan-
delt werden. Wir wollen bis zum Inkrafttreten des 
Stiftungsgesetzes die Richtlinien des Härtefonds so 
geändert wissen, daß diejenigen, die bisher nicht 
ausreichend entschädigt wurden, eine Entschädi-
gung erhalten können. Wir wollen die unseres Er-
achtens ungeklärte Frage der Staatsbürgerschaft 
für Sinti und Roma endlich einer Klärung zuführen. 
Wir wollen vor allen Dingen die Anerkennung der 
Sinti und Roma als ethnische Minderheit. 

Wir bitten Sie also, unserem Stiftungsgesetzent-
wurf und unserem Antrag zuzustimmen. Unser Ein-
verständnis zur Vorlage des Berichtes der Bundes-
regierung, unsere Zustimmung zur gemeinsamen 
Entschließung war gekoppelt an die Bedingung, daß 
materielle Entschädigungsleistungen und andere 
Konsequenzen, die wir aus dem Bericht ziehen, 
nicht an der Begründung Zeitmangel scheitern dür- 
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fen. Wir gehen daher davon aus, daß die Beratun-
gen in den Ausschüssen so zügig vorgenommen 
werden, daß die zweite und dritte Lesung im De-
zember stattfinden kann. 

Liebe Kollegen, ich habe gerade den Bericht der 
Bundesregierung erwähnt. Ich wünschte mir, wir 
hätten diesen Bericht nie angefordert — nicht etwa, 
weil nicht auch lesenswerte Fakten darin stünden, 
sondern weil in diesem Bericht eine satte Selbstzu-
friedenheit zum Ausdruck kommt, die ihresgleichen 
sucht. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Es wird der Eindruck erweckt, als ob wir hier eine 
einmalige Leistung vollbracht hätten. 

(Mann [GRÜNE]: Einmalig ist der Holo

-

caust!) 

Gerade heute in Ihrem Beitrag, Herr Voss, war das 
auch wieder so. Einmalig waren nur die Verbre-
chen, die verübt wurden. Vor dieser Einmaligkeit 
werden die Leistungen zu erschreckender bürokra-
tischer Normalität. Es wird mit Gesamtsummen 
operiert und darüber vergessen, wie bescheiden 
sich Abfindungen und Rentenzahlungen für schlim-
mes erlittenes Unrecht, das ein ganzes Leben beein-
flußt und zerstört haben kann, im Einzelfall aus-
nehmen. 

Mir treibt es, Frau Ministerin, die Schamröte ins 
Gesicht ob der Sprache, die in diesem Bericht ge-
pflogen wird. Da heißt es auf Seite 19: 

Zur Frage einer Entschädigung für die soge-
nannten „Mengele-Zwillinge", die in letzter Zeit 
im Parlament und in der Öffentlichkeit beson-
dere Beachtung gefunden hat, ist auf folgendes 
hinzuweisen: Als sogenannte „Zwillingsversu-
che" waren bisher lediglich solche, im Konzen-
trationslager Auschwitz unter der Verantwor-
tung von Dr. Mengele an Zwillingen vorgenom-
mene Untersuchungen bekannt, in denen Mes-
sungen körperlicher Merkmale und Analysen 
von Körperflüssigkeiten vorgenommen worden 
waren, 

— was ist denn das, was schreiben wir denn da? — 

ohne daß dieses zu dauernden Gesundheits-
schäden geführt hätte. 

Man kann nur empfehlen, alle zugänglichen Publi-
kationen einmal nachzulesen. Dann kann man so 
etwas nicht mehr schreiben. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Da heißt es zu den Zwangssterilisierten und den 
Euthanasieopfern: 

Eine generelle Zahlung von Renten an Zwangs-
sterilisierte, unabhängig vom Grad der Schädi-
gung, wäre mit den Grundsätzen des geltenden 
Schadensersatzrechtes und der bisherigen Ent-
schädigungspraxis nicht zu vereinbaren. 

Ja, vielleicht haben wir in der Vergangenheit auch 
andere Fehler begangen. Das kann doch kein 
Grund sein. 

Es heißt weiter:  

Die Zahlung von Renten oder einmaligen Ent-
schädigungsleistungen an Hinterbliebene von 
Opfern der Euthanasie über die in den gelten-
den Gesetzen vorgesehenen Leistungen hinaus 
erscheint nicht möglich, zumal der Gesetzgeber 
die hier in Betracht kommende Entschädigung 
für Schäden an Leben auch im Bundesentschä-
digungsgesetz nur den Hinterbliebenen ... ge- 
währt, .. 

Ja, wie schaut denn das aus? 

Zur Kriegsdienstverweigerung heißt es: 

Verurteilungen wegen Kriegsdienstverweige-
rung, Fahnenflucht oder Zersetzung der Wehr-
kraft haben im allgemeinen nicht gegen rechts-
staatliche Grundsätze verstoßen, da solche 
Handlungen auch in Ländern mit rechtsstaatli-
cher Verfassung, z. B. in den westeuropäischen 
Staaten, während des Krieges mit Strafe be-
droht waren. 

Ja, haben wir denn vergessen, worum es sich da 
gehandelt hat? 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Kann man denn eine derartige Geschichtslosigkeit 
praktizieren? Was ist es denn für eine Art von Ge-
rechtigkeit, die wir hier im Unrecht praktizieren 
wollen? 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

In der Frage der Nationalität der Sinti und Roma 
steht da — ich komme gleich zum Schluß — zur 
Begründung des angeblichen Nichtvorhandenseins 
eines Handlungsbedarfs: 

Aufenthaltsrechtlich unterliegen nicht-deut-
sche Sinti und Roma den gleichen Regelungen 
wie alle Ausländer; eine Diskriminierung findet 
nicht statt. 

Ja, kennen Sie denn die Wirklichkeit in diesem 
Land nicht? Wissen Sie nicht, wie diesen Menschen 
mitgespielt wird? Die Klage der Sinti und Roma in 
Straßburg hat wohl ihren guten Grund. So wird die-
ser Bericht vom Zentralrat der Sinti und Roma, 
vom Vorsitzenden der Jüdischen Gemeinde in Ber-
lin und vom VVN auch einhellig zurückgewiesen. 

Dies ist aber in meinen Augen nicht die Stunde 
der Regierung, sondern die des Parlaments, und 
deshalb bitte ich Sie, liebe Kollegen: Lassen Sie 
unseren Worten endlich auch Taten folgen, lassen 
Sie uns die Chance ergreifen, Unrecht nicht büro-
kratisch, sondern mit Herz und Verstand wenn 
nicht zu beseitigen, so doch zu mildern. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN so

-

wie der Abg. Frau Dr. Hamm-Brücher 
[FDP]) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Frau Präsidentin! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Der Bericht ist sehr 
kompliziert, und er ist sehr technokratisch — viel-
leicht muß er das sein —; befriedigend ist er nicht. 
Ich habe schon Schwierigkeiten mit dem Wort „Wie-
dergutmachung". Wir können finanzielle Leistun- 
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gen erbringen, wir können den Opfern Achtung 
zollen, wir können die Folgen des Unrechts, das wir 
ihnen angetan haben, mildern. 

Aber es geht hier um die millionenfache Zerstö-
rung von Lebensglück, von Hoffnungen, von Wün-
schen. Man muß sich in Prag die Zeichnungen der 
Kinder ansehen, die in einem Konzentrationslager 
ermordet worden sind. Man muß in Israel mit den 
Menschen sprechen, die in Deutschland aufgewach-
sen sind und die sich an unendliche und unsägliche 
Einzelheiten erinnern. Man muß mit Sinti und 
Roma sprechen, die jahrelang überhaupt nicht als 
Verfolgte anerkannt wurden. Dann weiß man, wie 
beschränkt die Möglichkeiten der Wiedergutma-
chung sind. 

In dem Bericht wird mit aller rechnerischen Lei-
denschaftslosigkeit darauf hingewiesen, daß sich 
für die Wiedergutmachung Gesamtzahlungen von 
102,6 Milliarden DM ergeben. Das ist eine gewaltige 
Summe, aber diese Summe entspricht ja nicht nur 
unserem Willen, den Opfern der nationalsozialisti-
schen Diktatur Gerechtigkeit widerfahren zu las-
sen, sondern sie entspricht auch dem unermeßli-
chen Unrecht und den Leiden, die in dieser Zeit 
Menschen von Deutschen zugefügt worden sind. 

An manchen Stellen des Berichts werden die 
Zahlen plötzlich plastisch. Für Freiheitsentziehung 
bei politischer Verfolgung werden 150 DM für jeden 
vollen Monat gezahlt. Der Gesamtbetrag summiert 
sich auf fast 3 Milliarden DM. Wie viele Tage der 
Verzweiflung, der Angst und der Not repräsentiert 
diese Zahl? 

Für rechtswidrige Zwangssterilisationen, von de-
nen der Bericht ausführt, sie hätten in aller Regel 
nicht zu einer Minderung der Erwerbsfähigkeit ge-
führt, werden 5 000 DM gezahlt, und zwar, wie es in 
dem Bericht heißt, „unter dem Gesichtspunkt der 
Genugtuung ... für die in Geld nicht meßbare Be-
einträchtigung der Lebensgestaltung". Wer schreibt 
so etwas? 

(Zuruf von den GRÜNEN: Makaber! — 
Sehr wahr! bei der SPD) 

Der Bericht widmet den Sinti und Roma längere 
Ausführungen. Was dort geschrieben wird, klingt 
verständig. Trotzdem hätte man sich schon klare 
Äußerungen zu den — j a nicht neuen — Forderun-
gen gewünscht, in den Beirat für den Wiedergutma-
chungsfonds beim Bundesfinanzminister einen 
Vertreter des Zentralrates deutscher Sinti und 
Roma zu berufen und, wie sie, Frau Schmidt, ausge-
führt haben, in der Tat die Arbeit der sozialen Be-
ratungsstelle des Zentralrates zu fördern und lang-
fristig zu sichern. Warum tun wir das nicht? 

Ich habe mit Interesse gelesen, daß Frau Minister 
Süssmuth der Auffassung ist, daß auch die pseudo-
medizinischen Versuche an den „Mengele-Zwillin-
gen" brutale und menschenverachtende Verbre-
chen waren, die zu verabscheuen sind. Das ist rich-
tig. Sie haben sich ebenso wie wir persönlich in 
Israel in Gesprächen mit den überlebenden Zwillin-
gen davon überzeugen können. Ich finde es gut, daß 
Sie sich darum gekümmert haben. Aber tatsächlich 
— das ist hier vorgetragen worden — heißt es dazu  

im Bericht der Bundesregierung, daß bisher ledig-
lich solche Versuche, Untersuchungen, Messungen 
bekannt seien, die zu keinen Schädigungen geführt 
hätten. Es seien daher keine pseudomedizinischen 
Versuche nachgewiesen worden. Man könne über 
Härtefallregelungen sprechen. 

Diese Härtefallregelungen sehen vor, daß alle 
diejenigen Personen keine Ansprüche geltend ma-
chen können, die bereits eine anderweitige Ent-
schädigung, gleichgültig für welchen Schaden und 
in welcher Höhe, erhalten hätten, und sie müssen 
sich in einer besonderen Notlage befinden. Wie paßt 
das zusammen? Ich bin von den Bemerkungen in 
dem Bericht in dieser Frage befremdet. 

Eine der wesentlichen Erkenntnisse unangeneh-
mer Art ist es, daß 40 Jahre nach dem Krieg immer 
wieder Fälle und Gruppen bekannt werden, die von 
den Entschädigungsleistungen ausgeschlossen sind, 
obwohl sie zu den Verfolgten gehören und Schaden 
an Gesundheit und Körper erlitten haben. Wir ha-
ben offenkundig auch Verpflichtungen in Fällen, in 
denen mit bestimmten Staaten Globalabkommen 
getroffen waren, bei deren Durchführung sich im 
Laufe der Jahre mehr Anspruchsberechtigte her-
ausgestellt haben, als zum Zeitpunkt des Globalab-
kommens bekannt waren. Wir erkennen an, daß 
sich der Finanzminister in solchen Fällen im Wege 
besonderer Vereinbarungen um weitere Lösungen 
bemüht und auch Leistungen erbracht hat. Wir füh-
len uns aber auch verpflichtet, darauf zu drängen, 
daß die verbliebenen Gruppen in fairer Weise ohne 
formalistische und bürokratische Einengung be-
rücksichtigt werden. 

(Beifall bei der FDP, der SPD und den 
GRÜNEN) 

Wir zögern bei dem Vorschlag, eine neue Stiftung 
einzurichten. Wir wollen auch nicht in eine neue 
Wiedergutmachungsgesetzgebung eintreten, 

(Waltemathe [SPD]: Wir auch nicht!) 

die nach dem erklärten Willen des Deutschen Bun-
destages ausdrücklich gesetzgeberisch vor 20 Jah-
ren abgeschlossen ist. Es scheint uns aber auch 
nach dem vorliegenden Bericht unausweichlich zu 
sein, den Härtefonds und die dafür geltenden Richt-
linien den Erkenntnissen, die sich inzwischen erge-
ben haben und die sich auch aus dem Bericht erge-
ben, anzupassen. Es ist durchaus denkbar, daß sich 
dafür eine Summe ergeben muß, die im Umfang 
dem von der SPD-Fraktion beantragten Stiftungs-
volumen entspricht. 

Die Wiedergutmachung sollte und darf nicht Ge-
genstand innenpolitischen Streites werden. Es ist 
eine Aufgabe, die wir gemeinsam zu lösen haben, 
gemeinsam mit der Bundesregierung, nicht nur 
weil wir es den Opfern, sondern weil wir es uns 
selbst schuldig sind. 

(Beifall bei der FDP, der SPD und den 
GRÜNEN) 

Wir müssen dabei berücksichtigen, daß wir diese 
Aufgabe nicht lange hinausschieben können. 

Ich zögere, mich den Forderungen anzuschließen, 
in dieser Legislaturperiode zu einem Ende zu kom- 
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men. Ich glaube, das ist eine Illusion. Aber was 
nötig ist und was ich für richtig hielte, wäre, dazu 
eine Anhörung in den Ausschüssen zu machen, die 
so vorbereitet wird, daß wir auf dieser Grundlage 
wirklich auch definitive finanzwirksame Entschei-
dungen treffen können. Die FDP-Fraktion ist j eden-
falls  entschlossen und bereit, die sich aus dem Be-
richt ergebenden Konsequenzen ohne unnötige 
Verzögerungen zu ziehen. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Frau 
Bundesminister Dr. Süssmuth. 

Frau Dr. Süssmuth, Bundesminister für Jugend, 
Familie, Frauen und Gesundheit: Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Ich möchte zunächst für 
die Regierung die Kritik an der Sprache des Be-
richts entgegennehmen, aber auch sagen, daß Sie in 
die Sprache, die Sie hier eben kritisiert haben, in 
den Fragen, wie Sie sie gestellt haben, in den Ab-
kürzungen, die Sie hier selbst gebrauchen und die 
Sie uns vorwerfen, ganz schnell auch selber immer 
wieder verfallen. 

(Jaunich [SPD]: Es geht nicht um die Ab

-

kürzungen! Also lenken Sie bitte nicht ab!) 

— Ich habe das Recht, auch die eben kritisierten 
Abkürzungen, wenn sie von anderen gebraucht 
werden, beim Namen zu nennen und das ist eben 
passiert. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich möchte die Dinge jetzt auch nicht auf Neben-
straßen lenken, Ihnen aber deutlich machen, daß 
dieser Bericht drei Ebenen enthält. Die eine ist die 
Ebene, in der kein Zweifel an dem ungeheuerlichen 
nationalsozialistischen Verbrechen gelassen wird. 
Hier ist eben gesagt worden: Unsere Sprache macht 
vieles unzulänglich; für das, was passiert ist, fehlen 
zum Teil die Worte, und dadurch macht die Sprache 
es oft noch schlimmer, als es eigentlich von den 
Schreibenden gemeint ist. 

(Bohl [CDU/CSU]: Sehr richtig! — Sielaff 
[SPD]: Distanzieren Sie sich doch von der 

Sprache!) 

Ich sage ein Zweites. Ich habe diese Kritik ganz 
deutlich entgegengenommen und sage Ihnen: Ich 
finde es gut, daß es an solch einer außergewöhnli-
chen und vielleicht wichtigsten Sache mal kritisiert 
wird, aber ich bitte Sie, dann auch insgesamt mit 
Ihrer Sprache in vielen anderen Berichten und par-
lamentarischen Vorgängen auch so umzugehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Mann [GRÜ

-

NE]: Sehr richtig!) 

Die andere Ebene ist gerade die der rechtlichen 
Regelungen, die in einer sehr nüchternen Sprache 
ausgeführt werden, die ich, wenn ich sie lese — ich 
hoffe nicht, daß wir hier als Frau und Mann einen 
Unterschied machen müssen —, genauso widerwil-
lig wie diejenigen entgegennehme, die hier gespro-
chen haben. 

Das dritte ist, daß in diesem Bericht — Herr Strö-
bele, bei allem Respekt vor Ihrem Engagement, und  

vielleicht billigen Sie das auch anderen zu — viel-
leicht auch hätte gesagt werden können, daß die 
Deutschen ganz erhebliche Anstrengungen ge-
macht haben, einen Teil dessen an den Menschen 
zu entschädigen, was an unmenschlichen Dingen 
passiert ist. Der Bericht hat als dritte Ebene jene 
Aussagen, wo wir durchaus um offene Probleme 
nicht herumreden, sondern sie auch ansprechen. 

Vizepräsident Frau Renger: Frau Bundesminister, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Waltemathe? 

Frau Dr. Süssmuth, Bundesminister für Jugend, 
Familie, Frauen und Gesundheit: Wenn sie mir 
nicht auf meine Redezeit angerechnet wird; ich 
habe nur fünf Minuten. 

Vizepräsident Frau Renger: Das wird auf keinen 
Fall angerechnet. 

Waltemathe (SPD): Frau Minister, Sie haben eben 
gesagt: Der Bericht enthält auch eine Aufzählung 
dessen, was wir an guter Wiedergutmachungsge-
setzgebung gemacht haben. Dieser Feststellung 
stimme ich zu. Stimmen auch Sie mir zu, daß der 
Bericht auch hätte enthalten müssen — darum geht 
der Streit —, daß trotz der guten Wiedergutma-
chungsleistungen einige bewußt oder unbewußt 
vergessen wurden und daß wir uns auch heute noch 
anstrengen müssen, hier Gerechtigkeit herzustel-
len? 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Frau Dr. Süssmuth, Bundesminister für Jugend, 
Familie, Frauen und Gesundheit: Ich möchte wie-
derholen, Herr Waltemathe: Wir würden hier nicht 
darüber sprechen, wenn es nicht noch offene Pro-
bleme gäbe. Ein Beispiel dafür, das für viele steht, 
werde ich gleich noch nennen. Wir würden auch im 
Ausschuß nicht weiter beraten, wenn wir nicht der 
Meinung wären, daß es noch zu regelnde Probleme 
gibt. 

Aber ich möchte uns alle mahnen und tue das 
auch ganz offen für die Regierung, daß wir nicht 
nur sagen: Die anderen machen es falsch, wir ma-
chen es richtig. Denn im Umgang mit diesem Pro-
blem sind alle in gleicher Weise beteiligt, und hier 
sind durchaus Mängel anzusprechen. Ich denke, es 
kann einem Parlament, einer Regierung nur nut-
zen, wenn sie auch so etwas beim Namen nennt. 

Aber ich möchte bezüglich des strittigen Punktes, 
der hier in bezug auf die Mengele-Zwillinge bei-
spielhaft zweimal zitiert worden ist, für die Regie-
rung sagen, daß immer nur die eine Hälfte zitiert 
und die andere Hälfte weggelassen wird. Ich gebe 
auch zu, daß diese Passage auf Seite 19 zu Mißver-
ständnissen führen kann, wie sie aus der bisherigen 
Regelung aufgenommen ist. Aber Sie lassen die 
nachfolgende Passage über die pseudomedizini-
schen Untersuchungen weg. Ich denke, an diesem 
Bericht wird an vielen Stellen offenbar, daß wir in 
unseren Regelungen Unterscheidungen treffen, von 
denen wir nicht genau wissen, was gesundheits- 
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Bundesminister Frau Dr. Süssmuth 
schädigend und was nicht gesundheitsschädigend 
ist. Und hier kommen wir in die Problematik der 
Gruppen hinein. 

Deswegen muß ich Ihnen sagen: Gerade nach 
Rücksprache mit überlebenden Mengele-Zwillingen 
sehe ich mich außerstande, überhaupt ein solches 
Urteil auszusprechen. So wie ich diese Menschen, 
die überlebt haben, vor mir gesehen habe, gilt nicht 
nur in Israel mein Wort, daß ich mich für ihre 
berechtigten Interessen in der Bundesrepublik ein-
setzen werde; es gilt auch weiterhin. 

Es sind heute, wie im Bericht angesprochen, noch 
80, die in Israel leben. Nach dem, was wir wissen, 
vielleicht noch 120 auf der Welt. Wenn jemand nicht 
wenigstens in diesem Bereich entschädigt worden 
ist, werden wir nach Lösungen suchen und suchen 
müssen. Ich denke, daß ist unser Auftrag gegenüber 
den Betroffenen. 

Wenn Sie andererseits zitieren, im Bericht sei ge-
schrieben, Sinti und Roma würden nicht diskrimi-
niert, so möchte ich noch einmal ausdrücklich sa-
gen: Es ist zu unterscheiden zwischen gesetzlicher 
Nichtdiskriminierung und nach wie vor bestehen-
der faktischer Diskriminierung. Deswegen möchte 
ich am Ende unserer Debatte noch einmal sagen: 
Das eine ist die Entschädigungsfrage, die heute an-
steht. Das andere ist allerdings, wie wir denn mit 
den Betroffenen umgehen. Hier haben die Sinti und 
Roma ja gerade in ihrer jüngsten Stellungnahme 
und in ihrem Rechtsvorgehen deutlich gemacht, 
daß es unterhalb des Strafbaren erhebliche Diskri-
minierungen gibt. Sie fragen da, wie das geahndet 
werden kann, damit das Verhalten der Menschen so 
ist, daß wir tatsächlich als Gleichwertige und 
Gleichberechtigte mit ihnen leben und die in uns 
steckenden Vorurteile endlich ausräumen und Ho-
locaust nicht nur auf der Entschädigungsebene dis-
kutieren, sondern so — was genauso notwendig 
ist — , daß wir die Versöhnung, die es weiterzutra-
gen gilt, durch die Erinnerung und Bewußtmachung 
weiterführen. 

Ich danke Ihnen. 
(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 

Interfraktionell und gemäß einer Vereinbarung 
im Ältestenrat wird vorgeschlagen, die Vorlagen auf 
den Drucksachen 10/5796, 10/5797, 10/5260, 10/6242, 
10/6287 und 10/6415 an die in der gedruckten Tages-
ordnung aufgeführten Ausschüsse zu überweisen. 
Gibt es dazu noch anderweitige Vorschläge? — Bit-
te, Herr Ströbele. 

Ströbele (GRÜNE): Frau Präsidentin! Es fällt auf, 
daß die Anträge, z. B. der Bericht, an einen anderen 
Ausschuß als in unserem Antrag auf Herstellung 
einer angemessenen Versorgung vorgesehen, zur 
federführenden Beratung überwiesen wird. Ich 
halte das für unsinnig. Deshalb bin ich dafür, daß 
alle Anträge zumindest zur federführenden Bera-
tung — sie können dann ergänzend auch in allen 
möglichen anderen Ausschüssen beraten werden  — 
an  einen Ausschuß, nämlich an den Innenausschuß,  

überwiesen werden. Sonst haben wir allein wegen 
der Zuständigkeit das Problem — das hatten wir 
auch im letzten Sommer —, daß für den einen An-
trag der eine Ausschuß federführend war, für einen 
anderen ein anderer. Sie hingen aber alle miteinan-
der zusammen. Dann mußten Interausschüsse ge-
bildet werden, die auch nur sehr schwer zusammen-
kamen und tagen konnten. 

Vizepräsident Frau Renger: Meine verehrten Kolle-
gen, das ist ein Problem. Ich schaue gerade auf die 
ersten beiden Anträge, die an den Innenausschuß 
überwiesen werden sollen. Die haben natürlich ei-
nen inneren Zusammenhang wegen der Materie. 
Wenn wir dies nun in einem anderen Ausschuß 
federführend beraten, widerspricht das eigentlich 
der Art und Weise, wie wir diese Anträge sonst 
behandeln. 

Ströbele (GRÜNE): Aber der Bericht wird in ei-
nem anderen Ausschuß federführend beraten als 
diese Anträge, wo es um Wiedergutmachung geht. 

Vizepräsident Frau Renger: Wir haben hier oben 
auch schon festgestellt, daß unterschiedliche Feder-
führungen angegeben sind. 

Ströbele (GRÜNE): Ich beantrage, alle Anträge 
zur federführenden Beratung an den Innenaus-
schuß zu überweisen. Dann können die anderen 
Ausschüsse, die genannt sind, mitberatend tätig 
sein. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich bin nicht so sach-
kundig, um sagen zu können, wo hier die Unter-
schiede im einzelnen liegen. 

Bitte Herr Kollege Bohl. 

Bohl (CDU/CSU): Frau Präsidentin, es ist natür-
lich ein bißchen eigenartig, daß man, nachdem man 
sich im Ältestenrat auf ein bestimmtes Verfahren 
geeinigt hat und dabei auch seitens der Fraktion 
DIE GRÜNEN kein Widerspruch gekommen ist, 
dann mit einer solchen anderen Überweisung über-
fallen wird. Ich sehe mich daher nicht in der Lage, 
dem zuzustimmen, wobei ich nicht bestreiten will, 
daß es auch Argumente, die Herr Ströbele vorgetra-
gen hat, gibt, die eine gewisse Schlüssigkeit in sich 
haben. 

Deshalb bitte ich, bei dem Vorschlag des Älte-
stenrats zu bleiben. Wenn wir die Kollegen von den 
guten Argumenten, die Herr Ströbele vorgetragen 
hat, später noch überzeugen können, gibt es sicher-
lich keine Probleme, in der nächsten Sitzungswoche 
einen ergänzenden Beschluß des Bundestages zu 
fassen. 

Vizepräsident Frau Renger: Abgesehen davon gibt 
es natürlich die Möglichkeit, jeden Ausschuß um 
ein Gutachten zu bitten. Aber ich sehe ein, daß das 
problematisch ist. 

Ich bitte herzlich, es zunächst einmal bei den Vor-
schlägen des Ältestenrats zu belassen. Wir können 
in der Tat in der nächsten Sitzungswoche, falls ge-
wünscht, einen anderen Beschluß fassen. Sind Sie 
damit einverstanden? — Herr Ströbele. 
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Ströbele (GRÜNE): Ich habe den Antrag gestellt, 
die Anträge sowie die Unterrichtung durch die Bun-
desregierung an einen Ausschuß — ich schlage vor, 
an den Innenausschuß — zur federführenden Bera-
tung und zur Mitberatung an die übrigen Ausschüs-
se, die in der Tagesordnung ausgedruckt sind, zu 
überweisen. Die Federführung — das wissen alle — 
ist ein großes Problem. Im federführenden Aus-
schuß werden die Termine vereinbart usw. 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, dann lasse ich darüber abstimmen. Wer 
dem Antrag des Abgeordneten Ströbele zustimmen 
will, den bitte ich um das Handzeichen. — Gegen-
probe! — Enthaltungen? Der Antrag ist abgelehnt. 
Damit ist die Überweisung so vorgenommen, wie 
wir das vorgesehen haben. 

Ich rufe Punkt 30 der Tagesordnung auf: 

a) Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über weitere Maßnahmen auf dem 
Gebiet des Versorgungsausgleichs 
— Drucksache 10/5447 — 
Beschlußempfehlung und Bericht des 
Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 
— Drucksache 10/6369 — 
Berichterstatter: 
Abgeordnete Buschbom 
Stiegler 

(Erste Beratung 216., 219. Sitzung) 

b) Zweite und dritte Beratung des von der Frak-
tion der SPD eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Ergänzung von Regelungen 
über den Versorgungsausgleich 
— Drucksache 10/5484 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des 
Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 
— Drucksache 10/6369 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Buschbom 
Stiegler 

(Erste Beratung 216., 219. Sitzung) 

Der Ältestenrat schlägt für die Beratung des Ta-
gesordnungspunktes 30, 30 Minuten vor. Erhebt 
sich dagegen Widerspruch? — Das ist nicht der Fall. 
Dann ist das so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Ab-
geordnete Buschbom. 

Buschbom (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen! Meine Herren! Meine lieben 
Kolleginnen und Kollegen! In der ersten Lesung der 
vorliegenden Gesetzesvorlagen am 15. Mai 1986 ha-
ben wir eingehend über ihren Sinn und Zweck und 
den damit zu erfüllenden gesetzgeberischen Auf-
trag debattiert. Wie Sie dem Ihnen vorliegenden 
Bericht des Rechtsausschusses entnehmen können, 
hat sich dieser redlich bemüht, seine eigenen inter-
fraktionellen Vorstellungen mit denen der Bundes-
regierung und des Bundesrats in Einklang zu brin-
gen. Das hat zu nicht unerheblichen Abweichungen  

von der ursprünglichen Vorlage geführt, was der 
Bericht unschwer erkennen läßt. 

Das überrascht jedoch nicht bei der Art des be-
handelten Rechtsinstituts des Versorgungsaus-
gleichs als einer Sparte des Scheidungsfolgen-
rechts; denn das rechtspolitische Neuland, das der 
Gesetzgeber mit dem Versorgungsausgleich betre-
ten hat, ist mittlerweile gewissermaßen zum Alp-
traum der Familienrechtler und Familienrichter ge-
worden, weil sich die Grundidee des Versorgungs-
ausgleichs, die gleichzeitige gerechte Aufteilung der 
in der Ehe beidseitig erworbenen Versorgungsan-
sprüche, nur sehr zäh einer befriedigenden Nor-
mengebung erschließt. 

Auf die Ursachen habe ich bereits in der ersten 
Lesung hingewiesen: Ansprüche auf rentenversi-
cherungsrechtliche oder beamtenrechtliche Alters-
versorgung, auf tarifrechtliche oder arbeitsvertrags-
rechtliche Betriebsrenten sind überwiegend öffent-
lich-rechtlicher Natur. Der normative Zugriff auf 
diese überwiegend öffentlich-rechtlichen Ansprü-
che entspringt aber dem privatrechtlichen Institut 
der Ehe einschließlich deren Abwicklung nach ihrer 
Auflösung. 

Es hat sich nun gezeigt, daß beide Rechtssysteme 
zu dem angestrebten Zweck einer gerechten Auftei-
lung der in der Ehe beidseitig erworbenen Versor-
gungsansprüche nicht in dem gewünschten Maße 
zu koordinieren sind. Der kollektivistische renten-
versicherungsrechtliche Lösungsversuch der sozial-
liberalen Koalition mußte scheitern, weil der 
Schwerpunkt der Regelung zu einseitig in das öf-
fentliche Recht verlagert war, was zu unverhältnis-
mäßigen, verfassungswidrigen Ergebnissen geführt 
hat. 

Das Härteregelungsgesetz der neuen Koalition 
war eine erste Remedur. Es konnte aber das Struk-
turproblem nicht lösen. Das Ausweichen auf den 
schuldrechtlichen Versorgungsausgleich brachte 
mehr Unsicherheit. Die bestehengebliebene Unab-
änderbarkeit unrichtig gewordener Versorgungs-
ausgleichsentscheidungen widersprach dem öffent-
lichen Rentenrecht und dem Gerechtigkeitsempfin-
den. 

Das nun zu verabschiedende Gesetz beseitigt 
diese Mängel im wesentlichen durch die Verlänge-
rung des schuldrechtlichen Versorgungsausgleichs 
über den Tod des Ausgleichspflichtigen hinaus mit 
dem Zugriff auf dessen Hinterbliebenenversorgung, 
durch eine Erweiterung des schuldrechtlichen Ver-
sorgungsausgleichs, durch die Möglichkeit, ein an-
deres, vor oder in der Ehezeit erworbenes Anrecht 
zum Ausgleich eines dem schuldrechtlichen Versor-
gungsausgleich unterliegenden Anrechts heranzu-
ziehen oder den Ausgleich durch eine abfindende 
Beitragszahlung zur Begründung eines gesetzli-
chen Rentenanspruchs herbeizuführen, und 
schließlich durch die Möglichkeit, unrichtige oder 
unrichtig gewordene Versorgungsausgleichsent-
scheidungen auf Antrag abzuändern, sofern sich die 
entscheidungserheblichen Tatsachen wesentlich 
verändert haben und eine Abänderung nicht grob 
unbillig ist. Das sind die Schwerpunkte der erstreb-
ten Abhilfe. 
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Damit wird der Versorgungsausgleich aber noch 

immer nicht problemlos. Die Verschiedenheit der 
dem Versorgungsausgleich zugrunde liegenden 
Rechtssysteme verstellt auch weiterhin eine für je-
den Betroffenen einsichtige Regelung des Ausglei-
ches. Nach wie vor ist demjenigen, der einen Teil 
seiner Versorgungsansprüche an den scheidenden 
Partner abzutreten hat, kaum klarzumachen, daß er 
diesen Anteil auch dann schon verloren hat, wenn 
sein ehemaliger Partner noch gar nicht den Nutzen 
der Abtretung genießt. Für den Versorgungsträger 
bleiben Art und Höhe der Versorgung unverändert, 
und das bisherige Rentenverhältnis wird lediglich 
dadurch ergänzt, daß für den abgetretenen Versor-
gungsteil ein neuer Anspruchsberechtigter eintritt, 
der allerdings für den Versorgungsträger ein eige-
nes Leistungsrisiko bedeutet. 

Daß dieses Leistungsrisiko den Verlust des abzu-
tretenden Versorgungsanspruchs rechtfertigen soll, 
auch wenn die Versorgungsleistung an den Aus-
gleichsberechtigten noch nicht erbracht wird, ist 
den Betroffenen nicht verständlich zu machen. Sie 
empfinden einen solchen Vorabentzug von ihrer Al-
tersversorgung als Unrecht. Da es sich hier um pri-
vatrechtliche Scheidungsfolgen handelt, läßt sich 
ein solches Empfinden auch nicht durch rentenver-
sicherungsrechtliche Erwägungen, etwa den Hin-
weis auf die Leistung an die Solidargemeinschaft 
der Versicherten, ausräumen; denn die privatrecht-
liche Abwicklung eines Familienrechtsverhältnis-
ses läßt sich nicht dahin begreiflich machen, daß 
damit zugleich Finanzierungsaufgaben der öffentli-
chen Rentenversicherung verbunden sind. 

Hier bleibt ein schwerer Mangel. Alle Rechtsbe-
flissenen bleiben aufgerufen, nach Lösungen zu su-
chen, die den Versorgungsausgleichsberechtigten 
voll sichern und dem -pflichtigen das Empfinden 
nehmen, Unrecht zu erfahren. 

Wegen seiner Spezialität und des starken Bezugs 
zur Rentenversicherung wird der Versorgungsaus-
gleich ein Rechtsinstitut bleiben, das sich allgemei-
nem Verständnis weitgehend entzieht. Das ist zu 
bedauern. Hier bleibt eine Aufgabe. 

Das gilt auch für die Gesetzessprache. Mit Hilfe 
der Mitarbeiter aus den Fraktionen und Ministe-
rien, die ausdrücklich Dank und Anerkennung ver-
dienen, wurde versucht, manches, was in den ur-
sprünglichen Vorlagen nur für eingeweihte Renten-
spezialisten begreifbar war, allgemein verständlich 
zu machen. Lieber Herr Stiegler, ob uns das befrie-
digend gelungen ist, mag bezweifelt werden. 

Zweifel habe ich dagegen nicht, daß das Gesetz 
über weitere Maßnahmen auf dem Gebiet des Ver-
sorgungsausgleichs dazu beitragen wird, wenig-
stens eine verbesserte gerechte Aufteilung der in 
der Ehe beidseitig erworbenen Versorgungsansprü-
che zu ermöglichen. Darum bitte ich um Ihre Zu-
stimmung. 

Danke. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und des 
Abg. Dr. Emmerlich [SPD]) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, das Wort hat der Herr Abgeordnete Stieg-
ler. 

(Bohl [CDU/CSU]: Wie ist das mit dem Ar

-

mee-Museum?) 

Stiegler (SPD): Das steht heute nicht auf der Ta-
gesordnung. 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Der 
Herr Kollege Buschbom hat eben sehr deutlich zu 
erkennen gegeben, daß der Versorgungsausgleich 
ein ungeliebtes Kind der Union ist, ein Kind, das 
Sie damals bei der Eherechtsreform adoptiert ha-
ben, das von der sozialliberalen Koalition sozusa-
gen in die Welt gesetzt worden ist. Wir Sozialdemo-
kraten haben diese grundlegende Ablehnung ei-
gentlich nie verstanden. 

(Buschbom [CDU/CSU]: Das ist keine Ab

-

lehnung!) 

Für uns ist die soziale Sicherung eine Form des 
Eigentums. Unser Kollege Egon Lutz sagt immer: 
Die Aktie des kleinen Mannes ist die Rentenversi-
cherung. — Eigentum als freiheitssichernde Ver-
bürgung im klassischen Verständnis, etwa bei Kant 
nachzulesen, ist eben nicht anders zu behandeln als 
der Zugewinn, der im Laufe einer Ehe angewachsen 
ist. 

Darum stehen wir grundsätzlich zum Recht des 
Versorgungsausgleichs. Nach der Scheidung einer 
Ehe soll das, was gemeinsam an Altersversorgung 
erworben worden ist, gerecht geteilt werden. 

Ich möchte — obwohl es hier im Parlament nicht 
üblich ist — unserer Kollegin Frau Dr. Renate Lep-
sius Dank sagen, weil Sie diejenige ist, die diese 
Konzeption erfunden und gegen manchen Wider-
stand durchgesetzt hat. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir haben mit dieser Regelung grundsätzlich Er-
folg gehabt. Es gab nur kleinere Beanstandungen. 
Wenn wir bedenken, was sonst an Gesetzen alles 
beanstandet wird, war das, was Karlsruhe am Ver-
sorgungsausgleich beanstandet hat, im Grunde 
wirklich eine Petitesse. 

Das, was wir heute verhandeln, wäre überhaupt 
nicht auf der Tagesordnung, wenn die Union nach 
der Wende dem Vorschlag, den Frau Dr. Lepsius in 
der Ad-hoc-Gruppe Versorgungsausgleich erarbei-
tet hatte, zugestimmt hätte. Der Kollege Benno Er-
hard, der das damals nicht gemacht hat — er ist 
kein Liebhaber des Versorgungsausgleichs —, ist 
einer derjenigen, die unseren heutigen Justizmini-
ster — der damals mit mir Berichterstatter war — 
davon abgehalten hat, das Richtige zu tun. Beide 
müssen sie heute dafür büßen. Es ist höchst bemer-
kenswert, daß das Bundesverfassungsgericht in ein 
Urteil schreibt: Liebe Mehrheitsfraktion, hättet ihr 
nur auf die Opposition gehört; die hat euch nämlich 
dargelegt, wie man es richtig macht. 

(Beifall bei der SPD) 

Um der geschichtlichen Wahrheit willen muß man 
schon darauf hinweisen, daß wir damals den richti- 
gen Ansatzpunkt hatten, immer unter der Voraus- 
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setzung, daß man sich grundsätzlich zum Versor-
gungsausgleich bekennt. 

Ich stimme mit dem Kollegen Buschbom überein, 
daß es da viele Schwierigkeiten gibt. Wenn man 
Himbeeren, Äpfel, Birnen und Erbsen sozusagen zu 
einer Mischfrucht zusammenbringen soll, die auch 
noch schmecken, 

(Dr. Soell [SPD]: Gentechnisch unmög

-

lich!) 

haltbar sein, allen lebensmittelrechtlichen Ansprü-
chen genügen soll, dann gibt es Schwierigkeiten, 
dann gibt es Probleme, auch mit dem Aroma. Aber 
es ist nun einmal notwendig, die vielerlei Versor-
gungseinrichtungen auf ein sicheres Fundament, 
quasi auf einen gemeinsamen Nenner zu bringen. 

Machen wir uns bitte klar: Ziel der ganzen Ange-
legenheit war, ist und bleibt die eigenständige so-
ziale Sicherung vor allem der Frauen im Falle der 
Scheidung, der Start mit einer eigenen sozialen Si-
cherung. Hier wissen wir, daß der schuldrechtliche 
Versorgungsausgleich eine unzureichende Siche-
rung ist, weil er die beiden Partner auch nach der 
Scheidung noch aneinanderkoppelt. Darum ziehen 
wir schon immer den öffentlich-rechtlichen Versor-
gungsausgleich vor. Wir wollen also alle anderen 
Versorgungsansprüche nach dem Konzept, das 
Frau Dr. Lepsius einmal entwickelt hat, auf die ge-
setzliche Rentenversicherung übertragen. Von da-
her gesehen haben wir zusätzliche Ausgleichsfor-
men entwickelt und erfunden. 

Früher war vorgesehen, daß ;nan eine Anwart-
schaft, die schuldrechtlich auszugleichen war — 
z. B. eine Betriebsrente —, durch hohe Bareinzah-
lungen ausgleichen konnte. Das hat viele Männer 
überfordert. Viele haben, weil sie nicht willig waren, 
nicht gezahlt. Die Frauen waren die Dummen. 

Jetzt hat man eine Regelung gefunden, die be-
sagt: Im Rahmen der Billigkeit kann eine Anwart-
schaft nach wie vor mit einigen Tausend D-Mark 
bar ausgeglichen werden. Nach wie vor kann für die 
Frau ein richtiger Anspruch begründet werden. Was 
noch viel wichtiger ist: Man kann mit der eigenen 
Rente bezahlen. Wenn einer Bares nicht verfügbar 
hat, kann er mit dem sogenannten erweiterten oder 
Supersplitting statt mit Geld mit einem Teil seiner 
Rente bezahlen und damit einen Anspruch für die 
Frau begründen. 

Das ist, glaube ich, das Entscheidende: daß wir in 
Zukunft in der Masse der Fälle durch einen öffent-
lich-rechtlichen Versorgungsausgleich — durch die 
verschiedenen Ausgleichsformen Splitting, Qua-
sisplitting, Realteilung, Quasirealteilung, erweiter-
tes Splitting und was es sonst noch an Ausgleichs-
formen geben mag — das Ziel erreichen, eine Start-
hilfe für die Frau durch eine eigenständige Siche-
rung zu schaffen. Die Lücken, die nach wie vor ver-
bleiben, wollen wir einerseits dadurch schließen, 
daß wir für den schuldrechtlichen Versorgungsaus-
gleich, eine Abfindungsregelung geschaffen haben, 
und andererseits dadurch, daß wir, was die auslän-
dischen Anwaltschaften angeht, die Bundesregie-
rung auffordern, uns dabei zu helfen, daß wir, sei es  

durch internationale Verträge, sei es durch andere 
Möglichkeiten, zu neuen Lösungen kommen. 

Das zweite politische Ziel — und auch da stimme 
ich im Ansatz mit dem Kollegen Buschbom überein 
— ist, daß die Entwicklung der sozialen Sicherungs-
systeme, sprich: der Sozialabbau, sei es früher, sei 
es heute — also nicht nur etwa zur Zeit der Wende-
koalition; es hat auch schon vorher, etwa 1955, Än-
derungen im Beamtenversorgungsgesetz gege-
ben —, nämlich Änderungen im sozialen Leistungs-
recht dazu geführt haben, daß der Versorgungsaus-
gleich nicht mehr stimmt. Da es hier um bares Geld 
geht, da es hier quasi um Enteignung geht, muß 
eine Korrektur möglich sein. Wir haben miteinan-
der eine Korrektur möglich gemacht, und zwar so 
— und da haben sich der Kollege Buschbom und ich 
uns wirklich überwinden müssen —, daß wir den 
Ländern entgegengekommen sind, indem wir Baga-
telländerungen, im nächsten Jahr bis zu 15 DM pro 
Monat, nicht abändern lassen, es sei denn, man 
müßte irgendwelche Wartezeiten erfüllen. 

Ich sage ganz bewußt — und ich glaube, das kann 
ich für Sie mit sagen —, daß wir wegen der Eigen-
tumsfunktion durchaus verfassungsrechtliche Be-
denken sehen und gewisse Bauchschmerzen haben. 
Wir wollten aber mit Rücksicht darauf, daß bis zum 
Dezember das Gesetz verabschiedet wird, den Län-
dern im Bundesrat keinen Vorwand geben, das 
Ganze aufzuhalten. Wir müssen uns immer klar 
sein: Es geht um Eigentum und nicht um die Ge-
währung von irgendwelchen Sozialleistungen, die 
man auch wieder nehmen kann; es geht um eigen-
tumsähnliche Rechte. 

Meine Damen und Herren, wir sagen Dank den 
Beamten im Ministerium, vor allem Herrn Lohr 
und Herrn Wagenitz, die mit uns sehr eng in der 
Ad-hoc-Gruppe „Versorgungsausgleich" unter Re-
nate Lepsius zusammengearbeitet haben. Jetzt ha-
ben sie wieder wacker mitgekämpft und mit gro-
ßem Sachverstand, mit großer Geduld die Wünsche 
der Berichterstatter ertragen und umgesetzt und 
dabei geholfen, daß Fehler vermieden worden sind. 
Das ist ein Beispiel einer guten Zusammenarbeit 
zwischen Parlament und Regierung. Ich glaube, wir 
können auch sagen: Dies ist ein Gemeinschafts-
werk zwischen Regierungs- und Oppositionspar-
teien. Wir haben uns das Ziel gesetzt, im Interesse 
der Frauen, die davon betroffen sind, eine gemein-
same Lösung zu finden. Wir haben uns auch aufein-
ander zubewegt, so daß wir Sozialdemokraten die-
sem Gesetz zustimmen können und werden. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Beckmann. 

Beckmann (FDP): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen! Meine Herren! Wegen der doch 
recht kurz bemessenen Debattenzeit bleibt mir nur 
wenig Raum, auf die Einzelheiten des vorliegenden 
Entwurfs einzugehen. Ich möchte mich daher auf 
einige wesentliche Punkte beschränken. 
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Beckmann 
Bei diesem Gesetzentwurf stand für die FDP

-

Bundestagsfraktion fest, daß es eine generelle und 
grundlegende Überarbeitung des Versorgungsaus-
gleichs nicht würde geben können. Wir haben mit 
dem Rechtsinstitut des Versorgungsausgleichs, das 
j a in dieser Art in Europa einzigartig ist, noch zuwe-
nig Erfahrungen gemacht, um bereits heute einen 
völlig anderen Weg gehen zu können. Die Diskus-
sion um das sogenannte Modell '87 hat gezeigt, daß 
auch völlig neue Lösungsvorschläge ihre Tücken 
haben und keine Gewähr dafür bieten, bei der An-
wendung in der Praxis am konkreten Einzelfall 
nicht doch zu Unstimmigkeiten zu führen. 

Was wir heute beschließen wollen, sind daher le-
diglich notwendige Korrekturen, Verbesserungen 
des praktischen Instrumentariums, soweit dies die 
Funktionsfähigkeit des Versorgungsausgleiches er-
fordert und uns dies die Entscheidung des Bundes-
verfassungsgerichtes abverlangt. 

Ich möchte aber nicht ausschließen, daß man in 
der nächsten Legislaturperiode erneut Überlegun-
gen anstellen muß, wie ein zukunftsweisendes Ver-
sorgungsausgleichsrecht geschaffen werden kann. 
Ich warne jedoch bereits heute davor, diese Reform 
übers Knie brechen zu wollen. 

Wie wir an der Vielzahl von gerichtlichen Ent-
scheidungen sehen können, gibt es immer wieder 
komplizierte Einzelfälle, bei denen sich für den Ge-
setzgeber dann oft auch überraschend neue Schwie-
rigkeiten und auch Unsicherheiten herausstellen. 
Dies hat uns aber gezeigt, daß wir nicht alle Bin-
dungen und Verwicklungen der menschlichen Ein-
zelschicksale mit einplanen und für alle Eventuali-
täten gesetzliche Regelungen schaffen können. 

Wir begrüßen es daher ausdrücklich, daß die nun-
mehr gefundene Lösung u. a. die Möglichkeit bein-
haltet, Entscheidungen über den öffentlich-rechtli-
chen Versorgungsausgleich unter bestimmten Vor-
aussetzungen abzuändern. So können jetzt sowohl 
nachträgliche Wertänderungen, die sich auf die ehe-
zeitbezogene Berechnung der Versorgungsanrechte 
beziehen, als auch Rechen- und Rechtsanwen-
dungsfehler, die der früheren Versorgungsaus-
gleichsentscheidung zugrunde lagen, Berücksichti-
gung finden. Wir halten gerade diese Regelung von 
nachträglichen Anpassungs- und Korrekturmög-
lichkeiten für einen wesentlichen Schritt hin zur 
eigenverantwortlichen und vor allen Dingen auch 
flexiblen Anwendung des Versorgungsausgleichs-
rechts. 

Zudem glauben wir, daß auch die Möglichkeit, die 
Entscheidungen, die vor dem Inkrafttreten dieses 
Entwurfs ergangen sind, den jetzt vorgesehenen, 
neu eingeführten Ausgleichsformen anzupassen, 
mit zu einer Liberalisierung dieses Rechtsinstituts 
führen wird. Die Möglichkeiten der Abfindungszah-
lung, des erweiterten öffentlich-rechtlichen Versor-
gungsausgleichs und der Beitragszahlung zur ge-
setzlichen Rentenversicherung werden mit dazu 
beitragen, die noch bestehende und von den Rechts-
anwendern beklagte Starrheit der gesetzlichen Re-
gelungen abzumildern. 

Im ganzen gesehen ist der vorliegende Gesetzent-
wurf in der augenblicklichen Situation am ehesten  

geeignet, die bestehenden Ungerechtigkeiten und 
auch Unsicherheiten der geltenden Gesetzesfas-
sung auszuräumen und vor allen Dingen dem 
Rechtsanwender eine flexiblere Regelung an die 
Hand zu geben. 

Meine Fraktion wird daher dem hier eingebrach-
ten Entwurf gerne zustimmen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Mann. 

Mann (GRÜNE): Frau Präsidentin! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Wir haben uns ja am 15. Mai 
dieses Jahres bei der ersten Beratung dieses Ge-
setzentwurfes mit dem Thema schon ausgiebig be-
faßt. Was den Inhalt des Gesetzentwurfes angeht, 
ist dem, was meine Kollegen, insbesondere der Kol-
lege Buschbom und der Kollege Stiegler als Be-
richterstatter, ausgeführt haben, eigentlich nichts 
hinzuzufügen. 

Im Rahmen des geltenden Versorgungsaus-
gleichssystems wird mit diesem Gesetz versucht, 
Aufträge des Bundesverfassungsgerichts auszufüh-
ren und den Versorgungsausgleich aus der Sicht 
der geschiedenen Ehefrau zu verbessern. Dem 
stimmen wir zu. Wir stimmen auch, Herr Kollege 
Stiegler, um hier keine Mißverständnisse aufkom-
men zu lassen — ich habe das aber auch in der 
ersten Lesung betont —, dem Grundgedanken des 
Versorgungsausgleichs zu, eine eigenständige Al-
tersversorgung der Frau auch für den Fall der 
Scheidung sicherzustellen. 

Trotzdem möchte ich die Gelegenheit nutzen, 
noch einmal einiges Kritische zu diesem Gesetzent-
wurf zu sagen. Ich glaube, Herr Kollege Stiegler, Sie 
tun dem Kollegen Buschbom unrecht, wenn Sie ihm 
unterstellen, daß er den Versorgungsausgleich als 
solchen nicht will und daß die Union ihn nicht will. 
Ich glaube, er hat aus der Kenntnis der familienge-
richtlichen Praxis, aus der auch ich nach fünfein-
halb Jahren Tätigkeit als Familienrichter hier 
heute reden kann, einfach auf Probleme hingewie-
sen, die die betroffenen Bürger haben. Die eigentli-
chen Härtefälle werden mit diesem Härteaus-
gleichsgesetz nämlich nicht geregelt, 

(Zustimmung des Abg. Erhard [Bad 
Schwalbach] [CDU/CSU]) 

und zwar aus sozialpolitischen Gründen und weil 
die Kassen bei Herrn Blüm, der hier heute leider 
nicht anwesend ist, leer sind. Insofern, denke ich, 
wird uns der Versorgungsausgleich — Herr Engel-
hard, ich habe Ihre Presseerklärung gelesen — 
auch weiter beschäftigen. 

Der heute zu verabschiedende Gesetzentwurf 
mag zwar als gesetzgeberische Wohltat geplant 
sein; bei genauerem Hinsehen wird er jedoch, frei 
nach Goethe, zur Plage für die betroffenen Ehegat-
ten, Familienrichter, Rechtsanwälte und Versor-
gungsträger. 

(Dr. Emmerlich [SPD]: Das ist doch Un

-

sinn!) 
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Mann 
Die neuerliche Reparatur wird, Herr Emmerlich, zu 
einer deutlichen Erhöhung der Arbeitsbelastung 
bei den Familiengerichten und den Versorgungsträ-
gern führen. Die Unübersichtlichkeit und Ver-
schachtelung des Systems der Alters- und Invalidi-
tätssicherung schlägt beim Versorgungsausgleich 
voll durch. Der Vertreter des Justizministeriums 
hat in der Beratung des Ausschusses im Juni ge-
sagt, selbst für hochspezialisierte Experten sei die-
ses Recht schon nicht mehr überschaubar und in 
vielen Bereichen sei es auch nicht mehr anwend-
bar. Ich glaube, man muß an dieser Stelle einmal 
sagen: Das ist ein Gesetz, das für die Betroffenen — 
es  sind Hunderttausende — ein schlechtes Gesetz 
ist. 

(Dr. Emmerlich [SPD]: Sollen die Frauen 
etwas bekommen oder nicht? Sagen Sie 
doch, ob Sie den Frauen etwas geben wol

-

len?) 

Aus diesem Grund wird unsere Fraktion diesem 
Gesetz nicht zustimmen. Sie wird sich der Stimme 
enthalten, 

(Dr. Emmerlich [SPD]: Weil Sie nicht in der 
Lage sind, Verantwortung zu überneh

-

men!) 

weil, wie ich am Anfang betont habe, wir dem 
grundsätzlichen Gedanken des Versorgungsaus-
gleichs natürlich zustimmen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Bun-
desminister der Justiz. 

Engelhard, Bundesminister der Justiz: Frau Präsi-
dentin! Meine Damen und Herren! Mit dem Härte-
regelungsgesetz hatten wir im Dezember 1982 unter 
dieser Bundesregierung endlich dem Auftrag des 
Bundesverfassungsgerichts vom Februar 1980 
Rechnung getragen. Schon damals aber war klar, 
daß dies nicht das letzte Wort sein konnte. So haben 
wir weiter gearbeitet und am 12. März dieses Jahres 
den vorliegenden Entwurf in seinen Grundzügen im 
Bundeskabinett beschlossen. 

Damit hat die Bundesregierung, jedenfalls weit-
hin vorausschauend, der Entscheidung des Bundes-
verfassungsgerichts, die dann am 8. April 1986 er-
ging, bereits entsprochen. 

Jetzt hat der Rechtsausschuß, dem ich sehr herz-
lich danken möchte, speziell den beiden Bericht-
erstattern, den Herren Kollegen Buschbom und 
Stiegler, diese schwierige Materie fristgerecht bera-
ten und den Entwurf verabschiedet. 

Künftig wird der Ausgleich der Altersversorgung 
geschiedener Eheleute gerechter gestaltet und da-
mit gerade für viele Frauen mehr Sicherheit im 
Alter geschaffen. Ich bitte Sie um Ihre Zustim-
mung. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen erst zur Einzelberatung und der Ab-
stimmung über Tagesordnungspunkt 30 a, den Ge-
setzentwurf der Bundesregierung auf Drucksache 
10/5447. Ich rufe die  Art. 1 bis 4, Einleitung und 
Überschrift in der Ausschußfassung auf. Wer den 
aufgerufenen Vorschriften zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um ein Handzeichen. — Die Gegenpro-
be! — Enthaltungen? — Bei einigen Enthaltungen 
sind die Vorschriften angenommen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 
ein und kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetzentwurf im ganzen zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich, sich vom Platz zu erheben. — Die 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Bei einigen Ent-
haltungen der GRÜNEN ist das Gesetz angenom-
men. 

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 30b. Der 
Ausschuß empfiehlt auf Drucksache 10/6369 unter 
Nr. 2, den Gesetzentwurf der SPD auf Drucksache 
10/5484 für erledigt zu erklären. Wer dem zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
Die  Gegenprobe! — Enthaltungen? — Dies ist so 
erfolgt. 

Es ist noch über eine Entschließung abzustim-
men. Der Ausschuß empfiehlt weiter auf Druck-
sache 10/6369 unter Nr. 3 die Annahme einer Ent-
schließung. Ich bitte um das Handzeichen, wer dem 
zuzustimmen wünscht. — Gegenprobe! — Enthal-
tungen? — Es ist einstimmig so angenommen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 32 auf: 

Beratung der Großen Anfrage des Abgeord-
neten Volmer und der Fraktion DIE GRÜ-
NEN 
Unterstützung für die UNO-FDN-Contra in 
der Bundesrepublik Deutschland 
— Drucksache 10/5816 — 

Hierzu liegen Entschließungsanträge der Frak-
tion der SPD und der Fraktion DIE GRÜNEN auf 
den Drucksachen 10/6422 und 10/6437 vor. 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat sind für 
die Beratung 30 Minuten vorgesehen. Erhebt sich 
Widerspruch? — Das ist nicht der Fall. Dann ist es 
so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Ab-
geordnete Volmer. 

Volmer (GRÜNE): Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Die knappe Zeit verbietet es, all 
die Greueltaten, Menschenrechtsverletzungen und 
Verbrechen aufzuzählen, die die Contra in Nicara-
gua begangen hat. Der ganze Abend würde dazu 
nicht ausreichen. 

Heute weiß jeder: Die Contras sind keine Volks-
befreiungsarmee, die Contra ist eine internationale 
Terrorbande. Sie besteht aus Ex-Somozisten und 
gedungenen Söldnern. Sie wurde von den Vereinig-
ten Staaten gegründet. Sie wird von dort gesteuert 
und finanziert. Die Politik der USA bekennt sich 
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Volmer 
offen zu dem Terror der Contra, der damit auch den 
Charakter von Staatsterror annimmt. 

(Bindig [SPD]: Leider wahr!) 

Contras suchen heute auch in Europa nach Un-
terstützung, und das beliebteste Feld dafür sind 
Spanien und die Bundesrepublik. In der Bundesre-
publik sind sie bei der Suche nach Unterstutzern 
fündig geworden. Namhafte Mitglieder der Union 
und CDU-nahe Organisationen sind mittlerweile 
eng mit der Contra verfilzt. Ich nenne an Organisa-
tionen die sogenannte Internationale Gesellschaft 
für Menschenrechte, die Nicaragua-Gesellschaft, 
die Internationale Arbeitsgemeinschaft Freiheit 
und Demokratie, Mitarbeiter der Konrad-Adenau-
er-Stiftung und der Hanns-Seidel-Stiftung und ein-
zelne Journalisten von konservativen Presseorga-
nen. Viele der Genannten arbeiten mit der World 
Anticommunist League zusammen, die wiederum 
unter der Leitung hoher amerikanischer Militärs 
steht, die sich im Korea-Krieg ausgezeichnet ha-
ben. 

Ziel dieser Veranstaltung ist es, eine ideologische 
Kampagne loszutreten, um die Contra in der Bun-
desrepublik und in Europa hoffähig zu machen, um 
sie als denkbare Alternative für die Regierung in 
Nicaragua aufzubauen. 

Die GRÜNEN haben dazu schon vor langer Zeit 
eine Große Anfrage eingebracht. Mittlerweile liegen 
uns Informationen darüber vor, daß die CDU intern 
beschlossen hat, dafür zu sorgen, daß diese Anfrage 
in dieser Legislaturperiode nicht mehr beantwortet 
wird. Das ist der Grund dafür, warum wir die De-
batte heute ohne Beantwortung dieser Anfrage vor-
geschlagen haben. 

Der Grund für die Nichtbeantwortung ist die 
enge Verfilzung von CDU-Leuten mit der Contra-
Politik. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Man könnte viele Namen nennen, Frau Geiger. 
Die halbe Stahlhelm-Fraktion der Union könnte 
man in diesem Zusammenhang aufzählen. 

Um einige Formen von Zusammenarbeit der 
Konrad-Adenauer-Stiftung mit der Contra darzu-
stellen, möchte ich einige Beispiele nennen. Es gibt 
Indizien für die indirekte und auch für die direkte 
Zusammenarbeit. 

Erstes Beispiel. Vor einiger Zeit fuhr dieser 
sogenannte Wissenschaftler Kriele nach Zentral-
amerika. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Wer nicht 
links ist, ist „sogenannt"!) 

Er bekam seine Reise von der Konrad-Adenauer-
Stiftung bezahlt. Er gab ein Buch heraus, in dem er 
deutlich Stellung für die Contra nahm. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Ein sehr le- 
senswertes Buch!) 

Kriele hatte bereits einige Monate zuvor eine Un-
terschriftenaktion der Résistance internationale, ei-
nes rechtsradikalen Vereins in Frankreich, unter-
schrieben, der zur Unterstützung der Contra aufrief. 

Die Konrad-Adenauer-Stiftung hat dies gewußt, 
und dies war sicherlich der Grund dafür, daß sie 
Krieles Reise finanziert hat. 

(Lambinus [SPD]: Warum wundert Sie 
das?) 

— Mich wundert es ja nicht; ich will es nur darstel-
len. — Und sie hat Krieles Buch als Weihnachtsge-
schenk an alle möglichen Forscher verschickt, die 
im Bereich Lateinamerika tätig sind. 

Übrigens, Aufrufe zur Unterstützung der Contra 
wurden auch unterschrieben, etwa von Graf Huyn, 
von Graf Stauffenberg, von Kai-Uwe von Hassel. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

Und der Fraktionschef Dregger hat mittlerweile, 
nämlich im Frühjahr 1986, den Contra-Chef Calero 
empfangen. Offensichtlich ist die Contra mittler-
weile bis in die Führungsetagen der CDU-Fraktion 
hoffähig geworden. 

(Senfft [GRÜNE]: Die reden mit Terrori

-

sten!) 

Zweites Beispiel. Am 6./7. September 1986 fand in 
Genf eine Tagung statt, die von der Simón-Bolivar-
Stiftung in Kolumbien mitorganisiert wurde. Diese 
kolumbianische Stiftung wiederum wird von der 
Konrad-Adenauer-Stiftung mitfinanziert. Auf der 
Tagung bekamen führende Contras ein Forum. 
Auch dies ist ein weiteres Indiz dafür, daß die Kon-
rad-Adenauer-Stiftung die Contra zumindest indi-
rekt fördert und unterstützt. 

Es gibt allerdings auch begründete Indizien für 
eine direkte Unterstützung, obwohl Heiner Geißler 
gesagt hat — Zitat —: „Obwohl es eine harte Ent-
scheidung ist, nicht wahr, daß wir als Christliche 
Demokraten die Contra nicht unterstützen ... " — 
soweit Heiner Geißler; ich führe fort —, gibt es doch 
Indizien für diese direkte Unterstützung. So gibt es 
Informationen darüber, daß der Vertreter der Kon-
rad-Adenauer-Stiftung in Costa Rica, Herr Picht, 
1984 Geld direkt an die Contras übergeben hat. Es 
gibt mittlerweile Videoaufnahmen mit Zeugenaus-
sagen dazu. 

Es gibt viele andere Beispiele für die enge Verfil-
zung der Union. Vom 7. bis 12. September fand z. B. 
in Luxemburg der 19. Kongreß der World Anticom-
munist League statt. Dies ist ein internationaler 
Haufen von reaktionären, antikommunistischen 
und faschistoiden Gruppierungen, 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

denen nicht nur die mittelamerikanischen Todes-
schwadronen, die italienischen Faschisten, MSI und 
die Contra, sondern auch führende US-Politiker und 
CDU-Politiker wie der ehemalige Europaparla-
mentsabgeordnete General Schall angehören. 

Ich frage mich, wann sich die Union endlich ent-
schließen kann, solche Leute, die Terroristen, den 
internationalen Rechtsterrorismus unterstützen, 
aus ihren Reihen auszuschließen. Ich wage zu be-
haupten: Die Union hat nicht das geringste Inter-
esse daran, diese Leute auszuschließen. Denn sie 
hat überhaupt nichts dagegen, wenn führende 
Unionspolitiker den internationalen Rechtsterroris- 
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mus unterstützen, und um nichts anderes handelt 
es sich bei der Unterstützung der Contra in Nicara-
gua. 

(Vogel [München] [GRÜNE]: Terroristen

-

freunde sind das! — Ströbele [GRÜNE]: 
Sympathisanten sind das!) 

Ich behaupte ganz deutlich: Führende CDU-Politi-
ker unterstützen direkt oder indirekt den interna-
tionalen Rechtsterrorismus, der sich in den Contra 
in Nicaragua ausdrückt. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Dies steht im Gegensatz zu den Plaudereien von 
Herrn Kohl oder Herrn Geißler über die Menschen-
rechte oder darüber, daß die Union grundsätzlich 
nur gewaltfreie Organisationen unterstützt. Die Un-
terstützung der Contra beweist, daß das Gegenteil 
der Fall ist. 

Die Union hat nie — nie! — zugegeben — und sie 
wird es wahrscheinlich auch heute nicht tun —, daß 
die Contra zu Menschenrechtsverletzungen greifen 
und eine üble Verbrecherbande sind. Sie betreibt 
damit eine Politik, die die Contras ideologisch 
deckt: dies, weil die USA die Contra unterstützen 
und weil sie, die Union, selber der Ansicht ist, daß 
die Contras die ideale Gegenregierung zu der jetzi-
gen Regierung in Nicaragua bieten könnten. Nun 
mag ja sein, daß diese Äußerungen von einzelnen 
Unionsabgeordneten sind. 

Welche Auffassungen man auch über die Regie-
rung oder die Politik in Nicaragua hat — ob man sie 
ablehnt, wie es die Union tut, ob man die Entwick-
lung der letzten Jahre hart kritisiert, wie es die SPD 
tut, oder ob man Nicaragua in kritischer Solidarität 
unterstützt, wie wir das tun — wir sind der Mei-
nung, daß unabhängig davon eines nicht in Frage 
kommen kann, nämlich diese marodierenden Terro-
ristenbanden, die sich Contra nennen, politisch, 
ideologisch oder finanziell zu unterstützen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wir möchten nicht, daß sich in diesem Parlament 
eine Akzeptanz des internationalen Rechtsterroris-
mus einschleicht, gefördert und unterstützt durch 
die Union. Wir fordern alle Unionsabgeordneten 
und alle Damen und Herren dieses Hauses auf, sich 
von dieser Form des Terrorismus zu distanzieren. 
Dazu wollen wir Ihnen in namentlicher Abstim-
mung die Gelegenheit geben. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Lamers. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Distanzieren Sie 
sich jetzt einmal richtig von den GRÜNEN! 

— Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Lamers (CDU/CSU): Frau Präsident! Meine sehr 
verehrten Kolleginnen und Kollegen! Nur ganz we-
nige Kollegen werden die Große Anfrage der GRÜ-
NEN zu unserem heutigen Thema gelesen haben; 
das ist schade. 

(Ströbele [GRÜNE]: Ja, das stimmt!) 

Denn wer sich durch den Wust von Fragen und die 
Wort- und Satzungetüme dieser Großen Anfrage 
durchgearbeitet hat, der spürt am Ende geradezu 
körperlich, wie sich der Kollege Volmer oder sein 
Mitarbeiter hier über viele Monate mit kriminalisti-
scher Akribie und mit ideologischem Feuereifer auf 
der Spur einer weltweiten Verschwörung dunkler 
Mächte wähnte, 

(Lachen bei der CDU/CSU — Vogel [Mün

-

chen] [GRÜNE]: Schwarzer Mächte!) 

dunkler Mächte, wie er gerade noch einmal er-
wähnt hat, wie der Konrad-Adenauer-Stiftung und 
der Hanns-Seidel-Stiftung. Im Hintergrund steht 
für ihn natürlich die Bundesregierung und dahinter 
als Drahtzieher natürlich der CIA. Er wähnte sich 
auf der Spur einer Verschwörung, die die Vernich-
tung der strahlenden sandinistischen Revolution in 
Nicaragua zum Ziel hat. Aber am Ende bleibt nichts 
als heiße Luft, bleibt nichts als das Vexierbild einer 
erregten Phantasie: statt Verschwörung das Zerr-
bild von Politik aus der Stammtischperspektive grü-
ner Version. Ärgerlich ist nur, daß sich der Deut-
sche Bundestag und auch die armen Beamten im 
Auswärtigen Amt mit solchen Elaboraten befassen 
müssen. 

(Bindig [SPD]: So können Sie das nicht ab- 
tun!) 

Ich will zur Sache nur einige wenige Anmerkun-
gen machen. Ich habe für meine Fraktion — Herr 
Kollege Bindig, Sie wissen das sehr gut — von die-
ser und von anderer Stelle viele Male unzweideutig 
erklärt, daß wir die CDU/CSU-Fraktion, für eine po-
litische, d. h. eine friedliche Lösung der Konflikte in 
Zentralamerika eintreten. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Volmer? 

Lamers (CDU/CSU): Nein; bei den fünf Minuten 
nicht. 

Wir haben als erste dementsprechend eine Initia-
tive der Europäischen Gemeinschaft gefordert. Die 
Bundesregierung hat sie verwirklicht. Unsere Un-
terstützung gilt der demokratischen Opposition im 
Inneren Nicaraguas. Unsere Haltung in dieser 
Frage ist unverändert und klar. Sie schließt eine 
wie immer geartete Unterstützung der Contras aus. 
Der Generalsekretär der CDU, Heiner Geißler, hat 
dies kürzlich noch einmal für seine Partei unmiß-
verständlich zum Ausdruck gebracht. 

Die Contras sind eine bunte Gruppe, keineswegs 
über jeden Zweifel erhaben. Unübersehbar aber ist, 
daß die Contras nicht das Ergebnis amerikanischer 
Dollarsubventionen sind, sondern die Folge einer 
Politik der Sandinisten, die immer weiter wegführt 
von einem noch so weit gefaßten Demokratiever-
ständnis, die immer repressiver wird und die das 
Land in ein wirtschaftliches, soziales und politi-
sches Chaos führt. 

(Ströbele [GRÜNE]: Sie verwechseln Ursa

-

che und Wirkung!) 
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Lamers 
Wer diese Entwicklung auch heute noch leugnet 

und statt dessen, wie Sie es gerade wieder getan 
haben, von kritischer Solidarität spricht, tut dies 
entweder, weil er ein antiamerikanisches Süppchen 
kochen will, oder aus ideologischer Verblendung 
oder aus einer Mischung von beidem. 

(Bindig [SPD]: Wer hat denn die Minen ge

-

legt?) 

Ich frage Sie wirklich, meine Kolleginnen und Kol-
legen von den GRÜNEN, 

(Ströbele [GRÜNE]: Wer hat denn Tonio 
Pflaum ermordet?) 

und leider muß ich auch einige Kollegen von der 
SPD das fragen: Erinnern Sie sich denn nicht an die 
bitteren Erfahrungen mit Revolutionen in Vietnam, 
Kamputschea, im Iran? Haben Sie das eigentlich 
alles vergessen? Wissen Sie nicht, daß die Men-
schenrechtssituation im Iran heute weit schlimmer 
als zu Zeiten des Schah ist? 

(Bindig [SPD]: Warum wohl?) 

Und damals war sie schlimm genug. 

Welche Verblendung führt Sie eigentlich dazu, zu 
übersehen, daß es heute in Nicaragua mehr politi-
sche Gefangene als zu Zeiten von Somoza gibt? 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — Lambi

-

nus [SPD]: Wer hat denn die Häfen ver

-

mint?) 

Was sagen Sie dazu, daß Dutzende von Christde

-

mokraten, Liberalen, Sozialdemokraten, von Ge-
werkschaftern und von einfachen Menschen ohne 
jedweden Grund in Gefängnissen in Managua sit-
zen? Was sagen Sie zu der Drangsalierung der Kir-
che, was zu der Abschaffung der Pressefreiheit, was 
zu dem Aufbau totalitärer Strukturen in diesem 
Land? 

Sie leugnen das nicht nur, Sie unterstützen es 
auch noch, nicht zuletzt durch diese Solidaritätsko-
mitees in unserem Lande, die nichts anderes als 
außerparlamentarische Ableger von Ihnen sind und 
Leute dorthin entsenden, die Fleisch von Ihrem 
Fleische sind, die sich selber als Brigadisten verste-
hen und die helfen, dem Volk von Nicaragua ein 
diktatorisches, j a vielleicht sogar ein totalitäres Sy-
stem aufzuzwingen. 

(Senfft [GRÜNE]: Unglaublich! — Ströbele 
[GRÜNE]: Sie sind die Freunde der Mör

-

der! — Repnik [CDU/CSU]: Frau Präsiden

-

tin, das ist rügenswert!) 

Vor dem Hintergrund unserer Geschichte, meine 
Freunde, ist dies eine traurige und im eigentlichen 
Sinne perverse Lage. 

Meine Fraktion und die von ihr getragene Bun-
desregierung werden alles tun, daß Nicaragua die-
ses Los dennoch schlußendlich erspart bleibt und 
ihm wie allen seinen Nachbarn durch eine politi-
sche und friedliche Lösung der Konflikte im Innern 
und nach außen eine demokratische Lösung, eine 
demokratische Zukunft ermöglicht wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Wischnewski. 

Wischnewski (SPD): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Es gibt keinerlei 
Zweifel darüber, und ich hoffe, auch wir haben da 
keine Differenzen, Herr Kollege Lamers: Die Con-
tras sind aus der somozistischen Nationalgarde ent-
standen. 

(Sehr wahr! bei der SPD) 

Das ist ihr Ursprung aus der Somoza-Zeit. Ich be-
streite überhaupt nicht, daß sich dem heute auch 
andere angeschlossen haben. Aber dies ist der Ur-
sprung. 

Diese Contras arbeiten mit grausamen militäri-
schen Übergriffen insbesondere von Honduras aus. 
Sie bedienen sich dabei des Mordes, der Entfüh-
rung, der Vergewaltigung und der Folterung. Viele 
Tausende von Bürgerinnen und Bürgern in Nicara-
gua sind durch Contras umgekommen. Aber auch 
Bundesbürger und Bundesbürgerinnen sind betrof-
fen. Zwei Deutsche sind ermordet worden: ein Arzt, 
der dort als Arzt tätig war, um anderen Menschen 
zu helfen, und ein Handwerker. In zwei Entfüh-
rungsfällen sind neun Personen in terroristischer 
Art und Weise durch die Contras entführt worden. 
Ich hoffe, Sie erinnern sich insbesondere auch noch 
an den letzten Fall, in dem es den Contras darum 
ging, die Bundesregierung zu erpressen, um eine 
gewisse Anerkennung für die Contras zu erreichen. 
Ich sage hier: Die hervorragende Zusammenarbeit 
aller politischen Kräfte hat dazu beigetragen, dieses  
Problem lösen zu können. 

Wir verurteilen diesen Terrorismus der Contras 
in aller Eindeutigkeit und in aller Schärfe 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

— Terrorismus führt niemals zum Frieden —, ihren 
Terrorismus nicht nur gegenüber dem eigenen 
Volk, sondern auch gegenüber Bürgerinnen und 
Bürgern aus anderen Staaten. Wir verlangen des-
halb von der Bundesregierung heute, alles zu tun, 
um die Contras, die in die Bundesrepublik kommen, 
strafrechtlich zu verfolgen, weil sie verantwortlich 
sind für den Mord an Bundesbürgern und für die 
Entführung von Bundesbürgern. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Ich hoffe auch, Sie werden mit dieser Strafverfol-
gung einverstanden sein; denn man kann nicht 
über die Bekämpfung des Terrorismus sprechen 
und, wenn solche Leute in die Bundesrepublik kom-
men, auf die Strafverfolgung verzichten. Dieses ist 
ein Unding. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Wir erwarten, daß die Bundesregierung im Rahmen 
ihrer Möglichkeiten alles tut, damit die Contras 
nicht Unterstützung aus der Bundesrepublik erhal-
ten. 

Ich will aber nicht nur sagen, wogegen wir sind, 
sondern ich möchte auch ein paar Bemerkungen 
machen, wofür wir sind. Dies scheint mir besonders 
wichtig zu sein. Wir bedauern zutiefst, daß die Con-
tras mit ihren terroristischen Methoden aus dem 
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Haushalt der Vereinigten Staaten unterstützt und 
weitgehend finanziert werden. 

(Bühler [Bruchsal] [CDU/CSU]: Und die 
Regierung von Moskau!) 

Wir bedauern zutiefst, daß die Vereinigten Staaten 
das Gerichtsurteil des Internationalen Gerichtsho

-

fes in Den Haag nicht anerkennen. Wir hoffen, und 
wir bitten unsere Kollegen im amerikanischen Kon. 
greß, die veränderte Zusammensetzung des Parla

-

ments zum Anlaß zu nehmen, die bisherige Haltung 
zu überprüfen, die Unterstützung der Contras ein. 
zustellen und damit zum Frieden in dieser Region 
beizutragen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Wir fordern die Bundesregierung auf, die bilatera

-

len Gespräche mit den Vereinigten Staaten auch ir 
dieser Hinsicht zu nutzen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Wir haben Übereinstimmung in bezug auf die eu-
ropäische Politik gegenüber Zentralamerika. Wir 
bitten die Bundesregierung in diesem Falle, in ver-
stärktem Maße für die Politik der Europäischen 
Gemeinschaft gegenüber Zentralamerika einzutre-
ten. Wir treten ein für die Wiederaufnahme des Pro-
zesses von Contadora. Nur wenn die eigenen Kräfte 
in Zentralamerika darum bemüht sind, kann hier 
der Frieden hergestellt werden. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Wir werden unseren kritischen Dialog mit der 
sandinistischen Regierung fortsetzen, insbesondere 
wenn es um die Frage der Menschenrechte, der 
politischen Rechte und der Pressefreiheit geht, wo-
bei allerdings diejenigen, die den Druck von außen 
ökonomisch und politisch organisieren, entschei-
dend dazu beitragen, daß dieser Dialog nicht einfa-
cher wird. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Wir fordern deshalb die Bundesregierung auf, 

(Lambinus [SPD]: Leider vergeblich!) 

die Unterstützung, die Hilfe für Nicaragua wieder 
aufzunehmen. Wir fordern sie dazu auf, auch um ihr 
damit die Chance einzuräumen, sich an diesem Dia-
log wieder zu beteiligen. Jetzt fällt sie für diesen 
Dialog in vollem Umfange aus. Wenn sie die Hilfe 
wieder aufnimmt, hat sie eine Chance, sich an die-
sem Dialog zu beteiligen. 

Wir begrüßen außerordentlich, daß vor einigen 
wenigen Wochen der Dialog zwischen der sandini-
stischen Regierung und der katholischen Kirche 
wieder aufgenommen worden ist, und wir hoffen, 
daß dieser begonnene Dialog zu einem Ergebnis 
führt, das dem Land den inneren Frieden wiederzu-
geben hilft. Wir meinen, der Dialog sollte nicht nur 
mit den Parteien im Parlament geführt werden, 
sondern auch mit den Parteien, die außerhalb des 
Parlaments, aber im Lande sind; dies ist für den 
inneren Frieden von Bedeutung. 

Wir jedenfalls werden unsere Bemühungen im 
kritischen Dialog fortsetzen. Ich bitte um Annahme  

des Entschließungsantrages der Sozialdemokrati-
schen Partei. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Staatsminister Möllemann. 

Möllemann, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Frau Präsidentin! Meine Kolleginnen und Kollegen! 
Die Mittelamerika-Politik der Bundesregierung, um 
die es in dieser Debatte und auch in der bereits 
erwähnten Großen Anfrage im Kern geht, wird un-
verändert von dem bestimmt, was wir zusammen 
mit unseren europäischen Partnern 1983 im Euro-
päischen Rat in Stuttgart erklärt haben, nämlich: 
Die Probleme Mittelamerikas können nicht mit mi-
litärischen Mitteln gelöst werden, sondern nur 
durch eine politische Lösung, die in der Region 
selbst ihren Ursprung hat und die die Grundsätze 
der Nichteinmischung und der Unverletzlichkeit 
der Grenzen beachtet. 

In derselben Erklärung wird die Notwendigkeit 
betont, in der Region demokratische Bedingungen 
zu schaffen und die Menschenrechte strikt zu be-
achten. 

Die Bundesregierung hat diese Prinzipien im 
Dialog mit den Staaten Mittelamerikas ebenso wie 
im ständigen Gespräch mit unseren Hauptbündnis-
partnern beharrlich vertreten. Sie unterstützt die 
aus der Region kommenden Bemühungen, also ins-
besondere die Contadora-Initiative, eine friedliche 
Gesamtlösung für Mittelamerika auf dem Verhand-
lungswege zu finden. Das gilt auch für die Bemü-
hungen des Präsidenten von Guatemala, mit einem 
Parlament für Zentralamerika einen integrativen 
Ansatz zu schaffen. 

Diese Bemühungen befinden sich derzeit in einer 
besonders schwierigen Phase. Die politischen und 
ideologischen Gräben, mit denen wir es in Mittel-
amerika zu tun haben, haben sich leider weiter ver-
tieft. In Nicaragua wird die Auseinandersetzung 
von Gegnern des sandinistischen Regimes mit Waf-
fengewalt geführt. Die Meldungen über Kampf-
handlungen insbesondere im nördlichen Grenzge-
biet nehmen zu. Für die sandinistische Regierung 
dient der Druck von außen als Vorwand für die Ver-
stärkung der Repression gegen die Opposition im 
Innern, die den bewaffneten Kampf ablehnt und 
mit politischen Mitteln um ihre Existenz ringt. 

(Widerspruch des Abg. Brandt [SPD]) 
— Ich komme darauf zurück. Sicher ist das ein Vor-
wand, Herr Kollege Brandt! 

(Zuruf des Abg. Brandt [SPD]) 
— Das ist nicht unglaublich, sondern das sind Tat-
sachen! Ich erspare es mir, darauf angemessen zu 
erwidern; der Respekt vor dem Alter verbietet mir 
das. 

Costa Rica und Honduras sehen sich einer Klage 
Nicaraguas vor dem Internationalen Gerichtshof in 
Den Haag ausgesetzt. Sie haben darauf empfindlich 
reagiert. Damit ist zwischen den Staaten Mittel- 
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amerikas ein Klima entstanden, daß die Fortset-
zung von Verhandlungen ernsthaft in Frage stellt. 
Ohne Mitwirkung aller Staaten in Mittelamerika 
lassen sich die Probleme der Region aber nicht 
lösen. 

Trotz dieses düsteren Hintergrundes dürfen die 
Bemühungen um eine Verhandlungslösung nicht 
aufgegeben werden. 

(Ströbele [GRÜNE]: Sagen Sie mal was zur 
Contra!) 

Wir bereiten mit unseren europäischen Partnern 
das nächste Außenministertreffen der zwölf mit 
den Staaten Mittelamerikas und der Contadora

-

Gruppe vor, das im Februar in Guatemala stattfin-
den wird. 

Der politische Dialog mit dieser Region, an des-
sen Zustandekommen der Bundesminister des Aus-
wärtigen persönlich mitgewirkt hat, hat sich bereits 
bewährt. Es gab zwei sehr wichtige Anlässe, aus 
denen man das ableiten kann, 1984 in San José in 
Costa Rica und vor einem Jahr in Luxemburg, wo 
dieser Dialog institutionalisiert und ihm ein wirt-
schaftliches Kooperationsabkommen der EG mit 
Mittelamerika an die Seite gestellt worden ist. Na-
türlich werden Sie verstehen, meine Damen und 
Herren, daß wir im Auswärtigen Amt ein bißchen 
stolz darauf sind, daß der Bundesminister des Aus-
wärtigen dafür vor wenigen Tagen vom Parlament 
von Costa Rica, von allen Abgeordneten dort, den 
Sozialisten wie den Christdemokraten bei zwei Ge-
genstimmen der Kommunisten, die Ehrenbürger-
schaft des Landes Costa Rica angetragen bekom-
men hat. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Dieses erfolgt zum drittenmal. Die beiden bisheri-
gen Auszeichnungen galten den amerikanischen 
Präsidenten Truman und Kennedy. 

Der politische Dialog wird von allen Staaten in 
der Region begrüßt und seine Fortsetzung ge-
wünscht. Europa kann hier mäßigend Einfluß neh-
men, 

(Ströbele [GRÜNE]: Ein Wort zur Contra!) 

freilich ohne selbst an die Stelle regionaler Initiati-
ven treten zu können. 

Meine Damen und Herren, ich komme zurück auf 
die Lage in Nicaragua. Auch wenn manche das 
nicht wahrhaben wollen, die sandinistische Regie-
rung hat sich noch weiter von den ursprünglichen 
Zielen der Revolution entfernt; von Pluralismus, ei-
nem dieser Ziele, kann keine Rede mehr sein. Der 
Opposition wird immer mehr das Wasser abgegra-
ben. Oppositionsparteien werden durch Verhaftun-
gen von Mitgliedern eingeschüchtert oder durch 
Spaltungsversuche geschwächt. Die einzige Zei-
tung, die noch unabhängig war, die traditionsreiche 
„La Prensa", die bereits den Kampf gegen den Dik-
tator Somoza getragen hatte, ist Ende Juni unter 
einem Vorwand geschlossen worden. Die katholi-
sche Kirche wird schwer bedrängt, wofür die Aus-
weisung eines Bischofs nur ein Beispiel ist. Die 
nichtsandinistischen Gewerkschaften geraten zu-

nehmend unter Druck. Die in Vorbereitung befindli-
che Verfassung, die am 10. Januar in Kraft treten 
soll, soll diesen repressiven Praktiken den Mantel 
einer neuen Legitimität umhängen. 

Was not tut, ist ein ehrlicher Dialog mit den Kräf-
ten der Opposition, die es trotz allem im Lande noch 
gibt und die wiederholt vernünftige Vorschläge 
hierzu auf den Tisch gelegt haben. Die Bundesre-
gierung bemüht sich, durch Pflege der Kontakte 
dazu beizutragen, die Opposition innerhalb Nicara-
guas zu ermutigen und ihr den nötigen Freiraum zu 
schaffen, um damit einer pluralistischen Struktur, 
wie sie die Sandinisten selber nach dem Sturz So

-

mozas auf ihre Fahnen geschrieben hatten, zum Er-
folg zu verhelfen. 

(Zuruf des Abg. Senfft [GRÜNE]) 

Lieber Herr Brandt, ich möchte jetzt auf Ihren 
Zwischenruf zurückkommen. Es muß Sie doch auch 
nachdenklich stimmen, daß Männer wie Virgilio 
Godoy oder Alberto Monge — er ist in der Soziali-
stischen Internationale mit Ihnen zusammen — 
sich tief enttäuscht vom einseitigen Engagement 
der Sozialistischen Internationale und vor allem Ih-
rem eigenen einseitigen Engagement für die Sandi-
nisten gezeigt haben, daß Sie nicht differenziert ge-
nug auch die Fehler dieser Gruppierung angepran-
gert hätten. Wenn das, von mir gesagt, Ihnen den 
Kommentar „Quatsch" entlockt, muß ich das hin-
nehmen, aber Ihre eigenen Freunde in der Soziali-
stischen Internationale, die aus dem Land und der 
Region kommen, sollten Sie ernst nehmen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, die bewaffnete Oppo-
sition, die sogenannten Contras, unterstützt die 
Bundesregierung nicht. Sie lehnt Hilfe für bewaff-
nete Aufständische prinzipiell ab. Das gilt in Nica-
ragua ebenso wie in El Salvador oder anderswo. 

(Zuruf des Abg. Bindig [SPD]) 

— Lieber Freund, nein. Herr Wischnewski hat doch 
gerade darauf hingewiesen. Es mag sein und es ist 
so, daß in den Contras auch ehemalige Somozisten 
tätig sind, aber es sind doch auch Vertreter von 
Gruppierungen drin, die gemeinsam mit den Sandi-
nisten zunächst Somoza bekämpft haben, die sich 
keinen anderen Ausweg mehr wissen. Ich betone 
aber: Wir arbeiten mit den Contras nicht zusam-
men. 

(Erneuter Zuruf des Abg. Bindig [SPD]) 

Wir haben auch deutlich gemacht, daß wir Waffen-
lieferungen an bewaffnete Aufständische ablehnen. 

Im übrigen: Wir sind in El Salvador dafür einge-
treten, daß Präsident Duarte den Versöhnungs-
dialog auch mit den bewaffneten Rebellen auf-
nimmt. Ich finde, was man dem Präsidenten von El 
Salvador zumuten kann, kann man auch der sandi-
nistischen Führung zumuten, nämlich den Versuch 
zu unternehmen, einen Dialog in Gang zu setzen, 
damit es eine friedliche Regelung geben kann. 

(Ströbele [GRÜNE]: Er drückt sich!) 

— Nein, ich habe dazu klar Stellung genommen. 
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Noch zwei Bemerkungen. Der Kollege Volmer hat 

darauf hingewiesen, daß irgendeine Äußerung einer 
einzelnen Fraktion hier dazu geführt habe, daß die 
Große Anfrage nicht beantwortet werde. Herr Kol-
lege Volmer, die Bundesregierung ist von der Frak-
tion der GRÜNEN mit einer sehr großen Zahl von 
Kleinen und Großen Anfragen beschäftigt worden. 
Wir haben alle diese Kleinen und Großen Anfragen 
entsprechend unserer Verpflichtung gegenüber 
dem Parlament korrekt beantwortet; aber die Auf-
gabe unserer Ministerien besteht nicht nur darin, 
Anfragen der GRÜNEN zu beantworten, sondern 
wir haben auch noch ein paar andere Aufgaben, 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

und deshalb werden Sie sich darauf einstellen müs-
sen, daß wir den Zeitraum im Rahmen dessen, was 
zulässig ist, selbst bestimmen. 

(Ströbele [GRÜNE]: Ein Sympathisant der 
Gewalt!) 

Schlußbemerkung, meine Damen und Herren: Ich 
möchte von hier aus dringend an diejenigen jungen 
Menschen, die am Aufbau Nicaraguas mitarbeiten 
wollen und dorthin fahren, appellieren: Wenn Sie 
dies tun — dagegen sprechen wir uns nicht aus —, 
dann tun Sie es im Engagement für demokratische 
Ziele, dann tun Sie es aber auch, indem Sie sich aus 
den umkämpften Kriegsgebieten fernhalten! Sie 
bringen sonst nicht nur sich selbst in Gefahr, Sie 
beschwören auch Gefahren für die internationale 
Politik, für das außenpolitische Handeln der Bun-
desrepublik Deutschland herauf. 

(Ströbele [GRÜNE]: Kein Wort zu 
Reagan!) 

Machen Sie sich nicht zum Propagandamittel von 
Organisationen, die Sie absichtsvoll in diese Krisen-
gebiete führen wollen, damit solche Probleme dort 
entstehen! 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Ich schließe die Aussprache. 

Es liegen zwei Anträge auf namentliche Abstim-
mung vor. Ich darf gleich darauf hinweisen, daß 
nach diesem Tagesordnungspunkt eine weitere na-
mentliche Abstimmung folgt, damit niemand den 
Saal verläßt. 

Wir kommen zuerst zur Abstimmung über den 
Entschließungsantrag der Fraktion der SPD auf 
Drucksache 10/6422. Die Urnen sind aufgestellt. Ich 
bitte, mit der Abstimmung zu beginnen. — Die 
Schriftführer bitte an die Urnen! 

Meine Damen und Herren, ich mache noch ein-
mal darauf aufmerksam, daß noch zwei weitere na-
mentliche Abstimmungen kommen. 

Haben alle ihre Stimmkarte abgegeben? — 
Ich schließe die Abstimmung und bitte um Aus-

zählung') 

e) Ergebnis und Abstimmungsliste Seite 19089 A 

Die Urnen sind wieder aufgestellt. Wir kommen 
jetzt zur Abstimmung über den Entschließungsan-
trag der Fraktion DIE GRÜNEN auf Drucksache 
10/6437. Ich bitte, mit der Abstimmung zu begin-
nen. 

Meine Damen und Herren, ich mache noch ein-
mal darauf aufmerksam, daß im Anschluß an diese 
namentliche Abstimmung eine weitere — die letzte 
— namentliche Abstimmung erfolgt. Bleiben Sie 
bitte im Saal. 

Sind noch Stimmkarten abzugeben? — Ich 
schließe die Abstimmung. Ich bitte, mit der Auszäh-
lung zu beginnen.*) 

Bevor wir die Abstimmungsergebnisse vorliegen 
haben, rufe ich die nächsten Tagesordnungspunkte 
auf; zu einem gibt es wiederum eine namentliche 
Abstimmung. 

Ich rufe Punkt 23 der Tagesordnung auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für innerdeutsche 
Beziehungen (17. Ausschuß) zu der Unter-
richtung durch die Bundesregierung Fort

-gang der Verkehrserschließung des Zonen-
randgebietes 
— Bericht 1984 des Bundesministers für 

Verkehr über die Jahre 1982 und 1983 —

Drucksachen 10/2624, 10/5254 — 

Berichterstatter: Abgeordnete Stiegler, Dr. 
Kunz (Weiden) 

Beschlußfassung 

Wir können über diesen Tagesordnungspunkt 
durch Handaufheben abstimmen. Wer der Be-
schlußempfehlung des Ausschusses auf Drucksache 
10/5254 zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Gegen einige Stimmen ist die Beschlußempfehlung 
angenommen. 

Ich rufe Punkt 24 der Tagesordnung auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für innerdeutsche 
Beziehungen (17. Ausschuß) zu dem Antrag 
des Abgeordneten Drabiniok und der Frak-
tion DIE GRÜNEN Bundesbahnpolitik im 
Zonenrandgebiet 
— Drucksachen 10/1222, 10/5253 — 

Berichterstatter: Abgeordnete Dr. Kunz (Wei-
den), Stiegler 

Beschlußfassung 

Hierzu liegt ein Änderungsantrag der Fraktion 
DIE GRÜNEN auf Drucksache 10/6436 vor. 

Eine Aussprache ist nicht vorgesehen. 

Das Wort zur Erklärung nach § 31 der Geschäfts-
ordnung hat der Abgeordnete Stiegler. 

e) Ergebnis und Abstimmungsliste Seite 19090 B 
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Stiegler (SPD): Frau Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich bitte um Aufmerksamkeit und Geduld 
für das Zonenrandgebiet. Die GRÜNEN versuchen 
es hier darzustellen, als ob sie etwas für das Zonen-
randgebiet entdeckt hätten. Als einer, der Zonen-
randförderung immer als interfraktionelle Aufgabe 
begriffen und auch daran gearbeitet hat, daß die 
nationale Solidarität mit dem Zonenrandgebiet ge-
wahrt bleibt, sage ich gleichwohl, daß dieser Antrag 
abgelehnt werden muß. Ich sage es auch für meine 
Kolleginnen und Kollegen. 

Die Ziffer 1 dieses Antrages 

(Roth [SPD]: Rede doch auch mal zu uns!) 

— ihr seid schon bekehrt; die müssen noch hören — 
führt uns im Zonenrandgebiet nicht weiter. Wir wis-
sen, daß gerade im ländlichen Raum der Bus oft die 
bessere Verkehrslösung bringt. 

Die Ziffer 2 führt uns ebenfalls nicht weiter. In 
Abstimmung mit der Gewerkschaft der Eisenbah-
ner ist für die Zukunft der Ausbesserungswerke 
eine Lösung gefunden worden, die sowohl dem Ver-
kehrsaufkommen als auch den Belangen des Zo-
nenrandgebiets entspricht. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Die Ziffer 3 und die Ziffer 4 sind bereits Gegen-
stand der Abstimmung vorhin gewesen. 

Die Ziffer 5 ist ebenfalls als Entschließungsan-
trag für den Verkehrswegeplan verabschiedet. 

Die Ziffer 6 würde dem Zonenrandgebiet eher 
schaden als nützen. 

Was die GRÜNEN hier wollen, ist, eine Schau zu 
machen, aber nicht etwas, was dem Zonenrandge-
biet wirklich nützt. 

Wir werden bei einer interfraktionellen seriösen 
Politik der nationalen Solidarität mit dem Zonen-
randgebiet bleiben und deshalb diesen Antrag ab-
lehnen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, es ist namentliche Abstimmung erbeten. 

Ich bitte, mit der Abstimmung zu beginnen. — 

(Vorsitz: Vizepräsident Cronenberg) 

Vizepräsident Cronenberg: Darf ich von den Ge-
schäftsführern erfahren, ob wir die Abstimmung 
schließen können? — Dann ist die Abstimmung ge-
schlossen. 

Ich setze die Abstimmung über die Beschlußemp-
fehlung aus, bis die Ergebnisse der namentlichen 
Abstimmung über den Änderungsantrag vorlie-
gen *). 

Ich rufe Punkt 31 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung von Kostengesetzen 
— Drucksache 10/5113 - 

*) Siehe Seite 19091 B 

a) Beschlußempfehlung und Bericht des 
Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 
— Drucksache 10/6400 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Buschbom 
Eylmann 
Lambinus 
Kleinert (Hannover) 
Mann 

b) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
— Drucksache 10/6403 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Frau Zutt 
von Hammerstein 
Suhr 

(Erste Beratung 204. Sitzung) 

Im Ältestenrat ist eine Kurzrunde mit fünf Minu-
ten je Fraktion beschlossen worden. — Wir können 
mit der Aussprache beginnen. Als erster hat das 
Wort der Abgeordnete Eylmann. 

Eylmann (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Von Nicaragua zu 
den Kostengesetzen. Wir haben es heute abend mit 
einem Paket von Kostenregelungen zu tun, die eine 
ganze Reihe von Entgelten, Gebühren, Honoraren 
und Entschädigungen im Justizbereich der wirt-
schaftlichen Entwicklung anpassen. Anpassung 
heißt in diesem Falle maßvolle Erhöhung. 

Nun hört es der Bürger nicht gern, wenn das Pro-
zessieren teurer wird und wenn er auch beim Notar, 
den er um ein Geschäft bitten muß, mehr bezahlen 
muß. Der Bürger sollte allerdings berücksichtigen, 
daß er selbst zum begünstigten Personenkreis ge-
hört, und zwar insofern, als er ja auch einmal in die 
Situation kommen kann, als Zeuge vor Gericht zi-
tiert zu werden. Es ist ohnehin nicht sehr ange-
nehm, wie jedermann weiß, als Zeuge vor Gericht 
erscheinen zu müssen. Wenn man dann noch nicht 
einmal angemessen entschädigt wird, ist es eine 
doppelt lästige Pflicht. 

Entschädigungen für Zeugen, Sachverständige 
und ehrenamtliche Richter sind zuletzt vor zehn 
Jahren angepaßt worden. Es wird also höchste Zeit, 
daß die Höchstsätze für den Verdienstausfall von 
12 DM auf 20 DM erhöht werden. Hausfrauen er-
hielten bisher nur 6 DM; in Zukunft sollen es 12 DM 
pro Stunde sein. Das ist auf einem Teilgebiet ein 
weiterer Schritt auf dem Wege, die Leistung der 
Hausfrau oder des Hausmannes auch finanziell an-
gemessener und richtiger zu bewerten. 

Besonders dringend war die Anhebung bei Sach-
verständigen. Denn zu den alten Stundensätzen von 
20 DM bis 50 DM waren Sachverständige häufig 
nicht mehr zu bekommen. Jetzt beträgt der Kosten-
rahmen 40 bis 70 DM. 

Erhöht werden auch die Anwaltsgebühren, die 
seit sechs Jahren unverändert sind, obwohl der Le-
benshaltungskostenindex in dieser Zeit um etwa 
18,5 % gestiegen ist und die Bruttomonatsverdienste 
in Industrie und Handel sich in diesem Zeitraum 
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um gut 20 % erhöht haben. Bei den Anwälten sind 
natürlich auch die Büro- und Personalkosten stark 
angestiegen. Die Einkommensentwicklung der An-
waltschaft ist rückläufig; wen wundert dies unter 
diesen Umständen. Die Anwaltschwemme, die Ver-
doppelung der Anwälte in einem Zeitraum von zehn 
Jahren hat dieses Problem noch verstärkt. Die jetzt 
vorgesehene Anhebung der Wertrahmen- und Fest-
gebühren verbessert die Einkommen der Anwalt-
schaft in einer Größenordnung von 7,5 bis 8 %, nach-
dem der Regierungsentwurf zunächst nur 4,5 % vor-
sah. Wir haben etwas nachgebessert. 

Wir hatten ein Problem zu bewältigen: Die Auf-
wendungen der Länder für die Prozeßkostenhilfe 
sind stark angestiegen. Das hängt damit zusam-
men, daß in 80 % aller Familienverfahren, Schei-
dungsverfahren, Prozeßkostenhilfe in Anspruch ge-
nommen wird. Das belastet die Länderhaushalte. 
Wir haben allerdings davon abgesehen, die Gebüh-
ren in den Familiensachen zu senken. Wir treffen 
dadurch einen Ausgleich, daß wir die Anwaltsge-
bühren in der Prozeßkostenhilfe um nur etwa 2 % 
anheben und außerdem den Mißbrauch der Prozeß-
kostenhilfe durch eine Änderung einiger Vorschrif-
ten in der Zivilprozeßordnung ausschließen. 

Meine Damen und Herren, wir haben uns darauf 
beschränkt, die Gebühren zunächst der wirtschaftli-
chen Entwicklung nur anzupassen. Eine Struktur-
reform der Kostengesetze ist notwendig. Wir haben 
sie uns für die nächsten vier Jahre vorgenommen. 
Wie wollen in der Bundesgebührenordnung für 
Rechtsanwälte insbesondere die außergerichtliche 
Streitbeilegung durch Anwälte durch entspre-
chende finanzielle Anreize interessanter machen. 
Wir erhoffen uns davon eine Entlastung der Justiz. 
Bei der Kostenordnung haben wir noch ein Pro-
blem. Wir wollen die Landwirtschaft bei den Kosten 
der Übergabeverträge entlasten. 

(Zuruf von der SPD: Das habt ihr aber ab

-

gelehnt!) 

Lassen Sie mich als Schlußbemerkung feststel-
len, daß es bei der Beratung zu einer sachlichen 
Zusammenarbeit mit der Opposition, mit der SPD, 
gekommen ist. Das Bild, das man sich von diesem 
Parlament macht, wäre unvollständig, wenn man 
unberücksichtigt lassen würde, daß selbst zwei Mo-
nate vor der Wahl Vernunftlösungen mit einer brei-
ten Mehrheit zustande kommen können. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Lambinus. 

Lambinus (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Am 14. März 1985 hat 
der Deutsche Bundestag einstimmig einen Antrag 
der SPD-Fraktion angenommen, mit welchem die 
Bundesregierung aufgefordert wurde, einen Gesetz-
entwurf zur Anpassung der Entschädigungssätze 
für Zeugen, Sachverständige und ehrenamtliche 
Richter vorzulegen. Mit dem heute zu verabschie-
denden Gesetzentwurf zur Änderung von Kostenge-

setzen wird diesem Anliegen entsprochen. Wir So-
zialdemokraten begrüßen dies. 

Die Anpassung der Entschädigungssätze für Zeu-
gen, Sachverständige sowie für ehrenamtliche Rich-
ter an die wirtschaftliche Entwicklung seit 1977 war 
überfällig. Der vorliegende Gesetzentwurf sieht Er-
höhungen vor, die den Anstieg der Lebenshaltungs-
kosten in den letzten zehn Jahren ausgleichen und 
noch ein wenig Luft für die nächsten Jahre lassen. 
Dies scheint mir eine sachgerechte Lösung zu 
sein. 

Im übrigen werden auch die Gebühren für 
Rechtsanwälte und Notare angehoben. Die letzte 
Gebührenanpassung fand vor sechs bzw. zwölf Jah-
ren statt. Nach Auffassung unserer Fraktion waren 
die Gebühren an die wirtschaftliche Entwicklung in 
den letzten Jahren anzupassen. Die mit diesem Ge-
setz vorgesehene Anhebung der Rechtsanwaltge-
bühren um 6 bis 8% bringt eine Verdoppelung ge-
genüber dem ursprünglichen Regierungsentwurf, 
der in diesem Punkt von der Bundesrechtsanwalts-
kammer sehr herbe Kritik erfahren hatte. Ich hoffe, 
daß mit unserer Nachbesserung der Konfliktstoff 
aus der Welt geschafft ist. 

Dieses segensreiche Wirken des Gesetzgebers zu-
gunsten der Notare, Anwälte sowie Sachverständi-
gen, Zeugen und ehrenamtlichen Richtern hat aller

-

digs auch seine Kehrseite, und die soll durchaus 
nicht verschwiegen werden. Das Recht für den Bür-
ger wird in Zukunft teurer. Er hat nicht nur erhöhte 
Rechtsanwalts- und Notargebühren zu zahlen. Auch 
die Gerichtskosten werden ihm teurer zu stehen 
kommen. 

Ich bin damit an einem Punkt angelangt, der uns 
Sozialdemokraten die Zustimmung zu diesem Ge-
setzentwurf nicht ganz leicht macht. Wir sind in die 
Beratungen mit der grundsätzlichen Position hin-
eingegangen, daß bei aller Anerkennung der recht-
lichen Interessen der Anwälte und Sachverständi-
gen, bei allem Sachverständnis für die Konsolidie-
rungsbemühungen der öffentlichen Haushalte der 
Rechtsschutz des Bürgers nicht beschnitten oder in 
Frage gestellt werden darf, auch nicht durch seine 
Verteuerung. Der Zugang zu den Gerichten muß 
jedem offenbleiben, ob arm oder reich. Die Möglich-
keit anwaltschaftlicher Beratung und Vertretung 
darf nicht eine Frage des Geldbeutels sein. 

Die im Regierungsentwurf vorgeschlagene Erhö-
hung im Bereich des Gerichtskostengesetzes und 
der Kostenordnung konnten wir akzeptieren. Die 
vom Rechtsausschuß des Bundestages beschlosse-
nen darüber hinausgehenden Bemühungen, den 
Vorstellungen des Bundesrates entgegenzukom-
men, sind nicht so gravierend, daß wir dem unsere 
Zustimmung verweigern konnten. 

In einem Punkt jedoch müssen wir unsere Vorbe-
halte anmelden. Wir halten die Übernahme von 
Vorschriften aus der ZPO-Novelle über die Prozeß-
kostenhilfe in die Kostennovelle nicht für sachge-
recht. Wir kennen die Probleme, die die Justizhaus-
halte der Länder mit den gestiegenen Aufwendun-
gen für die Prozeßkostenhilfe haben. Wir sehen 
auch die Notwendigkeit, Mißbräuche zu verhindern 
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und die Leistungsfähigkeit der Berechtigten stär-
ker zu berücksichtigen. Dies rechtfertigt nicht, kurz 
vor Toresschluß die Vorschriften über die Prozeßko-
stenhilfe aus der ZPO-Novelle herauszulösen und 
hier in aller Eile zu beraten und zu beschließen, und 
zwar nur deshalb, weil die Koalitionsfraktionen 
nicht in der Lage sind, sich über den Inhalt der 
geplanten ZPO-Novelle zu verständigen. 

Dieser Gesetzentwurf liegt immerhin seit März 
1985 vor. Während die Kostennovelle erst vor neun 
Monaten in den Bundestag eingebracht wurde. Wir 
lehnen einige der vorgeschlagenen Regelungen 
über die Prozeßkostenhilfe ab, weil wir sie für un-
ausgereift, mißverständlich und deshalb für weiter 
diskussionsbedürftig halten. Zum anderen wird 
nach unserer Auffassung das angestrebte Ziel der 
Kostenentlastung durch ein komplizierteres Be-
rechnungsverfahren und damit durch eine weitere 
Belastung der Justiz erkauft. Einem solchen Null-
summenspiel können wir nicht zustimmen. Wir 
werden also Art. 7 des vorliegenden Gesetzentwurfs 
ablehnen, dem Gesetz insgesamt jedoch zustim-
men. 

Ich darf ebenfalls den Mitberichterstattern für 
die sachliche Zusammenarbeit recht herzlich dan-
ken. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Torsten Wolfgramm. 

Wolfgramm (Göttingen) (FDP): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich mei-
ne, dies ist ein notwendiges Gesetz. Wir haben ja 
manchmal Gesetzentwürfe in diesem Hause, bei de-
nen man vielleicht denkt, daß sie nicht immer so 
ganz notwendig sind. Hier meinen wir, daß das Ge-
setz sehr notwendig ist. Denn die Rechtspflege ist 
ein besonderes Gut, das wir sorgsam behandeln 
wollen. 

3,5% mehr als der Entwurf der Regierung vor-
sieht, sind, glaube ich, auch ein deutliches, positives 
Zeichen für den Rechtsausschuß. Er hat sich mit 
dieser Materie sorgfältig beschäftigt. Rechtsanwäl-
te, Notare, Zeugen, Sachverständige und ehrenamt-
liche Richter deren Gebühren bzw. Entschädigun-
gen in den Jahren 1975, 1977 und zuletzt 1981 ange-
hoben wurden, werden diese Vorlage, positiv be-
trachten. 

Es hat allerdings Vorschläge der Länder gegeben, 
bei dem Bereich der Ehesachen das Gebührenauf-
kommen wegen der hohen Aufwendungen der Län-
der zu kürzen. Das konnte dann bei den Beratungen 
schließlich ausgeglichen werden, wobei ich hier 
auch einmal festhalten möchte, daß besonders 
kleine und mittlere Kanzleien von diesem Entwurf 
in Zukunft ihren Vorteil ziehen sollen und auch 
müssen. 

Ich möchte aber hier festhalten, daß die FDP fest-
stellt, daß das Kostenrecht strukturell reformiert 
werden muß. Wir werden das in der kommenden 
Legislaturperiode in Angriff nehmen. Das ist für 
uns ein wichtiger Punkt. Es geht hier insbesondere 
um stärkere Anreize für außergerichtliche Streit-

beilegung zum Zweck der beschleunigten Erledi-
gung von Streitigkeiten und der Gerichtsentlastung 
sowie der Angleichung der Gebühren im sozialge-
richtlichen Verfahren an die Gebühren der ordentli-
chen Gerichtsbarkeit. Auch das Letztere ist ein An-
liegen, das die FDP immer wieder vorgetragen hat. 

Ich will aber noch einen Blick auf den Bericht des 
Haushaltsausschusses werfen, der gemäß § 96 hier 
votieren muß. Der Haushaltsausschuß hat festge-
stellt, daß es auch zu Mehreinnahmen des Bundes 
kommt, nämlich in Höhe von 7 Millionen DM. Es 
gibt weiter Mehreinnahmen der Länder in Höhe 
von 57 Millionen DM. Auch die Gemeinden werden 
nicht leer ausgehen, sie haben 7 Millionen DM 
mehr in der Kasse. 

Wenn ich noch den kleinen Juristenspruch anfü-
gen darf: Hab' ich Vorschuß, kann ich denken. Es 
wird das Denken beflügeln, hoffe ich. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP und 
der CDU/CSU) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Mann. 

Mann (GRÜNE): Herr Präsident! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Die seit Jahren überfällige An-
passung der Entschädigung sowohl der Sachver-
ständigen, Zeugen und ehrenamtlichen Richter als 
auch der Gebühren der Rechtsanwälte, Gerichte 
und Notare findet auch die grundsätzliche Zustim-
mung der Fraktion DIE GRÜNEN. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Dennoch, recht haben und recht bekommen, ist 
eine Frage des Geldes. Ich finde, daß der Recht-
schutz für den Bürger in der Tat teurer wird. Un-
sere Kritik schließt an das an, was der Kollege 
Lambinus von der SPD gesagt hat. Hier ist ganz 
zum Schluß in dieses Gesetz im Artikel 7 noch ein 
Abbau der Prozeßkostenhilfe hineingekommen, 
den wir nicht gutheißen können. Aus diesem 
Grunde wird unsere Fraktion diesem Gesetz nicht 
zustimmen, sondern sich enthalten. 

Ich möchte aber noch etwas hinzufügen. Die Ko-
stennovelle — das hängt damit zusammen — ist ein 
eindrucksvolles Schulbeispiel für die stille Gewalt 
der Länderfinanzminister in der Rechtspolitik. 
Ohne zuverlässige Berechnung der Auswirkungen 
ihrer Vorschläge haben die Bundesländer versucht, 
die Gebührenstruktur in Familiensachen insbeson-
dere durch eine Herabsetzung des Streitwertes in 
Ehesachen und den Fortfall der Beweisgebühr für 
die Anhörung der Ehegatten zu verändern. Durch 
ein vom Deutschen Anwaltsverein erstattetes um-
fangreiches Gutachten sind die Berechnungen dann 
nachgeholt und die Auswirkungen der Vorschläge 
der Länder ermittelt worden. 

Wenn der Bundesrat in seiner Stellungnahme 
von „zentralen Anliegen der Rechtspflege und der 
Länder" spricht, hat er dabei fast ausschließlich das 
Interesse der Länder an Haushaltskonsolidierun-
gen im Auge. Auf diese Weise muß Rechtspolitik 
zum Schutz sozial Schwacher auf der Strecke blei-
ben. Nur bei Aufgabe dieser fiskalischen Fixierung 
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wird es möglich sein, lange überfällige Strukturre-
formen, z. B. den Ausbau der außergerichtlichen 
Beratungshilfe und eines wirksamen Rechtsschut-
zes in sozialgerichtlichen Verfahren, zu verwirkli-
chen. Das steht schon lange aus. Es steht in der 
nächsten Legislaturperiode an. Ich denke, daß der 
Beitrag des Bundesrats, der Länderjustizminister 
und Länderfinanzminister mit dem Artikel 7, der 
aus der ZPO-Novelle im letzten Augenblick in die-
ses Gesetz hineingekommen ist, Böses ahnen läßt. 

Jedenfalls sind wir nicht bereit, eine solche Poli-
tik mitzumachen. Um dem Ausdruck zu verleihen, 
werden wir dem Gesetzentwurf nicht zustimmen. 
Da wir aber der Meinung sind, daß die Rechtsan-
wälte für ihre gute Arbeit natürlich anständige Ho-
norare zu bekommen haben, werden wir auch nicht 
gegen diesen Entwurf stimmen. 

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Bun-
desminister der Justiz Engelhard. 

Engelhard, Bundesminister der Justiz: Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Rechtsanwälte, 
Sachverständige, ehrenamtliche Richter und Zeu-
gen sollen mehr Geld bekommen, jedenfalls etwas 
mehr Geld. Sie haben zum Teil lange auf diese Ko-
stennovelle gewartet. 

Der Gesetzentwurf trägt vor allem dem dringen-
den Anliegen Rechnung, die Entschädigungssätze 
der Sachverständigen an die wirtschaftliche Ent-
wicklung anzupassen. Wenn die Neuregelung — wie 
vorgesehen — am 1. Januar 1987 in Kraft treten 
kann, dann sind seit der letzten Erhöhung der Sätze 
auf den Tag genau zehn Jahre vergangen. Es gibt 
wohl kaum einen Berufsstand, dem zugemutet wor-
den ist, so lange unter gleichbleibenden finanziellen 
Bedingungen Leistungen zu erbringen. Ich danke 
deshalb ganz ausdrücklich den Sachverständigen, 
ohne deren Hilfe die Justiz in vielen Bereichen ihre 
Aufgaben nicht erfüllen könnte, daß sie ihr Wissen 
und Können im Interesse der rechtsuchenden Bür-
ger gleichwohl zur Verfügung gestellt haben. 

Ich freue mich auch besonders, daß die Entschä-
digungssätze für Hausfrauen, die als Zeugen oder 
ehrenamtliche Richter fungieren, verdoppelt wer-
den. Die Bundesregierung hat dies vorgeschlagen, 
um deutlich zu machen, welchen Wert die Haus-
frauenarbeit für die Familie und die Allgemeinheit 
hat. 

(Zuruf des Abg. Lambinus [SPD]) 

— Wenn wir uns in diesem Anliegen einig sind, um 
so besser. 

(Beifall des Abg. Wolfgramm [Göttingen] 
[FDP]) 

Aber diese Einkommensverbesserungen kosten 
auch Geld. Gemeinsam mit den Ländern, deren 
Haushalte in Anspruch genommen werden, haben 
wir Wege gefunden, die für alle Beteiligten gangbar 
sind. 

Gegen die ursprünglichen Vorschläge des Bun-
desrates, in Ehesachen den Streitwert zu senken, 
die Beweisgebühr für die Anhörung der Parteien 
wegfallen zu lassen und damit an Prozeßkostenhilfe 
einzusparen, habe ich mich allerdings sehr ent-
schieden ausgesprochen. Das würde nämlich für die 
Anwaltschaft — trotz sonstiger Gebührenerhöhung 
— per saldo ganz beträchtliche Einkommensverlu-
ste nach sich ziehen. Es kann nicht richtig sein, die 
öffentlichen Haushalte auf Kosten eines einzelnen 
Berufsstandes konsolidieren zu wollen. 

Insgesamt trägt der Entwurf jetzt den Interessen 
aller Beteiligten Rechnung. Bei einer so schwieri-
gen und auch heiklen Materie bin ich über die Aus-
gewogenheit der Regelung sehr zufrieden und bitte 
um Ihre Zustimmung. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Cronenberg: Meine Damen und Her-
ren, wir kommen nunmehr zur Einzelberatung und 
Abstimmung. 

Durch den Abgeordneten Lambinus hat die SPD 
getrennte Abstimmung über die verschiedenen Ar-
tikel verlangt. 

Ich rufe zunächst einmal die Art. 1 bis 6 auf. Wer 
diesen Artikeln zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — 
Wer enthält sich? — Damit sind diese Artikel ange-
nommen. 

Ich rufe Art. 7 auf. Wer Art. 7 zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Wer 
stimmt dagegen? — Enthaltungen? 

(Zurufe) 
— Das Präsidium ist im Interesse des Hauses der 
Meinung, daß die Mehrheit knapp, aber ausrei-
chend war. 

(Lambinus [SPD]: Was soll denn das?) 
— Das Präsidium hat dies beschlossen. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über die 
Art. 8 bis 10. Wer für Art. 8 bis 10 ist, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Wer ist dagegen? — Wer 
enthält sich? — Dann sind alle Artikel in der Einzel-
beratung angenommen worden. 

Wir kommen dann zur 

dritten Beratung 
und Schlußabstimmung. Wer dem Gesetz als Gan-
zem zuzustimmen wünscht, den bitte ich, sich zu 
erheben. — Wer stimmt dagegen? — Wer enthält 
sich? — Bei Stimmenthaltung der GRÜNEN ange-
nommen. 

Bevor ich den nächsten Tagesordnungspunkt auf-
rufe, möchte ich die Ergebnisse der namentlichen 
Abstimmungen zum Tagesordnungspunkt 24 be-
kanntgeben. 

Ich darf zunächst das von den Schriftführern er-
mittelte Ergebnis der namentlichen Abstimmung 
über den Entschließungsantrag der Fraktion der 
SPD auf Drucksache 10/6422 zum gleichen Tages-
ordnungspunkt bekanntgeben. Abgegebene Stim-
men: 301; ungültig: keine. Mit Ja haben 119, mit 
Nein 178 Abgeordnete gestimmt. Enthaltungen: 4. 
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Endgültiges Ergebnis 

Abgegebene Stimmen 301; davon 

j a: 	119 

nein: 	178 

enthalten: 4 

Ja 

SPD 
Antretter 
Bachmaier 
Bamberg 
Becker (Nienberge) 
Bernrath 
Berschkeit 
Bindig 
Frau Blunck 
Brandt 
Brück 
Buckpesch 
Büchler (Hof) 
Dr. von Bülow 
Collet 
Daubertshäuser 
Delorme 
Dreßler 
Dr. Ehmke (Bonn) 
Dr. Emmerlich 
Dr. Enders 
Ewen 
Fiebig 
Fischer (Homburg) 
Fischer (Osthofen) 
Franke (Hannover) 
Gerstl (Passau) 
Glombig 
Grunenberg 
Haehser 
Hansen (Hamburg) 
Frau Dr. Hartenstein 
Dr. Hauchler 
Hauck 
Heistermann 
Herterich 
Frau Huber 
Huonker 
Jahn (Marburg) 
Jaunich 
Dr. Jens 
Junghans 
Kiehm 
Kirschner 
Kisslinger 
Klein (Dieburg) 
Dr. Klejdzinski 
Klose 
Dr. Kübler 
Kuhlwein 
Lambinus 
Leonhart 
Frau Dr. Lepsius 
Liedtke 
Lutz 
Frau Luuk 
Meininghaus 
Dr. Mitzscherling 
Möhring 
Müller (Schweinfurt) 
Dr. Müller-Emmert 
Müntefering 
Nagel 
Neumann (Bramsche) 
Dr. Nöbel 
Frau Odendahl 
Oostergetelo 
Pauli 
Peter (Kassel)  

Pfuhl 
Ranker 
Rapp (Göppingen) 
Reimann 
Frau Renger 
Reuter 
Rohde (Hannover) 
Roth 
Sander 
Schlaga 
Dr. Schmidt (Gellersen) 
Frau Schmidt (Nürnberg) 
Schmidt (Wattenscheid) 
Schmitt (Wiesbaden) 
Dr. Schmude 
Dr. Schöfberger 
Schulte (Unna) 
Dr. Schwenk (Stade) 
Sielaff 
Sieler (Amberg) 
Frau Dr. Skarpelis-Sperk 
Dr. Soell 
Dr. Sperling 
Stiegler 
Stobbe 
Frau Terborg 
Tietjen 
Toetemeyer 
Vahlberg 
Dr. Vogel 
Vogelsang 
Wartenberg (Berlin) 
Weinhofer 
Westphal 
Frau Weyel 
Wieczorek (Duisburg) 
Wimmer (Neuötting) 
Dr. de With 
Wolfram 

(Recklinghausen) 

DIE GRÜNEN 

Bastian 
Fischer (Bad Hersfeld) 
Fritsch 
Frau Hönes 
Frau Kelly 
Mann 
Rusche 
Schmidt (Hamburg- 

Neustadt) 
Senfft 
Ströbele 
Tischer 
Vogel (München) 

Nein 

CDU/CSU 
Frau Augustin 
Bayha 
Dr. Becker (Frankfurt) 
Dr. Berners 
Biehle 

Dr. Blens 
Böhm (Melsungen) 
Dr. Bötsch 
Bohl 
Bohlsen 
Boroffka 
Broll 
Brunner 
Bühler (Bruchsal) 
Buschbom 
Carstensen (Nordstrand) 
Dr. Czaja 
Dr. Daniels 
Frau Dempwolf 
Dörflinger 
Dolata 
Dr. Dregger 
Ehrbar 
Engelsberger 
Erhard 

(Bad Schwalbach) 
Eylmann 
Dr. Faltlhauser 
Feilcke 
Frau Fischer 
Fischer (Hamburg) 
Funk 
Ganz (St. Wendel) 
Frau Geiger 
Gerlach (Obernau) 
Gerster (Mainz) 
Dr. Göhner 
Dr. Götzer 
Günther 
Haungs 
Hauser (Esslingen) 
Hedrich 
Frau Dr. Hellwig 
Helmrich 
Dr. Hennig 
Hinrichs 
Hinsken 
Höffkes 
Höpfinger 
Dr. Hoffacker 
Frau Hoffmann (Soltau) 
Dr. Hornhues 
Hornung 
Frau Hürland 
Dr. Hüsch 
Jäger (Wangen) 
Jagoda 
Dr. Jahn (Münster) 
Dr. Jenninger 
Dr. Jobst 
Jung (Lörrach) 
Kalisch 
Frau Karwatzki 
Keller 
Klein (München) 
Dr. Köhler (Wolfsburg) 
Kraus 
Krey 
Dr. Kronenberg 
Dr. Kunz (Weiden) 
Lamers 
Dr. Lammert 
Dr. Langner 
Dr. Laufs 
Lemmrich 
Lenzer 
Link (Frankfurt) 
Linsmeier 
Lintner 
Dr. Lippold 
Lohmann (Lüdenscheid) 
Dr. h. c. Lorenz 
Lowack 
Maaß 
Frau Männle 
Magin 
Dr. Meyer zu Bentrup 
Michels 

Dr. Miltner 
Dr. Möller 
Dr. Müller 
Müller (Remscheid) 
Müller (Wadern) 
Müller (Wesseling) 
Nelle 
Frau Dr. Neumeister 
Niegel 
Dr.-Ing.  Oldenstädt 
Dr. Olderog 
Frau Pack 
Petersen 
Pfeffermann 
Pfeifer 
Pöppl 
Pohlmann 
Dr. Pohlmeier 
Dr. Probst 
Rawe 
Reddemann 
Regenspurger 
Repnik 
Dr. Riesenhuber 
Frau Rönsch 

(Wiesbaden) 
Rühe 
Sauer (Salzgitter) 
Sauer (Stuttgart) 
Saurin 
Sauter (Epfendorf) 
Sauter (Ichenhausen) 
Scharrenbroich 
Scheu 
Schlottmann 
Schmidbauer 
von Schmude 
Schneider 

(Idar-Oberstein) 
Freiherr von Schorlemer 
Schreiber 
Dr. Schroeder (Freiburg) 
Schulhoff 
Schultz (Wörrstadt) 
Schulze (Berlin) 
Schwarz 
Dr. Schwörer 
Seehofer 
Seesing 
Seiters 
Dr. Freiherr 

Spies von Büllesheim 
Spilker 
Dr. Sprung 
Dr. Stark (Nürtingen) 
Dr. Stavenhagen 
Straßmeir 
Stücklen 
Susset 
Tillmann 
Dr. Todenhöfer 
Uldall 
Dr. Unland 
Vogt (Duren) 
Dr. Voigt (Northeim) 
Dr. Waffenschmidt 
Graf von Waldburg-Zeil 
Werner (Ulm) 
Windelen 
Frau Dr. Wisniewski 
Wissmann 
Dr. Wittmann 
Wittmann (Tännesberg) 
Würzbach 
Zink 

FDP 
Baum 
Beckmann 
Cronenberg (Arnsberg) 
Eimer (Fürth) 
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Engelhard 
Dr. Feldmann 
Gallus 
Frau Dr. Hamm-Brücher 
Dr. Haussmann 
Dr. Hirsch 
Kohn 
Dr.-Ing.  Laermann 
Mischnick 
Möllemann 
Paintner 
Schäfer (Mainz) 
Frau Dr. Segall 
Dr. Solms 

fraktionslos 

Handlos 

Enthalten 

DIE GRUNEN 

Bueb 
Volmer 
Frau Wagner 
Werner (Dierstorf) 

Damit ist dieser Antrag abgelehnt. 

Das von den Schriftführern ermittelte Ergebnis 
der namentlichen Abstimmung über den Entschlie-
ßungsantrag der Fraktion DIE GRÜNEN auf 
Drucksache 10/6437 zu Tagesordnungspunkt 32 lau-
tet wie folgt: abgegebene Stimmen: 304. Mit Ja ha-
ben 17, mit Nein haben 285 Abgeordnete gestimmt. 
Enthaltungen: 2; ungültig: keine. 

Endgültiges Ergebnis 

Abgegebene Stimmen 302; davon 

ja: 	16 

nein: 	284 

enthalten: 2 

Ja 

DIE GRUNEN  
Bastian 
Bueb 
Fischer (Bad Hersfeld) 
Fritsch 
Frau Hönes 
Frau Kelly 
Mann 
Rusche 
Schmidt (Hamburg-

Neustadt) 
Senfft 
Ströbele 
Tischer 
Vogel (München) 
Volmer 
Frau Wagner 
Werner (Dierstorf) 

Nein 

CDU/CSU 

Frau Augustin 
Bayha 
Dr. Becker (Frankfurt) 
Dr. Berners 
Biehle 
Dr. Blens 
Böhm (Melsungen) 
Dr. Bötsch 
Bohl 
Bohlsen 
Boroffka 
Broll 

Brunner 
Bühler (Bruchsal) 
Buschbom 
Carstensen (Nordstrand) 
Dr. Czaj a 
Dr. Daniels 
Frau Dempwolf 
Dörflinger 
Dolata 
Dr. Dregger 
Ehrbar 
Engelsberger 
Erhard 

(Bad Schwalbach) 
Eylmann 
Dr. Faltlhauser 
Feilcke 
Frau Fischer 
Fischer (Hamburg) 
Funk 
Ganz (St. Wendel) 
Frau Geiger 
Gerlach (Obernau) 
Gerster (Mainz) 
Dr. Göhner 
Dr. Götzer 
Günther 
Haungs 
Hauser (Esslingen) 
Hedrich 
Frau Dr. Hellwig 
Helmrich 
Dr. Hennig 
Hinrichs 
Hinsken 
Höffkes 
Höpfinger 
Dr. Hoffacker 
Frau Hoffmann (Soltau) 
Dr. Hornhues 
Hornung 

Frau Hürland 
Dr. Hüsch 
Jäger (Wangen) 
Jagoda 
Dr. Jahn (Münster) 
Dr. Jenninger 
Dr. Jobst 
Jung (Lörrach) 
Kalisch 
Frau Karwatzki 
Keller 
Klein (München) 
Dr. Köhler (Wolfsburg) 
Kraus 
Krey 
Dr. Kronenberg 
Dr. Kunz (Weiden) 
Lamers 
Dr. Lammert 
Dr. Langner 
Dr. Laufs 
Lemmrich 
Lenzer 
Link (Frankfurt) 
Linsmeier 
Lintner 
Dr. Lippold 
Lohmann (Lüdenscheid) 
Dr. h. c. Lorenz 
Lowack 
Maaß 
Frau Männle 
Magin 
Dr. Meyer zu Bentrup 
Michels 
Dr. Miltner 
Dr. Möller 
Dr. Müller 
Müller (Remscheid) 
Müller (Wadern) 
Müller (Wesseling) 
Nelle 
Frau Dr. Neumeister 
Niegel 
Dr.-Ing.  Oldenstädt 
Dr. Olderog 
Frau Pack 
Petersen 
Pfeffermann 
Pfeifer 
Pöppl 
Pohlmann 
Dr. Pohlmeier 
Dr. Probst 
Rawe 
Reddemann 
Regenspurger 
Repnik 
Dr. Riesenhuber 
Frau Rönsch 

(Wiesbaden) 
Rühe 
Sauer (Salzgitter) 
Sauer (Stuttgart) 
Saurin 
Sauter (Epfendorf) 
Sauter (Ichenhausen) 
Scharrenbroich 
Scheu 
Schlottmann 
Schmidbauer 
von Schmude 
Schneider 

(Idar-Oberstein) 
Freiherr von Schorlemer 
Schreiber 
Dr. Schroeder (Freiburg) 
Schulhoff 
Schultz (Wörrstadt) 
Schulze (Berlin) 
Schwarz 
Dr. Schwörer 
Seehofer 

Seesing 
Seiters 
Dr. Freiherr 

Spies von Büllesheim 
Spilker 
Dr. Sprung 
Dr. Stark (Nürtingen) 
Dr. Stavenhagen 
Straßmeir 
Stücklen 
Susset 
Tillmann 
Dr. Todenhöfer 
Uldall 
Dr. Unland 
Vogt (Duren) 
Dr. Voigt (Northeim) 
Dr. Waffenschmidt 
Graf von Waldburg-Zeil 
Werner (Ulm) 
Windelen 
Frau Dr. Wisniewski 
Wissmann 
Dr. Wittmann 
Wittmann (Tännesberg) 
Würzbach 
Zink 

SPD 
Antretter 
Bachmaier 
Bamberg 
Becker (Nienberge) 
Bernrath 
Berschkeit 
Frau Blunck 
Brandt 
Brück 
Buckpesch 
Büchler (Hof) 
Dr. von Bülow 
Collet 
Daubertshäuser 
Delorme 
Dreßler 
Dr. Ehmke (Bonn) 
Dr. Emmerlich 
Dr. Enders 
Ewen 
Fiebig 
Fischer (Homburg) 
Fischer (Osthofen) 
Franke (Hannover) 
Gerstl (Passau) 
Glombig 
Grunenberg 
Haehser 
Hansen (Hamburg) 
Frau Dr. Hartenstein 
Dr. Hauchler 
Hauck 
Heistermann 
Herterich 
Frau Huber 
Huonker 
Jahn (Marburg) 
Jaunich 
Dr. Jens 
Junghans 
Kiehm 
Kirschner 
Kisslinger 
Klein (Dieburg) 
Dr. Klejdzinski 
Klose 
Dr. Kübler 
Kuhlwein 
Lambinus 
Leonhart 
Frau Dr. Lepsius 
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Liedtke 
Lutz 
Frau Luuk 
Meininghaus 
Dr. Mitzscherling 
Möhring 
Müller (Schweinfurt) 
Dr. Müller-Emmert 
Müntefering 
Nagel 
Neumann (Bramsche) 
Dr. Nöbel 
Frau Odendahl 
Oostergetelo 
Pauli 
Peter (Kassel) 
Pfuhl 
Porzner 
Ranker 
Rapp (Göppingen) 
Reimann 
Frau Renger 
Reuter 
Rohde (Hannover) 
Roth 
Sander 
Schlaga 
Dr. Schmidt (Gellersen) 
Schmidt (Wattenscheid) 
Schmitt (Wiesbaden) 
Dr. Schmude 
Dr. Schöfberger 
Schulte (Unna) 
Dr. Schwenk (Stade) 
Sielaff 
Sieler (Amberg) 
Dr. Soell 
Dr. Sperling 
Stiegler 
Stobbe 
Frau Terborg 
Tietjen 
Toetemeyer 
Vahlberg 
Dr. Vogel 

Vogelsang 
Wartenberg (Berlin) 
Weinhofer 
Westphal 
Frau Weyel 
Wieczorek (Duisburg) 
Wimmer (Neuötting) 
Dr. de With 
Wolfram 

(Recklinghausen) 

FDP 

Baum 
Beckmann 
Cronenberg (Arnsberg) 
Eimer (Fürth) 
Engelhard 
Dr. Feldmann 
Gallus 
Frau Dr. Hamm-Brücher 
Dr. Haussmann 
Dr. Hirsch 
Kohn 
Dr.-Ing. Laermann 
Mischnick 
Möllemann 
Paintner 
Schäfer (Mainz) 
Frau Dr. Segall 
Dr. Solms 
Wolfgramm (Göttingen) 

fraktionslos 

Handlos 

Enthalten 

SPD 

Bindig 
Frau Schmidt (Nürnberg) 

Der Entschließungsantrag ist abgelehnt. 

Schließlich gebe ich das von den Schriftführern 
ermittelte Ergebnis der Abstimmung über den Än-
derungsantrag der Fraktion DIE GRÜNEN auf 
Drucksache 10/6436 zu Tagesordnungspunkt 24 be-
kannt. Abgegebene Stimmen: 301; ungültig: keine. 
Mit Ja haben 17, mit Nein 284 Abgeordnete ge-
stimmt. 

Endgültiges Ergebnis 

Abgegebene Stimmen 300; davon 

ja: 	16 

nein: 	284 

Ja 

DIE GRÜNEN 
Bastian 
Bueb 
Fischer (Bad Hersfeld) 
Fritsch 
Frau Hönes 
Frau Kelly 
Mann 
Rusche 
Schmidt (Hamburg-

Neustadt) 
Senfft 
Ströbele 

Tischer 
Vogel (München) 
Volmer 
Frau Wagner 
Werner (Dierstorf) 

Nein 

CDU/CSU 
Frau Augustin 
Bayha 
Dr. Becker (Frankfurt) 
Dr. Berners 
Biehle 

Dr. Blens 
Böhm (Melsungen) 
Dr. Bötsch 
Bohl 
Bohlsen 
Boroffka 
Broll 
Brunner 
Bühler (Bruchsal) 
Buschbom 
Carstensen (Nordstrand) 
Dr. Czaj a 
Dr. Daniels 
Frau Dempwolf 
Dörflinger 
Dolata 
Dr. Dregger 
Ehrbar 
Engelsberger 
Erhard 

(Bad Schwalbach) 
Eylmann 
Dr. Faltlhauser 
Feilcke 
Frau Fischer 
Fischer (Hamburg) 
Funk 
Ganz (St. Wendel) 
Frau Geiger 
Gerlach (Obernau) 
Gerster (Mainz) 
Dr. Göhner 
Dr. Götzer 
Günther 
Haungs 
Hauser (Esslingen) 
Hedrich 
Frau Dr. Hellwig 
Helmrich 
Dr. Hennig 
Hinrichs 
Hinsken 
Höffkes 
Höpfinger 
Dr. Hoffacker 
Frau Hoffmann (Soltau) 
Dr. Hornhues 
Hornung 
Frau Hürland 
Dr. Hüsch 
Jäger (Wangen) 
Jagoda 
Dr. Jahn (Münster) 
Dr. Jenninger 
Dr. Jobst 
Jung (Lörrach) 
Kalisch 
Frau Karwatzki 
Keller 
Klein (München) 
Dr. Köhler (Wolfsburg) 
Kraus 
Krey 
Dr. Kronenberg 
Dr. Kunz (Weiden) 
Lamers 
Dr. Lammert 
Dr. Langner 
Dr. Laufs 
Lemmrich 
Lenzer 
Link (Frankfurt) 
Linsmeier 
Lintner 
Dr. Lippold 
Lohmann (Lüdenscheid) 
Dr. h. c. Lorenz 
Lowack 
Maaß 
Frau Männle 
Magin 
Dr. Meyer zu Bentrup 
Michels 

Dr. Miltner 
Dr. Möller 
Dr. Müller 
Müller (Remscheid) 
Müller (Wadern) 
Müller (Wesseling) 
Nelle 
Frau Dr. Neumeister 
Niegel 
Dr.-Ing.  Oldenstädt 
Dr. Olderog 
Frau Pack 
Petersen 
Pfeffermann 
Pfeifer 
Pöppl 
Pohlmann 
Dr. Pohlmeier 
Dr. Probst 
Rawe 
Reddemann 
Regenspurger 
Repnik 
Dr. Riesenhuber 
Frau Rönsch 

(Wiesbaden) 
Rühe 
Sauer (Salzgitter) 
Sauer (Stuttgart) 
Saurin 
Sauter (Epfendorf) 
Sauter (Ichenhausen) 
Scharrenbroich 
Scheu 
Schlottmann 
Schmidbauer 
von Schmude 
Schneider 

(Idar-Oberstein) 
Freiherr von Schorlemer 
Schreiber 
Dr. Schroeder (Freiburg) 
Schulhoff 
Schultz (Wörrstadt) 
Schulze (Berlin) 
Schwarz 
Dr. Schwörer 
Seehofer 
Seesing 
Seiters 
Dr. Freiherr 

Spies von Büllesheim 
Spilker 
Dr. Sprung 
Dr. Stark (Nürtingen) 
Dr. Stavenhagen 
Straßmeir 
Stücklen 
Susset 
Tillmann 
Dr. Todenhöfer 
Uldall 
Dr. Unland 
Vogt (Duren) 
Dr. Voigt (Northeim) 
Dr. Waffenschmidt 
Graf von Waldburg-Zeil 
Werner (Ulm) 
Windelen 
Frau Dr. Wisniewski 
Wissmann 
Dr. Wittmann 
Wittmann (Tännesberg) 
Würzbach 
Zink 

SPD 
Antretter 
Bachmaier 
Bamberg 
Becker (Nienberge) 



19092 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 246. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 13. November 1986 

Vizepräsident Cronenberg 
Bernrath 
Berschkeit 
Bindig 
Frau Blunck 
Brandt 
Brück 
Buckpesch 
Büchler (Hof) 
Dr. von Bülow 
Collet 
Daubertshäuser 
Delorme 
Dreßler 
Dr. Ehmke (Bonn) 
Dr. Emmerlich 
Dr. Enders 
Ewen 
Fiebig 
Fischer (Homburg) 
Fischer (Osthofen) 
Franke (Hannover) 
Gerstl (Passau) 
Glombig 
Grunenberg 
Haehser 
Hansen (Hamburg) 
Frau Dr. Hartenstein 
Dr. Hauchler 
Hauck 
Heistermann 
Herterich 
Frau Huber 
Huonker 
Jahn (Marburg) 
Jaunich 
Dr. Jens 
Junghans 
Kiehm 
Kirschner 
Kisslinger 
Klein (Dieburg) 
Dr. Klejdzinski 
Klose 
Dr. Kübler 
Kuhlwein 
Lambinus 
Leonhart 
Frau Dr. Lepsius 
Löffler 
Lutz 
Frau Luuk 
Meininghaus 
Dr. Mitzscherling 
Möhring 
Müller (Schweinfurt) 
Dr. Müller-Emmert 
Müntefering 
Nagel 
Neumann (Bramsche) 
Dr. Nöbel 
Frau Odendahl 
Oostergetelo 
Pauli 
Peter (Kassel) 
Pfuhl 

Porzner 
Ranker 
Rapp (Göppingen) 
Reimann 
Frau Renger 
Reuter 
Rohde (Hannover) 
Roth 
Sander 
Schlaga 
Dr. Schmidt (Gellersen) 
Frau Schmidt (Nürnberg) 
Schmidt (Wattenscheid) 
Schmitt (Wiesbaden) 
Dr. Schmude 
Dr. Schöfberger 
Schulte (Unna) 
Sielaff 
Sieler (Amberg) 
Dr. Soell 
Dr. Sperling 
Stiegler 
Stobbe 
Frau Terborg 
Tietjen 
Toetemeyer 
Vahlberg 
Dr. Vogel 
Vogelsang 
Wartenberg (Berlin) 
Weinhofer 
Westphal 
Frau Weyel 
Wimmer (Neuötting) 
Dr. de With 
Wolfram 

(Recklinghausen) 

FDP 

Baum 
Beckmann 
Cronenberg (Arnsberg) 
Eimer (Fürth) 
Engelhard 
Dr. Feldmann 
Gallus 
Frau Dr. Hamm-Brücher 
Dr. Haussmann 
Dr. Hirsch 
Kohn 
Dr.-Ing. Laermann 
Mischnick 
Möllemann 
Paintner 
Schäfer (Mainz) 
Frau Dr. Segall 
Dr. Solms 
Wolfgramm (Göttingen) 

fraktionslos 

Handlos 

Der Antrag ist abgelehnt. 

Bevor wir mit dem nächsten Tagesordnungs-
punkt fortfahren, lasse ich noch über die Beschluß-
empfehlung des Ausschusses für innerdeutsche Be-
ziehungen auf Drucksache 10/5253 — das betrifft 
den Tagesordnungspunkt 24 — abstimmen. Wer 
dieser Beschlußempfehlung zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Handzeichen. — Wer stimmt 
dagegen? — Enthaltungen? — Dann ist diese Be-
schlußempfehlung des Ausschusses bei einigen 
Enthaltungen und Gegenstimmen angenommen 
worden. 

Meine Damen und Herren, nun kommen wir zum 
Tagesordnungspunkt 34: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Jugend, Fami-
lie, Frauen und Gesundheit (13. Ausschuß) 
zu dem Antrag der Fraktion der SPD 
Bekämpfung des erworbenen Immun-Man-
gel-Syndroms (AIDS) 
zu dem Antrag der Fraktionen der CDU/CSU 
und FDP 
Maßnahmen gegen AIDS 
— Drucksachen 10/4071, 10/4516, 10/6299 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Dolata 
Eimer (Fürth) 
Frau Schmidt (Nürnberg) 
Frau Wagner 

Meine Damen und Herren, zunächst einmal hat 
der Berichterstatter Dolata das Wort erbeten. Herr 
Berichterstatter, Sie haben das Wort. 

Dolata (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Um so aktuell wie möglich zu sein, 
haben wir Berichterstatter nach der Formulierung 
und Beschlußfassung im Ausschuß vor 14 Tagen 
weitere Gespräche geführt und bitten, in der Be-
schlußempfehlung auf Drucksache 10/6299 einen 
Begriff dreimal auszutauschen. Da ist dreimal die 
Rede von „Hauptrisikogruppen". Wir bitten, jeweils 
von „Hauptgefährdetengruppen" zu sprechen und 
die Beschlußempfehlung nachher entsprechend ab-
zufassen. 

Danke schön. 

Vizepräsident Cronenberg: Danke schön. — Entge-
gen den Wünschen des Präsidiums, aber einstim-
mig haben mich die Geschäftsführer gebeten, daß 
keine Reden zu diesem Punkt gehalten werden. 

(Rusche [GRÜNE]: Doch, Fünf-Minuten

-

Runde! — Weitere Zurufe von den GRÜ

-

NEN und der SPD) 

— Also, dann ist — mir ist das anders mitgeteilt 
worden — die Sache klar. Dies entspricht auch den 
Wünschen des Präsidiums. 

(Heiterkeit und Zurufe von der SPD) 

— Ja, das ist völlig klar. 

(Lambinus [SPD]: Als ob das Präsidium et

-

was zu wünschen hat!) 

— Die letztendliche Bestimmung des Plenums über 
unsere Geschäftsordnung wird auch vom Präsidium 
nicht angezweifelt, meine Damen und Herren. 

(Lambinus [SPD]: Sehr gut! — Becker 
[Nienberge] [SPD]: Bravo! — Weitere Zu

-

rufe von der SPD) 

Die Souveränität des Hauses ist unbestritten. 

Angesichts dieser veränderten Sachlage möchte 
ich dann bitten, daß die CDU/CSU mir mitteilt, wer 
für sie das Wort ergreifen möchte. — Herr Dolata, 
dann haben Sie das Wort. 
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Dolata (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! AIDS hat Menschen inzwischen welt-
weit in Angst versetzt. Angst ist allerdings kein 
guter Ratgeber. Das haben wir in allen Beratungen 
immer wieder gesagt. Kein Zweifel aber auch, daß 
dieses neue Krankheitsbild ernstgenommen wer-
den muß, ernstgenommen wird — und das auch von 
uns Politikern. 

Deshalb hat die CDU/CSU gemeinsam mit der 
FDP einen Antrag hier im Deutschen Bundestag 
eingebracht. Deshalb haben wir im Ausschuß für 
Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit über die 
gesamte Problematik mehrfach ausführlich gespro-
chen. Deshalb haben wir eine öffentliche Anhörung 
durchgeführt. Deshalb haben wir uns vor Ort durch 
Gespräche mit Betroffenen, mit Selbsthilfegruppen, 
mit Ärzten, mit Forschern, mit Krankenhäusern, ih-
rem Personal, mit Wohlfahrtsverbänden und vielen 
anderen persönlich und eingehend informiert. 

Erfreulicherweise gibt es bei dem, was hier zu tun 
ist, weitgehende Übereinstimmung, auch zwischen 
der Koalition und der Opposition. Deshalb haben 
wir interfraktionell verabredet, eine gemeinsame 
Beschlußempfehlung vorzulegen. Trotzdem bleiben 
einige Punkte, die weiterhin unterschiedlich gese-
hen und gewichtet werden, z. B. Punkt 3 des Koali-
tionsantrages. Wenn wir uns nun nicht darauf ver-
ständigt haben, diesen Prüfauftrag in unsere Be-
schlußvorlage aufzunehmen, so ist das kein Bein-
bruch. Wir gehen davon aus, daß die Bundesregie-
rung unserer Bitte selbstverständlich entsprechen 
wird. Dann werden wir ja hören und lesen, was die 
Bundesregierung gemeinsam mit den Bundeslän-
dern tun kann, um über die bisher üblichen freiwil-
ligen HIV-III-Tests bei bestimmten Personengrup-
pen hinaus die AIDS-Erkrankung im Zusammen-
hang mit dem Katalog anderer zu überprüfender 
Krankheiten zu erkennen, zu überprüfen und ein-
zudämmen, vor allem, welche Folgerungen und 
Maßnahmen bei einem positiven Testergebnis zu 
ziehen sind, bis hin zu einem entsprechenden Betä-
tigungsverbot, einschließlich flankierender Maß-
nahmen wie Vermittlung von Wohnraum und Ar-
beitsplätzen. 

AIDS hat dazu geführt, daß die Bedeutung einfa-
cher Vorbeugemaßnahmen wie Aufklärung der Be-
völkerung und Beratung der Betroffenen wieder-
entdeckt wurde. Wir kennen mittlerweile Verfah-
ren, infizierte Personen durch Tests zu identifizie-
ren. Wir kennen die Übertragungswege, und wir 
kennen die Hauptgefährdetengruppen. Was wir 
nicht wissen, ist, wie die Krankheit, einmal zum 
Ausbruch gelangt, wirksam therapiert werden 
kann. Doch auch da zeigen sich Ansätze. 

Gemäß allen bisher vorliegenden Erkenntnissen 
und Erfahrungen mit diesem Virus liegen die 
Schwerpunkte politischen Handelns auf den Berei-
chen Forschungsintensivierung, Aufklärung und 
Vorbeugung gegen Ansteckung. Bis ein Impfstoff 
gegen AIDS gefunden ist — und das kann noch Jah-
re, wird aber hoffentlich nicht Jahrzehnte dau-
ern —, liegen in den Bereichen Aufklärung und Be-
ratung die Aufgaben für alle, die für die AIDS-Pro-
blematik Verantwortung tragen. 

Im Hinblick auf die Aufklärung kommt den 
Selbsthilfegruppen eine sehr wichtige Aufgabe zu. 
Vor allem die in der Deutschen AIDS-Hilfe zusam-
mengeschlossenen regionalen Organisationen kön-
nen vor Ort situationsgerecht den infizierten Perso-
nen, den Risikogruppen und allen Ratsuchenden 
wertvolle Hinweise sowie aufklärende, Angst ver-
mindernde Ratschläge erteilen. Allen in solchen 
Gruppen Tätigen sei an dieser Stelle besonders für 
ihre engagierte Arbeit und Hilfe gedankt. 

AIDS geht jeden an. „AIDS, das vermeidbare Ri-
siko", unter diesem Motto stand in der vergangenen 
Woche eine Tagung in Berlin, veranstaltet vom Se-
nator für Gesundheit und Soziales, mit Unterstüt-
zung des Bundesministers für Jugend, Familie, 
Frauen und Gesundheit; auch ein Beweis dafür, daß 
Politiker begriffen haben, daß alle Mittel, die heute 
für Information und Vorbeugung eingesetzt werden, 
sich hundertfach bezahlt machen, nicht nur im ma-
teriellen, sondern vor allem im menschlichen Sinn. 

Wir haben versucht, das nicht nur in der vorlie-
genden Beschlußempfehlung zu berücksichtigen, 
sondern auch für den Haushalt 1987 das Nötige zu 
tun. Am Geld kann und wird nichts scheitern. 

Medizinische Fachliteratur gibt es ausreichend, 
und zunehmend befassen sich Sozialwissenschaft-
ler mit der gesellschaftlichen Dimension dieser 
Krankheit. Sich mit AIDS zu befassen heißt immer 
auch, sich auf individuelle Einzelschicksale einzu-
lassen. In diesem Sinn wird jeder von der Krank-
heit betroffen. Nicht nur die AIDS-Patienten und 
nicht nur die mit AIDS-Virus Infizierten sind von 
dieser Krankheit bedroht, sondern jeder als Teil 
unseres Gemeinwesens. Wie eine Gesellschaft mit 
der Krankheit und den von ihr Betroffenen umgeht, 
ist ein Prüfstein für ihre Menschlichkeit. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Vizepräsident Cronenberg : Das Wort hat der Abge-
ordnete Jaunich. 

Jaunich (SPD): Herr Präsident! Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Ich will gleich an den An-
fang eine Bemerkung stellen und damit etwas auf-
greifen, was Sie, Herr Dolata, eben gesagt haben. 
Wir sind in der Tat vielen, vielen Menschen zu 
Dank verpflichtet, die sich hier um die Betroffenen 
kümmern und ihnen helfen. Aber ich hoffe, daß wir 
nicht nur verbal hier von dieser Stelle aus Dank 
sagen, sondern daß auch die Bundesregierung bei 
ihren Forderungen darauf achtet, daß nicht klein-
lich formalistische Hindernisse aufgerichtet wer-
den, um diese Arbeit vernünftig leisten zu können. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Ich will aber zugleich meiner großen Befriedi-
gung darüber Ausdruck geben, daß dieser Deutsche 
Bundestag am 13. November, also mitten im Bun-
destagswahlkampf, in der Lage ist, ein Thema wie 
dieses frei von Parteienstreit zu behandeln. Ich 
glaube, daß das ein großes Zeichen für uns ist; denn 
hier handelt es sich um eine Herausforderung, der 



19094 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 246. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 13. November 1986 

Jaunich 
wir zu begegnen haben und die nicht unter partei-
politischer Polarisierung leiden darf. 

(Beifall des Abg. Rusche [GRÜNE]) 

Gegenstand unserer heutigen Erörterung ist die 
vorgelegte Beschlußempfehlung des Ausschusses 
für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit, mit 
der nicht nur der Versuch unternommen, sondern 
auch erfolgreich praktiziert wurde, daß wir aus den 
Anträgen meiner Fraktion und den Anträgen der 
Koalitionsfraktionen ein gemeinsames Ganzes er-
arbeitet haben. Das liegt im Interesse der Men-
schen, um die es hier geht, und das liegt im Inter-
esse einer wirksamen AIDS-Bekämpfung, soweit 
wir dazu derzeit in der Lage sind. Ich begrüße es, 
daß wir zu einer gemeinsamen Auffassung finden 
konnten und daß es uns insbesondere möglich war, 
gemeinsam auf den Einsatz seuchenpolitischer In-
strumente, wie sie im Bundes-Seuchengesetz vorge-
sehen sind, zu verzichten. 

Ich begrüße es insbesondere, daß sich alle Frak-
tionen dieses Hauses einig sind, auf eine Melde-
pflicht nach den Bestimmungen des Bundes-Seu-
chengesetzes oder des Gesetzes zur Bekämpfung 
der Geschlechtskrankheiten zu verzichten. Ich 
hoffe sehr, daß diese gemeinsame Haltung Bestand 
hat; denn wir wissen, daß wir angesichts der Di-
mension, die diese Krankheit erlangt hat und wei-
ter erlangen wird, von vielen bedrängt werden. 
Wenn man sich aber über das Instrumentarium im 
Bundes-Seuchengesetz oder im Gesetz zur Bekämp-
fung der Geschlechtskrankheiten im klaren ist, 
dann ist es für den, der kundig ist, gar keine Frage, 
daß man darauf nicht zurückgreifen kann. Denn die 
Meldepflicht hat nach unseren einschlägigen Geset-
zen eine doppelte Funktion: Sie soll den betroffenen 
Erkrankten als Infektionsquelle bekanntmachen 
und somit die Möglichkeit zum gezielten Einsatz 
therapeutischer Maßnahmen geben. Ziel ist dabei, 
den Erkrankten zu heilen oder, wo eine kausale 
Therapie nicht möglich ist, ihn für die Zeit, in der er 
Infektionsträger ist, also bis zur Ausheilung, zu iso-
lieren. Um dies sicherzustellen, sind notwendiger-
weise auch Zwangsmaßnahmen in diesen Gesetzen 
vorgesehen. Weiterhin soll die Meldepflicht dazu 
beitragen, über den bekanntgemachten einzelnen 
Kranken den Weg zur ursprünglichen Infektions-
quelle zurückzuverfolgen, damit dort mit entspre-
chenden therapeutischen und hygienischen Maß-
nahmen angesetzt werden kann. 

Aus dieser so gearteten Aufgabe der Meldepflicht 
folgt, daß sie immer eine namentliche Meldepflicht 
sein soll, daß nicht die Meldung das Entscheidende 
bei der Bekämpfung der Infektionskrankheit ist, 
sondern die auf die Meldung folgende erfolgreiche 
Therapie; denn Kranke werden nicht durch das 
Melden gesund, sondern durch das Therapieren. 
Bei AIDS haben wir keine Therapie verfügbar. Von 
daher muß der Weg einer namentlichen Melde-
pflicht ein Weg sein, der in die Irre geht. Ich bin 
froh, daß wir uns darauf haben verständigen kön-
nen, und sage noch einmal: Ich hoffe, daß dies auch 
für die Zukunft eine tragfähige Grundlage ist. 

Was bleibt also für uns zu tun? Wir müssen auf-
klären, aufklären und noch einmal aufklären. Ge-

rade weil wir über die Aufklärung zwischenzeitlich 
haben bewirken können, daß die Menschen begrif-
fen haben, daß fast ausschließlich Sexualkontakte 
zur Übertragung führen, müssen wir also nicht wei-
tergehende Dinge überlegen. Dadurch ist es uns ge-
lungen, der Hysterie Einhalt zu gebieten, die teil-
weise um sich gegriffen hatte, als es noch weitestge-
hend unbekannt war, auf welchem Wege die Über-
tragungen stattfinden. Wir haben auch für die Zu-
kunft dafür zu sorgen, daß Hysterie nicht Platz 
greift. Wir haben darüber hinaus unseren Beitrag 
zur Forschung zu leisten. Die Anträge, die hier dem 
Parlament vorlagen, richten sich darauf, die For-
schung wirksam zu unterstützen, zu fördern, zu ko-
ordinieren und entsprechende Finanzmittel für die 
Aufklärung bereitzustellen. 

Meine Damen, meine Herren, in den letzten Ta-
gen ist uns von Betroffenen und den Menschen, die 
sich im speziellen darum kümmern, signalisiert 
worden, daß der gewählte Terminus ,,Hauptrisiko-
gruppen" aus ihrer Sicht als Diskriminierung emp-
funden wird. Um den Konsens, der erzielt worden 
ist, nicht zu gefährden, war eine Korrektur in den 
wenigen Stunden nicht mehr möglich. Ich sage für 
meine Fraktion: Dies ist nicht diskriminierend ge-
meint. Wir sollten hier nicht allzuviel Wert auf die 
Semantik legen. Die Hauptsache ist: Die entspre-
chenden Maßnahmen werden eingeleitet und fort-
geführt. Durch unser Wollen, manifestiert in der 
vorliegenden Beschlußempfehlung, denken wir 
nicht daran, von dieser Krankheit Betroffene zu 
diskriminieren. Ganz im Gegenteil: Ihnen gilt unser 
Mitgefühl. Ich drücke die Hoffnung aus, daß durch 
eine Konzentration im Forschungsbereich bald-
möglichst Therapiemöglichkeiten gefunden werden 
können, damit wir diese große Herausforderung, 
der wir uns zu stellen haben, auch wirksam begeg-
nen können. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Vizepräsident Cronenberg : Das Wort hat der Abge-
ordnete Eimer. 

Eimer (Fürth) (FDP): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Dem Bundestag lagen zwei An-
träge zur Bekämpfung von AIDS vor. Ich gestehe, 
daß ich dafür dankbar bin, daß dieses Thema aus 
dem parteipolitischen Hickhack herausgehalten 
werden konnte, wie diese Debatte bisher auch zeig-
te, und daß eine einheitliche Entschließung möglich 
war. 

Wer sich mit dieser Krankheit näher beschäftigt, 
findet — jedenfalls auf den ersten Blick — zwei ein-
ander scheinbar widersprechende Erkenntnisse 
vor. Zum ersten: Diese Seuche ist schlimmer und 
gefährlicher, als manche meinen. Zweitens: Die An-
steckungsgefahr ist bei normalem Kontakt wesent-
lich geringer, als die meisten Menschen befürchten. 
Das heißt, wir müssen diese Krankheit zwar sehr 
ernst nehmen und deutlich vor ihr warnen, aber 
gleichzeitig darauf hinweisen, daß für eine Hysterie 
überhaupt kein Anlaß besteht. 
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Eimer (Fürth) 
Zum Inhalt des gemeinsamen Antrags will ich 

jetzt nicht Stellung nehmen, denn jeder kann den 
Antrag lesen, und dem, was meine Vorredner dazu 
gesagt haben, kann ich mich nur anschließen. 

Betonen muß ich allerdings, daß sich die Entwick-
lung der Seuche und die Erkenntnisse darüber au-
ßerordentlich schnell verändern. Was heute Er-
kenntnis ist, ist morgen vielleicht überholt. So stel-
len wir fest, daß zunehmend mehr Personen über 
normalen Geschlechtsverkehr, also nicht durch An-
gehörige der Risikogruppen, angesteckt werden. In 
New York z. B. sollen es 37% sein, in Haiti 90%, und 
in Berlin fand man unter 853 untersuchten Schwan-
geren 5, die HIV-Viren im Blut hatten, ohne daß sie 
oder ihre Männer zu den sogenannten Risikogrup-
pen gehörten. 

Ein neuer Virus wurde entdeckt, über den wir 
noch nichts wissen. Wir wissen also nicht, was noch 
auf uns zukommt. Wir können nicht vorgeben, daß 
wir unsere Entscheidung mit großer Sicherheit tref-
fen, und ich gebe zu, daß ich eigentlich Angst vor 
einer falschen Entscheidung habe. 

Obwohl wir gegen eine Meldepflicht sind, will ich 
nicht verschweigen, daß es eine Reihe von Argu-
menten gegen die Meldepflicht gibt, die ich nicht 
für stichhaltig halte. So wird behauptet, es gebe 
keine Mittel gegen AIDS, und man könne AIDS

-

Kranke nicht lebenslang isolieren. Nun ist aber die 
Meldepflicht gerade für solche Krankheiten vorge-
sehen, die nicht heilbar sind und deswegen durch 
seuchenhygienische Maßnahmen kontrolliert wer-
den müssen, ohne daß deswegen jemand lebenslang 
isoliert sein müßte. Das galt z. B. sehr lange für Sy-
philis. Heute ist die Meldepflicht für Syphilis ei-
gentlich überflüssig, weil diese Krankheit schnell 
und sicher heilbar ist. Wäre das auch bei AIDS der 
Fall, wäre eine Diskussion über die Meldepflicht 
überflüssig. 

Es wird behauptet, im Intimbereich gebe es keine 
Kontrollmöglichkeiten. Das ist zwar richtig, aber es 
trifft auch bei Syphilis zu, und trotzdem wurde ver-
sucht, diese Seuche durch eine Meldepflicht einzu-
grenzen. 

Es wird behauptet, bei einer Meldepflicht würden 
die Betroffenen untertauchen, entzögen sich einer 
Überwachung und seien nicht mehr zu betreuen. 
Dieses Argument ist richtig, und es ist auch in der 
Begründung aufgeführt, aber es trifft z. B. bei Pro-
stituierten nicht zu, denn auch hier kann das Bei-
spiel der Syphilis angeführt werden. Bei einer Mel-
depflicht können sich die Kunden nämlich entschei-
den, ob sie in Eros-Center gehen, die kontrolliert 
werden und bei denen die Risiken geringer sind, 
oder ob sie Kontakt mit unkontrollierten Prostitu-
ierten suchen, wo die Risiken unkalkulierbar grö-
ßer sind. Der Markt regelt nicht nur über Geld, son-
dern auch über Angst. 

Ich halte es für falsch und für gefährlich, derar-
tige Argumente zu benutzen, die nicht logisch und 
nicht stichhaltig sind; sie können zum Gegenteil 
dessen führen, was wir eigentlich wollen. 

Warum sind wir, die FDP, dennoch gegen eine 
Meldepflicht, auch bei Prostituierten? Ich möchte  

betonen, daß ich dieses Beispiel bewußt angeführt 
habe, weil ich meine, daß wir dann, wenn wir die 
Meldepflicht verhindern wollen, nicht mit falschen 
Argumenten kommen dürfen. Ich will unsere Argu-
mente kurz zusammenfassen: 

Da ist zunächst ein sehr formaler Grund. Wir Par-
lamentarier müssen uns auf die übereinstimmende 
Meinung der allermeisten Experten verlassen. Wir 
müssen weiter feststellen, daß die Vorsorge auf 
freiwilliger Basis mit außerordentlich großer Moti-
vation betrieben wird, daß Zwangsmaßnahmen 
nicht besser, sondern schlechter wären und daß bei 
normalem Kontakt Ansteckungsgefahren nach dem 
heutigen Erkenntnisstand nicht bestehen. 

Ich gestehe auch, daß ein Grund für die Ableh-
nung der Meldepflicht die Angst vor der neuen Dif-
famierung einer Gruppe, nämlich der Homosexuel-
len, ist, ohne daß den anderen wirksam geholfen 
werden könnte. Solange Selbsthilfegruppen funk-
tionieren und solange wir nicht viel mehr als Auf-
klärung betreiben können, sind wir auch froh, daß 
die Experten uns von einer Meldepflicht abraten. 
Wir wollen nicht durch eine Meldepflicht die hohe 
Motivation und den großen Einsatz vieler Freiwilli-
ger, denen ich von dieser Stelle aus ausdrücklich 
danken möchte, zerstören. 

Ich möchte noch einmal betonen: Das Nein gilt 
nach dem heutigen Erkenntnisstand. Morgen kön-
nen neue Erkenntnisse kommen, die neue Maßnah-
men erforderlich machen. Eines werden wir jedoch 
nicht zulassen, daß Hysterie oder Angst eine Treib-
j agd auf bestimmte Gruppen hervorrufen, daß be-
stimmte Personengruppen diffamiert werden. Men-
schenwürde darf auch bei solch bösartigen Krank-
heiten, bei derartigen Gefährdungen nicht verges-
sen werden. 

Vielen Dank. 
(Beifall bei allen Fraktionen) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Rusche. 

Rusche (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich möchte meinen Kollegen Vorred-
nern für ihre Ausführungen danken. Auf Herrn 
Eimer möchte ich in zwei Punkten kurz eingehen. 
Ich finde es nicht in Ordnung, so über Meldepflicht 
zu sprechen, wie Sie es im Zusammenhang mit den 
Bordellen getan haben, die Prostituierten zu kon-
trollieren und sie ständig den Gefahren auszuset-
zen, daß sie von irgendwelchen Freiern infiziert 
werden. Wenn irgendwelche Kontrollen, dann wirk-
lich bei allen oder gar nicht. Die Freier sind eine 
Gefahr für die Prostituierten, genau wie die Prosti-
tuierten eine Gefahr für die Freier sein könnten! 
Von daher ist es etwas unsinnig. Jeder Mensch muß 
sich vor dieser Krankheit schützen. Er muß sich 
davor schützen, sie weiterzugeben, und er muß sich 
davor schützen, sie zu bekommen. 

Vizepräsident Cronenberg: Sie gestatten eine Zwi-
schenfrage? 

Rusche (GRÜNE): Gerne. 
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Vizepräsident Cronenberg: Herr Kollege, bitte 
sehr. 

Eimer (Fürth) (FDP): Herr Kollege, haben Sie viel-
leicht meine Rede nicht ganz richtig verstanden? 
Ich habe mich auch bei Prostituierten gegen eine 
Meldepflicht ausgesprochen. Nehmen Sie bitte zur 
Kenntnis, daß ich selbstverständlich auch Ihrer 
Meinung bin, daß die Gefahr für Prostituierte in 
erster Linie von den Freiern kommt. 

Rusche (GRÜNE): Sie haben aber die Eventuali-
tät genannt, daß geprüfte und getestete Etablisse-
ments vielleicht lieber gesehen würden. Ich habe 
natürlich nicht unterstellt, daß Sie das wollten. 

Auf der internationalen AIDS-Tagung in Berlin 
letzte Woche äußerte ein AIDS-Kranker zwei Wün-
sche, die ihm im Zusammenhang mit seiner Krank-
heit wichtig sind: ein Heilmittel und Akzeptanz. Wie 
wir wissen, ist ein Heilmittel für diese furchtbare 
Krankheit noch nicht in Sicht. Daran arbeitet die 
Forschung aber, die bereits unterstützt wird und 
künftig in vermehrtem Umfange von allen Zustän-
digen unterstützt werden sollte. 

Der zweite Wunsch, die Akzeptanz, ist hier und 
jetzt erfüllbar. Wichtig im Zusammenhang mit der 
Akzeptanz ist die sachliche Aufklärung, um unbe-
gründete Angst und Verunsicherung der Bevölke-
rung zu verhindern. Aufklärung ist überhaupt das 
einzige Mittel — da hilft kein Test, da gibt es keine 
anderen Mittel —, das im Zusammenhang mit die-
ser Krankheit vorbeugend helfen kann. Die Aufklä-
rung von Gefährdeten muß daher weiter ausgebaut 
werden. Hier sind in dankenswerter Weise bereits 
die Deutsche AIDS-Hilfe und die Bundeszentrale 
für gesundheitliche Aufklärung tätig geworden. 

Die hier zu verabschiedende Beschlußempfeh-
lung steckt voller Richtigkeiten. Das sieht auch un-
sere Fraktion, und wir werden dieser Beschlußemp-
fehlung zustimmen. Leider ist die Formulierung oft 
so, daß manche der Menschen, die sich mit dem 
Problem beschäftigt haben, Grund zu Befürchtun-
gen haben können, daß sich die Politiker einige 
Türchen zu restriktiven Maßnahmen offengelassen 
haben. Hoffen wir, daß es nicht so ist. 

In einem anderen Punkt ist die Beschlußempfeh-
lung unvollständig. Es ist von Selbsthilfegruppen 
die Rede, und man läßt damit die Hilfegruppen au-
ßer acht. In diesen Hilfegruppen arbeiten ähnlich 
wie beim Roten Kreuz oder beim Arbeiter-Samari-
ter-Bund und alle die mit, die helfen wollen. Von 
daher sind es keine Selbsthilfegruppen, sondern 
Hilfegruppen, in denen auch Bürger, die sich nicht 
konkret gefährdet sehen, mitarbeiten. 

Außerdem enthalten die Empfehlungen und der 
Bericht Formulierungen, die schon etwas veraltet 
sind. Wir haben kurz darüber gesprochen. Leider 
wird auch sonst noch in verschiedenen Publikatio-
nen über Risikogruppen gesprochen, wobei es sich 
nach Meinung von Experten um eine unkorrekte 
Übersetzung aus dem Englischen handelt. Es wäre 
wirklich besser, wenn man das Wort „Hauptgefähr-
detengruppen" dafür nähme. Aber selbst von 
Hauptgefährdetengruppen kann eigentlich schon 
nicht mehr die Rede sein, da den Menschen, die  

sich mit dieser Krankheit ernsthaft beschäftigt ha-
ben, klar ist, daß riskantes Verhalten zu einer An-
steckung mit HIV führen kann, nicht in erster Linie 
die Mitgliedschaft in einer Risiko- oder Betroffe-
nen- oder Gefährdetengruppe. Viren haben keine 
sexuelle Präferenz oder irgendwie geartete Affini-
täten zu irgendwelchen Minderheiten. Auch der 
Bundestag ist eine gefährdete Gruppe. 

Abschließend möchte ich bemerken, daß die Auf-
klärung erste Erfolge zeigt. Mehr und mehr Men-
schen nehmen Abstand von riskantem Verhalten, 
um eine Infizierung zu vermeiden. Dies zeigt sich 
besonders im drastischen Rückgang der klassi-
schen Geschlechtskrankheiten, der seit dem Be-
kanntwerden der Infektionskrankheit AIDS festzu-
stellen ist. 

Auf jeden Fall möchte ich dieser Beschlußemp-
fehlung noch folgendes anfügen: Restriktive Maß-
nahmen, Meldepflicht, Zwangstests, wie diese ver-
schiedentlich in München und Frankfurt schon zu 
verzeichnen waren, sind nur dazu geeignet, alles 
bisher Erreichte zunichte zu machen und einen ver-
nünftigen Umgang mit dieser Krankheit zu verhin-
dern. 

Ich danke. 

(Beifall bei den GRÜNEN, der FDP und bei 
Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Bevor ich über die Be-
schlußempfehlung des Ausschusses abstimmen las-
se, möchte ich dem Hause bekanntgeben, daß ich 
mich damit einverstanden erklärt habe, daß die 
Rede der Parlamentarischen Staatssekretärin Frau 
Karwatzki mit Rücksicht auf die späte Stunde und 
die noch vor uns liegenden Tagesordnungspunkte 
ausnahmsweise zu Protokoll gegeben wird.*) 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Dann lasse ich über die Beschlußempfehlung des 
Ausschusses für Jugend, Familie, Frauen und Ge-
sundheit auf Drucksache 10/6299 abstimmen. Wer 
für diese Beschlußempfehlung ist, den bitte ich um 
das Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Wer 
enthält sich? — Damit ist diese Beschlußempfeh-
lung einstimmig angenommen. 

(Beifall bei den GRÜNEN sowie des Abg. 
Lambinus [SPD]) 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 35 auf: 

Erste Beratung des von der Fraktion DIE 
GRÜNEN eingebrachten Entwurfs eines Ge-
setzes über das Einsichtsrecht in Umwelt-
akten (Akteneinsichtsrechtsgesetz — AERG) 
— Drucksache 10/5884 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Innenausschuß (federführend) 
Rechtsausschuß 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit 

Hier ist eine Aussprache von 30 Minuten verein-
bart worden. 

*) Anlage 3 
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Vizepräsident Cronenberg 
Ich gebe das Wort zunächst dem Abgeordneten 

Fritsch. 

Fritsch (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Der Ihnen vorliegende Gesetzentwurf 
meiner Fraktion über ein Einsichtsrecht in Umwelt-
akten zielt im wesentlichen auf drei Punkte einer 
Weiterentwicklung demokratischen und rechts-
staatlichen Handelns. 

Erstens. Es ist vier Jahrzehnte nach dem Beginn 
des Versuchs, eine demokratische Gesellschaftsord-
nung aufzubauen und weiterzuentwicklen, an der 
Zeit, die Verwaltung aus der Situation des Blühens 
im Verborgenen herauszuholen und diesen Kernbe-
reich exekutiven Handelns transparent und damit 
der Kontrolle durch die Bürgerinnen und Bürger 
dieses Landes zugänglich zu machen. Dieser Ent-
wurf ist im deutschen Rechtsbereich der allererste 
Versuch überhaupt, ein allgemeines Recht auf Ein-
sicht in Akten zu schaffen und zu regeln. Er ist — 
das darf ich hier ruhig einmal sagen — ein Meilen-
stein auf dem Weg einer Gesellschaft, die sich nur 
mit großer Mühe aus ihrer langen Geschichte obrig-
keitsstaatlicher Haltungen löst und den nicht leich-
ten Weg der Demokratisierung, auch gegen alle Wi-
derstände von rechts, geht und gehen will 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

und die dabei dem Machtfaktor Verwaltung größte 
Aufmerksamkeit widmen muß, wenn sie auf diesem 
Weg nicht stehenbleiben oder gar Rückschläge er-
leiden will. 

Verwaltung mit ihrer hohen Konzentration an 
Sachverstand und damit Herrschaftswissen kommt 
in einer wohlverstandenen Demokratie dienende 
Funktion zu und darf sich weder zur einseitigen 
Vertretung von Interessen noch zur Verdunkelung 
ihrer Tätigkeit mißbrauchen lassen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Zweitens. Wir zielen mit diesem Gesetzentwurf 
auf den Anschluß des deutschen Verwaltungsrechts 
an die internationale rechtsstaatliche Entwicklung 
zu mehr Transparenz und Kontrollierbarkeit der 
Verwaltung. So ist in vielen anderen Staaten das 
Prinzip der Aktenöffentlichkeit bereits Gesetz 

(Mann [GRÜNE]: Sehr wahr!) 

und teils lange praktizierte Verwaltungstradition, 
ohne daß die Aufgabenerfüllung der öffentlichen 
Verwaltung daran Schaden genommen hätte. Zu 
diesen Staaten gehören Schweden, Finnland, Nor-
wegen, Dänemark, die USA, Frankreich, die Nieder-
lande und Kanada, um nur einige zu nennen. Wir 
greifen mit diesem Entwurf auch die Empfehlung 
der Parlamentarischen Versammlung des Europa-
rates vom Februar 1979 auf, in der alle Mitgliedstaa-
ten aufgefordert wurden, ein Recht der Bürgerin-
nen und Bürger auf Einsichtnahme in behördliche 
Unterlagen zu schaffen. 

Drittens — das ist ein ganz wesentlicher Punkt — 
zielt der Entwurf auf die Herstellung eines durch-
setzbaren Anspruches der Bevölkerung auf den Zu-
gang zu behördlichem Wissen als Voraussetzung, 
ihrem Willen zur Gestaltung der Verhältnisse, von 
denen sie betroffen werden oder betroffen werden  

können, Geltung zu verschaffen. Wir haben uns da-
bei auf den Umweltbereich beschränkt, weil hier 
ein besonders dringendes Bedürfnis an Zugänglich-
keit besteht. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Nicht erst die Erfahrungen nach der Reaktorka-
tastrophe von Tschernobyl haben gezeigt, daß Ver-
waltung ihren Wissensvorsprung nicht — zumin-
dest nicht immer — zu einer Aufklärung der Bevöl-
kerung nutzt, sondern daß wichtige Informationen 
unveröffentlicht bleiben und daß widersprüchliche 
oder unverständliche Auskünfte erteilt werden. Wir 
müssen leider registrieren, daß in den letzten Jah-
ren im Umweltbereich insgesamt in einer Vielzahl 
von Fällen zuständige Behörden ihnen bekanntge-
wordene Umweltgefährdungen und sogar Rechts-
verstöße jahrelang tatenlos hingenommen haben. 

Die verheerende Situation unserer Umwelt — 
Waldsterben, vergiftete Böden, Smog über den 
Großstädten, die Nordsee als chemische Müllkippe, 
verseuchte Flüsse; das sind nur einige Beispiele — 
erfordert zwingend, daß die Bürgerinnen und Bür-
ger neben den Parteien ihren politischen Kontroll-
und Gestaltungsanspruch gegenüber der Exekutive 
durchsetzen können und damit auch der unheil-
und skandalvollen Allianz von Wirtschaft, Verwal-
tung und oft auch der jeweiligen parlamentarischen 
Mehrheit, sei es in Bund, Ländern und Gemeinden, 
ein Ende bereiten können. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Dazu gehört auch, daß die Industrie verpflichtet 
wird, ihre umweltrelevanten Planungen und Daten 
öffentlich zu machen, damit Art und Umfang um-
welt- und gesundheitsgefährdender Produktion in 
einer demokratischen Öffentlichkeit erörtert, beein-
flußt und, wo nötig, auch verhindert werden kann. 
Daß dabei eine Einschränkung zugunsten des 
Schutzes personenbezogener Daten vorgesehen ist, 
ist für uns selbstverständlich. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Ich möchte in diesem Zusammenhang aus aktuel-
lem Anlaß noch eines sagen: Nach den uns vorlie-
genden Informationen, die ja inzwischen auch in 
der Presse berichtet worden sind, hat die Zürich-
Versicherung im Jahre 1981 die Verantwortlichen 
der Firma Sandoz in Basel auf schwerwiegende Si-
cherheitsmängel aufmerksam gemacht und den Ab-
schluß einer Betriebshaftpflichtversicherung abge-
lehnt. Wenn dann ein deutsches Versicherungsun-
ternehmen unter diesen Umständen in das Ge-
schäft einsteigt, ist das ein Skandal erster Katego-
rie und eine Verhöhnung aller Bemühungen — 
auch hier im Hause — um Verbesserung unserer 
Umwelt. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Ich möchte abschließend sagen: Wir GRÜNEN ge-
hen mit diesem Gesetzentwurf auf dem Weg der 
Verwirklichung von Kontroll- und Gestaltungsan-
sprüchen der Bürgerinnen und Bürger, die für eine 
demokratische Ordnung unverzichtbar sind, weiter-
hin voran und lassen uns dabei auch von nieman- 
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Fritsch 
dem überholen. Die Bürger- und Freiheitsrechte in 
diesem Land sind bei uns in guten Händen. 

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! 

(Zuruf von den GRÜNEN: Hirsch ist der 
einzig Liberale hier!) 

— Oh nein, wir sind eine ganze Reihe von Libera-
len, wie Sie sehen. 

Wegen der fortgeschrittenen Zeit und auch wegen 
der fortgeschrittenen Legislaturperiode werde ich 
mich auf wenige Bemerkungen beschränken und 
sage, da das Manuskript verteilt ist: Es gilt auch das 
geschriebene Wort. 

Der Gesetzentwurf ist zweifellos interessant. Was 
mich am meisten an ihm stört, ist, daß Sie sich mit 
der Möglichkeit der parlamentarischen Kontrolle 
überhaupt nicht auseinandergesetzt haben. In der 
Begründung steht von der Möglichkeit der Wirkung 
parlamentarischer Kontrolle überhaupt nichts. 

Sie versuchen, gleichzeitig zwei Probleme zu lö-
sen. Das eine ist die Frage der Öffentlichkeit oder 
der Veröffentlichung von Akten auch gegenüber 
Nichtbetroffenen, also gegenüber jedermann. Die 
weitestgehenden Erfahrungen, die man damit ge-
macht hat, kann man in den Vereinigten Staaten im 
Zusammenhang mit dem Freedom of Information 
Act beobachten. Wir haben uns dort im Justizmini-
sterium darüber im einzelnen informiert. Das Pro-
blem liegt darin: Nicht nur, daß enorme Kosten ent-
stehen — darüber kann man j a reden —, um aus-
einanderzuhalten, in welchen Fällen ein allgemei-
nes Informationsinteresse da ist und inwieweit in 
einzelnen Akten die privaten Daten von einzelnen 
Betroffenen oder auch von Unternehmen enthalten 
sind, die man nicht aufdecken kann. Das macht 
enorme Kosten. 

Aber das Entscheidende ist, daß von dieser Mög-
lichkeit der Einsichtnahme nicht die breite Offent-
lichkeit, sondern weitestgehend Interessenver-
bände Gebrauch gemacht haben, die auf diese 
Weise die innere Willensbildung der Verwaltungen 
zu sehen und damit ein enormes Übergewicht über 
die Verwaltungen bekommen. Das ist die Frage, die 
man bei dieser Überlegung beantworten muß: ob 
man will, daß die Interessenverbände, die Interes-
sentenverbände gerade in dem Bereich, den Sie an-
sprechen, gegenüber den Möglichkeiten der Verwal-
tung einen außerordentlichen Vorsprung bekom-
men. Denn sie können die Vorgänge in der Verwal-
tung sehen, aber die Verwaltung kann nicht die 
Vorgänge bei den Unternehmen sehen. Wollen wir 
das? Das ist die erste Frage. 

Es ist zweifellos richtig, daß die Öffentlichkeit 
von Akten in den Vereinigten Staaten größer ist als 
bei uns. Wir haben uns überlegt, ob man nicht z. B. 
den Weg gehen könnte, das Akteneinsichtsrecht der 

parlamentarischen Vertretungen — sei es in der 
Kommune, im Land oder im Bund — zu erweitern, 
zu verbessern, die Einsicht zu erleichtern. Aber wir 
sind mit diesen Überlegungen noch nicht zu einem 
Abschluß gekommen. 

Der zweite Punkt, den Sie zu lösen versuchen, 
betrifft die Frage, ob man umweltrelevante Vor-
gänge durch öffentlichen Druck verbessern kann. 
Also die Szene zum Tribunal machen. Auch da gibt 
es zweifellos Länder, in denen die Öffentlichkeit 
einen größeren Anteil an umweltrelevanten Vor-
gängen nimmt als bei uns. Ich habe in einzelnen 
Städten Japans gesehen, daß Emissionswerte von 
Unternehmen veröffentlicht, der breiten Offentlich-
keit bekanntgemacht werden. 

(Sehr gut! bei den GRÜNEN) 

Der Stolz der beteiligten Unternehmen ist sehr 
hoch, wenn ihre Werte vernünftig sind. Der Stolz ist 
also da. Das wird beachtet, das wird bewertet. 

Mir fällt in Ihrer Begründung auf, daß Sie das 
Vollzugsdefizit, das man sehen kann, mit einer fin-
steren Verschwörung zwischen Verwaltung auf der 
einen Seite und Unternehmen auf der anderen 
Seite erklären. Das ist einseitig, und das wissen Sie. 
Wir wissen aus der Praxis — das wird Ihnen Herr 
Fischer bestätigen können —, daß es in weitem Um-
fang Vereinbarungen gibt zwischen Verwaltungen 
auf der einen Seite und Unternehmen auf der ande-
ren Seite, die über die gesetzlichen Regelungen 
weit hinausgehen, die sie zu einem Teil überhaupt 
erst praktikabel machen. Denken Sie z. B. an große 
technische Veränderungen in den Stahlwerken in 
den letzten zehn, 15 Jahren, die alle ohne solche 
Schritt-für-Schritt-Vereinbarungen zwischen Ver-
waltungen auf der einen Seite und Unternehmen 
auf der anderen Seite überhaupt nicht möglich ge-
wesen wären. Das ist ein Problem. 

Wenn Sie nun auf der anderen Seite solche Ver-
einbarungen mit allen technischen Details, die da-
zugehören, zur Veröffentlichung freistellen, dann 
werden — die Befürchtung habe ich; das muß man 
prüfen — die Unternehmen in weit größerem Maße 
als bisher zurückhaltend sein und gar nicht daran 
denken, solche Vereinbarungen zu schließen, weil 
sie damit rechnen müssen, daß auch ihre ganzen 
Produktionsvorgänge — auch die betrieblichen Ge-
heimnisse, die es gibt — in die Öffentlichkeit gelan-
gen. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Na, na!) 

Das ist, wenn man Ihren Gesetzentwurf verfolgt, 
überhaupt der problematische Teil, nämlich wie Sie 
abgrenzen wollen, welche Details jedermann zu-
gänglich sein sollen und welche Sie aus Gründen 
des Datenschutzes oder des Betriebsgeheimnisses 
vom Zugang ausnehmen wollen. Da müssen Sie in 
Generalklauseln gehen. 

Vom anwaltlichen Standpunkt aus könnte man 
ein solches Gesetz nur begrüßen; denn man kann 
voraussehen, daß sich ein ungeheures Betätigungs-
feld eröffnet im Blick auf die vielen Detailabgren-
zungen, die zweifellos forensisch ausgetragen wer-
den würden. 
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Dr. Hirsch 
Ich habe also Zweifel, ob Sie mit Ihrer Finstere-

Mächte-Theorie wirklich richtig liegen. Ich frage 
mich, ob es nicht besser ist, das Einverständnis der 
Betroffenen, das Einverständnis der Industrie, ihr 
Verständnis zu erwerben, in Fragen des Umwelt-
schutzes selber viel entschlossener, viel entschiede-
ner vorzugehen, als sie das zur Zeit tun. Wir haben 
ja heute früh einen Bereich erörtert, wo ganz si-
cherlich die chemische Industrie Lehrgeld zahlen 
und erkennen wird, erkennen muß, daß ihr die Wie-
derholung solcher Vorgänge einen Schaden zufügen 
würde, der weit über das hinausginge, was man 
einem Unternehmen durch Verwaltungsmaßnah-
men zufügen könnte. 

Wir werden uns also, da jeder von Ihnen weiß, 
daß der Gesetzentwurf in dieser Legislaturperiode 
nicht mehr abschließend beraten werden wird, 

(Senfft [GRÜNE]: Machen wir es in der 
nächsten!) 

demnächst zu diesem Thema wiedersehen. 

Wir werden der Überweisung des Gesetzes in die 
Ausschüsse natürlich zustimmen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Wartenberg. 

Wartenberg (Berlin) (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Bevor ich in die Sachdebatte 
eintrete, möchte ich darauf hinweisen, daß das zu-
ständige Innenministerium durch keinen Staatsse-
kretär vertreten ist. Das ist das übliche unver-
schämte Verhalten des Innenministeriums mit vier 
Staatssekretären, das auch im Innenausschuß pau-
senlos praktiziert wird. 

(Mann [GRÜNE]: Immer wieder dasselbe!) 

Ich finde, das ist ein Zustand, der nicht richtig ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Bötsch? 

Wartenberg (Berlin) (SPD): Bitte schön. 

Vizepräsident Cronenberg: Bitte sehr. 

Dr. Bötsch (CDU/CSU): Herr Kollege, würden Sie 
bei Würdigung des Tagesordnungspunktes — wenn 
Sie ihn genau lesen — mit mir übereinstimmen, daß 
es genügend ist, daß der Staatssekretär des Um-
weltministeriums anwesend ist und der Debatte 
folgt? 

Wartenberg (Berlin) (SPD): Es geht hier um das 
Thema Akteneinsichtsrecht. Daß das am Umwelt-
recht aufgehängt ist, ist eine spezielle Frage. Aber 
das Grundthema — und das kam auch in der Be-
gründung sehr deutlich heraus — bezieht sich auf  

mehr Bürgerrechte in diesem Bereich. Und da ist 
die Zuständigkeit des Innenministeriums gegeben. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Nein!) 

— Der Innenausschuß ist formal dafür zuständig, 
entschuldigen Sie bitte. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Warum fordern 
Sie dann nicht gleich, daß der Bundeskanz

-

ler kommt?) 

Der Innenausschuß ist formal zuständig. Nur des-
wegen rede ich hier heute. 

(Reddemann [CDU/CSU]: Sie mögen zwar 
zuständig sein, aber kompetent sind Sie 

nicht, Herr Kollege!) 

— Das wissen Sie noch nicht, da Sie mich dazu 
überhaupt noch nicht haben reden hören. 

(Reddemann [CDU/CSU]: Aber ich kenne 
Sie!) 

Aber Sie wissen vielleicht vieles schon im Vorgriff. 

Meine Damen und Herren, das Recht auf Infor-
mation sowie die Möglichkeit des Informiertseins 
sind unerläßliche Voraussetzungen für das Funktio-
nieren eines demokratischen Gemeinwesens, das 
die gleichberechtigte Teilnahme aller Bürger an der 
politischen Willensbildung voraussetzt und erfor-
dert. Das Informationsrecht ist somit Instrument 
aktiver Teilnahme an der demokratischen Willens-
bildung und Kontrolle. 

Seit 1977 gilt in der Bundesrepublik das Verwal-
tungsverfahrensgesetz, das jedem Bürger, der an 
einem Verwaltungsverfahren beteiligt ist, einen 
grundsätzlichen Rechtsanspruch auf die Einsicht in 
Verfahrensakten gewährt. Vor dieser Zeit geneh-
migten die Behörden eine Akteneinsicht nur nach 
pflichtgemäßem Ermessen. Aber auch das heutige 
Recht klingt besser, als es in der Wirklichkeit ist. 
Nicht jeder Bürger hat nunmehr ein Aktenein-
sichtsrecht, sondern nur der Beteiligte an einem 
Verwaltungsverfahren. Es lassen sich noch viel 
mehr negative Punkte zu der jetzt existierenden 
Regelung darlegen, um zu zeigen, wie notwendig 
eigentlich eine Entwicklung in der Richtung ist, daß 
das Akteneinsichtsrecht verbessert wird. 

Der Gesetzentwurf, den die Fraktion der GRÜ-
NEN vorgelegt hat, beschränkt sich in diesem Fall 
nur auf das Recht der Einsicht in Umweltakten, 
was wir durchaus für sinnvoll halten. Damit wird 
die allgemeine Diskussion vom Himmel auf die 
Erde geholt. Es sind noch genug Schwierigkeiten 
da, aber das ist schon einmal ein Versuch, konkret 
darüber an einem gesellschaftlich ungemein wichti-
gen Punkt, wie wir das gerade heute morgen gese-
hen haben, zu diskutieren. 

Ich will jetzt nicht auf die Einzelheiten dieses 
Gesetzentwurfes eingehen. Aber ein Punkt ist wich-
tig, der auch die Schwierigkeiten eines solchen Ge-
setzentwurfes zeigt und hier natürlich mit disku-
tiert wird. In der allgemeinen Begründung gibt es 
einen wirklich hinreißend niedlichen Teil. In dem 
heißt es: 
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Wartenberg (Berlin) 
Ein Bürger oder eine Bürgerin erhält Kenntnis 
von einem ihn oder sie interessierenden Vor-
gang. Er oder sie sucht ohne Voranmeldung die 
zuständige Behörde auf und bittet um Akten-
einsicht. Ein Sachbearbeiter, der den Aktenin-
halt kennt, überprüft kurz die Akten im Hin-
blick auf Daten- und Geheimnisschutz sowie 
behördliche Schutzinteressen, bevor die Akten 
der Einsicht begehrenden Person herausgege-
ben werden. Dem Einsichtbegehrenden werden 
zugleich im Geschäftszimmer Tisch und Stuhl 
zur Verfügung gestellt. 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Und Kaffee be

-

stellt!) 

Er kann nach Wunsch aus den Akten Notizen 
machen oder Ablichtungen anfordern. 

Die Darstellung dieses Verwaltungsablaufs ist wohl 
mehr als naiv. 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Warum? Die ist 
menschlich!) 

— Es ist menschlich und nett. 

Der Staatssekretär im Innenministerium von 
Hessen, Andreas von Schoeler, hat sich sehr inten-
siv mit diesem Gesetzentwurf auseinandergesetzt. 
Er hat allein für den Normalfall des Verwaltungs-
verfahrens zehn komplizierte Prüfvorgänge ge-
zählt, die der Beamte erledigen muß, bevor er über-
haupt in der Lage ist, dem Menschen, der rein-
kommt, sich auf ein Stühlchen an den Tisch setzt 
und eine Akte haben möchte, diese zu geben. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Der kriegt zu

-

nächst einen Kaffee, dann hat er Zeit!) 

Wenn ein Gewerbebetrieb Verfahrensbeteiligter 
ist, kommen noch einmal sechs notwendige Prüf-
vorgänge dazu, und zwar Prüfvorgänge, die Sie 
selbst durch eine sinnvolle Eingrenzung auferlegt 
haben. Das sind nicht Prüfvorgänge, die der Verwal-
tungsmensch dort erfindet, sondern Sie haben die 
sinnvollerweise in Ihrem Gesetzentwurf als Be-
schränkung drin. 

Ich glaube, das zeigt sehr deutlich, wo, was den 
Verwaltungsaufwand betrifft, die Schwierigkeiten 
einer solchen wünschenswerten und vernünftigen 
Regelung sind. Ich sage das nicht deswegen, um 
diesen Gesetzentwurf niederzumachen. Ich halte 
den Ansatz für richtig. Wir müssen ihn weiter dis-
kutieren und zu einer Lösung kommen, vielleicht 
auch an einigen anderen Punkten. Bloß sollten wir 
nicht glauben, daß das alles so einfach ist. 

Es ist unbestreitbar richtig, daß ein allgemeines 
Akteneinsichtsrecht eine neue Verwaltungsaufgabe 
ist, die zusätzlichen Verwaltungsaufwand erfordert, 
und zwar um so mehr, je besser dieses Recht vom 
Bürger angenommen wird. Das Argument sticht je-
doch nicht, daß z. B. in Schweden oder in den USA 
die Verwaltung keineswegs zusammengebrochen 
ist. Dort machen die Bürger von diesem Recht nur 
wenig Gebrauch. In den USA sind es überwiegend 
Industrieunternehmen, und in Schweden ist es 
überwiegend die Presse. Man muß wohl auch auf 
die jeweilige Situation in dem Land hinweisen, wie 
dieses Recht genutzt wird. In der Bundesrepublik  

würde es wohl sehr viel anders sein. Übrigens wäre 
es ganz gut, wenn die Bürger das dann täten. 

Wenn man ein Fazit ziehen soll, dann kann das 
wohl nur heißen: Das Projekt eines Aktenzugangs

-

rechts für jedermann, ob nun bereichsspezifisch 
oder sofort für die ganze Verwaltung, wird vermut-
lich, jedenfalls vorläufig, an dem damit verbunde-
nen Verwaltungsaufwand scheitern. Ich glaube, 
man sollte auch nicht von vornherein sagen, daß 
diese Schwierigkeit so ohne weiteres wegzuräumen 
ist. 

Trotzdem: Die Ziele, die mit einem Aktenein-
sichtsrecht erreicht werden sollen, sind so wichtig, 
daß wir alles versuchen sollten, um diese Schwierig-
keiten zu überwinden. Insofern versprechen wir, 
daß wir diesen Gesetzentwurf als einen sehr guten 
Versuch, dieses einfach einmal zu kodifizieren, 
sinnvoll beraten werden und daß wir versuchen 
werden, zu Lösungen zu kommen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Regenspurger. 

Regenspurger (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen! Meine Herren! 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Mach's kurz! Dis

-

kontinuität!) 

Der zur Beratung anstehende Gesetzentwurf, des-
sen Überweisung an die Ausschüsse die Fraktion 
der CDU und CSU nach gutem parlamentarischen 
Gebrauch selbstverständlich zustimmt, ist — soviel 
läßt sich nach vollständiger Lektüre von Wortlaut 
und Begründung bereits sagen — überflüssig wie 
ein Kropf. 

(Lachen bei den GRÜNEN) 

Wieder einmal machen seine Autoren deutlich, was 
ein rot-grünes Bündnis der Bevölkerung und dem 
Steuerzahler bescheren würde: mehr Gesetze, un-
verständliche Gesetze mit langen Paragraphen und 
umständlichen Definitionen, 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Ihr habt auch et

-

was zu verbergen! — Mann [GRÜNE]: Er 
hat nichts begriffen, der Herr Kollege!) 

zusätzliche Bürokratie und zusätzliche Kosten, dies 
alles vorgeblich im Interesse und zum Nutzen der 
Menschen. Tatsächlich will sich die Alternativszene 
jedoch ein weiteres Instrument zur Verwaltungs-
sabotage schaffen, 

(Lachen bei den GRÜNEN — Wartenberg 
[Berlin] [SPD]: Was tun eigentlich die Ame

-

rikaner?) 

nachdem die Möglichkeiten zu einem solchen in die 
Milliarden gehenden Mißbrauch des Verwaltungs -
streitverfahrens 

(Lambinus [SPD]: Diese USA-Beschimp

-

fung ist schlimm!) 
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erst in dieser Legislaturperiode durch die Straffung 
des Verfahrens im Zusammenhang mit der Geneh-
migung von Großanlagen beseitigt worden sind. 

Vizepräsident Cronenberg: Sie gestatten eine Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Mann? 

Regenspurger (CDU/CSU): Ich gestatte keine Zwi-
schenfrage. 

(Mann [GRÜNE]: Das ist typisch! — Lam

-

binus [SPD]: Dieser Antiamerikanismus!) 

Akteneinsicht soll nämlich ausschließlich für 
Nichtbetroffene zusätzlich ermöglicht werden. Für 
Beteiligte eines Verwaltungsverfahrens sieht näm-
lich das allen rechtsstaatlichen Erfordernissen 
Rechnung tragende Verwaltungsverfahrensgesetz 
die Akteneinsicht in seinem § 29 längst vor. 

(Ströbele [GRÜNE]: Das steht in unserer 
Begründung!) 

Selbst dabei handelt es sich nur um die Ausfor-
mung eines rechtsstaatlichen Grundsatzes, den be-
reits das Grundgesetz mit seinem Inkrafttreten ge-
bracht hat. Von einem rechtsstaatlichen Nachholbe-
darf, wie ihn die Autoren des Entwurfs täuschend 
behaupten, kann angesichts der Kodifizierung des 
Verwaltungsverfahrens im Verwaltungsverfahrens-
gesetz 

(Ströbele [GRÜNE]: Ein Ignorant, wie er 
im Buche steht!) 

und des Verwaltungsstreitverfahrens in der Verwal-
tungsgerichtsordnung keine Rede sein. 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Armes Bayern! Das 
haben die nicht verdient!) 

Wir haben es vielmehr mit einem weiteren Versuch 
zu tun, den freiheitlich-demokratischen Rechtsstaat 
zu zerstören, diesmal mittels einer bewußt zu schaf-
fenden Paragraphen- und Verfahrenshypertrophie. 

(Ströbele [GRÜNE]: Spricht da der Beam

-

tenbund oder wer?) 

Sieht es auf den ersten Blick chaotisch oder wi-
dersprüchlich aus, so hat das Ganze doch Methode: 

(Zuruf von den GRÜNEN: Aha! Aha!) 

Demontage des Staates in seiner Existenz und im 
Kern seines Aufgabenbereichs wie durch überzoge-
nen Datenschutz im Bereich der inneren Sicher-
heit 

(Ströbele [GRÜNE]: Terroristische Vereini

-

gungen!) 

bei gleichzeitiger Schaffung und Ausweitung einer 
Datenschutzbürokratie, verbunden mit der Forde-
rung der Demontage der Polizei. Datenschutz mög-
lichst nur für die eigene Klientel und die Gewalttä-
ter. 

(Lambinus [SPD]: Bedanken Sie sich für 
Ihren Listenplatz! — Mann [GRÜNE]: 

Wozu reden Sie?) 

Bei anderen aber die Forderung nach Transpa-
renz. 

Meine Damen und Herren, ich kann ja verstehen, 
daß Ihnen nicht gefällt, was ich sage. Ich sage es  

aber trotzdem, weil wir in einer freiheitlichen De-
mokratie leben, in der wir dies sagen können. Gott 
sei Dank können wir all dies sagen, was wir auch 
wollen. 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Sie stellen sich 
selbst ins Abseits! — Mann [GRÜNE]: Was 
halten Sie eigentlich vom mündigen Bür

-

ger?) 

Darüber dürfen auch die Bestimmungen in dem 
Entwurf nicht hinwegtäuschen, die vorgeblich dem 
Schutz personenbezogener Daten sowie dem Schutz 
von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen dienen 
sollen. Das Vorblatt des Entwurfs stimmt nämlich 
nicht mit dem vorgeschlagenen Gesetzestext über-
ein. Im Gesetzestext erweist sich das, was die Auto-
ren aus dem sogenannten informationellen Selbst-
bestimmungsrecht herauslesen, das Sie so gerne 
vor sich hertragen, als Käse, der überwiegend aus 
Löchern besteht. 

Wie im übrigen die Autoren die Verwaltung und 
ihre Angehörigen in der Begründung ihres Entwur-
fes schildern, das grenzt an Diffamierung. Diese 
Diffamierung wird nur von der prahlerischen Inan-
spruchnahme selbst erarbeiteter Kompetenz über-
troffen. Von den vielen Beispielen, die dafür ange-
führt werden könnten, möchte ich nur auf die Gut-
achtenvergabe durch den hessischen Umweltmini-
ster verweisen. 

Den einzigen Beitrag, den die GRÜNEN zum 
Schutz der Wälder leisten könnten, nachdem sie die 
Wälder beim Thema Tschernobyl offen verraten 
hatten, könnte der Stoff der von ihnen erzeugten 
Papierflut sein, die sich aus ihren Parteigremien 
auch in das Parlament ergießt. Bekanntlich kann 
Papier nicht nur aus Altpapier hergestellt werden. 

Wer viel bedrucktes Papier produziert, der erhöht 
im übrigen die Wahrscheinlichkeit, Falsches zu be-
haupten. So stellen die Autoren des Entwurfs die 
Behauptung auf, allgemeine Verwaltungsvorschrif-
ten würden nicht veröffentlicht. Vom Gemeinsamen 
Ministerialblatt haben Sie offensichtlich noch 
nichts gehört. Oder Sie sagen bewußt die Unwahr-
heit. 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Am Rhein ist der 
Karneval ausgebrochen!) 

Meine Damen und Herren, meine Redezeit voll in 
Anspruch zu nehmen, täte Ihrem Entwurf zuviel 
Ehre. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Buh-Rufe von 
den GRÜNEN) 

Vizepräsident Cronenberg: Meine Damen und Her-
ren, weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. 
Der Ältestenrat schlägt Ihnen die Überweisung des 
Gesetzentwurfes auf Drucksache 10/5884 an die in 
der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vor. 
Andere Vorschläge macht das Haus nicht. So ist die 
Überweisung beschlossen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 36 auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für das Post- und 
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Fernmeldewesen (15. Ausschuß) zu der Un-
terrichtung durch die Bundesregierung 
Vorschlag für eine Empfehlung des Rates 
über die koordinierte Einführung des dienst-
integrierenden digitalen Fernmeldenetzes 
(ISDN) in der Europäischen Gemeinschaft — 
auf dem Weg zu einem europaweiten Telema

-

tikmarkt 
— Drucksachen 10/5933, 10/6254 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Pfeffermann 

Ursprünglich war eine Beratung mit Beiträgen 
von jeweils fünf Minuten vorgesehen. Die Fraktio-
nen haben mir aber übereinstimmend mitgeteilt, 
daß sie auf eine Aussprache verzichten und ihre 
Reden zu Protokoll geben wollen*). Das Präsidium 
ist nicht begeistert, akzeptiert aber diesen Vor-
schlag, so daß ich nur noch über die Beschlußemp-
fehlung des Ausschusses abzustimmen lassen brau-
che. 

Wer dieser Beschlußempfehlung zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Wer 
stimmt dagegen? — Enthaltung? — Bei Gegenstim-
men der GRÜNEN ist diese Beschlußempfehlung 
angenommen worden. 

Ich rufe nunmehr den Tagesordnungspunkt 33 
auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Auswärtigen Ausschusses (3. 
Ausschuß) zu der Unterrichtung durch die 
Bundesregierung 
Bericht der Bundesregierung über den Stand 
der Reform des auswärtigen Dienstes 
— Drucksachen 10/4204, 10/6158 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Lowack 
Frau Huber 
Frau Dr. Hamm-Brücher 
Frau Borgmann 

Der Ältestenrat hat auch hier eine Beratung von 
30 Minuten vorgesehen. — Widerspruch erhebt sich 
im Hause nicht, so daß ich die Aussprache eröffnen 
kann. 

Das Wort hat der Abgeordnete Lowack. 

Lowack (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Am 20. Juni 1985 hat der Deutsche 
Bundestag zu später Stunde, wie heute auch, die 
letzte Debatte zur Reform des auswärtigen 
Dienstes geführt. Es war gleichzeitig die erste par-
lamentarische Diskussion in 14 Jahren seit der Vor-
lage des Berichts der sogenannten Herwarth-Kom-
mission im März 1971, die weittragende Vorschläge 
für eine Reform unterbreitet hatte. 

Für eine der wichtigsten Industrienationen, für 
ein Land, das wie kein anderes vom Außenhandel 
abhängig ist und das davon lebt, daß es die besten 

*) Anlage 4; Ausführungen des Parl. Staatssekretärs 
Rawe siehe Anlage 3 des Plenarprotokolls 10/247 

Auslandsvertretungen, den besten auswärtigen 
Dienst hat, ist dies eine beschämende Feststellung. 
Offenbar haben wir den Wert einer optimalen au-
ßenpolitischen Repräsentation noch nicht so recht 
erkannt. 

Vielleicht ist es in diesem Zusammenhang auch 
ganz interessant, zu wissen, daß die Mittel für den 
auswärtigen Dienst im Bundeshaushalt einen An-
teil von noch nicht einmal 1 % ausmachen, wobei 
zwei Drittel des Haushalts für den auswärtigen 
Dienst nicht für dessen Organisation, sondern für 
operative Beiträge ausgegeben werden. 

Immerhin: Die Union hatte ihre Verantwortung 
für den auswärtigen Dienst sehr schnell erkannt. 
Bereits im Herbst 1983 konnte ich eine Anfrage an 
die Bundesregierung über die Notwendigkeit eines 
eigenen Gesetzes über den auswärtigen Dienst rich-
ten. Über die Magenschmerzen bei der Erstellung 
einer ressortabgestimmten Antwort möchte ich 
mich nicht näher auslassen. 

Den vierten Reformbericht vom 18. Januar 1984 
nahm die Fraktion zum Anlaß, einen Beschluß im 
Auswärtigen Ausschuß herbeizuführen, mit dem 
Konsequenzen für den Haushalt gefordert wurden. 
Gleichzeitig hatten wir die Große Anfrage und das 
Anhörungsverfahren vom Februar/März 1985 vor-
bereitet, wobei ich gerne einräume, daß dieses An-
hörungsverfahren in großer Einmütigkeit aller 
Fraktionen über die Bühne gegangen ist. 

Die Protokolle zum Anhörungsverfahren sind üb-
rigens noch heute eine Fundgrube und ein hervor-
ragender weiterer Ausgangspunkt für die Debatte 
zur Reform des Dienstes. Sie zeigen auch, wie das 
Personal des auswärtigen Dienstes bemüht ist, mit 
Erfindungsreichtum und oft unzumutbaren An-
strengungen den Aufgaben und Anforderungen ge-
recht zu werden. 

Auf unseren Vorschlag hin hat der Auswärtige 
Ausschuß im Anschluß an das Anhörungsverfahren 
einstimmig einen weitreichenden Beschluß zur Ver-
besserung der Situation des auswärtigen Dienstes 
gefaßt. Gleichzeitig wurde die Bundesregierung ge-
beten, noch vor dem Kabinettsbeschluß über den 
Haushalt 1986 für besonders prekäre Bereiche not-
wendige Konsequenzen zu ziehen. Es ist dankbar 
anzumerken, daß der Haushaltsausschuß dieses au-
ßergewöhnliche Verfahren aus eigenem Engage-
ment in der Sache akzeptiert und das Anliegen des 
Auswärtigen Ausschusses entscheidend gefördert 
hat. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, es ist 
zwischenzeitlich hinreichend bekannt, daß die Auf-
gaben des auswärtigen Dienstes seit dem Kommis-
sionsbericht 1971 erheblich zugenommen haben. 
Ich kann mir wegen der Debatte vom 20. Juni 1985 
Einzelheiten hierzu ersparen und darf nur noch-
mals aus dem ersten Reformbericht ein kurzes Zi-
tat bringen. Es hieß dort: „Der auswärtige Dienst 
lebt heute personell von der Hand in dem Mund. An 
die Stelle der Personalplanung tritt deshalb weitge-
hend der Zwang, Löcher zu stopfen." Das war 1971. 
In der Zwischenzeit, meine sehr geehrten Damen 
und Herren, sind nicht etwa Personalmehrungen 
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vorgenommen worden. Vielmehr wurde Personal 
abgebaut. 

Das Problem der Ehefrauen, die im auswärtigen 
Dienst Berufs-, Einkommens- und Rentenverzicht 
hinnehmen müssen, bleibt ungelöst. Das ist es bis 
heute. 

In dem am 11. November 1985 vorgelegten Be-
richt hat die Bundesregierung darauf hingewiesen, 
daß zum Haushalt 1986 einige neue Stellen einge-
plant werden sollen. Das Auswärtige Amt hat er-
gänzend 225 operative Stellen, abgesehen von der 
Personalreserve, vorgeschlagen. 

Zum Wunsch nach einem einheitlichen Stellen-
kegel hat die Bundesregierung eine Prüfung zuge-
sagt. Wegen einiger kleinerer personeller Verbesse-
rungen darf auf den Bericht Bezug genommen wer-
den. 

Insgesamt hat dieser Bericht die Erwartungen 
des Deutschen Bundestages nicht ganz erfüllt. Der 
Auswärtige Ausschuß hat deshalb zwar Zustim-
mung empfohlen, aber gleichzeitig vorgeschlagen, 
die Bundesregierung zu bitten, weitere Konsequen-
zen für grundsätzliche und weitgreifende Verbesse-
rungen für den auswärtigen Dienst zu ziehen. Der 
mitberatende Innenausschuß hat einige konkrete 
Verbesserungsvorschläge unterbreitet, die der Aus-
wärtige Ausschuß zustimmend in seinen Bericht 
und die Beschlußempfehlung unter der Ziff. II auf-
genommen hat. 

Es ist allerdings auch unübersehbar, daß viele 
Probleme im auswärtigen Dienst mit dem her-
kömmlichen Dienstrecht, das auf deutsche Verhält-
nisse abgestimmt ist, nicht oder nur unbefriedigend 
geregelt werden können. 

Der auswärtige Dienst ist in erster Linie ein In-
strument zur Durchsetzung deutscher Außenpolitik. 
Für die Auslandsvertretungen können die politi-
schen Zielsetzungen aber nicht wie in den inner-
deutschen Verwaltungen durch Rechtsnormen oder 
Verwaltungsakte durchgesetzt werden. Zudem ist 
der Dienst auf vielseitig einsetzbare Beschäftigte 
angewiesen, die zeitlebens zur weltweiten Verset-
zung bereit sein müssen. Die Mehrheit der Aus-
landsdienstposten befindet sich in gesundheitsge-
fährdenden Gebieten. 

Dieser Entwicklung haben viele Länder durch 
Gesetze und Sonderregelungen für ihre auswärti-
gen Dienste Rechnung getragen. Dazu gehören die 
meisten Mitgliedstaaten der Europäischen Gemein-
schaft, mit Ausnahme nur von Irland, Portugal und 
Spanien, an denen wir uns nicht orientieren sollten. 
Die Vereinigten Staaten von Amerika, Japan und 
die meisten Industrieländer haben derartige Ge-
setze. 

Der Auswärtige Ausschuß hat deshalb vorge-
schlagen, dem Auswärtigen Amt aufzutragen, dem 
Ausschuß über den Inhalt eines Gesetzes zu berich-
ten. Diesem Punkt hatte die sozialdemokratische 
Fraktion im Ausschuß nicht zugestimmt, weil man 
davon ausgegangen war, daß, initiiert in erster Li-
nie durch die Kollegin Huber, noch ein eigener Ge-
setzentwurf vorgelegt werde. Nachdem das bis  

heute nicht geschehen ist, gehe ich davon aus, daß 
auch die Sozialdemokraten dieser Berichtempfeh-
lung zustimmen können. Ich möchte Sie darum bit-
ten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Verheugen. 

Verheugen (SPD): Herr Präsident! Meine verehr-
ten Kolleginnen und Kollegen! Es ist leider keine 
positive Bilanz, die am Ende der 10. Legislaturpe-
riode zur Reform des auswärtigen Dienstes gezogen 
werden muß. Zwar haben die vom Kollegen Lowack 
dargestellten Initiativen des Parlaments dazu ge-
führt, daß die Probleme des auswärtigen Dienstes 
in den letzten Jahren stärker beachtet worden sind, 
durchgreifende politische Konsequenzen sind je-
doch ausgeblieben. Ich glaube, das ist für die Ange-
hörigen des auswärtigen Dienstes jetzt eine depri-
mierende, 15 Jahre währende Kontinuität in der 
Verweigerung der Reform. 

Das Bewußtsein für die Notwendigkeit ist aller-
dings geschärft worden. Ich wage zu hoffen, daß der 
nächste Bundestag diese Aufgabe nicht als einen 
lästigen Merkposten behandeln wird, sondern die 
zeitgemäße Regelung der offenkundigen Struktur-
probleme des Dienstes übernehmen wird. 

Zur Schärfung des Bewußtseins für die Aktualität 
der Frage hat eine Kollegin an vorderster Stelle bei-
getragen, deren Enttäuschung über die wieder ein-
mal steckengebliebene Reform ich voll und ganz 
teile. Ich meine Kollegin Antje Huber, die sich mit 
Engagement, Zähigkeit und großer Sachkunde der 
Nöte und Sorgen der Angehörigen des Dienstes an-
genommen hat. Ich möchte ihr dafür ausdrücklich 
danken. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn ich alles zusammenfasse, was wir in dieser 
Legislaturperiode durch die Große Anfrage der 
CDU/CSU, durch das Hearing des Auswärtigen 
Ausschusses und durch den jetzt zu beratenden Be-
richt der Bundesregierung an Erkenntnissen ge-
wonnen haben, so ergibt sich daraus für mich die 
zwingende Konsequenz: Wir brauchen ein Gesetz 
über den auswärtigen Dienst. 

Wir begrüßen es, daß sich auch der Bundesmini-
ster des Auswärtigen zu dieser Erkenntnis durchge-
rungen hat. Und wir beneiden ihn nicht um die Auf-
gabe, die er jetzt hat, nämlich diese Erkenntnisse 
auch beim Bundesminister der Finanzen und beim 
Bundesminister des Innern durchzusetzen. Der Wi-
derstand der Finanz- und Innenpolitiker ist frak-
tions- und parteiübergreifend. Damit beantworte 
ich auch die unausgesprochene Frage des Kollegen 
Lowack, was da wohl passiert ist. 

(Lambinus [SPD]: Wie so oft!) 

Die mit Außenpolitik befaßten Kollegen, die sich 
im wesentlichen einig sind, stehen einer ziemlich 
großen Koalition gegenüber. Man muß deshalb die 
Probleme und Besonderheiten des auswärtigen 
Dienstes noch einmal deutlich beim Namen nen-
nen. Offenkundig leidet der auswärtige Dienst im- 
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mer noch unter der Klischeevorstellung vom Diplo-
maten, der sich am Cocktailglas festhält und sonst 
nicht viel tut. Dieser Mythos hat deshalb so ein 
zähes Leben, weil die Öffentlichkeit sich beharrlich 
weigert, die tägliche harte Knochenarbeit in einem 
Apparat zur Kenntnis zu nehmen, der zwar immer 
mehr leisten soll, aber nicht entsprechend ausge-
stattet wird. 

Man könnte interessante psychologische Be-
trachtungen anstellen, warum gerade der auswär-
tige Dienst so sehr zu Vorurteilen herausfordert. 
Der Hauptgrund ist wohl, daß seine Arbeit für die 
meisten Bürger unsichtbar ist. Was sie sehen, ist 
der Außenminister mit seinen medienbeherrschen-
den Aktivitäten rund um den Globus. So muß man 
dann wohl mit Bert Brecht sagen: Man sieht nur 
den im Lichte, die im Dunkeln sieht man nicht. 

Der auswärtige Dienst ist für ein Land unserer 
Lage und Größe eines der wichtigsten Instrumente 
der Politik. 

(Beifall des Abg. Mann [GRÜNE]) 

Die Dichte der internationalen Beziehungen, die 
weltwirtschaftlichen Verflechtungen, die gewaltige 
Aufgabe der Friedenssicherung, die zahlreichen 
Konflikte und Gefahrenherde um uns herum, aber 
auch eine so profane Erscheinung wie der moderne 
Reiseverkehr: Das alles verlangt einen hochmoti-
vierten und hochqualifizierten auswärtigen Dienst. 

Wie aber soll man Motivation und Qualifikation 
aufrechterhalten, wenn der Dienst im Geschäftsbe-
reich des Auswärtigen Amtes gleichzeitig aufrei-
bender und materiell unattraktiver wird? Es fängt 
schon mit der Bewerbung an. Qualifizierte Volljuri-
sten und Nationalökonomen werden sich kaum für 
den auswärtigen Dienst entscheiden, wenn sie 
praktisch erst mit 35 Jahren ihr erstes richtiges Ge-
halt zu sehen bekommen. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Lambinus? 

Verheugen (SPD): Aber gerne. 

Lambinus (SPD): Herr Kollege, stimmen Sie mir 
zu, daß bei einer derartigen Beratung der für die 
Beamten zuständige Innenminister, aber auch der 
Finanzminister eigentlich anwesend sein sollten? 

Verheugen (SPD): Ich stimme Ihnen zu, allerdings 
mit der Einschränkung, daß sie nicht eigentlich, 
sondern unbedingt anwesend sein sollten. 

(Zustimmung bei der SPD und der FDP — 
Frau Dr. Hamm-Brücher (FDP): Ich lasse 

mir das nicht mehr bieten!) 

— Frau Kollegin Hamm-Brücher, das zeigt, wie die-
ses Problem innerhalb der Bundesregierung tat-
sächlich eingeschätzt wird. So ist es eben. — An-
derswo sind gute Leute dann schon ein gutes Stück 
weiter oben auf der Karriereleiter. 

Meine Damen und Herren, kein anderer Dienst 
kennt das Prinzip der weltweiten Versetzungsbe-
reitschaft bei gleichzeitiger Rotation. Kein anderer 

Dienst verlangt vom Ehepartner des Bediensteten 
nicht nur den Verzicht auf einen eigenen Beruf, 
sondern gleichzeitig auch noch unentgeltliche 
Hand- und Spanndienste, wie man die Rolle beson-
ders der Ehefrau wohl treffend beschreiben kann. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Kein anderer Dienst ist mit solchen Risiken für die 
Gesundheit, den Bestand der Familie und sogar die 
persönliche Sicherheit verbunden. 

In unserem Dienstrecht, in unserem Verwal-
tungssystem wird der auswärtige Dienst mit seinen 
unzähligen und unvorhersehbaren Besonderheiten 
wie eine Flurbereinigungsdirektion behandelt. Das 
ist nicht nur anachronistisch, es ist auch sträflicher 
Leichtsinn, weil von der Funktionsfähigkeit des 
auswärtigen Dienstes eben so viel abhängt. 

Ein Gesetz über den auswärtigen Dienst sollte 
daher sicherstellen, daß das Auswärtige Amt eine 
Personalausstattung bekommt, die den wachsenden 
Aufgaben gerecht wird. Dazu müßte die Absiche-
rung der Personalreserve und die Verbesserung des 
Stellenkegels gehören. Es ist nicht einzusehen, daß 
die Auslandsvertretungen beim Stellenkegel wie 
nachgeordnete Inlandsbehörden behandelt werden. 

Damit der Dienstherr seine Fürsorgepflicht erfül-
len kann, muß ein Rechtsanspruch der Familienan-
gehörigen der Bediensteten geschaffen werden, die 
bei Veranstaltungen, die im dienstlichen Interesse 
liegen, Schäden erleiden. 

Gesetzlich abgesichert werden sollten auch die 
Sprachzulage, der Ausbildungszuschlag und ein mo-
natlicher Ehepartnerzuschlag. 

Was die Sprachzulage angeht, verehrte Kollegin-
nen und Kollegen, so möchte ich Sie auf einen inter-
essanten Aspekt der Traditionspflege des Auswärti-
gen Amtes hinweisen. Diese Sprachenzulage ist seit 
1924 nicht mehr erhöht worden. Wohl aber gelten 
die Kürzungen der Brüningschen Notverordnungen 
in diesem Bereich immer noch weiter. 

(Becker [Nienberge] [SPD]: Unerhört!) 

Wir werden nicht daran vorbeikommen, die Op-
fer, die von den Ehepartnern verlangt werden, we-
nigstens in bescheidenem Umfang durch einen 
Ehepartnerzuschlag materiell auszugleichen. Das, 
was jetzt vorgesehen ist, nämlich eine weitere Zu-
lage von 100 DM, halten wir für unzureichend. 

Unhaltbar ist auch der Zustand, daß es für die 
ausländischen Ortskräfte, für die das deutsche Ta-
rifrecht nicht gilt, keine Mindeststandards gibt. 

Abgeschafft werden sollte schließlich der nega-
tive Kaufkraftausgleich, dessen Entstehungsge-
schichte große Zweifel weckt. Für diejenigen, die es 
interessiert: Er ist 1940 durch Führererlaß für die 
Angehörigen von NS-Einrichtungen in den besetz-
ten europäischen Gebieten geschaffen worden. Die-
sen negativen Kaufkraftausgleich, der in Einzelfäl-
len schon heute zu schweren sozialen Härten führt, 
gibt es in dieser Form in keinem anderen auswärti-
gen Dienst; ähnlich gibt es ihn lediglich in der 
Schweiz. 
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entstehen, wenn auf Antrag eine vorzeitige Verset-
zung in den Ruhestand in solchen Fällen möglich 
wäre, in denen der Bedienstete bestimmte Zeiten 
auf gesundheitsgefährdenden Posten verbracht 
hat. 

Ein Hauptproblem wird die Frage werden, inwie-
weit das Auswärtige Amt ermächtigt werden kann, 
die Sonderfälle seines Bereichs in eigener Kompe-
tenz zu regeln; ich halte das für notwendig. Die Aus-
landsvertretungen und die Zentrale sind viel zu 
sehr mit bürokratischem Papierkrieg belastet. 
Wenn es um Sachmittel geht, sollten die Leiter der 
Vertretungen mehr Gestaltungsspielraum erhalten. 
Wenn es um Personalkosten und Personalprobleme 
geht, sollte das Amt selber mehr Regelungsbefug-
nisse haben. 

Bei den notwendigen Stellenvermehrungen geht 
es uns vor allem um den einfachen, den mittleren 
und den gehobenen Dienst. Gerade hier ist die Per-
sonaldecke besonders eng. Die für das nächste 
Haushaltsjahr vorgesehenen Stellenverbesserun-
gen sind nicht ausreichend. Es erscheint fast wie 
Hohn, daß zur Verbesserung der Sicherheit der Be-
diensteten im In- und Ausland — ein Thema, das 
aus traurigem Anlaß aktuell geworden ist — ganze 
acht neue Stellen für Pförtner und zwei Stellen im 
mittleren Dienst vorgesehen sind. Wir haben lernen 
müssen, daß der auswärtige Dienst ein bevorzugtes 
Ziel terroristischer Anschläge ist. Angesichts dieser 
Gefahren können kleinliche fiskalische Bedenken 
nicht toleriert werden. 

Meine Damen und Herren, vergleichbare andere 
Länder haben ihre auswärtigen Dienste den verän-
derten Gegebenheiten längst angepaßt. Wir können 
uns einen personell unterbesetzten, mit Arbeitsmit-
teln schlecht ausgestatteten und sozial nicht ausrei-
chend abgesicherten auswärtigen Dienst nicht län-
ger leisten. Die unmittelbare politische Verantwor-
tung liegt beim Bundesaußenminister. Herr Mini-
ster, holen Sie bitte das Gesetz aus der Schublade. 
Ich weiß nicht mehr so genau, was Sie in Ihren 
Schubladen haben, aber ich glaube, es ist drin. 

Meine Damen und Herren, der auswärtige Dienst 
ist ein empfindliches und wertvolles Instrument. Es 
liegt in unser aller Interesse, dafür zu sorgen, daß 
Einsatzbereitschaft und Leistungsfreude der Ange-
hörigen des auswärtigen Dienstes auch ihre ent-
sprechende Anerkennung finden. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Dr. Hamm-Brücher. 

Frau Dr. Hamm-Brücher (FDP): Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Zum zweitenmal 
in dieser Legislaturperiode debattieren wir zu spä-
ter Stunde über die nicht befriedigende Situation 
des auswärtigen Dienstes. Zum zweitenmal liegt 
dem Deutschen Bundestag eine Beschlußempfeh-
lung des Auswärtigen Ausschusses zu dieser The-
matik vor. Und zum zweitenmal glänzen — leider — 
die  beiden weiteren entscheidend zuständigen Mi-
nisterien durch Abwesenheit. Herr Kollege Bötsch,  

es ist einfach eine Frage unserer Selbstachtung, 
daß wir hier in Anwesenheit der Vertreter der Exe-
kutive debattieren. Wir sind die erste Gewalt im 
Staat, und wir haben einen Anspruch darauf, daß 
trotz der späten Stunde auch diese beiden Ministe-
rien durch ihre politischen Spitzen hier wenigstens 
einigermaßen vertreten sind. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Seien Sie mir nicht böse, daß ich das hier einmal 
ganz deutlich sage. 

Nun wissen wir, daß trotz ernsthafter und gewis-
senhafter Bemühungen — Herr Kollege Lowack 
hat es gesagt, Herr Verheugen hat es gesagt — des 
Auswärtigen Ausschusses, der Berichterstatter — 
vor allem Frau Huber ist hier zu nennen — die 
Ergebnisse unserer Bemühungen, wie sie sich im 
Haushaltsplan für 1987 niederschlagen, alles in al-
lem nicht befriedigend sind. Die vorgesehenen Ver-
besserungen, die Stellenmehrung, die Zulagen, die 
Aufwandsentschädigung, der Ehegattenzuschlag, 
sollen nicht geringgeachtet werden. Aber ange-
sichts der festgestellten Mängel, der Defizite und 
der Personallage, wie sie hier jetzt wieder beschrie-
ben worden ist, können wir sie doch nur als ein 
Trostpflaster — oder als mehrere Trostpflaster — 
bezeichnen. 

Im Hinblick auf meine sehr kurze Redezeit 
möchte ich heute deshalb nicht wiederholen, was 
ich bereits am 20. Juni 1985 gesagt habe. Ich möchte 
darauf verweisen und es doch noch einmal bekräfti-
gen: Sehr geehrte Bundesregierung, der auswärtige 
Dienst ist keine Verwaltung wie jede andere. Des-
halb kann er auch nicht so behandelt werden wie 
jede andere Verwaltung. Deshalb ist es erforderlich 
— wie in anderen westlichen Ländern längst ge-
schehen —, den besonderen Erfordernissen dieses 
Dienstes durch ein eigenes Gesetz gerecht zu wer-
den. 

(Sehr gut! bei der SPD) 

Nach langer Beratung unterstreiche ich deshalb 
für meine Fraktion — ich war ursprünglich gar kein 
besonderer Anhänger dieser Idee, aber ich habe da-
zugelernt und sage das heute für meine Fraktion — 
besonders den dritten Absatz der Ziffer I 3 unserer 
Beschlußempfehlung, mit dem dieser Gesetzge-
bungsprozeß nun in Gang gesetzt werden soll. Ich 
hätte mir gewünscht, daß die Aussage in diesem 
dritten Absatz noch etwas deutlicher ausgefallen 
wäre, z. B. mit einer ganz klaren Fristsetzung verse-
hen worden wäre, etwa bis Februar 1987, damit wir 
in der nächsten Legislaturperiode alsbald wirklich 
Nägel mit Köpfen machen können. 

Aber, meine Kolleginnen und Kollegen — auch 
da waren wir uns über die Fraktionen hinweg 
einig —, abgesehen und unabhängig von einem Ge-
setz über den auswärtigen Dienst kann und muß 
die Bundesregierung einiges mehr tun, vor allem 
solange wir noch kein Gesetz haben. 

Wir wünschen — das ist besonders verbesse-
rungsbedürftig — die Erstellung eines einheitlichen 
Stellenkegels für den In- und den Auslandsdienst 
des Amtes. Das müßte eine Selbstverständlichkeit 
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sein. Allerdings ist hier die Hebung von ein paar 
hundert Stellen notwendig. Wir wissen das. Das ko-
stet Geld. Man wird es also nicht von heute auf mor-
gen durchführen können. Wir wünschen die zügige 
Vermehrung der Planstellen im mittleren Dienst. 
Denn nur dann, wenn wir im mittleren Dienst Luft 
schaffen, können wir organisatorisch Aufgaben ver-
lagern und damit etwas Erleichterung in der Stel-
lensituation schaffen. 

Wir wünschen die Aufstockung der Personal-
reserve, wie sie nun von der Reformkommission — 
wieder und wieder seit 1968 — gefordert wurde, aus 
vielen Gründen, aber auch weil sie die Vorausset-
zung für die dringend erforderliche Verstärkung 
der Aus- und Fortbildung der Bediensteten und 
auch des sogenannten Midcareer-Trainings, von 
dem bei der Anhörung immer wieder die Rede 
war. 

Wir müssen auch den Abbau der Bürokratie vor-
antreiben. Wir haben mit bassem Erstaunen im 
Ausschuß vernommen, daß die Automatisierung 
und die Computervorbereitung so weit abgeschlos-
sen sind, daß aber das Geld fehlt, um die Fachkräfte 
hierfür an den Apparaten auszubilden. Das nähert 
sich schon einem Schildbürgerstreich. 

Wir wünschen, daß die Maßnahmen zur Verbesse-
rung der Sicherheit der Bediensteten des auswärti-
gen Dienstes und ihrer Angehörigen verstärkt wer-
den. 

Wir wünschen nicht zuletzt die überfällige Ver-
besserung der Situation der Ehepartner und Fami-
lien der im Ausland tätigen Diplomaten. Ich sage 
Ihnen heute zum wiederholten Male: Die Attraktivi-
tät des auswärtigen Dienstes wird letztlich davon 
abhängen, ob wir der gewandelten gesellschaftli-
chen Situation, nämlich in der Regel der gewünsch-
ten Berufstätigkeit der Ehefrauen, die die Aus-
landsreisen mit ihrem Mann durch Unterbrechung 
ihrer Berufstätigkeit oder durch Verzicht auf sie 
bezahlen, endlich durch geeignete Maßnahmen aus-
reichend Rechnung tragen. Wir haben in unserer 
Beschlußempfehlung hierzu sehr konkrete gute 
Vorschläge gemacht, 

(Beifall bei den GRÜNEN sowie des Abg. 
Verheugen [SPD]) 

übrigens mit Hilfe des Innenausschusses, dem wir 
dafür zu danken haben. 

Ich möchte keinen Zweifel daran lassen, daß die 
Fraktion der FDP den Berichtsauftrag an die Bun-
desregierung als Aufforderung zur raschen und zu-
friedenstellenden Lösung dieser Probleme ver-
steht. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, jetzt darf nicht 
länger über das Ob debattiert werden; jetzt muß 
über das Wie debattiert werden. Ebenso begrüßen 
wir die im Beschlußteil der Vorlage angestrebten 
Besoldungsverbesserungen für den einfachen und 
den mittleren Dienst. Denn sie dienen nicht nur der 
Behebung sozialer Unzuträglichkeiten, sondern vor 
allem der Erhaltung der Versetzungsbereitschaft 
und damit doch der Funktionsfähigkeit des auswär-

tigen Dienstes auf allen Ebenen. Wir sollten nicht 
locker lassen. 

Wir danken allen, die an diesen Reformen weiter 
fleißig arbeiten und dafür kämpfen, vom Vorsitzen-
den des Personalrats bis zum Minister. Wir wollen 
sie dabei unterstützen. Aber ein bißchen müssen 
Sie auch selber kämpfen, meine Herren aus diesem 
schönen Hause. 

Zum Schluß: Ich fühle mich als langjährige 
Staatsministerin allen Mitarbeitern, die in diesem 
oft schweren Dienst für unser Ansehen in der Welt 
eintreten, tief verbunden. 

Mir ist diese Verbundenheit besonders deutlich 
geworden — lassen Sie mich das am Schluß sagen, 
und allen Anwesenden wird es ähnlich ergangen 
sein — bei der Gedenkfeier für den ermordeten 
Spitzenbeamten Gero von Braunmühl. Ich habe 
diese Stunde als eine Manifestation der Geschlos-
senheit, des Pflichtbewußtseins und der morali-
schen Integrität des auswärtigen Dienstes empfun-
den. 

Aber, meine Kolleginnen und Kollegen, wenn wir 
diesen auswärtigen Dienst erhalten wollen — und 
wir wollen ihn so erhalten und nicht anders —, 
dann müssen wir ihm das geben, was er zur Erfül-
lung seiner Aufgaben braucht. Der Gesetzgeber ist 
und bleibt hier gefordert. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Fischer (Bad Hersfeld). 

Fischer (Bad Hersfeld) (GRÜNE): Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Frau Hamm-Brü-
cher, ich danke Ihnen für den Hinweis auf Gerold 
von Braunmühl. Ich möchte deutlich machen, daß 
uns allen nicht erst seit der Ermordung, seit der 
erbarmungslosen Hinrichtung von Herrn von 
Braunmühl bewußt sein sollte, welchen besonderen, 
manchmal auch unerträglichen Belastungen die 
Angehörigen des auswärtigen Dienstes der Bundes-
republik an vielen Dienstorten in der Welt ausge-
setzt sind. 

Wir GRÜNEN unterstützen deshalb auch die For-
derung nach dem seit vielen Jahren überfälligen 
Gesetz über den auswärtigen Dienst, von dem wir 
uns insbesondere eine Verbesserung der Lebens-
und Arbeitsbedingungen der Angehörigen des un-
teren und mittleren Dienstes erhoffen. 

Ich habe mir selber bei verschiedenen Gelegen-
heiten in ausführlichen Gesprächen mit den Perso-
nalvertretern deutscher Botschaften und Konsulate 
ein Bild von der Situation vor Ort machen können, 
und ich nehme erfreut zur Kenntnis, daß der Au-
ßenminister — mit Verlaub, Herr Genscher — in-
zwischen als Dienstherr offenbar größeres Inter-
esse für die Lage seiner Mitarbeiter im Ausland 
entwickelt hat, als dies in früheren Jahren der Fall 
gewesen zu sein scheint. 

Ich habe mich deshalb auch in der Sitzung des 
Auswärtigen Ausschusses am 1. Oktober dieses 
Jahres nachdrücklich hinter die Forderung nach ei-
nem Gesetz über den auswärtigen Dienst gestellt 
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und bedauere ausdrücklich, daß dies offensichtlich 
nicht mehr in dieser Legislaturperiode umgesetzt 
werden kann. 

Die Beschlußempfehlung des Auswärtigen Aus-
schusses enthält in ihrem ersten Teil leider — das 
haben wir auch im Ausschuß betont — nur sehr ver-
schwommene Formulierungen über Besonderhei-
ten und Zusammenhänge an Stelle eines unmißver-
ständlichen Berichtsauftrags an die Regierung. Wir 
GRÜNEN haben deshalb diesem Empfehlungsteil 
— übrigens nur diesem Teil — unsere Zustimmung 
verweigert, nicht weil wir weniger wollen, sondern 
weil wir für den auswärtigen Dienst mehr wollen. 

Wir GRÜNEN fordern dieses Gesetz, weil wir ei-
nen auswärtigen Dienst wollen, der den Menschen 
dient, wie es bereits mein Kollege Horacek in der 
Reformdebatte des Bundestages im Jahre 1985 ge-
sagt hat. Das heißt für uns nicht nur die kritische 
Weiterführung der bisherigen Aufgaben, die aus un-
serer Sicht häufige Überbetonung wirtschaftspoliti-
scher und sicherheitspolitischer Aufgaben, sondern 
eine verstärkte Öffnung für Themen wie Umwelt-
schutz, Menschenrechte und humanitäre Hilfe. 

Deshalb muß dem auswärtigen Dienst der Rük-
ken freigehalten werden von den Umständlichkei-
ten der innerstaatlichen Bürokratie, müssen seine 
Mitarbeiter in den Stand gesetzt werden, das zu 
tun, wofür sie da sind: 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

praktische Außenpolitik im Interesse der Men-
schen, nicht allein für die Deutschen im Ausland, 
nicht allein für die Vertreter der Industrie, sondern 
auch und gerade für Menschen, die als Flüchtlinge 
bei unseren Auslandsvertretungen Schutz vor Ver-
folgung suchen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Der zweite Teil der Beschlußempfehlung be-
zweckt, wie es dort heißt, Verbesserungen für die 
Ehepartner der Angehörigen des auswärtigen 
Dienstes. Ehepartner, das heißt auf deutsch: für die 
Frauen. Man kann nur den Kopf schütteln, daß es 
zur Lösung dieser Probleme bei Dienstunfällen, bei 
Beurlaubungen und bei den Versorgungsansprü-
chen der Frauen überhaupt noch eines Berichtsauf-
trages des Bundestages an die Bundesregierung be-
darf. Das hätte schon längst im Rahmen des Dienst-
rechtes geregelt sein müssen. Unser Verständnis 
dieser Probleme ist, daß sie nicht geprüft, sondern 
gelöst werden müssen, und zwar schnellstens. 

(Frau Dr. Hamm-Brücher [FDP]: Geprüft 
haben wir genug!) 

Ein abschließendes Wort möchte ich zu den im 
Schlußteil der Beschlußempfehlung angesproche-
nen, leider nur geringfügigen Besoldungsverbesse-
rungen für den einfachen und mittleren Dienst sa-
gen. Diese Besoldungsverbesserungen verschaffen, 
wenn sie überhaupt durchkommen, nur eine ge-
ringe Kompensation für Einkommensverluste, die 
durch die zunehmende Anzahl von Dienstorten mit 
negativem Kaufkraftausgleich bzw. Null-Kaufkraft-
ausgleich entstehen, eine Folge der Dollarkursent

-

wicklung. Wir GRÜNEN müssen mit Erstaunen 
feststellen — das habe ich erst vor einigen Tagen 
begriffen —, daß mit dem negativen Kaufkraftaus-
gleich heute noch ein Einkommenskürzungsinstru-
ment Anwendung findet, dessen Existenz auf einen 
Führerbefehl Adolf Hitlers vom 18. Oktober 1940 zu-
rückgeht und mit dessen Existenz sich das Dritte 
Reich vor den besoldungsmäßigen Konsequenzen 
der Besetzung fremder Länder bewahren wollte. 

(Hört! Hört! bei den GRÜNEN — Zuruf von 
der CDU/CSU: So ist es!) 

Mit Ausnahme der Schweiz, die ihrem auswärtigen 
Dienst eine bei uns nicht bestehende Sonderzulage 
zahlt, gibt es kein einziges Land auf der Welt, das 
einen negativen Kaufkraftausgleich für die Bedien-
steten des auswärtigen Dienstes kennt. 

Außenpolitik für und mit real existierenden Men-
schen im auswärtigen Dienst und für Menschen im 
Ausland! 

(Frau Dr. Hamm-Brücher [FDP]: Men

-

schen existieren immer real!) 

— Sehr logisch! — Die chronische personelle Unter-
besetzung der meisten deutschen Auslandsvertre-
tungen läßt dieses Ziel für uns zur Zeit als Utopie 
erscheinen. 

Die zur Abstimmung stehende Beschlußempfeh-
lung ist uns — das sage ich ganz ehrlich — etwas zu 
lasch. Im Interesse der Betroffenen jedoch und da-
mit wir wenigstens überhaupt etwas durchsetzen, 
damit überhaupt etwas geschieht — und darüber, 
daß etwas geschehen muß, sind wir uns ja alle 
einig —, werden wir der Beschlußempfehlung mit 
Bauchgrimmen zustimmen. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat nun der 
Bundesminister des Auswärtigen, Hans-Dietrich 
Genscher. 

Genscher, Bundesminister des Auswärtigen: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Ich möchte 
der Frau Kollegin Hamm-Brücher sehr herzlich da-
für danken, daß sie an die Trauerfeier für Gerold 
von Braunmühl in der Beethovenhalle am 15. Okto-
ber erinnert hat. Ich glaube, daß damals einer brei-
ten Öffentlichkeit deutlich geworden ist, mit wel-
chem Pflichtbewußtsein der auswärtige Dienst 
seine Aufgabe erfüllt, mit einem Pflichtbewußtsein, 
das sich nicht nur in dieser Stunde bewähren muß-
te, sondern täglich an vielen Dienstorten neu be-
währen muß. 

(Zustimmung der Abg. Frau Dr. Hamm
- Brücher [FDP]) 

Ich denke, Ihnen, Frau Kollegin, ist auch zuzu-
stimmen, wenn Sie gesagt haben, daß dieses Pflicht-
bewußtsein seine Entsprechung auch in Verantwor-
tung und Fürsorge unseres Staates für seinen aus-
wärtigen Dienst finden muß, und das zu tun ist 
Anlaß unserer heutigen Beratung, ist Anlaß der Be-
ratung auch der Beschlußempfehlungen des Aus-
wärtigen Ausschusses vom 1. Oktober. Ich begrüße 
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diese Beschlußempfehlungen und die in ihnen ent-
haltenen Berichtsaufträge an das Auswärtige Amt 
und an die Bundesregierung. 

Die Notwendigkeit eines Gesetzes über den aus-
wärtigen Dienst habe ich im Auswärtigen Ausschuß 
am 1. Oktober bejaht. Es ist mir ähnlich gegangen 
wie Ihnen, Frau Kollegin: Auch ich habe mich zu 
dieser Einsicht durchringen müssen. Ich bin heute 
der Meinung, es ist der richtige Weg, und zwar nicht 
nur deshalb, weil fast alle europäischen Staaten 
und dazu die USA, Japan und wichtige Staaten der 
Dritten Welt schon jetzt besondere Regelungen für 
ihre auswärtigen Dienste geschaffen haben, son-
dern auch, weil sich zeigt, daß die Besonderheiten 
des auswärtigen Dienstes und die Anforderungen 
an seine Mitarbeiter nicht in einer allgemeingülti-
gen gesetzlichen Regelung einzufangen sind, die für 
andere Aufgabenstellungen unter anderen Bedin-
gungen gedacht ist. 

Die Länder, die solche Regelungen schon heute ha-
ben, haben die Leistungsfähigkeit ihres auswärtigen 
Dienstes steigern können. Unser Land an der Schnitt-
stelle der Weltpolitik darf aber noch weniger als diese 
Staaten irgendeine Möglichkeit aus der Hand geben, 
seinen auswärtigen Dienst in die Lage zu versetzen, 
seine vielfältigen Aufgaben zu erfüllen. 

Allerdings geht es nicht nur um die Leistungsfä-
higkeit des auswärtigen Dienstes; es geht zugleich 
auch um die in diesem Dienst arbeitenden Men-
schen und ihre Familien. 

(Frau Dr. Hamm-Brücher [FDP]: Sehr wahr!) 

Deshalb ist besonders zu begrüßen, was die Be-
schlußempfehlung über Verbesserungen der sozia-
len und rechtlichen Stellung der Ehepartner sagt. 
Das Auswärtige Amt wird durch die Schaffung ei-
nes Familien- und Frauenreferats in Kürze einen 
weiteren Beitrag zur Besserstellung der Ehepartner 
und Familien unserer Bediensteten leisten, soweit 
das heute schon in unseren Möglichkeiten steht. 

Ebenso befürworte ich die im Schlußteil der 
Beschlußempfehlungen angesprochenen Einkom-
mensverbesserungen für die mittleren und die un-
teren Besoldungsgruppen. Was wir aber vor allem er-
reichen müssen, ist ein angemessenes Einkommen 
für alle Mitarbeiter unseres Dienstes, das nicht zum 
Spielball externer Faktoren — wie Kursschwankun-
gen anderer Währungen — gemacht werden darf. 

(Lambinus [SPD]: Sehr gut!) 

Ebenso müssen wir davon ausgehen, daß das Fami-
lieneinkommen im Inland bei einer Auslandsverset-
zung sehr häufig nur noch aus dem Einkommen des 
Mitarbeiters besteht, was sehr oft einen erhebli-
chen Einkommensverzicht bedeutet. 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, die 
heute zur Verabschiedung durch den Bundestag an-
stehenden Beschlußempfehlungen des Auswärtigen 
Ausschusses sind ein Schritt auf dem Wege zur Re-
form des auswärtigen Dienstes. Diese Reform hat 
den jetzt vor dem Abschluß der Legislaturperiode 
stehenden Bundestag mehr beschäftigt als irgend-
einen anderen Bundestag zuvor. Dafür möchte ich 
Ihnen — auch im Namen der Mitarbeiter des aus-
wärtigen Dienstes — sehr herzlich danken, ebenso 
für die gestrigen Beschlüsse des Haushaltsaus-
schusses, die eine beachtliche Verstärkung unseres 
Personalhaushalts mit sich bringen werden. 

Der auswärtige Dienst wird auch in Zukunft auf 
die Zustimmung des Deutschen Bundestages, auf 
sein Verständnis und seine Unterstützung angewie-
sen sein. Ich gebe der Hoffnung Ausdruck, daß mich 
bei meinen Bemühungen in der künftigen Legisla-
turperiode die Regierungsfraktionen ebenso nach-
haltig unterstützen werden, wie es von der Opposi-
tion schon jetzt versprochen worden ist. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und bei 
Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Da weitere Wortmel-
dungen nicht vorliegen, kann ich über die von allen 
Rednern erwähnte Beschlußempfehlung auf Druck-
sache 10/6158 abstimmen lassen. Wer dieser Be-
schlußempfehlung zustimmt, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Wer ist dagegen? — Enthaltungen? 
— Ich kann feststellen, daß diese Beschlußempfeh-
lung einstimmig angenommen worden ist. 

Damit sind wir am Schluß unserer heutigen Ta-
gesordnung. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen 
Bundestages auf morgen, Freitag, den 14. November 
1986, um 8 Uhr ein und wünsche Ihnen noch einen 
angenehmen Abend. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 21.56 Uhr) 

Berichtigung 

245. Sitzung, Seite III rechte Spalte: Bei Anlage 5 ist 
zu streichen 

Umsetzung der EG-Produkthaftungsrichtlinie 
vom 25. Juli 1985 

MdlAnfr 10 07.11.86 Drs. 10/6383 
Stiegler SPD 

Einzufügen ist 

Anerkennung der Familienangehörigen von 
Asylbewerbern als politische Flüchtlinge; Beur-
teilung solcher Fälle in anderen europäischen 
Ländern 

MdlAnfr 13, 14 07.11.86 Drs. 10/6383 
Dr. Hirsch FDP 
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Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten  

Abgeordnete(r) 	entschuldigt bis einschließlich 

Dr. Abelein ** 14. 11. 
Borchert 13. 11. 
Bredehorn 14. 11. 
Dr. Corterier ** 14. 11. 
Frau Dann 14. 11. 
Frau Dr. Däubler-Gmelin 13. 11. 
Duve 14. 11. 
Eigen 14. 11. 
Ertl 14. 11. 
Francke (Hamburg) ** 14. 11. 
Gansel ** 14. 11. 
Gerstein 13. 11. 
Grünbeck 13. 11. 
Haar 14. 11. 
Haase (Fürth) 14. 11. 
Heyenn 13. 11. 
Hoffie 14. 11. 
Dr. Holtz 13. 11. 
Horn ** 14. 11. 
Frau Hürland 13. 11. 
Dr. Hupka ** 14. 11. 
Ibrügger ** 14. 11. 
Jung 13. 11. 
Jungmann ** 14. 11. 
Dr.-Ing. Kansy ** 14. 11. 
Kirschner 13. 11. 
Kittelmann * 14. 11. 
Kolbow ** 14. 11. 
Frau Krone-Appuhn 14. 11. 
Dr. Kunz (Weiden) ** 14. 11. 
Dr. Lammert 13. 11. 
Lange ** 14. 11. 
Lattmann ** 14. 11. 
Matthöfer 14. 11. 
Milz 14. 11. 
Paterna 13. 11. 
Petersen ** 14. 11. 
Rappe 13. 11. 
Ronneburger ** 14. 11. 
Dr. Rumpf 14. 11. 
Sauer (Salzgitter) ** 14. 11. 
Schluckebier 13. 11. 
Schmidt (Hamburg) 13. 11. 
Schreiber ** 14. 11. 
Schröer (Mülheim) 14. 11. 
Dr. Schulte 14. 11. 
Frau Simonis ** 14. 11. 
Dr. Spöri 13. 11. 
Steiner 14. 11. 
Stutzer 14. 11. 
Frau Traupe ** 14. 11. 
Dr. Waigel 14. 11. 
Dr. von Wartenberg ** 14. 11. 
Weiß ** 14. 11. 
Werner (Westerland) 14. 11. 
Dr. Wieczorek 13. 11. 
Frau Will-Feld 14. 11. 
Würtz ** 14. 11. 
Zierer ** 14. 11. 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Abgeordnete(r) 	entschuldigt bis einschließlich 

Dr. Zimmermann 	 14. 11. 

*für die Teilnahme an Sitzungen der Westeuropäischen Union 
** für die Teilnahme an Sitzungen der Nordatlantischen Ver-

sammlung 

Anlage 2 

Erklärung 

der Abgeordneten Frau Schmidt (Nürnberg) und 
Lambinus (beide SPD) nach § 31 GO zur Abstim

-

mung über den Entschließungsantrag der Fraktion 
DIE GRÜNEN zur dritten Beratung des Entwurfs 
eines Gesetzes zur Änderung asylverfahrensrecht

-

licher, arbeitserlaubnisrechtlicher und ausländer

-

rechtlicher Vorschriften 
(Drucksache 10/6435) 

Unsere Enthaltung zum oben bezeichneten An-
trag erklärt sich daraus, daß die Intention des An-
trags zwar richtig ist, die notwendige Ausformulie-
rung des Verfahrens, vor allem eine Aussage dar-
über, wer entscheiden soll, aber vollständig fehlt. 

Die Intention des Antrags ist vor allem insoweit 
richtig, als z. B. Rumänien dazu übergeht, Ausreise-
visa zu erteilen, und zwar vor dem Hintergrund des 
Wissens, daß keinerlei Einreisevisa zur Einreise in 
die Bundesrepublik erteilt werden. Die damit ver-
bundenen Konsequenzen für die Betroffenen sind 
nicht mehr länger hinnehmbar. 

Anlage 3 

Zu Protokoll gegebene Rede 

zu Punkt 34 der Tagesordnung 
Antrag der Fraktion der SPD: Bekämpfung des er

-

worbenen Immun-Mangel-Syndroms (AIDS) und 
Antrag der Fraktionen der CDU/CSU und FDP: 

Maßnahmen gegen AIDS 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Jugend, Familie, Frauen und Gesund-
heit: Die Bundesregierung nimmt die Entwicklung 
des Krankheitsbildes AIDS sehr ernst. 715 Krank-
heitsfälle waren dem Bundesgesundheitsamt am 
31. Oktober 1986 bekannt. 337 Erkrankte sind ver-
storben. Unter Einrechnung einer Dunkelziffer 
dürfte die Zahl über 1000 liegen. Zur Zeit verdoppelt 
sich diese Zahl in etwa acht Monaten. Man kann 
diese Zahl auf die kommenden Jahre hochrechnen 
und kommt zu beängstigenden Ergebnissen. 

Die Situation wird nach wie vor von den großen 
Risikogruppen geprägt: 77,2 % Homosexuelle Män-
ner, 6,7 % Fixer und 6,4 % Bluterkranke. Inzwischen 
sind aber auch 39 Frauen und 10 Kinder an AIDS 
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erkrankt, die Abschätzung der testpositiven 
Schwangeren und Neugeborenen läßt auch hier 
eine ansteigende Entwicklung befürchten. Gerade 
in diesen Tagen haben wir den Dialog mit Kinder-
ärzten und Frauenärzten wegen der medizinischen 
und sozialen Folgen verstärkt aufgenommen. 

Die Bundesregierung hat ihre Anstrengungen zur 
AIDS-Bekämpfung fortlaufend erhöht, in den lau-
fenden Haushaltsberatungen stehen neue Ansätze 
für erweiterte Aufgaben an. Die Bundesregierung 
will ihre Aufklärungsarbeit weiterhin ausweiten, 
natürlich abgestimmt mit den in Frage kommenden 
Partnern. 

Die Bundesregierung führt ihr Forschungspro-
gramm intensiv fort. Im Vordergrund stehen epide-
miologische Fragen, Probleme des Impfens und der 
Therapie, aber auch die Verbesserung der Teste. 
Inzwischen werden auch sozialwissenschaftliche 
Ansätze in Angriff genommen: Im Modellprogramm 
steht der Ausbau der psychosozialen Beratung, das 
Street-Worker-Modell an, hinzu kommen Schwer-
punkte im Drogenbereich. 

Das Hauptproblem der seuchenhygienischen Si-
tuation ist das Fehlen von Impfung und Therapie, 
nach allem, was ich etwa in den letzten Wochen 
höre, muß man seine Hoffnungen auf baldige Lö-
sung wohl arg zügeln. Das aber bedeutet: Alle Hoff-
nung und alle Verantwortung ruhen auf notwendi-
gen Verhaltensänderungen, vor allem in den be-
drohten Kreisen, wobei häufiger Partnerwechsel 
und ungeschützter Sexualverkehr im Mittelpunkt 
der Sorgen stehen. 

Die Sicherheit der Blutprodukte und Bluttransfu-
sionen ist nach menschlichem Ermessen jetzt gege-
ben, neue Infekte sind hier nicht zu erwarten. 

Zur Erreichung der notwendigen Verhaltensän-
derung wollen wir alle Anstrengungen unterneh-
men und „die Dinge auch beim Namen nennen". 

Wir sind auf die Mitwirkung der Länder angewie-
sen. 

Hohe Bedeutung kommt hier der Selbsthilfe zu, 
der Hauptpartner ist die Deutsche AIDS-Hilfe, sie 
soll es auch bleiben. 

Wir werden uns auch über die Homosexuellen 
hinaus an jene jungen Leute aufklärend wenden, 
die häufig ihren Partner wechseln. 

Von Anfang an wurden wir von einem Kreis von 
Fachleuten beraten. An diesen bisher etwa halb-
jährlichen Zusammenkünften sind die Ärztekam-
mer, erfahrene Virologen und Kliniker, Mitarbeiter 
aus dem Öffentlichen Gesundheitsdienst, der Zen-
tralen AIDS-Hilfe, der Kassen, der Bundesländer 
und verschiedener Bundesressorts beteiligt. Je 
nach Bedarf kamen weitere Fachleute dazu. Wir 
beabsichtigen nunmehr, diesen informellen Kreis 
förmlich mit Beratungsaufgaben in Sachen AIDS 
zu beauftragen, um damit den Aussagen und Rat-
schlägen mehr Gewicht zu verleihen und die Bedeu-
tung dieses Kreises zu unterstreichen. Darüber hin-
aus haben wir vor, mit den zuständigen Ressorts 
regelmäßig und in kürzeren Abständen zusammen-

zukommen, um aie bekamptungsmaßnanmen noch 
besser abzustimmen. 

Im übrigen ist die AIDS-Problematik in einer 
Reihe von nationalen und internationalen Gremien 
kontinuierlicher Tagesordnungspunkt, wobei For-
schungsabstimmungen eine besondere Rolle ein-
nehmen. Ich denke an Bund-Länder-Gremien wie 
die Gesundheitsminister-Konferenz und die vorge-
schaltete Arbeitsgemeinschaft der Leitenden Medi-
zinalbeamten der Länder, entsprechende Begeg-
nungen der EG-Länder in Brüssel, der WHO für 
Europa in Kopenhagen und weltweit in Genf. 

Unsere Bevölkerung ruft gern und oft nach seu-
chenpolizeilichen Maßnahmen unter Verweis auf 
das Seuchenrecht, wobei die Meldepflicht einen 
ganz besonderen Stellenwert hat. Mit den Ländern 
und vielen maßgeblichen Wissenschaftlern sind wir 
nach wie vor der Meinung, daß die „scharfen Instru-
mente" des Seuchenrechts im Falle der AIDS-Er-
krankung dem Bürger nicht den Schutz bringen, 
den er sich davon erwartet. Bei dieser Krankheit 
müssen wir mehr auf Freiwilligkeit, Überzeugungs-
arbeit und soziale Intervention setzen, nicht auf 
Razzien, Zwangsvorführungen und sonstiges. 

Dem Parlament, insbesondere seinen mit der 
AIDS-Problematik befaßten Ausschüssen, etwa 
dem Gesundheitsausschuß, dem Arbeits- und Sozi-
alausschuß, dem Forschungsausschuß und nicht zu-
letzt dem Haushaltsausschuß möchte ich für seine 
wirkungsvolle Unterstützung danken. Ich habe den 
Eindruck, daß es sich bei AIDS um eine Herausfor-
derung handelt, zu deren Lösung wir alle an einem 
Strang ziehen und ziehen müssen. Dafür möchte 
ich Ihnen danken und um weitere Unterstützung 
bitten. 

Anlage 4 

Zu Protokoll gegebene Reden 

zu Punkt 36 der Tagesordnung 
Vorschlag für eine Empfehlung des Rates über die 
koordinierte Einführung des dienstintegrierenden 
digitalen Fernmeldenetzes (ISDN) in der Europäi

-

schen Gemeinschaft — auf dem Weg zu einem 
europaweiten Telematikmarkt 

Linsmeier (CDU/CSU): Wenn die GRÜNEN 
„ISDN" und zudem noch „europaweit" hören, schal-
ten sie ihre Ampeln grundsätzlich auf rot. Obwohl 
sie in den Ausschußberatungen zu diesem Thema 
mit Ausnahme ihres kategorischen Neins nichts zu 
sagen hatten, wollten sie unbedingt diese Debatte. 
Denn wenn es um den technischen Fortschritt geht 
— und das ist beim künftigen ISDN zum Nutzen 
von Bürger und Wirtschaft der Fall —, dann ist 
ihnen jegliches Sandstreuen ins Getriebe oder je-
der sonstige Aufbau einer neuen Hürde aus ihren 
grundsätzlichen Erwägungen nur recht. 

Worum geht es bei dieser Vorlage? Es soll der 
Weg für eine beschleunigte harmonisierte und koor- 
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dinierte Einführung des dienstintegrierten digita-
len Fernmeldenetzes festgelegt werden, d. h. für ein 
Netz, das alle möglichen Fernmeldedienste, sei es 
Sprach-, Text-, Bild- oder Datenkommunikation, 
umfaßt, quasi aus einer Steckdose europaweit an-
bieten kann. Hierzu ist eine grundsätzliche Stan-
dardisierung im technischen Bereich der anzubie-
tenden Dienste und Endgeräte usw. und eine Har-
monisierung der Tarife notwendig. Letzteres bedeu-
tet aber nicht, daß die Tarife in allen Ländern gleich 
hoch sein müssen, sondern daß sie nach gleichen 
Prinzipien festgelegt werden, wie es auch schon 
jetzt der Fall ist (Entfernung, Zeitabhängigkeit 
usw.). Harmonisierung bedeutet also nicht Deregu-
lierung wie z. B. „resale carrier", d. h. Untervermie-
tung von Fernsprechkanälen. Dieses Wort finden 
Sie weder in der Vorlage, noch ist dies beabsich-
tigt. 

Bei der koordinierten Einführung des ISDN ist 
auch der Datenschutz sichergestellt. Denn für die 
künftigen Dienste wurden bereits in die neue TKO 
bereichsspezifische Datenschutzvorschriften aufge-
nommen. Diese wurden so umfassend ausgestaltet, 
daß sie auch die künftigen Verhältnisse im ISDN 
abdecken. Auch der Bundesbeauftragte für den Da-
tenschutz hatte gegen die Datenvorschriften der 
TKO keine grundsätzlichen Einwände erhoben. Da 
der Datenschutz eine ständige Aufgabe ist, schließt 
dies natürlich nicht aus, daß einzelne Datenschutz-
fragen mit dem Bundesbeauftragten noch weiter 
beraten werden. 

Neben Harmonisierung, Normung oder Standar-
disierung ist die Koordination für eine europaweite 
Einführung ebenso wichtig, und zwar sowohl für die 
Kunden, die dann diese Dienste über die Grenze 
der Bundesrepublik hinaus benutzen können, als 
auch für die Unternehmen der Fernmeldeindustrie, 
die dadurch neue Impulse für ihre Produktion, die 
Stärkung ihrer Wettbewerbsfähigkeit und damit für 
die Sicherung der Arbeitsplätze erhalten. Darüber 
hinaus werden damit der Wirtschaft — wie auch 
der DBP — Planungssicherheit gegeben, und es 
werden der DBP erhebliche Kosten erspart für Um-
stellungs- bzw. Anpassungseinrichtungen für den 
Telekommunikationsverkehr über die nationale 
Grenze hinaus. Nicht zuletzt ist dies ein weiteres 
Stück europäischer Integration und Stärkung des 
europäischen Marktes in der Welt gegenüber der 
Konkurrenz aus den USA und Fernost. 

Diese Empfehlung dient aber auch der Stärkung 
der Position unserer Deutschen Bundespost, die 
hier nicht nur in Europa, sondern weltweit eine Vor-
reiterrolle einnimmt, und zwar sowohl bei der Digi-
talisierung als auch beim ISDN. Diesen Vorsprung 
gilt es zu erhalten. So wird die DBP ihr ISDN mit 
den ersten standardisierten Diensten und entspre-
chenden Tarifen bereits Ende 1988 anbieten. Bis 
1993 soll ein bundesweit flächendeckendes ISDN-
Angebot erstellt sein. Insofern liegt die DBP exakt 
in dem sehr ehrgeizigen Zeithorizont der EG-Kom-
mission. Gleichzeitig ist aber auch sichergestellt, 
daß, sollten einige Partnerländer diese zeitlichen 
Vorstellungen nicht einhalten können, davon keine 
Bremswirkungen auf die Pläne der DBP ausgehen  

werden. Sicherlich wird es für einige Partnerländer 
Probleme geben, seien sie produktionstechnischer 
oder finanzieller Art. Produktionstechnisch wird 
aber die europäische Fernmeldeindustrie in der 
Lage sein, hier mit Rat und Tat einzuspringen. Da-
gegen ist die Finanzierung Sache der einzelnen na-
tionalen Fernmeldeverwaltungen bzw. Länder. 

Abschließend darf ich feststellen: Wir freuen uns, 
daß die EG hier initiativ geworden ist, und wün-
schen uns, daß möglichst viele Partnerländer den 
gesetzten Zeitrahmen für eine koordinierte Einfüh-
rung des ISDN einhalten können. 

Bernrath (SPD): Die koordinierte Einführung des 
ISDN in der Europäischen Gemeinschaft ist zweck-
mäßig und notwendig. Auf diese Weise erhalten wir 
in Europa einen nach einheitlichen technischen 
Kriterien funktionierenden Telematikmarkt. Das 
ist nicht zuletzt deshalb vorteilhaft, weil die EG-
Länder damit einen anderen großen Wirtschafts-
räumen vergleichbaren ,home-market` schaffen. Es 
wäre ganz und gar leichtfertig, im Zuge der Errich-
tung und des Ausbaus des ISDN in Europa auf 
Standardisierungen zu verzichten und damit in-
kompatible Netze zu errichten. Insofern sind ge-
meinsame Definitionen der Schnittstellen und auf 
einheitlichen Gebührenprinzipien basierende 
Dienste beim ISDN zwingend. 

Die Digitalisierung des Fernsprechnetzes ist be-
reits unter sozialdemokratischen Postministern 
eingeleitet und vorangetrieben worden. Ziel war, be-
ginnend mit den überörtlichen Netzebenen die Digi-
talisierung des bestehenden Fernmeldenetzes im 
Ortsbereich flächendeckend durchzuführen. Diese 
technische Entsche ermöglicht es, die teil-
weise ohne Übergang nebeneinander bestehenden 
Fernmeldenetze zu einem dienstintegrierenden Di-
gitalnetz zusammenzuführen. Damit waren frühzei-
tig gute Voraussetzungen für die Europäisierung 
fernmelde- und bürotechnischer Produktionen und 
Angebote geschaffen worden. 

Die SPD-Fraktion stimmt darum der Ausschuß-
empfehlung zu, betont aber noch einmal einige 
noch zu klärende, zu vertiefende Fragen: 

Erstens. Die Digitalisierung der Telekommunika-
tion erfordert schon im Inland sorgfältig erarbeitete 
datenschutzrechtliche Regelungen, nicht zuletzt 
weil durch diese neue Technik das Speichern von 
Verbindungs-, Abrechnungs- und Benutzungsfragen 
in bisher nicht gekanntem Umfang möglich ist. Die 
Deutsche Bundespost muß daher bei der Einfüh-
rung dieser Dienste den Schutz personenbezogener 
Daten gewährleisten. Dies gilt um so mehr bei der 
Einführung grenzüberschreitender, internationaler 
Dienste in ISDN-Netzen. Die Bundesregierung wird 
daher gebeten, von sich aus dieser Aufgabe beson-
dere Aufmerksamkeit zu widmen. Sie sollte von 
sich aus dazu zu gegebener Zeit dem Deutschen 
Bundestag berichten. 

Zweitens. Die vom Rat der Europäischen Gemein-
schaften vorgeschlagene Harmonisierung darf nach 
unserer Auffassung nicht zur Deregulierung und 
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Privatisierung fernmeldetechnischer Dienste füh-
ren. 

Suhr (GRÜNE): Die vorliegende Beschlußempfeh-
lung unterstützt den Vorschlag des Rates der EG, 
eine koordinierte Einführung des ISDN in der Ge-
meinschaft zu erreichen. Ziele einer solchen koordi-
nierten Einführung: neue Impulse für Hersteller 
und Anwender, Marktöffnung, gleiche Normen und 
Schnittstellen, „offene Kommunikation", Stärkung 
der Stellung der europäischen Fernmeldeindustrie 
gegenüber den USA und Japan. Die europaweite 
Einführung von ISDN ist eine künstliche Stimulie-
rung eines nicht vorhandenen privaten Bedarfs, um 
Geschäftskommunikation zu finanzieren. Eine der-
artige Automatisierung der Kommunikation dient 
lediglich Industrie-Interessen. Unter „Sicherung der 
offenen Kommunikation" — wie es in der Beschluß-
empfehlung heißt — ist nicht etwa ein offenes, ehr-
liches Gespräch von Mensch zu Mensch gemeint, 
sondern es soll in erster Linie multinationalen Un-
ternehmen ermöglicht werden, Daten über die 
Grenzen hinweg auszutauschen, die grenzüber-
schreitende und nationale Informationsflut zu ver-
dichten und sich durch Informationsvorsprünge 
Macht auf den internationalen Märkten zu sichern. 
Hier geht es wieder einmal um die Unterstützung 
von Großkonzernen, auf Kosten der Kleinen und 
der Dritten Welt. Wenn ich hier scherzhafterweise 
sagen würde, der Kollege Pfeffermann ist die letzte 
Pfeife, dann wäre das direkte Kommunikation. 
Wenn der Herr Bundeskanzler der Zeitschrift 
„Newsweek" Interviews gibt, ist das verdeckte 
Kommunikation. 

Dem kleinen galizischen Bauern nützt ISDN 
nichts — der kann seinen Bankrott der EG-Admi-
nistration auch schriftlich mitteilen. Aber wenn der 
Bayer-Computer über ISDN mit dem Sandoz-Com-
puter korrespondiert, um Pestizide zu ordern, dann 
soll dieser europäische EDV-Dialog via ISDN vom 
privaten Nutzer mitfinanziert werden. 

Aber nicht nur die Großindustrie, sondern auch 
die Große Politik sprich: eine große Koalition aus 
CDU/CSU, SPD und FDP verspricht sich Machtzu-
wachs von diesen elektronischen Autobahnen. Wie 
sonst wäre es zu erklären, daß sie alle miteinander 
bestrebt sind, für den Deutschen Bundestag in 
atemberaubendem Tempo eine ISDN-Nebenstellen-
anlage und drum herum ein umfassendes parla-
mentarisches Informations- und Kommunikations-
system (PARLAKOM) zu errichten. Die anderen 
Fraktionen scheinen unreflektiert dem technischen 
Fortschritt zu erliegen und glauben, mit Computern 
bessere Politik, vor allem besseren Wahlkampf 
„electronic campaign" machen zu können. Sie wol-
len den vorn Computer abhängigen Abgeordneten 
und eine verkabelte Volksvertretung. Die Mehrheit 
der Abgeordneten läßt sich bei PARLAKOM von 
einer technikbesoffenen Minderheit und einer ent-
sprechenden Lobby der Elektronikindustrie — SIE-
MENS macht ein Millionengeschäft durch den Ver-
kauf seiner ISDN-Anlage „HICOM" — zu Versuchs-
kaninchen für eine unausgereifte und unbeherrsch-
bare Technologie machen. Der Bundestag mit sei-
nen hochsensiblen Daten wird zum Experimentier-

feld für die Hersteller-Industrie. Bezeichnender-
weise wird der Modellversuch PARLAKOM nun 
auch schon offiziell — auch von seiten der DBP —
„ISDN-Modellversuch" genannt. 

Von Rückholbarkeit bei Mißerfolg war noch nie 
die Rede. Gerade die ISDN-Technologie jedoch, bei 
der der gesamte Kommunikationsfluß des Bundes-
tages — nicht nur jedes Telefongespräch, sondern 
auch jede Datenbankabfrage und jeder elektro-
nisch versandte „Brief" — über einen zentralen Ver-
mittlungsrechner laufen muß, bietet noch unge-
ahnte Mißbrauchs- und Anzapfmöglichkeiten. Ich 
bezweifele, daß jedem von Ihnen, die Sie hier sitzen, 
dieses Risiko bekannt ist. Ich brauche Ihnen nicht 
zu erzählen, was ein politischer Gegner mit Infor-
mationen über Ihr Kommunikationsverhalten an-
fangen kann. Und ich kann mir nicht vorstellen, daß 
jeder von Ihnen eine solch riskante Technologie im 
eigenen Büro haben möchte. Leider wurde die Ein-
richtung der ISDN-Nebenstellenanlage bereits im 
Ältestenrat beschlossen, übrigens ohne die Interes-
sen der Mitarbeiter/innen zu beachten; besonders 
die SPD legte darauf keinen Wert. 

DIE GRÜNEN haben daher auf ihrer Fraktions-
sitzung am Dienstag beschlossen, sich nicht an 
PARLAKOM mit dem ISDN-Modellversuch zu be-
teiligen. Wir lehnen ISDN nicht nur im Bundestag 
ab, sondern sind gegen diese, das informationelle 
Selbstbestimmungsrecht verhöhnende Rationalisie-
rungsinfrastruktur auch auf nationaler und interna-
tionaler Ebene. Wir werden daher diese Beschluß-
empfehlung ablehnen. 

Kohn: (FDP): Ich begrüße das Vorhaben, die Ein-
führung des ISDN in den Ländern der Gemein-
schaft durch eine Empfehlung des Rates zu koordi-
nieren. Es ist ein wichtiger Schritt auf dem Weg zu 
einem gemeinsamen Markt auch im Bereich der 
Telekommunikation. Nach einer Reihe von Jahren 
der Stagnation ist durch den grundlegenden Be-
schluß des Rates vom Dezember 1984 einiges in 
Bewegung gekommen. Die im Sommer verabschie-
dete Richtlinie zur gegenseitigen Anerkennung der 
Zulassungen von Endgeräten und die ISDN-Emp-
fehlung sind hier nur zwei Elemente. Ich möchte 
die Bundesregierung ausdrücklich ermuntern, ihre 
konstruktive Arbeit in diesen Fragen fortzusetzen 
und ihr technisches Wissen, das im wesentlichen 
bei der Deutschen Bundespost angesiedelt ist, auch 
weiterhin in den Dienst der Gemeinschaft zu stel-
len. 

So wichtig diese Aktivitäten sind, die im wesentli-
chen die technische Harmonisierung von Netzen, 
Diensten und Endgeräten zum Ziel haben, so kön-
nen sie doch allein Binnenmarktverhältnisse im Be-
reich der Telekommunikation nicht herbeiführen. 
Zwei weitere Aktionsfelder sind zumindest von 
ebenso großer Bedeutung: 

Zum einen geht es darum, daß die Bestimmungen 
der Römischen Verträge auch auf dem Gebiet der 
Telekommunikation beachtet werden — und dies in 
allen Mitgliedstaaten gleichmäßig. Nach den Erfah-
rungen, die die Deutsche Bundespost mit dem 
schnurlosen Telefon und dem Modem hinter sich 
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gebracht hat, sollten weitere EG-rechtliche Stolper-
steine tunlichst umgangen werden. Das heißt kon-
kret: neue Post-Monopole für Endgeräte am ISDN, 
wie sie einmal im Sommer dieses Jahres in der Dis-
kussion waren, sind mit dem EWG-Vertrag nicht 
vereinbar und können daher nicht in Frage kom-
men. Wer die ISDN-Empfehlung aufmerksam gele-
sen hat, wird festgestellt haben, daß für solche Mo-
nopole selbstverständlich auch dort kein Raum ist. 

Zum anderen geht es um die Organisationsstruk-
turen im Fernmeldewesen. Telekommunikation 
und Datenverarbeitung wachsen immer stärker zu-
sammen und benötigen einen neuen organisatori-
schen Rahmen. Die Bundesregierung hat zu diesen 
Fragen die Regierungskommission berufen. In 
Großbritannien und den Niederlanden ist der Pro-
zeß, eine neue Struktur zu finden, bereits abge-
schlossen; Frankreich ist auf dem Wege. In den 
nächsten Jahren werden alle Mitgliedstaaten die 
ihnen angemessenen Lösungen finden müssen. Im 
Hinblick auf den gemeinsamen Markt der Telekom-
munikation wird es entscheidend darauf ankom-
men, daß gleichzeitig bisherige Marktzugangsbar-
rieren abgebaut und keine neuen Hindernisse er-
richtet werden — weder innerhalb der Gemein-
schaft noch gegenüber Drittländern. Nur so wird 
sich der Nutzen z. B. des ISDN und der weiteren 
Aktivitäten zur technischen Harmonisierung in 
voller Breite entfalten können. 

Die Schaffung neuer Organisationsstrukturen ist 
auch die Aufgabe, der wir uns in der nächsten Le-
gislaturperiode stellen müssen. Dabei geht es nicht 
um eine Privatisierung der Post, wie es die Deut-
sche Postgewerkschaft der erstaunten Offentlich-
keit weismachen will. Einem solchen Vorhaben ste-
hen schon verfassungsrechtliche Gründe entgegen. 
Es geht vielmehr um die Schaffung solcher Rah-
menbedingungen, mit denen die künftig wachsen-
den Anforderungen eines modernen Industriestaa-
tes an die Telekommunikation erfüllt werden kön-
nen. Und dieses sind mit Sicherheit nicht die Struk-
turen, wie sie seit den 20er Jahren im wesentlichen 
unverändert geblieben sind. Vielmehr muß das Ziel 
sein, staatliche Monopole und Regulierungen wei-
testgehend abzubauen und Markt und Wettbewerb 
dort zum Zuge kommen zu lassen, wo es sinnvoll 
und möglich ist. 

Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Erhard auf die Frage des 
Abgeordneten Stiegler (SPD) (Drucksache 10/6383 
Frage 10): 

Nach welchem „Fahrplan" wird die Bundesregierung die 
Umsetzung der EG-Produkthaftungsrichtlinie vom 25. Juli 
1985 ins Werk setzen, und ist dabei sichergestellt, daß die 
Harmonisierung bis zum 30. Juli 1988 abgeschlossen ist? 

Nach entsprechenden Vorbereitungen, insbeson-
dere auch nach Abstimmungen mit den anderen 
Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft, ist 
vorgesehen, Anfang nächsten Jahres einen Refe-
rentenentwurf vorzulegen. Die Bundesregierung 
rechnet aufgrund der langjährigen Vorerörterun-
gen zu diesem Thema mit einer zügigen Beratung 
und demgemäß mit einer Umsetzung innerhalb der 
durch die Richtlinie eingeräumten Frist. 

Anlage 6 

Antwort 

des Stellvertretenden Chefs des Presse- und Infor-
mationsamtes der Bundesregierung, Dr. Liebrecht, 
auf die Frage der Abgeordneten Frau Simonis 
(SPD) (Drucksache 10/6383 Frage 19): 

Treffen Berichte (DER SPIEGEL vom 20. Oktober 1986) zu, 
daß die Bundesregierung einen neuen Film „Von Weimar 
nach Bonn" in Auftrag gegeben hat, weil „zuviel Sozialdemo-
kraten, zuwenig Kohl" sowie „dem zumeist von den Goethe-
Instituten im Ausland gezeigten Werk die Bedeutung der 
amerikanischen Care-Pakete für die hungernden Nach-
kriegsdeutschen nicht recht gewürdigt", und aus welchem 
genehmigten Titel ist der Betrag von 300 000 DM entnom-
men? 

Der in der Anfrage zitierte Bericht im „Spiegel" 
vom 20. Oktober 1986 trifft nicht zu. Richtig ist, daß 
im Auftrag des Presse- und Informationsamtes der 
Bundesregierung ein Film mit dem Titel „Von Wei-
mar nach Bonn" für die Auslandsarbeit produziert 
worden ist. Dieser Film wird seit 1979 im Rahmen 
der Öffentlichkeitsarbeit Ausland eingesetzt. Er 
stellt die Zeit vom Ende des Ersten Weltkrieges bis 
zur Entstehung der Bundesrepublik Deutschland 
dar. 

Unabhängig von dem Film „Von Weimar nach 
Bonn" wird zwischen SAT 1 und dem Presse- und 
Informationsamt zur Zeit die Frage eines eventuel-
len Ankaufs von Nutzungsrechten an einer geplan-
ten Fernsehserie erörtert. 




	246. Sitzung
	Bonn, Donnerstag, den 13. November 1986
	Inhalt
	Redetext
	Anlagen zum Stenographischen Bericht
	Anlage 1
	Anlage 2
	Anlage 3
	Anlage 4
	Anlage 5
	Anlage 6




